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(Beginn um 9 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen und erkläre die Sitzung des Gemeinderates für eröffnet.

Entschuldigt sind GR Hora, GR Mag Kowarik, GRin Polkorab bis voraussichtlich 11 Uhr, GRin Mag Ramskogler, der ich von dieser Stelle herzlich zur Geburt ihrer Eva gratuliere (Allgemeiner Beifall.), und GR Wagner.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 04073-2007/0001 - KVP/GM) wurde von GRin Ingrid Korosec gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger beschweren sich über zu lange Operationswartezeiten in Wiener Spitälern, welche auf offenkundige Systemfehler zurückzuführen sind. Was werden Sie unternehmen, um die Wartezeiten bei bestimmten Operationen in Wien deutlich zu verkürzen?)
Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie kennen das Thema bezüglich der Wartezeiten schon lange. Sie wissen auch, dass wir sehr große Anstrengungen im Krankenanstaltenverbund, aber auch in allen anderen Krankenanstalten unternehmen, um die OP-Wartezeiten laufend zu verkürzen. 

So haben wir in vielen Abteilungen jetzt schon als Regelbetrieb die so genannten „langen Tische", wo bis zum Abend durchgehend operiert wird, und kommen damit zu einer Erhöhung der OP-Frequenzen. 

Es ist auch so, dass es uns gelungen ist, durch die bessere Koordination in den Ambulanzen die Vorbereitungszeit und die Wartezeit auf Operationen zu verkürzen. 

Es ist uns gelungen, in der Orthopädie durch noch bessere Koordination dafür zu sorgen, dass für Knie- und Hüftprothesen die Wartezeit nicht länger als sechs Monate ist. Vielleicht hier zum Vergleich: In Niederösterreich ist hier die Wartezeit bis zu zwei Jahre.

Einen Punkt darf man bei der Diskussion nicht vergessen, und zwar ist das die Realität, dass wir in gewissen Leistungsbereichen alle Aufgaben der Ostregion erbringen. So ist es zum Beispiel so, dass wir im neurochirurgischen Bereich - aber das wissen Sie ohnedies alles - im SMZ-Ost einen Anteil von niederösterreichischen und burgenländischen Gastpatienten und -patientinnen von 40 Prozent haben. 

Der wichtige Punkt ist, dass alle Akutoperationen auch akut vorgenommen werden. Das ist eine große Leistung, die hier erbracht wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Korosec gestellt. - Bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben wie immer alles wieder sehr beschönigt, was nicht sein kann, was nicht sein darf, so nach dem Motto. Das deckt sich auch mit der Anfragebeantwortung, die Sie uns im April gegeben haben, wo Sie sagen, im Bereich der Augen höchstens zwei bis vier Monate Wartezeit, im Bereich Hüfte/Knie höchstens sechs Monate Wartezeit. 

Wir haben im Sommer die Bürgerinnen und Bürger befragt und wir haben viele Anrufe bekommen, das geht in die Hunderte, gerade bei Hüftoperationen und bei Knieoperationen sind Wartezeiten von einem Jahr und darüber an der Tagesordnung.

Frau Stadträtin, wie erklären Sie sich diese Diskrepanz? Einerseits die Auskunft der Bürgerinnen und Bürger, andererseits Ihre Auskunft?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin Korosec!

Das Problem ist bei Ihnen immer ein bisschen, dass Sie - ich sage das jetzt im übertragenen Sinn - ohne Namen und Adresse zu nennen, hier Vorwürfe bringen. Wenn Sie mir sagen, um welches Spital es geht, wo das Problem ist, bin ich selbstverständlich bereit, mir das im Einzelfall anzusehen. Allgemeine Anschuldigungen sind schwer zu bearbeiten.

Ich möchte Ihnen als Beantwortung Ihrer Frage einen Brief vorlesen, der mich am 20. August von den Geschäftsführern der Vinzenz Gruppe, von Herrn Dr Heinisch und Schwester Michelitsch, erreicht hat, die mir Folgendes schreiben:

„Sehr geehrte Frau Stadträtin! Das System der öffentlichen Gesundheitsversorgung in Wien ist stark in seinen Leistungen und die Patienten vertrauen zu Recht auf die bestmögliche Behandlung. Dieses Vertrauen ist etwas sehr Wertvolles, aber auch Fragiles, geht es doch um das Elementarste überhaupt, das Leben von Menschen. Debatten im öffentlichen Raum müssen Rücksicht darauf nehmen. All jene, die sie führen, zeigen Verantwortung, indem sie dieses Vertrauen bewahren. Mit Sorge sehen wir deshalb undifferenzierte Debattenbeiträge der letzten Zeit im Zusammenhang mit Wartezeiten in den Wiener Spitälern. Die politischen Motive sind eine Sache, die Auswirkungen auf das Vertrauen in die Versorgung eine andere. Wir warnen davor, die Patienten zu verunsichern. Allerspätestens dort, wo Verunsicherung der Patienten beginnt, muss die politische Auseinandersetzung um das Gesundheitswesen aufhören. Abseits der Position der jeweiligen Träger geht es um den Auftrag in Wien. Wir, die Vinzenz Gruppe, distanzieren uns von dem Auseinanderdividieren der Stadtspitäler und der Nichtstadtspitäler samt entsprechenden politischen Punktierungen. Es gibt eine gemeinsame Aufgabe und damit auch ein gemeinsames Bild aller Gemeinnützigen in Wien. Wir gehen den Weg der bestmöglichen Versorgung für alle. Wir sind um die beste Leistung bemüht, mit einem Vorrang für Akutfälle und ohne Altersgrenze, wie es sie in anderen Staaten durchaus gibt. Das gilt für die Häuser des KAV der Stadt Wien genauso wie für uns als Ordensspitalsgruppe mit mehreren Häusern in Wien. Konstruktive Politik hilft uns allen, Verunsicherung schadet uns allen. Das gilt auch ..." - so wird weiters geschrieben – „... für die Patientenanwaltschaft und ihre unangefochtene Stellung als Anlaufstelle der Patienten und Partner der Krankenhäuser. Emotionalisierte Kampagnen, die politisch motivierte Zweitanwaltschaften entstehen lassen, untergraben die Autorität dieser wichtigen und zu Recht mit hoher Akzeptanz ausgestatteten Institution. Die Patienten erwarten Orientierung, statt dessen entsteht Verwirrung. Niemand gewinnt durch einen provozierten Beschwerdewettbewerb, ganz im Gegenteil, auch hier bleiben die Patienten verunsichert. Es ist uns, der Vinzenz Gruppe, wichtig, unsere Position klarzustellen gegenüber Ihnen als oberste verantwortliche Stelle der Gesundheitspolitik in Wien. Die Vinzenz Gruppe ist im Interesse der Patienten immer ein Partner für die Stärkung und nicht für das Misstrauen im Gesundheitssystem. - Mit freundlichen Grüßen Dr Michael Heinisch und Schwester Josefa Michelitsch" 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird gestellt von GR Mag Ebinger. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Klarerweise begrüßen wir jede Initiative, die zu kürzeren Operationswartezeiten führt. Ich gehe allerdings davon aus, dass bei Akutoperationen sowieso keine Wartezeiten bestehen. Wir sprechen also hier von Operationen, die einerseits nach objektiver Dringlichkeit abgewickelt werden müssen und wie halt auf der anderen Seite subjektiv von Seiten des Patienten aus die Wartezeit betrachtet wird. Wie gesagt, es gibt immer einen Verbesserungsbedarf und das begrüßen wir sehr. Allerdings denke ich mir auch, dass Wien im internationalen Vergleich und im Vergleich mit Österreich, den anderen Bundesländern, nicht so schlecht dasteht.

Deswegen meine Frage: Gibt es konkrete Ziffern für derartige Operationen im Vergleich Wien zu anderen Bundesländern oder zum europäischen Ausland?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Gemeinderat!

Es ist so, dass der große Unterschied in Wien vor allem zum europäischen Ausland darin liegt, dass wir diese Zeiten, die ich hier dargelegt habe, für alle Patientinnen und Patienten garantieren können, unabhängig von der Frage ihres Einkommens oder der Versicherungsform.

Ganz konkret kann ich Ihnen die Zahl der Orthopädie nennen, wo wir derzeit im Donauspital sechs Monate Wartezeit auf planbare Operationen haben. Ich spreche nicht von Akutoperationen, wo wir im OWS fünf Monate fix ab dem Ambulanzbesuch zusagen können und wo es in Niederösterreich parallel dazu Wartezeiten von bis zu zwei Jahren gibt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird gestellt von GRin Dr Pilz. - Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ihre Antwort an die Frau Kollegin Korosec, die zweite vor allem, mit der Verlesung des Schreibens der Vinzenz Holding, hat genau nichts beantwortet, denn dass ein Krankenhausträger sagt, wir sind super, kann erstens wahr sein und zweitens ist die Motivation völlig klar, sie sind sozusagen in ihrer Rolle und sind ja nicht PatientInnenanwälte, sondern Krankenanstaltenträger und wollen auch nicht, dass sie kritisiert werden. Also ich verstehe nicht, wieso das eine Antwort sein soll.

Ich verstehe vor allem auch nicht, warum Sie darauf bestehen, und das haben Sie mir gegenüber auch schon gemacht: „Nennen Sie Namen, Adresse und wann das passiert ist." So viel praktische Lebenserfahrung haben Sie sicher auch, dass Sie wissen, dass solche Berichte immer von der sehr angstvollen Versicherung begleitet sind: „Bitte, nennen Sie nicht meinen Namen! Bitte sagen Sie nicht, wo das passiert ist! Ich brauche die Abteilung, die Ärzte noch!" oder „Wenn das über meine Mutter in Erfahrung gebracht wird, ..." - und so weiter. Also, der Patient ist in einer extrem schwachen Situation. 

Wir stehen dann vor der anderen Situation, dass Sie uns das nicht glauben und schreien, wir beschmutzen oder bewerfen das gute Gesundheitssystem und wir kommen nicht hinaus aus diesem Dilemma.

Ich frage Sie daher, Frau Stadträtin: Warum entscheiden Sie sich nicht endlich für eine objektive, transparente und nachvollziehbare Veröffentlichung jener Zahlen, die diese Fragen obsolet machen würden, jährliche aussagekräftige Berichte über Fehlerquoten, über Wartezeiten, über Gangbetten, über Fallzahlen und so weiter, eine ganze Liste von Aussagen, die nicht etwa pauschal über das Krankenhaus oder den Krankenanstaltenverbund gegeben werden sollen, sondern heruntergebrochen auf die Abteilungen? Dann könnten wir auf dem Niveau diskutieren, das Sie verlangen und das den Bürgern zumutbar ist. Dann könnte der Krankenanstaltenverbund auch verbessern und wir müssten nicht mauern.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin!

Das Bessere ist immer der größte Feind des Guten. Deswegen verbessern wir uns permanent.

Ich denke, dass hier sozusagen verschiedene Sachen durcheinandergemischt werden. Das eine ist die Problematik, Frau Dr Pilz, wir haben das schon oft diskutiert und ich glaube Ihnen durchaus, dass Sie in der Problematik sind, dass die Menschen, die offenbar zu Ihnen kommen, ich möchte das gar nicht bezweifeln, sozusagen nicht bereit sind, dass hier Informationen weitergegeben werden, die es mir als Verantwortliche möglich machen zu handeln. 

Ich würde Sie bitten und Sie sozusagen ersuchen, Verständnis für Ihre Situation und für die Patienten habe ich, aber schon auch zu sehen, wenn es eine globale Anschuldigung oder eine globale Problemdarstellung gibt, dass es nicht nur sehr schwierig, sondern eigentlich unmöglich ist, darauf zu reagieren, außer so zu reagieren, wie wir es tun, dass wir permanent daran arbeiten, indem zum Beispiel permanent die „langen Tische" in den Spitälern verlängert werden, damit sozusagen die Zahl der „langen Tische" erhöht wird und wir damit insgesamt die Wartezeiten reduzieren können. 

Ganz ist mir die Argumentation auch nicht einsichtig, was die Sorge der Patientinnen und Patienten betrifft. Das gibt es natürlich auch. Tatsache ist aber auch, wenn ich ein solches Erlebnis gehabt habe und dann der Eingriff bereits vorgenommen worden ist, dann habe ich meine neue Hüfte schon drinnen und brauche eigentlich keine Sorge zu haben, dass ich sie dann wieder nicht habe. Daher soll man sozusagen bei aller Furcht, die vielleicht herrscht, glaube ich, auch die Kirche im Dorf lassen.

Was die Frage der Wartezeiten betrifft, wissen Sie, ich lese es gerne wieder vor und es ist das letzte Mal auch im Ausschuss diskutiert worden. Es ist überhaupt kein Problem, regelmäßig darüber Auskunft zu geben, wie wir gerade stehen. 

Ich sage Ihnen, mein letzter Stand ist vom September 2007. Orthopädie Donauspital: sechs Monate, Gersthof: sechs Monate, OWS: fünf Monate, Augenheilkunde Rudolfstiftung: drei bis vier Monate, Donauspital: drei Monate, Herzchirurgie: vier bis sechs Wochen, Schilddrüsenchirurgie Kaiserin-Elisabeth-Spital: maximal vier Wochen, Neurochirurgie Donauspital: neun Monate, Krankenanstalt Rudolfstiftung: viereinhalb Monate. Ich sage immer, nicht Akutoperationen, sondern planbare. 

Ich halte es weder geheim noch sonst irgendetwas und halte Sie da gerne auch bei Veränderungen auf dem Laufenden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von GRin Korosec gestellt. - Ich bitte darum.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Sie dürfen nur nicht vergessen, dass nach der Hüfte vielleicht das Knie kommt, nicht? Sie dürfen nicht vergessen, wenn eine Patientin zu uns kommt und sich beschwert, natürlich die Sorge ist, das eine ist operiert, aber es kann ja auch noch etwas Weiteres kommen. Gerade im Hinblick auf Grund der demographischen Entwicklung, wir werden Gott sei Dank älter, ist es natürlich notwendig, sich dann gewisse Ersatzteile anzuschaffen. 

Es ist tatsächlich so, wir haben Hunderte Anrufe. Trotzdem wollen die Patienten nicht genannt werden. Ich verstehe bei Hunderten Anrufen nicht, dass Sie dann sagen: „Das ist alles nicht so, ich habe meine Statistik!" - Ich würde Sie schon bitten, da ein bisschen nachzugehen und sich nicht nur darauf zu verlassen, was man Ihnen sagt, sondern sich das vielleicht auch selbst anzuschauen.

Aber meine Frage geht in die Richtung, sprechen wir von Transparenz. Sie sagen, es ist alles transparent. Im Vorjahr hat der Patientenanwalt auch die langen Wartezeiten kritisiert. Daraufhin hat Herr Generaldirektor Marhold gesagt, er wird eine interne Revision machen und wird uns dann berichten. Also berichtet ist einmal nichts geworden. Wir haben dann nachgefragt. Im Ausschuss wurde gesagt, es sei alles in Ordnung. Auf mein Nachstoßen, ob man diesen Bericht als Oppositionspartei nicht haben kann, war die Antwort, das ist nicht möglich. Ist das die Transparenz, die Sie sich vorstellen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin Korosec!

Die Transparenz, die ich mir vorstelle, ist, dass der Herr Generaldirektor in meiner Amtszeit, und die ist erst seit dem 25. Jänner des heurigen Jahres, bereits zweimal, einmal ungefragt, also von sich aus, und einmal auf Grund einer Nachfrage darüber berichtet hat. 

Der zweite Punkt ist, die Intransparenz ist nicht gegeben, weil ich habe Ihnen bei mehreren Anfragen mehrmals den derzeitigen Stand der Wartezeiten gesagt. 

Lassen Sie mich eines sagen, weil mir das schon wichtig ist, die Ärztinnen und Ärzte betreffend. Hier wird das so dargestellt, als ob Patientinnen und Patienten, die sich über irgendetwas beschweren oder mit etwas nicht zufrieden sind, von den Kolleginnen und Kollegen dann schlecht behandelt werden. Wissen Sie, ich halte das für einen unerhörten Vorwurf, der hier nur als Schutzbehauptung verwendet wird, um nähere Fakten nicht darzulegen. Denn, Frau Kollegin, überlegen Sie sich einmal, was Sie jetzt gesagt haben. Sie haben nämlich dieses Verhalten nicht kritisiert, Sie haben hier gesagt, die Hunderten Leute, die sich bei Ihnen melden, wollen deshalb nicht, dass darüber gesprochen wird, weil sie vielleicht weitere Operationen in ihrem Leben haben und dann Angst haben müssen, dass es nicht funktioniert. Sie können mir glauben, von Hunderten kann hier nicht gesprochen werden, denn ich habe auch ein Telefon und eine E-Mail-Adresse und bekomme auch viele Informationen. (GRin Ingrid Korosec: Hunderte Anrufe!) Frau Kollegin, offensichtlich ist es nicht so, dass Sie als eine seit vielen Jahren engagiert im Gesundheitswesen als Gemeinderätin Tätige den Bürgerinnen und Bürgern auf Grund Ihres Wissens sagen, sie brauchen keine Sorge zu haben, weil in dieser Stadt alle Menschen, die, die freundlich sind, die, die unfreundlich sind, die, die sich beschweren, die, die sich nicht beschweren, die, die arm sind, die, die reich sind, die beste Gesundheitsversorgung bekommen, sondern Sie bestärken sie offensichtlich in dieser, ihrer Sorge, dass sie sich nicht beschweren dürfen. Das halte ich wirklich für ein ausgesprochen unlauteres Vorgehen! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 1. Anfrage.

Die 2. Anfrage (FSP - 04068-2007/0001 - KSP/GM) wurde von GRin Barbara Novak gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Von der Stadt Wien wurde kürzlich das MUSA (Museum auf Abruf) eröffnet. Braucht Wien tatsächlich noch ein zusätzliches Museum und wie fügt es sich in die bestehende Museumslandschaft ein?)
Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Die Frage gibt mir Gelegenheit, einmal mehr auf ein Schmuckkästchen hinzuweisen und Sie alle, meine Damen und Herren des Gemeinderates, auch einmal einzuladen, dieses zu besuchen, so Sie das noch nicht getan haben. 

Das Museum auf Abruf besteht seit längerer Zeit, hat aber jetzt einen neuen Standort in unmittelbarer Nähe des Rathauses, ist nach übereinstimmender Meinung auch architektonisch sehr gut gelungen und bietet den etwa 17 000 Kunstwerken der Stadt Wien eine neue Heimat. Es ist möglich, an einem sehr attraktiven Standort nunmehr auch entsprechende Ausstellungen zu zeigen und diese Werke in unterschiedlicher Zusammensetzung einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Man muss auch sagen, dass diese Sammlung eine der bedeutendsten Sammlungen zeitgenössischer Kunst in Österreich überhaupt ist, die über mehrere Jahrzehnte, nämlich seit dem Jahr 1945, angesammelt wurde und in der auch die bedeutendsten zeitgenössischen Künstlerinnen und Künstler Österreichs versammelt sind. 

Es hat auch einen guten Grund, warum wir dieses Investment vorgenommen haben. Ich bedanke mich auch bei allen beteiligten Geschäftsgruppen, insbesondere bei der MA 34, weil wir das in einer guten Zeit über die Bühne bringen konnten, weil damit auch ein weiterer wesentlicher Aspekt der Wiener Kulturpolitik berührt und abgedeckt wird, nämlich dass es uns darum geht, möglichst den freien Zugang, den sozusagen auch materiell barrierefreien Zugang zu Kunst und Kultur zu ermöglichen. Sie wissen, wir haben in den Wiener Museen einmal in der Woche, nämlich am Sonntag, freien Eintritt für die Schausammlungen. Das gilt selbstverständlich auch für das ureigenste Museum der Stadt Wien, nämlich für jenes Haus, in dem die Sammlung der Stadt Wien gezeigt wird. Also wir können einerseits einen wirklich attraktiven neuen zusätzlichen Bau für die Kunst in Wien anbieten, und dies bei freiem Eintritt. 

Wenn jetzt allgemein die Diskussion über die grundsätzlichen Ausrichtungen der Museen in Wien in Gang kommt, unabhängig davon, ob sie Bundes- oder Landesmuseen sind, wo wir dankenswerterweise auch eingeladen wurden, unsere Meinung und Expertise einzubringen, dann glaube ich, ist dieser Ort auch noch ein zusätzliches Angebot, das endlich einen attraktiven und entsprechenden Platz für die sehr reichhaltige Sammlung der Stadt Wien anbietet. Insofern, glaube ich, fügt sich dieses Ausstellungshaus, dieses Museum auf Abruf, wie wir es nennen, wunderbar in die Wiener Museumslandschaft ein.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Mag Ebinger gestellt. - Ich bitte darum.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Das Museum auf Abruf, wo, glaube ich, im Juni die Räumlichkeiten eröffnet wurden, ist für uns eine Zusammenführung einerseits der Staatsgalerie, wo ich mich noch an den Herrn Zilk erinnern kann, der das seinerzeit betreut hat, andererseits der Artothek, die, glaube ich, 1979 gegründet wurde. Das ist irgendwie eine logische Folgerung, dass man auch diese Sammlungen, die eigentlich nicht als Museum angekauft wurden, sondern zur Unterstützung junger Künstler, was sehr begrüßenswert ist, weil gerade bildende Künstler doch, wie ich jetzt in einem Vergleich gelesen habe, mit einem sehr geringen Einkommen existieren müssen, bis sie halt einen Bekanntheitsgrad erlangen, dann der Öffentlichkeit zugänglich macht. So gesehen gibt es da nichts auszusetzen. 

Meine Frage: Es gibt so eine Artothek, die da irgendwie dazugehört. Diese Artothek verleiht einerseits, glaube ich, für 2,50 EUR im Monat an Privatpersonen, aber die Sammlungen, die die Stadt Wien in diesen Jahrzehnten angekauft hat, hängen sinnvollerweise auch in Amtsräumlichkeiten. Meine Frage ist: Bei der Artothek des Bundes ist mir bekannt, dass durch Übersiedlungen, also dass gewisse Behörden woanders hinkommen, durchaus Werke verschollen sind. Das heißt, dass man dann jahrelang recherchiert, ob man die noch irgendwie ausfindig machen kann. 

Meine Frage: Wie hoch ist der Prozentsatz der nicht mehr auffindbaren Ankäufe der Stadt Wien im Rahmen ihrer Sammlung?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Laufend geringer. Es ist ganz klar, dass bei einem Gesamtbestand von etwa 17 000 Werken, den man der Öffentlichkeit zugänglich machen will, manches nicht mehr auffindbar ist. Wir verstecken das ja nicht in Depots, sondern es ist, wie Sie richtig festgestellt haben, der Sinn der ganzen Aktion zweierlei, nämlich einerseits junge Künstler, zeitgenössische Künstler zu fördern und andererseits ihre Werke einem möglichst breiten Publikum zugänglich zu machen. 

Daher gibt es seit Jahrzehnten, wie Sie richtig gesagt haben, die Einrichtung der Artothek. Das heißt, jede Bürgerin, jeder Bürger der Stadt kann sich Bilder gegen ein sehr geringes Entgelt, was hauptsächlich mit der Versicherung zu tun hat, ausborgen. 

Der zweite Punkt ist, dass wir versuchen, auch an öffentlichen Orten, Dienststellen, Amtsstellen, Spitälern und anderes mehr diese Bilder auszustellen. 

Das bringt mit sich, dass natürlich bei einer Hundertschaft oder Tausendschaft von quasi in Umlauf befindlichen Kunstwerken manche verschwinden, gestohlen oder zerstört werden. Es gibt darüber eine sehr genaue Aufzeichnung und es gab vor nicht allzu langer Zeit auch einen Kontrollamtsbericht, wo das alles genau aufgelistet worden ist und die entsprechenden Fragen beantwortet worden sind.

Ich kann Ihnen jetzt sagen, dass auf Grund eines verbesserten Inventur- und Kontrollsystems in den letzten Jahren die Zahl der in Verlust geratenen Objekte auf durchschnittlich vier Stück pro Jahr zurückgegangen ist. Das ist bei etwa 4 000 Werken, die sozusagen im öffentlichen Raum der Stadt Wien aufgehängt sind, eine in die Promillezahl gehende Zahl. Sie war früher höher. Ich führe das darauf zurück, dass wir jetzt ein wirklich, glaube ich, sehr gutes Inventur- und Kontrollsystem eingeführt haben. Es lässt sich also eine stark sinkende Kurve von in Verlust geratenen Objekten feststellen. 

Hinzufügen möchte ich noch, dass die Stadt Wien im Unterschied zum Bund die Werke versichert hat, also alle, die sozusagen verfahrenstechnisch als tatsächlich verlustig gegangen festgestellt worden sind, werden dann von der Versicherung abgedeckt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von GRin Mag Ringler gestellt. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Ich glaube, das MUSA ist tatsächlich eine Bereicherung für unsere Stadt, da sind wir uns alle einig, denn dort wird etwas gezeigt, was sonst vielleicht in einem Lager verstauben würde. 

Ein bisschen anders verhält es sich möglicherweise mit jener Veranstaltung, die draußen am Rathausplatz gerade aufgebaut wird. Es ist nämlich das Kulturfestival der Wien Holding, das mich dann doch etwas erstaunt. Tatsächlich ist die Wien Holding bis vor Kurzem eigentlich immer nur der Träger der verschiedensten Kulturvereinigungen und Veranstalter gewesen. Unter diesem Dach wurden diverse GesmbHs im Eigentum der Stadt Wien versammelt. Nun positioniert sich die Wien Holding als Kulturveranstalter und tritt damit durchaus in Konkurrenz zu anderen Veranstaltern in dieser Stadt, das mit einem Programm, das, wenn ich die Presseaussendung des Festivals lese, auch nicht direkt mit ihren ureigensten Aufgaben zusammenhängt, also sonntägliches Frühschoppenkonzert mit volkstümlicher Musik, eine Radio-Wien-Disco, eine öffentliche Weinverkostung und Ähnliches mehr.

Wenn vorhin die Frage war, ob wir tatsächlich das MUSA brauchen, dann sage ich Ja.

Wie schätzen Sie dieses Kulturfestival der Wien Holding ein? Brauchen wir das tatsächlich? Und wie viel kostet das eigentlich?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Ich bin nicht unmittelbar für die Holding zuständig, kann daher im Detail diese Fragen nicht beantworten. Aber als Kulturstadtrat bin ich natürlich sehr froh darüber, dass die Holding, die seit geraumer Zeit hervorragend wichtige Kultureinrichtungen der Stadt verwaltet, auch als Veranstalter auftritt. Also das ist überhaupt nichts Neues, dass die Holding diesen ganzen Bereich der Kulturveranstaltungen, der Kultureinrichtungen, die sie betreibt, wo sie auch Gesellschafterin ist, einmal auch in einem bestimmten Zeitraum hervorhebt. Das sind ganz wichtige Kultureinrichtungen in der Stadt. Es spricht aus meiner Sicht nicht nur überhaupt nichts dagegen, dass es ein entsprechendes Festival gibt, dass man sozusagen auch versucht, im Ganzen zu zeigen, was ein wichtiger ausgelagerter Betrieb für die Kultur in der Stadt tatsächlich leistet. Die Holding hat ja über ihre Tochterbetriebe in den letzten Jahren immer wieder Tage der offenen Tür veranstaltet, vor allem in den Theaterbetrieben. 

Nachdem die Holding auch in den letzten Jahren zusätzlich noch Aufgaben übernommen hat - ich verweise auf das Mozarthaus, ich verweise auf das Haus der Musik, ich verweise auf den neuen noch ausgeweiteten Theaterkonzern der Vereinigten Bühnen und einiges andere mehr, beispielsweise auch das Kunsthaus Wien -, halte ich es für sehr begrüßenswert, dass die Holding jetzt darangeht, in einer sehr breiten Art und Weise Wienerinnen und Wiener einzuladen, auch diese Betriebe auf die verschiedenste Art und Weise kennenzulernen und ein zusätzliches Kulturangebot zu stellen. Also ich meine, wir brauchen das, weil es im Grunde eine Ergänzung des Kulturangebotes der Stadt Wien ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die dritte und letzte Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Das Museum auf Abruf ist in der Tat eine interessante Initiative und Ihrer Werbedurchsage ist wenig hinzuzufügen. Vielleicht nur der Hinweis, dass das Museum besser ist als die Ausstellungseröffnung, die damals gezeigt wurde. 

Aber einen wesentlichen Punkt haben Sie in der Tatsache angesprochen, dass Wien 140 Museen hat.

Daher abgeleitet die Frage: Wie werden diese Museen von Ihrer Seite her oder vom Kulturamt der Stadt Wien koordiniert? Gibt es eine Koordination der Ausstellungsprogramme, eine Koordination der Konzepte, der Fortführung der unterschiedlichen Initiativen? Oder ist hier ein Quotenwettkampf zwischen allen Museumsbetreibern, der letztlich zu Lasten der Qualität geht? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Zum einen weiß ich nicht, worauf sich Ihre Beurteilung der Eröffnungsausstellung bezieht. Das war eine Ausstellung, die auch allgemein sehr anerkannt wurde und wo allgemein gesagt wurde, dass man in dieser Ausstellung tatsächlich einen sehr interessanten Querschnitt und auch einen beeindruckenden Querschnitt der Objekte, die im Bereich der Stadt Wien vorhanden sind, gesehen hat. Wir haben dort auch Kunstwerke gesehen, die zum Teil sozusagen nur in Replikaform, beispielsweise auch in der Documenta, zu sehen waren. Alle, mit denen ich gesprochen habe und die vielleicht noch mehr Expertise als ich auf dem Gebiet haben, haben das eigentlich als eine sehr beeindruckende Eröffnungsausstellung gesehen. 

Zu Ihrer eigentlichen Frage möchte ich sagen, natürlich gibt es eine Vielzahl von Museen in Wien, die aber auch unterschiedliche Wertigkeiten haben und auf unterschiedlichen Ebenen sind. Also von den Bundesmuseen angefangen, über die Museen der Stadt, die über das Wien Museum als zentralen Angelpunkt und das Jüdische Museum laufen, die Bezirksmuseen und auch einige Privatmuseen. Selbstverständlich unterliegt das, was im Bereich der Wienmuseen vorhanden ist, so es denn überhaupt sinnvoll und möglich ist, einer einheitlichen Konzeption. Es wird jeder zugestehen, dass man die Ausgrabungsstätten anders zu behandeln hat als die Musikergedenkstätten. Das Wien Museum selbst hat ja in den letzten Jahren, glaube ich, eine sehr deutliche Akzentuierung, Positionierung auch zur allgemeinen Zufriedenheit vorgenommen. 

Wenn sich die Frage darüber hinaus auf die Frage erstreckt, wie man sozusagen zwischen den verschiedenen Bundeseinrichtungen und den Landeseinrichtungen eine Koordinierung herbeiführen kann, kann ich Ihnen sagen, dass wir von der Frau Bundesministerin eingeladen worden sind, an der Neugestaltung der Museumskonzeptionen mitzuwirken und das auch sehr gerne tun. Ich sage Ihnen aber auch gleich, dass ich nicht allzu viel von einer schnellen Entwicklung halte, wo man sagt, wir wissen eh schon, wie es geht, es gibt zu viele Flächen und das gehört alles besser koordiniert. 

Ich glaube, dass die Museumslandschaft in Wien, und jetzt meine ich die Bundes- als auch die Landesmuseen und auch die Bezirksmuseen, die wiederum ein Sonderfall sind, eine sehr rasante, sehr dynamische und im Grunde auch sehr gute Entwicklung in den letzten Jahren durchgenommen haben. Wenn Sie sich überlegen, wie die Museumslandschaft in Wien vor 15 Jahren ausgeschaut hat, dann hat sich da einiges entwickelt, nicht zuletzt auch, weil wir von städtischer Seite, Stichwort Museumsquartier, aber auch das Wien Museum, sehr viel investiert haben. Selbstverständlich ist ein solcher Prozess, der im Grunde immer in Entwicklung befindlich ist, immer wieder auch zu hinterfragen. 

Also die konkrete Antwort auf Ihre Frage ist: Ja, wir nehmen Teil an dieser Koordinierung, an dem neuen Nachdenken über die Museumslandschaft. Ich glaube aber, dem, was viele jetzt sagen, wo man sagt, man könnte das einfach umgruppieren und man kann sozusagen die Moderne im Belvedere sammeln und man sollte, ich weiß nicht, Leopoldmuseum und MUMOK zusammenlegen, wo es eine ganze Reihe von Ideen gibt, stehe ich zunächst einmal ein bisschen skeptisch gegenüber, weil ich doch glaube, dass die einzelnen Museen und ihre Institutionen und ihre Leiterinnen und Leiter durchaus auf ihre Weise in den letzten Jahren ihre Museen positioniert haben. Wenn beispielsweise jetzt auch die Albertina zwei große Sammlungen als Leihgaben bekommt, so bin ich da auch nicht grundlegend skeptisch dahinter, sondern denke mir, dass das eine Bereicherung zunächst einmal für die Stadt, für die Kultur in der Stadt ist, was nicht daran hindern soll, dass man natürlich laufend darüber nachdenkt, wie man das Angebot, wie man die Sichtbarkeit, wie man die Positionierung, wie man die Akzentuierung der Museen verbessert. Das versuchen wir natürlich auch im Bereich der Stadt Wien selbst zu machen. Wir haben hier sozusagen auch Akquisitionen. Wir versuchen, unser Angebot zu erweitern, sei es über das MUSA, sei es über das Kunsthaus Wien, das im Eigentum der Stadt Wien steht, und dieses Angebot entsprechend auszudifferenzieren. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 2. Anfrage. 

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP - 04078-2007/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR DDr Eduard Schock gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Der Fonds Soziales Wien, der seine Mittel aus dem Stadtbudget erhält, kauft das Ernst Kirchweger Haus (EKH) für die Autonome Szene um 2,1 Millionen EUR. Welche weiteren Kosten werden dem Fonds Soziales Wien hinsichtlich des EKH in Zukunft noch erwachsen?)
Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr DDr Schock! 

Sie fragen, welche weiteren Kosten dem Fonds Soziales Wien hinsichtlich dieses EKH erwachsen werden. Ich kann Ihnen dazu mitteilen, dass das EKH zukünftig von einer GesmbH verwaltet wird. Eigentümer dieser GesmbH ist eine Tochter des Fonds Soziales Wien. Es ist so, dass die Bewohnerinnen und Bewohner die Immobilie zur Nutzung zur Verfügung gestellt bekommen haben und künftig für den Erhalt des Hauses selbst aufkommen müssen. Die dafür erforderlichen Mittel werden durch Benützungsentgelte, Mitgliedsbeiträge, Einnahmen von Veranstaltungen, Unterstützung von Privatpersonen, wie auch immer, aufgebracht werden.

Wir gehen davon aus, dass für den Betrieb des EKH keine weiteren Mittel aus dem Budget des Fonds Soziales Wien notwendig sind. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von GR DDr Schock gestellt. - Bitte.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Es ist das Ernst Kirchweger-Haus in den letzten 15 Jahren immer ein Zentrum der Gewalt gewesen, vor allem der linksextremen Gewalt in dieser Stadt. Das hat bei den Opernballdemonstrationen begonnen, wo wir beide wissen, dass die vom Ernst Kirchweger-Haus ausgegangen sind, dass sich dann der harte Kern der Demonstranten ins EKH zurückgezogen hat. Das geht weiter bis zum Sprengstoffanschlag von Ebergassing, wo die Sprengstoffattentäter in diesem Haus gewohnt haben. Das geht bis zur Volkstheaterkarawane, die Österreich auch international in Verruf gebracht hat, weil sie im Ausland, in Genua etwa, bei gewalttätigen Demonstrationen teilgenommen hat. Und im letzten Jahr waren es alleine sechs Hausbesetzungen, die die Bewohner des Ernst Kirchweger-Hauses durchgeführt haben, offenbar, um dieses Haus herauszupressen. Sechs Hausbesetzungen, Frau Stadträtin!

Für mich ist es unerträglich, dass Gewalt in dieser Stadt noch mit 2 Millionen EUR subventioniert, gefördert wird!

Ich möchte Sie fragen: Wie können Sie es eigentlich mit Ihrem Gewissen als Stadträtin vereinbaren, 2 Millionen EUR für linksextreme Gewalt in dieser Stadt auszugeben? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr DDr Schock! 

Ich kann das hervorragend mit meinem Gewissen vereinbaren, weil das genau das ist, was diese Stadt ausmacht. Was diese Stadt ausmacht, ist, dass wir Auseinandersetzungen, die in anderen Großstädten durchaus üblich sind, und ich verweise da auf Berlin, ich verweise auf Kopenhagen und auf viele andere europäische Großstädte, in Wien nicht haben, weil wir hier einen Weg einschlagen, wo es um friedvolle Kompromisslösung geht, wo es auch darum geht, dass wir akzeptieren, dass Menschen unterschiedlich sind.

Eines, sehr geehrter Herr DDr Schock, soll auch klar sein, dass die Frage der Gewalttätigkeit, die Sie hier den Bewohnerinnen und Bewohnern unterstellen, einerseits schon sehr weit hergeholt ist. Ich würde Sie bitten, dass Sie in Ihren Kreisen einmal schauen, was dort an Gewalttätigkeit passiert. Gewalt ist nicht immer nur etwas Physisches, sondern auch etwas Psychisches. Ich verweise diesbezüglich auf die von Ihnen initiierte, von der ÖVP unterstützte Demonstration letzten Donnerstag. Das ist Gewalt! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Die Demonstration dagegen war Gewalt! Dort gab es 15 Festnahmen!) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird gestellt von GR Dipl-Ing Margulies. - Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich sage ganz offen, als GRÜNE sind wir sehr angenehm überrascht, dass es jetzt tatsächlich zu einer Einigung gekommen ist. Es wäre wahrscheinlich für die Stadt Wien etwas günstiger gewesen, hätte man nicht einen auch der rechten Szene sehr bekannten Immobilienspekulanten dazwischengeschaltet gehabt, bis sich die Stadt Wien tatsächlich entschieden hat. Nicht die Stadt Wien hat dazwischengeschaltet, es war empörend, dass die KP an den Herrn tatsächlich verkauft hat. (Bgm Dr Michael Häupl: Sehr richtig!) Es wäre allerdings günstiger gewesen, weil die KPÖ hat auch damals der Stadt Wien das Haus direkt angeboten. (Bgm Dr Michael Häupl: Steuergelder zur Parteisubventionierung! Das wäre eine Weltpartie gewesen!)

Nichtsdestoweniger freut mich diese Entwicklung. Es gibt allerdings immer wieder, auch im vergangenen Jahr, kleinere Hausbesetzungen des Vereins „Pankahyttn". Gestern war eine. Es ist ja so, dass es tatsächlich auch Gespräche mit der Gemeinde Wien gibt. Mich würde interessieren, es hat Absichtserklärungen schon vor dem Sommer gegeben, de facto dem Verein irgendwie zu sagen, wie es weitergeht, ob sie jetzt tatsächlich ein Gebäude bekommen, welches sie bekommen. 

Wann kann der Verein „Pankahyttn" tatsächlich damit rechnen, dass es zu einer zufriedenstellenden Lösung kommen wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Gemeinderat!

Wie Sie richtig sagen, gibt es hier intensive Gespräche mit den Vertretern und Vertreterinnen des Vereins. Es gibt hier sozusagen auch eine sehr intensive Suche, wo es um eine Lösung geht, die dahin gehend ist, dass es teilweise auch sehr junge Leute sind. Das heißt, es wird um eine Form eines Sozialprojekts mit betreutem Wohnen gehen, weil es natürlich darum geht, auch diesen Menschen Zukunftschancen zu geben und nicht ausschließlich zu akzeptieren, zu sagen, so ist es und es darf sich nichts daran ändern, wenn einer 18 oder 20 Jahre ist. Wir arbeiten daran und ich hoffe, dass wir eine Lösung zu Stande bringen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird gestellt von GR Hoch. - Bitte.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist ja kein Geheimnis, dass auch die ÖVP die Vorgangsweise der Stadt Wien ablehnt, auch wenn unsere Argumentation ein bisschen eine andere ist. Und zwar meinen wir, dass man solche Personengruppen nicht in einem der dichtest verbauten Gebiete Favoritens platzieren kann. Wir haben auch in der laufenden Diskussion, die schon über mehrere Jahre geht, einen Alternativstandort gefunden.

Da wollte ich Sie fragen: Warum hat man seitens der Stadt nicht einmal versucht, diesen Alternativstandort zu testen, zu prüfen und vor allem mit den Vertretern der EKH-Bewohnergemeinden zu besichtigen? Vielleicht hätte das den Personen auch gefallen, ist vor allem größer, weil man ja hört, dass im EKH enorme Platzprobleme sind, die Stadt Wien relativ fahrlässig diese knapp 2 Millionen EUR da investiert und in Wirklichkeit sucht man schon weitere Häuser, weil es dort einfach zu eng für diese Personengruppen ist. Für uns ist es eine Entscheidung gegen die Anrainer. 

Daher die Frage: Warum wurde der Alternativstandort nicht geprüft?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Kollege Hoch! 

Ich vernehme mit großem Interesse, dass Sie jetzt hier sozusagen als Vertreter der Bewohnerinnen und Bewohner des EKH der Meinung sind, das EKH ist zu klein und es möge die Stadt ein größeres Objekt suchen. Dieser Meinung hänge ich nicht an, sondern es ging in diesen Verhandlungen darum, eine Lösung für das EKH zu finden. Die wurde in dem von mir vorher schon erwähnten Wiener Weg in einem sinnvollen und friedvollen Kompromiss gefunden. Ich erachte das als eine gute Lösung im Sinne des sozialen Friedens in dieser Stadt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von GR DDr Schock gestellt. - Bitte.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Zunächst zu Ihrer Bemerkung zu unserer Demonstration im 20. Bezirk (GR Christian Oxonitsch: Jetzt ist es schon Ihre Demonstration! Alles klar!), die dort von einer Bürgerinitiative mit Unterstützung der Freiheitlichen stattgefunden hat und wo natürlich viele ehemalige sozialdemokratische Wähler dabei waren. Die werden sich sehr über Ihre Stellungnahme dazu freuen. Wir werden ihnen das ganz sicher ausrichten.

Frau Stadträtin, zur eigentlichen Frage: Der berühmte Wiener Weg, den Sie angeschnitten haben, führt nicht nur dazu, dass Gewalt in dieser Stadt offenbar noch finanziell belohnt wird, sondern dieser Wiener Weg, den Sie propagieren, führt auch zu einem direkten Schaden für die Anrainer. Ihre Subvention bestraft die Anrainer in der Wielandgasse, die unter dem Lärmterror leiden, die nicht mehr schlafen können, die dort mittlerweile um ihre persönliche Sicherheit fürchten und die auch einen ganz großen finanziellen Schaden haben. 

Frau Stadträtin, es ist so, dass die Bewohner des EKH auch die Fassaden der Nachbarhäuser verschmieren und bei ihren Exzessen etwa die Gehsteige mit Glasscherben verschmutzen. Die Eigentumshäuser dort müssen dann auf ihre Kosten mit ihren Hausverwaltungen die Fassaden reinigen und die Glasscherben entfernen. Vor allem haben die Menschen, die dort wohnen, ein Leben lang auf ihre Eigentumswohnungen gespart, haben sich dann vor 10, 15 Jahren dort angesiedelt und heute weiß jeder in ganz Wien, in die Wielandgasse kann man nicht ziehen, weil dort ist das EKH und die Eigentumswohnungen dort haben natürlich einen massiven Wertverlust. 

Ich frage Sie: Wie kommen eigentlich die Anrainer dazu? Wir haben daher einen Entschädigungsfonds vorgeschlagen. 

Ich möchte deshalb an Sie die Frage richten: Können Sie sich einen Entschädigungsfonds in der Höhe von 2 Millionen EUR vorstellen, der den Schaden für die Anrainer in der Wielandgasse wiedergutmachen kann?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr DDr Schock!

Zunächst einmal danke ich für die Aufklärung, dass durch Ihre Worte jetzt eines klar war, was bisher bestritten wurde, nämlich dass das Ihre Demonstration am letzten Donnerstag war und nicht die einer Bürgerinitiative. (StR Johann Herzog: Sie haben nicht zugehört!) Sie haben jetzt ganz klar gesagt: „unsere Demonstration letzte Woche". Das ist eh klar. Die ÖVP hat dabei mitgemacht. Wer verantwortungsvoll gehandelt hat, sind der Herr Bezirksvorsteher und die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte der SPÖ.

Das, was hier von Ihnen gesagt wird, was die Problematik beim Ernst Kirchweger-Haus betrifft, stimmt insofern nicht, weil das Ernst Kirchweger-Haus ja nicht jetzt geschaffen wird. Es ist nicht so, dass sozusagen die Bewohnerinnen und Bewohner dort bisher nicht waren und jetzt entschieden wird, dass eine solche Einrichtung hinkommt, sondern es ist so, dass diese Institution dort seit vielen Jahren besteht. Selbstverständlich ist es so, und das macht die Stadt Wien immer, dass wir uns auch sehr um die Mediation mit den Nachbarn bemühen. Aber Ihre Darstellung ist insofern einfach falsch und bar jeder Existenz, weil die Menschen, die dort wohnen, wissen, dass dort dieses Haus ist und nicht erst seit ein, zwei oder drei Jahren, sondern seit weit über zehn Jahren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 3. Anfrage.

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 04076-2007/0001 - KGR/GM). Sie wurde von Herrn GR Marco Schreuder gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Die EURO 2008 wird das große mediale Ereignis des kommenden Jahres sein. Bilder über und von Wien werden in einem noch nie da gewesenen Ausmaß um die Welt gehen. Wien ist allem voran als Kulturstadt bekannt, hat daher bei diesem Großereignis die einzigartige Möglichkeit, bekannte, aber auch weniger bekannte Kunst und Kultur zu präsentieren. Welche Aktivitäten, welche Bilder, welche Wiener Kultur und welches Image wollen Sie als Bürgermeister der Final-Stadt in die Welt vermittelt sehen und mit welchen Projekten soll dies ermöglicht werden?)
Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal stimme ich natürlich mit Ihnen überein, dass die EURO 2008 eines der größten Ereignisse ist, das Wien wahrscheinlich seit geraumer Zeit erleben wird dürfen und um das wir uns alle auch sehr bemüht haben. Daraus resultierend wird es natürlich auch eines der größten medialen Ereignisse, gar keine Frage. Wenn ich das ein bisschen mit der Europameisterschaft in Portugal vergleichen kann, wo etwa 7,9 Milliar-
den Fernsehzuschauer die Europameisterschaft verfolgt haben, dann ist das natürlich richtig.

Wir wissen aber natürlich auch gleichzeitig aus der Europameisterschaft in Portugal und den Erfahrungen von dort, dass es sehr stark auf den Fußball fokussiert ist. Portugal hat sich in zweifacher Hinsicht bemüht, Message-Reiterchen über den Fußball zu transportieren. Das eine war die Frage des Tourismus, was natürlich in Portugal auf der Hand liegt, und das Zweite war die Frage der Geschichte und der Kultur, die sie, insbesondere von Lissabon ausgehend, versucht haben, entsprechend mitzutransportieren. Nichtsdestotrotz, wenn man einen eingefleischten Fußballfan wie mich fragt, was von der Fußball-Europameisterschaft in Portugal geblieben ist, dann erinnert man sich natürlich in erster Linie an den Fußball. Nichtsdestotrotz, es ist zweifelsohne ein Sekundäreffekt, insbesondere auch für den Tourismus in seiner Kombination mit Kultur in Portugal selbst gelungen und hat zweifelsohne auch dem Tourismus, insbesondere im Süden des Landes, in einer an sich ganz tollen Gegend, sehr viel geholfen. 

Das heißt, ich will die Erwartungshaltungen in jene Relationen rücken, die wir aus den Erfahrungen der letzten Fußball-Europameisterschaft kennen. Aber nichtsdestotrotz stimme ich auch hier völlig zu, selbstverständlich hat gerade Wien für die acht Spiele, die hier stattfinden, dies zu nutzen, um Wien auch als eine Kulturstadt zu präsentieren. Unabhängig davon, was man mir vorbereitet hat - ich werde das jetzt nicht aufzählen, das ist meiner Auffassung nach über weite Strecken auch noch viel zu unausgegoren -, ist hier einfach zu sagen, dass sich zur Zeit eine ganze Menge Individuen, Organisatoren, aber natürlich auch die Stadt Wien, insbesondere auch zusammenfassend, bemühen zu implementieren, am Rande, aber auch mittendrin im Geschehen, den Fans diese Kulturstadt Wien zum Teil über Fernsehbilder, zum Teil aber natürlich auch durch Veranstaltungen entsprechend darzustellen. 

Das heißt, die Message ist eigentlich die, dass wir versuchen, auch an Hand von durchaus international bekannten Sportlern, darzustellen, dass Fußballsport und Kultur miteinander verbindbar sind und dass wir gerade in Wien das in besonders gutem Ausmaß auch können. Dazu gibt es eine Arbeitsgruppe, bei der sich die Frau Vizebürgermeisterin und der Herr Kulturstadtrat besonders bemühen, vor allem auch um alle Einzelinitiativen. Sie kennen wahrscheinlich die von den drei Fußballern, dem Herrn Krankl, dem Herrn Prohaska und dem Herrn Polster, die versuchen, Konzerte zu organisieren, nicht nur, dass sie selbst singen - das wäre vielleicht international gesehen mit den rostigen Flügeln noch nicht die Message, die wir unbedingt alleine aussenden wollen -, sondern durchaus mit internationalen Klassikstars, aber natürlich auch mit Popstars, die kommen sollen und diese Konzerte bestreiten sollen. Also, ohne ins Detail zu gehen, wir versuchen, alle möglichen Initiativen, die da sind, einzufangen, einzubinden, in ein Gesamtprogramm einzubetten.

Eines allerdings muss ich zum Schluss noch hinzufügen: Auf die Eröffnungszeremonie in der Schweiz, aber auch auf die Schlusszeremonie nach dem Finale in Wien haben wir keinen Einfluss. Diese gestaltet die UEFA selbst, auch das Kulturprogramm. Dazu zahlen wir nichts, darauf haben wir keinen Einfluss, können auch keinen Einfluss nehmen und werden halt, ich hätte jetzt beinahe gesagt, durch gutes Zureden, durch Argumentation versuchen, Vorschläge zu unterbreiten, wie das zu gestalten ist. Wir haben auch schon Vorschläge dafür unterbreitet, aber entscheiden tut dies die UEFA, das sind zwei Personen, allerdings die Hauptbilder, die über den Schirm laufen, gerade bei der Schlusszeremonie aus Wien. Wir werden halt versuchen, so gut es möglich ist, die UEFA zu beeinflussen, dass dies auch ein möglichst wienerisches Programm wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von GR Schreuder gestellt. - Bitte.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Die Wahrscheinlichkeit, das sage ich jetzt ganz ohne orange Brille, dass Wien Kultur-Europameister wird, ist höher, als dass Österreich Fußball-Europameister wird. Davon gehe ich einmal aus. 

Wenn Sie auch dieser Meinung sind, dann stellt sich für mich die Frage, es gibt ja auch ein Kulturleben Wiens 2008 abseits der EURO. Das ist auch gut so. Wir wollen ja, dass das Kulturleben hier so weitergeht. Die Budgets sind meistens ohnehin schon knapp. Wir wissen auch von Kunstinitiativen, die gerne mehr hätten. Wenn wir jetzt sagen, wir wollen spezielle, gezielte Kultur medial und auch in die Welt erzählen, abseits von den gängigen Wien-Bildern, die man vielleicht kennt, dann wird das auch Geld kosten.

Meine Frage ist daher, nachdem wir das Budget für 2008, das jetzt verhandelt wird, noch nicht beschlossen haben: Wird es zusätzliche Finanzmittel geben, um Kultur während der Europameisterschaft zu zeigen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Das ist auch sehr wienerisch, dass wir zwar noch nicht wissen, was wir machen, aber dafür schauen wir einmal, dass wir mehr Geld bekommen. Ich verstehe das. Jemand, der gerade in Finanzausgleichsverhandlungen steht, hat ein hohes Verständnis für diese Grundposition. 

Nichtsdestotrotz sind wir uns dessen bewusst, dass die Fußball-Europameisterschaft auch der Stadt Wien Geld kostet. Sie bringt natürlich umgekehrt auch der Wirtschaft eine ganze Menge. Wir sind uns dessen bewusst, dass auch die kulturelle Begleitung Geld kostet. Aber das ist ja gerade Wien nicht fremd. Wir haben 365 Tage im Jahr Kulturbetrieb in dieser Stadt, und das auf sehr hohem Niveau. Dass da ein erheblicher Teil der real existierenden Kunst- und Kulturszene in dieser Stadt im Jahr 2008 von sich aus in seinen Programmen auch auf Fußball abzielt, ist keine Frage. Es ist auch gar keine Frage, dass etwa im Vorfeld der Fußball-Europa-
meisterschaft eine Initiative, die gar nicht die Stadt Wien zahlt und die Stadt Wien auch nicht trägt, nämlich „Eine STADT. Ein BUCH." sich mit dem Thema Fußball, ich hoffe, auf eine humorige Art und Weise, beschäftigen wird, aber jedenfalls nicht mit jenem Ernst, den man gelegentlich in Fan-Gruppen beobachten kann, sondern mit dem Schuss Humor, den man eigentlich überall haben sollte, aber besonders auch bei einem Kampfsport wie Fußball. 

So gesehen denke ich, es ist sozusagen der Fußball auch für den Kunst- und Kulturbereich bis ins nächste Jahr themenbestimmend. Dann schauen wir einmal, was uns an zusätzlichen Bereichen noch erwartet, was wir tatsächlich auch leisten können. Also machen wir es umgekehrt, zäumen wir das Pferd von vorne auf.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Kenesei gestellt. - Bitte.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Abseits der Kulturaktivitäten, die natürlich, wie Sie auch gesagt haben, sowieso stattfinden werden, weil ich mir nicht vorstellen kann, dass in der Zeit irgendwie ausgeklinkt wird, abgestellt oder sonst etwas wird, weil die Konzentration natürlich dem Fußball gilt, gehe ich einmal davon aus, dass es einen Gutteil Wienerinnen und Wiener gibt, denen der Fußball nichts sagt und bei denen weiterhin ihr Freizeitvergnügen, sei es das Genießen der Kultur oder anderer Dinge, natürlich im Vordergrund steht. 

Nichtsdestotrotz mehren sich in letzter Zeit die Stimmen, vor allem bei denen, die damit beschäftigt sind, nämlich bei den Wiener Linien, dass sie ein Problem haben werden, die Massen zu bewegen. Unabhängig von der neuen U-Bahn, die zum Stadion fahren wird, wird es in dieser Zeit auch ein Problem sein, genügend Wagenmaterial, genügend Personal laufend im Einsatz zu haben. Daher meine Frage. Unabhängig davon sollte sich Wien so präsentieren, dass die Leute, die da sind, die in die Stadt zur Europameisterschaft kommen, dann auch dementsprechend von A nach B und wieder zurück transportiert werden. 

Gibt es hier von den Organisatoren, vom Organisationskomitee schon einen konkret abgefassten Plan mit den Wiener Linien, welche Kapazitäten notwendig sind und wie diese eingesetzt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal gibt es natürlich in der Stadt eine erhebliche Zahl von Menschen, denen Fußball weniger sagt als beispielsweise uns beiden. Ich bedauere das zwar, aber das muss man als Faktum zur Kenntnis nehmen. Es wird mit Sicherheit bei den Kulturaktivitäten auch Aktivitäten geben, wo offensiv eine Ablehnung des Fußballrummels in Form von kulturellen Beiträgen betrieben wird, nicht so wie andere, die das halt auf irgendwelche tieferen Ebenen reduzieren, sondern die das aus grundsätzlichen Erwägungen heraus nicht wollen. Das ist auch okay. Man muss Fußball nicht lieben. Das verstehen wir zwar nicht, aber es ist auch okay. Selbstverständlich soll es auch solche Aktivitäten geben. Daher wird das in der üblichen Diversität, auch kulturell, vor dem Hintergrund stattfinden, dass es natürlich auch da unterschiedlichste Interessen gibt. 

Die viel profanere, aber nichtsdestotrotz wichtige Frage der Verkehrsorganisation ist natürlich etwas, das nicht nur den zuständigen Stadtrat in besonderem Ausmaß beschäftigt, sondern natürlich alle, einschließlich der Autofahrerinteressenvertretungsorganisationen, mit denen man sich auch auseinanderzusetzen hat. Jawohl, es gibt einen entsprechenden Vorschlag, der unter Einbindung der Wiener Verkehrsbetriebe erstellt ist. Wenn die Wiener Verkehrsbetriebe der Auffassung sind, dass sie die Aufgabe nur mit mehr rollendem Material erfüllen können, dann liegt es an ihnen, diesen Auftrag entsprechend zu erfüllen.

Denn die Verkehrsbetriebe in Wien sind nicht dazu da, Probleme zu beschreiben, sondern dazu, Probleme zu lösen. Das erwarte ich mir von ihnen. Sollte man dazu nicht in der Lage sein, dann sollen sie es rechtzeitig sagen. Dann werden wir mit Sicherheit Leute finden, die durchaus in der Lage sind, die Verkehrsprobleme zu lösen und nicht nur zu beschreiben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die 3. Zusatzfrage wird von GR Dr Madejski gestellt. Ich bitte darum. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Zum Begriff Kultur im weitesten Sinn gehört natürlich - und das wissen Sie genauso wie ich und viele andere hier, auch als Genussmenschen - eine gewisse Esskultur. Denn Esskultur ist ja das Spiegelbild der Geschichte, Esskultur ist das Spiegelbild der Tradition einer Region, eines Volkes, eines Landes. 

Daher hoffe ich, dass bei der EM auch auf der Fan-Meile, wofür jetzt die hundert Stände vergeben werden, durchaus traditionelle Wiener Gastbetriebe Einzug nehmen können, um auch das Kulturgut der traditionellen Wiener Küche den ausländischen Gästen und den vielen Gästen nahezubringen, weil das auch ein Grund ist, warum sie zu uns kommen. Dadurch hat man ja auch den Vorteil, dass man, wenn man gut gegessen hat und gut gesättigt ist, weniger aggressiv ist, und weniger Aggressivität ist gut für die Sicherheit.

Herr Bürgermeister! Wenn wir jetzt zur Sicherheit kommen: Allein durchs gute Essen werden wir die Sicherheit bei der EM nicht garantieren können. Ich frage Sie daher auf Grund des allseits bekannten Polizeimangels: Wie können Sie überhaupt garantieren, dass wir genug Einsatzkräfte haben und dass die Sicherheit für alle Teilnehmer und Besucher garantiert wird? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich freue mich, dass wir in einer so wichtigen Heimatfrage wie dem Essen und dem Trinken aus wienerischer Küche so fundamental übereinstimmen. Das ist überhaupt gar keine Frage, ich sage das aus besonders reinem Herzen: Nachdem ich jetzt drei Tage in Großbritannien war, weiß ich die Wiener Küche im besonderen Ausmaß zu schätzen. (Heiterkeit bei der FPÖ.)
Selbstverständlich werden wir darauf achten, dass die Wiener Küche und traditionsreiche Wiener Gastronomieunternehmer auch entsprechend vertreten sind, so wie wir uns natürlich auch sehr bemüht haben, deutlich zu machen - auch wenn der Biersponsor für die UEFA eine Nicht-Wiener Brauerei ist -, dass sich auch eine Wiener Brauerei entsprechend darstellen kann. Ja, selbstverständlich haben wir ein Interesse daran, dass Wiener Unternehmer im Rahmen des Möglichen dabei auch entsprechend an der Darstellung Wiens partizipieren. Das ist überhaupt keine Frage.

Was die Volte zur Sicherheit betrifft, und ohne sie dabei kulturell besonders auszuschmücken, kann ich nur hoffen, dass Essen friedlicher macht. Das wird wahrscheinlich von der Qualität des Essens abhängen. Aber ich hoffe vor allem, dass das dazugehörige Getränk nicht aggressiv macht. (GR Dr Herbert Madejski: So ist es!) Denn gelegentlich hat man ja schon gehört, dass Leute, die offensichtlich für die begleitenden Getränke zum wenigen Essen mehr Geld ausgegeben haben, nach dem Motto „Das bisschen, was ich esse, kann ich auch trinken" dann vielleicht doch nicht ganz so friedlich gewesen sind. Aber man sollte Frust auf andere Art und Weise abreagieren, nicht durch Gewalt. Das ist zweifelsohne eine wichtige Geschichte.

Was die Frage der Sicherheit oder die Frage meiner Garantie betrifft, so werden wir heute darauf möglicherweise noch bei der Dringlichen Anfrage zurückkommen. Ich, der Wiener Bürgermeister, kann Ihnen das gar nicht garantieren, denn wie in der Zwischenzeit jeder in der Stadt weiß, ist Polizei eine Bundesangelegenheit. Daher ist auch die Frage der Anstellung von Polizisten, das Organisieren von Polizei, auch das In-Anspruch-Nehmen der Erfahrung ausländischer Polizisten, etwa deutscher aufgrund der Weltmeisterschaft, und viele andere dieser Dinge sind Angelegenheit des Innenministeriums. 

Das ist ja mit ein wesentlicher Grund, warum wir dies nicht selbst entscheiden, nicht selbst machen können, sondern über den Weg der Sicherheitspartnerschaft versucht haben, im Interesse unserer Bevölkerung und in Kooperation mit dem Innenministerium einen Weg einzuschlagen, bei dem wir davon ausgehen, dass er tatsächlich auch ein vernünftiger sein wird. In der kurzen Zeit werden wir und wird auch das Innenministerium nicht zusätzliche Polizisten in dem Sinn herzaubern können, aber natürlich wird sich der Einsatz der Exekutivkräfte in dieser Zeit in einem gewissen Ausmaß auch auf die vier Austragungsorte in Österreich konzentrieren. 

Selbstverständlich wird man auch die Kooperation mit der Polizei gerade aus jenen Ländern nutzen, von denen wir wissen, dass ihre Fans, sagen wir einmal, ein überproportionales Sicherheitsproblem darstellen. Das werde ich jetzt nicht ausführen, weil ich im Prinzip niemand beleidigen will, aber bei einem Blick auf die Sportseiten der Zeitungen, zum Teil auch auf die Auslandsseiten, ist dann ohnehin immer sehr nahe liegend, wer letztendlich damit gemeint ist. 

Ich habe mich am Rande meiner Reise nach Großbritannien, auch wenn sie ein ganz anderes Thema hatte, natürlich auch diesbezüglich erkundigt. Selbstverständlich gibt es da insbesondere mit England, sollte es sich qualifizieren - was wir wahrscheinlich in relativ kurzer Zeit wissen werden -, auch eine besondere Kooperation. Denn solche Szenen wie etwa bei der Fußball-Weltmeisterschaft in Deutschland seitens englischer Rowdys, sage ich jetzt einmal bewusst, wären aus meiner Sicht zu verhindern, das ist überhaupt gar keine Frage. Es soll ein fröhlicher Fußballsport werden, es soll auch ein schönes Fußballfest werden, und das wird nur dann gehen, wenn man dies auch möglichst gewaltfrei gestalten kann.

Daher wiederhole ich es hier noch einmal: Ja, selbstverständlich, wir bemühen uns! Wir bemühen uns darum, was wir als Stadt dazu tun können. Aber ich kann Ihnen diese Garantie nicht geben, weil ich hier keine Gestaltungsmöglichkeiten habe. Hätte man meinen Ratschlag, den ich vor geraumer Zeit gemacht habe, befolgt, nämlich die Exekutive zu verländern und mir die Polizei zu geben, dann würde sie heute anders ausschauen. Das kann ich Ihnen versichern.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die vierte und letzte Zusatzfrage wird von GR Schreuder gestellt. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Sie haben meine Frage vorhin als typisch wienerisch bezeichnet, woher es vielleicht kommt, dass ich auch Ihre Antwort typisch wienerisch fand, nämlich: Acht Monate vor der EM wissen wir noch nicht so genau, was wir tun wollen, aber irgendwas wird schon sein. Erlauben Sie mir, dass ich meine Zeit - sie ist ein bisschen knapp - dafür verwende: Es gibt sehr viele Initiativen, Ideen, und es gibt auch Konzepte, die eingereicht und vorgestellt werden. Momentan weiß man nicht: Wird es Geld geben, ja oder nein?

Ich möchte da auch den Sicherheitsaspekt hineinnehmen. Es ist durchaus bekannt, dass auf den Fan-Meilen viele Tausende Menschen sind. Nachher findet dort Musik oder Kultur statt, damit ist ein deeskalierender Faktor auf jeden Fall gegeben. Daher noch einmal meine Frage: Setzen Sie sich als Bürgermeister dieser Stadt dafür ein, dass es zusätzliche finanzielle Mittel geben wird, dass Kulturveranstaltungen nicht nur abseits der EURO, sondern auch mittendrin, innerhalb der EURO, stattfinden werden? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Wir reden jetzt ja nicht über die Bestellung eines Staatsoperndirektors, wofür man offensichtlich eine Zeit von mehreren Jahre braucht, damit man zu einer Entscheidung kommen kann (GRin Mag Marie Ringler: Aber das muss man auch organisieren!), sondern dazu kann man wohl auch schon sagen, dass unsere Aufgabe in diesem Bereich eine initiierende und eine koordinierende ist. Genau das tun wir auch. Ein abschließendes Grundkonzept über die kulturellen Veranstaltungen kann man Ihnen sicherlich auch in absehbarer Zeit übermitteln, aber aus meiner Sicht halte ich das durchaus für einen vernünftigen Zeitplan und würde überhaupt nicht so dramatisch drängen, wie Sie das jetzt dargestellt haben. 

Ich denke, es ist gut so, dass man hier auch zulässt, dass man nicht nur seitens der Stadt, gerade auch im kulturellen Bereich, alles bestimmt. Ich sage Ihnen noch einmal, jawohl, ich werde mich dafür einsetzen, und wenn hier zusätzliche Mittel notwendig sind, dann wird das Geld dafür auch da sein. Denn wir bemühen uns seit der ersten Idee, dass Österreich diese Fußball-Europameisterschaft gemeinsam mit der Schweiz abwickelt, darum, dass gerade Wien auch ein besonderer Standort ist und dass wir diese Gelegenheit dazu nutzen, dass man Wien in besonderem Ausmaß als das darstellt, wofür es am bekanntesten ist, nämlich als Kulturstadt. 

Sie haben schon recht, wir sind eher Weltkulturhauptstadt oder Hauptstadt der Musik oder so etwas, als dass wir Fußball-Europameister werden. Das ist eine relativ einfache Prophezeiung, dass wir wahrscheinlich das erste und das letzte Mal an einer Fußball-Europameisterschaft teilnehmen werden. (GR Dr Matthias Tschirf: Die Jungen spielen besser!) Überhaupt ist es ein bisschen teuer, würde ich sagen, dass man, damit wir an einer Fußball-Europameisterschaft teilnehmen können, gleich die ganze Fußball-Europameisterschaft nach Wien herholen soll. Aber schauen wir einmal. 

Ihre Frage ist eigentlich leicht zu beantworten: Ja, selbstverständlich werde ich mich dafür einsetzen, wenn Geld dazu benötigt wird, ohne dass ich Ihnen zusage, dass es eine flächendeckende Wunscherfüllung gibt. Ich bin kein Kellner, der mit einem Hangerl dasteht und Bestellungen entgegennimmt, sondern wir schauen uns das natürlich sehr genau an. Aber das, was notwendig sein wird, was richtig sein wird, was dem Zweck dient, das wird es auch so geben können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. 

Wir kommen nun zur fünften und letzten Anfrage (FSP - 04072-2007/0001 - KVP/GM) dieser Fragestunde. Sie wird gestellt von Frau GRin Praniess-Kastner und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Die jüngst erfolgte Delogierung einer schwer behinderten Mieterin aus einer Wiener Sozialwohnung wirft die Frage auf, ob dem sozialen Grundgedanken beim Umgang mit Mietern in Wiener Gemeindewohnungen überhaupt noch ausreichend Rechnung getragen wird. Gerade bei Menschen mit Behinderungen, die noch dazu verschuldet sind, erst einmal zu verlangen, dass sie selbst aktiv werden müssen, kann nicht sozialdemokratischer Politik entsprechen. Werden Sie als Verantwortlicher für Wiener Wohnen künftig bei Delogierungen mehr auf soziales Augenmaß achten?)
Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Lassen Sie mich zu Beginn ganz klar festhalten und betonen: Wien zählt nicht nur zu den lebenswertesten Städten der Welt, sondern Wien gilt auch als jene Stadt, wo das Soziale von enormer Bedeutung ist. 

Speziell auch im Bereich des Wohnens wird Wien diesem Ruf voll gerecht. Mit vielfältigsten Angeboten unterstützen wir die Bewohnerinnen und Bewohner, und hier vor allem die sozial Schwächeren. Wir haben nicht nur ein vielfältiges und vor allem ein ausreichendes, leistbares und sehr bedürfnisorientiertes Wohnangebot, die Mieten zählen auch im internationalen Vergleich zu den günstigsten. 

Gerade auch im Bereich der Gemeindebauten ist es uns möglich, über die Hausverwaltung Wiener Wohnen besonders günstigen Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Alle Gemeindemieter haben unbefristete Verträge, und sie bezahlen generell die günstigsten Mietzinse auf dem Wohnungsmarkt. 

Parallel dazu hat die Stadt Wien in den letzten Jahren ein dichtes Netz an Wohnunterstützungen aufgebaut. Mit der Wohnbeihilfe wird für Menschen mit finanziellen Problemen oder sehr niedrigem Familieneinkommen ein Teil der Miete subventioniert. Darüber hinaus helfen die Sozialdienststellen mit Mietbeihilfen und Heizkostenzuschüssen aus. 

Wenn es trotz dieser Hilfen weiter zu größeren Mietzinsrückständen und zu einer Räumungsklage kommt und die Rückstände aus eigener Kraft nicht aufgebracht werden können, wird die Stadt Wien darüber hinaus aktiv und bietet die Hilfe der Delogierungsprävention an. Gleichzeitig gibt es bei Wiener Wohnen die Möglichkeit, Ratenvereinbarungen in Anspruch zu nehmen. 

Wenn man sich nun den von Ihnen angesprochenen Fall genau ansieht, dann ist hier auch ganz deutlich zu erkennen, dass bei Wiener Wohnen gerade im Umgang mit Mietern, die ihren Zahlungsverpflichtungen - egal, aus welchen Gründen auch immer - nicht pünktlich nachkommen können, dem sozialen Grundgedanken intensiv Rechnung getragen wird. Denn nach den Bestimmungen des Mietrechtes und des Mietvertrages ist der Mieter verpflichtet, mit Beginn des Monats den Mietzins zu entrichten. 

In den in den letzten Jahren abgeschlossenen Mietverträgen ist beinhaltet, dass der Mietzins im Wege der bargeldlosen Zahlung durch Abbuchung vom Konto des Mieters an Wiener Wohnen zu entrichten ist. In den Fällen, in denen dieser Einzahlungsweg nicht möglich ist - da zum Beispiel kein gedecktes Konto vorhanden ist, oder auch bei älteren Mietverhältnissen -, wird seitens Wiener Wohnens jeweils gegen Monatsende ein Zahlschein an die Mieterinnen und Mieter versendet, der gleichzeitig auch als Zahlungserinnerung dienen soll.

In der Folge wird zu Beginn des Folgemonats festgestellt, ob die Zahlungen seitens der Mieter eingelangt sind. Ist dies nicht der Fall, wird automatisch eine Zahlungserinnerung - derzeit ohne Mahngebühr, auch hier unterscheiden wir uns deutlich vom Privatmarkt - erstellt und an die Mieter versendet. Erfolgt daraufhin wieder keine Zahlung, so wird eine kostenpflichtige Mahnung, die bereits auch die Klageandrohung beinhaltet, dem Mieter übermittelt. 

Dennoch bleibt Wiener Wohnen in Fällen, in denen der Mieter trotz all dieser Maßnahmen keine Miete bezahlt, nichts anderes übrig, als nach dem gerichtlichen Delogierungsverfahren diese Delogierung auch tatsächlich durchzuführen. Über viele Jahre wurde hier versucht, mit der betreffenden Mieterin Lösungen zu finden. Allerdings summierten sich die Mietrückstände laufend, und auch Vermittlungsversuche blieben erfolglos. 

Die Verantwortlichen von Wiener Wohnen sind äußerst bestrebt, alles zu unternehmen, dass es zu keinen Delogierungen kommen muss. Im Zuge der Delogierungsprävention findet hier auch eine intensive Vernetzung mit den verschiedenen sozialen Stellen der Stadt statt. Das beweisen auch die Zahlen der letzten Jahre. So konnte allein von 2004 bis 2006 die Anzahl der Delogierungen um fast 40 Prozent gesenkt werden. 

Ich kann Ihnen also versichern, dass wir gerade in diesem Bereich alles unternehmen, um unserem hohen sozialen Grundgedanken gerecht zu werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. - Die 1. Zusatzfrage wird von GRin Praniess-Kastner gestellt. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Vielen Dank für Ihre Antwort hier; es war ja leider nicht möglich, telefonisch in Kontakt zu treten, um ganz persönlich über diesen Fall zu sprechen. Hier hätte es, glaube ich, einer sehr schnellen Intervention bedurft. 

Genauso war es leider auch nicht möglich, telefonisch eine Auskunft darüber zu bekommen, um wie viel an Schulden oder Mietrückstand es hier ganz konkret geht. Weil die Auskunft bei der Delogierung an die betreffende Person lautete, dass es um 2 200 EUR geht; bei nochmaliger Nachfrage hat es sich plötzlich nur mehr um 260 EUR gehandelt. Das heißt, der Mieterin ist bis heute nicht klar, um welche Mietrückstände es hier tatsächlich ging.

Lassen Sie mich diesbezüglich noch eine Frage stellen, die die ökonomische Dimension dieses Falls betrifft. Es gibt ja eine menschliche Dimension dieses einzelnen Falls, es gibt eine soziale, aber eben auch die ökonomische Dimension. Ob es jetzt um 2 200 EUR oder um 264 EUR an Mietzinsrückständen geht, ist, glaube ich, hier sehr nebensächlich. Denn es geht darum, dass diese Dame jetzt im Geriatriezentrum Wienerwald untergebracht ist, und das kostet die Stadt im Durchschnitt 164 EUR pro Tag. 

Jetzt frage ich Sie - und da ist, denke ich, die gesamte Stadtregierung dazu aufgerufen, dies zu erklären -, wie man das sozial und ökonomisch verantworten kann. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich glaube, Sie haben die Frage auch schon beantwortet, nämlich damit, dass die Stadt Wien niemanden im Stich lässt, der in Not ist, und dass wir uns sehr wohl auch als Stadt darum gekümmert haben, dass diese Dame eine entsprechende Unterbringung bekommt. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Schicken wir alle ins Heim!) Sie steht eben nicht auf der Straße, aber man sollte vielleicht schon der Ordnung ... (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Alle Delogierten ins Heim schicken!) 

Frau Stadträtin! Vielleicht auf Ihre Anregung eingehend: Wären Sie dafür, dass die Stadt Wien auf alle Mieteinnahmen verzichtet? Sie sollten vielleicht schon wissen, dass im konkreten Fall die Dame bereits zum sechsten Mal einen Delogierungsbescheid bekommen hat - zum sechsten Mal! - und bereits beim vierten Delogierungstermin im Jahr 2004 zur Kenntnis genommen hat, dass das die letzte Aufforderung und die letzte Möglichkeit, einer Delogierung zu entgehen, ist. 

Dennoch hat die Stadt Wien und hat Wiener Wohnen beim fünften Mal noch einmal davon Abstand genommen, hat wieder das Sozialamt auch alle Mietrückstände abgegolten und bezahlt. Beim sechsten Mal sind immerhin noch immer 1 842 EUR als offen zu verzeichnen, beim Termin am 10. Juli 2007. Das ist der Dame auch so zugestellt worden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist eine grundsätzliche Entscheidung, ob Wiener Wohnen bei bestimmten Personen insgesamt auf Mieten verzichten soll. Ich denke, dass Mieterinnen und Mieter sehr wohl die Verpflichtung haben, auch für die Miete aufzukommen, und dass es Instrumente der Stadt Wien gibt, die diese Mieten auch abdecken. Das ist bei dieser Dame mehrfach geschehen. Die Dame wurde auch mehrfach eingeladen, gemeinsam mit den verschiedenen Einrichtungen der Stadt Wien zu Vereinbarungen zu kommen. Die Dame hat diese Termine nicht wahrgenommen.

Die Konsequenz aus dem, was Sie jetzt vorschlagen, wäre, dass eben Personen generell nicht Miete zahlen - mit der entsprechenden Beispielswirkung! Denn wenn die Stadt Wien jetzt schon zum sechsten Mal einen Delogierungsbescheid zustellt und erst dann aktiv wird, ist das, glaube ich, ein Zeichen dafür, dass hier mit großem sozialen Augenmaß vorgegangen wird, aber wir sehr wohl auch die Verpflichtung haben, auch den anderen Mieterinnen und Mietern gegenüber, darauf zu achten, dass Mieten auch bezahlt werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. - Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Frank gestellt. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Zuerst ganz kurz: „Wien ist mit den Mieten am günstigsten", da kann ich Ihnen nicht zustimmen, weil ja selbst die Studie sagt, dass Wiener Wohnen mittlerweile schon im Durchschnitt von Wien liegt. Ich möchte jetzt nicht sagen, dass sie exorbitant teuer sind, aber sie sind auch nicht mehr die günstigsten. - Das nur vorweg.

Es ist bei diesem Fall so wie bei vielen anderen Dingen auch, dass hier eben die Dinge nicht immer so sind, wie sie scheinen, wenn man die Vorgeschichte dieser Frau kennt. Nur ist es generell so, dass in Wien die Bevölkerung zunehmend das subjektive Gefühl hat - gerade dann, wenn es um Delogierungen geht, aber auch bei Wohnungszuweisungen -, dass die heimische Bevölkerung benachteiligt ist gegenüber den Zugewanderten. Wie können Sie dieses Gefühl entkräften? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich sehe absolut keine Indizien in dieser Richtung. Ich kenne auch die Studie nicht, die Sie zitieren, dass die Mieten bei Wiener Wohnen sich in derselben Größenordnung bewegen wie im gesamten anderen Mietumfeld unserer Stadt. Die Mieten bei Wiener Wohnen liegen deutlich unter allen anderen Mieten, die es in unserer Stadt gibt. 

Aber vielleicht zu den Delogierungen und Ihrer konkreten Anfrage: Man sollte auch die Größenordnungen vor Augen haben. Es hat im Jahr 2004 - und das ist die Zeit, zu der es schon einen Rückgang bei den Delogierungen gegeben hat - 966 Delogierungen gegeben, davon 856 wegen Nichtbezahlung der Mieten. Im Jahr 2005 entfielen bei 597 durchgeführten Delogierungen 525 auf Fälle des Mietrückstandes, und im Jahr 2006 mussten 643 Delogierungen vorgenommen werden, davon 571 wegen Rückstandes bei der Miete. Im ersten Halbjahr des Jahres 2007 stehen 298 durchgeführte Delogierungen an, davon sind 259 wegen Nichtbezahlung des Mietzinses in Rechnung zu stellen. Das heißt, es wird sich ungefähr in derselben Größenordnung wie im Vorjahr bewegen. 

Man muss das jetzt in Relation zur Gesamtheit stellen. Es hat im vergangenen Jahr 145 000 Zahlungs-
erinnerungen gegeben, 41 000 Mahnungen, 8 500 Räu-
mungsklagen und insgesamt 3 500 eingebrachte Delogierungsanträge. Davon sind nur 643 tatsächlich umgesetzt worden, das sind 3 Promille von allen Wohnungsmietverhältnissen bei Wiener Wohnen - 3 Promille, also in dieser Größenordnung bewegt sich das. Auch das ist, wie ich meine, ein Zeichen dafür, dass das Instrument der Delogierung sehr sensibel eingesetzt wird. 

Aber ich muss doch deutlich machen, dass wir bei Wiener Wohnen auch die Verantwortung haben, auch den anderen Mieterinnen und Mietern gegenüber, die sehr wohl Miete bezahlen, dass wir sie in Schutz nehmen vor Menschen, die beispielsweise durch besonders aggressives Verhalten oder unleidliches Verhalten die Gesamtsituation im Wohnumfeld beeinträchtigen. Das sind wir, wie ich meine, auch den anderen Mieterinnen und Mietern schuldig.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. - Die 3. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ich möchte auf ein Segment des Wohnungsmarktes kommen, das vielleicht unter billige Kleinwohnungen fällt. Und zwar ist es ja so, dass bei Sanierungen von Gemeindebauten gerade diese billigen Kleinwohnungen zusammengelegt werden. Dadurch wird natürlich auch eine bessere Wohnqualität geschaffen, aber es geht damit ein Segment verloren, gerade für Menschen, die noch nicht in die Obdachlosigkeit gerutscht sind beziehungsweise die versuchen, aus der Obdachlosigkeit wieder in ein so genanntes geregeltes Leben hineinzukommen. Für die geht dieser Bereich verloren. Das ist unserer Meinung nach sehr, sehr wichtig. 

Jetzt wollte ich Sie fragen, wie Sie sicherstellen, dass genau dieses Wohnungssegment, diese günstigen Kleinwohnungen erhalten bleiben beziehungsweise für diese Menschen diese Wohnungen auch weiterhin zur Verfügung stehen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Das ist ein richtiger Punkt, den ich auch sehe. Aber ich glaube dennoch, dass unsere Einstellung bei Wiener Wohnen richtig ist, Aufkategorisierungen vorzunehmen, das heißt, den Wohnungsbestand laufend zu verbessern und auch kleinere Wohnungen zusammenzulegen, um den Bedarf von Personengruppen, denen besonders zu helfen ist - zum Beispiel Obdachlosen, die wir wieder in den Wohnungsbereich hereinholen wollen, oder anderen sozialen Gruppen, die auch das Wohnen zum Teil wieder erlernen müssen -, mit anderen Mitteln zu kompensieren. Ich denke hier vor allem an die Wohnbeihilfe, aber auch an die verschiedenen Instrumente der Sozialdienste, die insbesondere jenen Gruppen helfen und wo die Stadt Wien auch finanzielle Kompensation leistet. 

Das heißt, ich würde nicht versuchen wollen, im Wohnungsbestand niedrige Kategorien zu erhalten, sondern besseren Wohnraum schaffen und jenen, die es finanziell benötigen, durch finanzielle Kompensation zu helfen. Aber es ist richtig, dass man das im Auge behalten muss. Das ist auch der Grund, dass die Wohnbeihilfe in den letzten Jahren stetig angestiegen ist, weil wir eben diese Kompensation leisten wollen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird von GRin Praniess-Kastner gestellt. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich nehme gern zur Kenntnis, dass sich die Stadt scheinbar über die ökonomische Dimension dieses Falls kein Kopfzerbrechen gemacht hat, weil Sie eigentlich in dieser Richtung meine Frage nicht beantwortet haben. Ich habe nämlich gefragt, weshalb man jetzt bereit ist, 164 EUR am Tag zu zahlen, und dass das sozusagen in Relation zu den Mietschulden letztendlich in keiner Dimension und in keinem Verhältnis steht.

Meine jetzige Frage bezieht sich aber darauf, dass Sie es angesprochen haben, dass die Zahl der Delogierungen sehr gering ist. Das kann man natürlich im Gesamtzusammenhang sehen, aber für das Einzelschicksal der betroffenen Person bringt das relativ wenig. Es wurde ihr auch vom Fonds Soziales Wien ein Schreiben vorgelegt, das sie unterschreiben sollte, und sie sollte eine Einverständniserklärung dafür unterschreiben, im Geriatriezentrum Wienerwald untergebracht zu werden. Als die Dame gefragt hat, welche Alternative sie hat, wurde ihr zur Antwort gegeben: Dann sind Sie die erste obdachlose Rollstuhlfahrerin in Wien.

Meine Frage bezieht sich jetzt noch einmal auf die ökonomische und auf die soziale Dimension, weil Sie es angesprochen haben, dass Wiener Wohnen im internationalen Vergleich sehr günstige Wohnungen zur Verfügung stellt. Hat das damit zu tun, dass der Mietenselbstbehalt von der Stadt jetzt erhöht wurde? 

Wir haben ja heute noch die Gelegenheit, einen Antrag einzubringen und ausführlich darüber zu diskutieren. Ist das das Verständnis der Stadt von einer sozial zur Verfügung gestellten Wohnung, dass der Mietselbstbehalt erhöht wurde und dass dies zur Folge hat, dass das für mindestens 8 000 BezieherInnen der Ausgleichszulage jetzt eine Erhöhung um 300 EUR pro Jahr bedeutet? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich glaube, es wird bei dem Antrag ohnehin die Gelegenheit geben, noch näher zu erläutern und auch klarzustellen, dass es hier für die Betroffenen zu keinen geringeren Zahlungen kommt. 

Aber ich möchte noch auf Ihre ursprüngliche Frage eingehen. Ich verstehe nicht ganz, was Sie uns jetzt zum Vorwurf machen. Machen Sie uns jetzt zum Vorwurf, dass wir uns sehr wohl um diese Dame kümmern und ihr die Möglichkeit einer Unterkunft bieten, die die Stadt allerdings, wie Sie richtig sagen, Geld kostet? Da haben Sie völlig recht, und wir stehen ja dazu, dass wir auch im Sozialbereich finanzielle Mittel zum Einsatz bringen. 

Aber Sie werden doch auch verstehen, dass Wiener Wohnen als Unternehmung der Stadt Wien sehr wohl darauf zu achten hat, dass die Mieterinnen und Mieter entsprechend den Mietverträgen ihren Verpflichtungen nachkommen, dass im konkreten Fall die Dame bereits die sechste Delogierungsaufforderung bekommen hat und bei den vorhergehenden Fällen sehr oft das Sozialamt, beispielsweise mit Wohnbeihilfe, eingesprungen ist und für die Mietzinsrückstände aufgekommen ist. Das ist ja ein Zeichen dafür, dass hier nicht vorschnell agiert wurde, sondern dass das ein Fall ist, der sich seit dem Jahr 2003 entwickelt hat. Immer wieder hat es Vermittlungsversuche gegeben, und die Dame war nicht bereit, sich mit den zuständigen sozialen Stellen ins Einvernehmen zu setzen. Deshalb war es nicht möglich, hier eine andere verträgliche Lösung zu finden.

Ich stehe allerdings dazu, dass wir den Mieterinnen und Mietern - und zwar allen! - klarmachen müssen, dass Mieten zu bezahlen sind, dass sozial Schwächere andere Möglichkeiten aus dem Bereich der sozialen Organisationen haben, aber dann, wenn sie diese auch nicht wahrnehmen, entsprechende Konsequenzen einzuleiten sind. Dennoch aber ist, wie Sie selbst angesprochen haben, die Stadt Wien bereit, hier auch mit anderer sozialer Infrastruktur zur Verfügung zu stehen. Es muss niemand auf der Straße sein, aber es ist jeder angehalten, seinen Mietverpflichtungen auch nachzukommen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. - Damit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Die SPÖ macht das Leben teurer - rote Gebührenlawine schadet Menschen und Wirtschaft" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Dr Tschirf, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Thema zeigt deutlich, worum es geht: Die SPÖ macht tatsächlich das Leben für die Wienerinnen und Wiener teurer!

Wenn wir uns die Zeit der SPÖ-Alleinregierung hernehmen - und das ist jetzt seit 2001 der Fall -, dann kann man sehr gut vergleichen zwischen dem, wie die andern Güter teurer geworden sind, wie sich der Verbraucherpreisindex entwickelt hat auf der einen Seite, und wie das bei den Gebühren und Abgaben der Stadt Wien ist. Man kann feststellen, dass die Gebühren und Abgaben der Stadt Wien um 20 Prozent höher geworden sind. Wenn man sich aber den Verbraucherpreisindex hernimmt, ist er um etwas mehr als 11 Prozent angewachsen. Das heißt, es gibt keinen größeren Preistreiber in dieser Stadt als die SPÖ-Alleinregierung unter dem Bgm Häupl! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir uns die Zahlen vornehmen: Beispielsweise Strom ist um 20,8 Prozent gestiegen in diesen mehr als sechs Jahren. Dabei verdanken wir es dem Stromregulator, dass nicht ein zusätzlicher Anschlag auf die Taschen der Wienerinnen und Wiener geglückt wäre, nämlich ein übermäßig hoher KWK-Zuschlag, also Kraft-Wärme-Kopplungs-
zuschlag, der ja erst durch den Regulator herunter-
gesetzt worden ist und nicht in dem Ausmaß zu entrichten war, wie es sich die SPÖ-Alleinregierung vorgestellt hat und wie es ja einige Monate gegolten hat. Oder die Anhebung des Gaspreises: 24,7 Prozent!

Wir haben es aber vor allem auch im Bereich des Parkens, des Abzockens im Verkehr, mit exorbitanten Steigerungen zu tun. Parkpickerl: plus 28,1 Prozent. Oder die Jahresnetzkarte: plus 18,8 Prozent - nicht gerade eine Einladung zum Benutzen der öffentlichen Verkehrsmittel. Etwas merken gerade in diesen Tagen die Wienerinnen und Wiener besonders stark, nämlich dass der Parkschein um satte 50 Prozent teurer geworden ist: statt 80 Cent 1,20 EUR. Ist gleichzeitig der öffentliche Verkehr attraktiver geworden? - Nein!

Wir merken, wenn wir gerade die Diskussion in diesem Haus in den letzten Monaten hernehmen, dass man auch grundsätzliche Planungsfehler der Vergangenheit - wie etwa beim Wienerberg, wo Hochhäuser ohne Anbindung an den öffentlichen Verkehr geschaffen worden sind - beispielsweise bei Rothneusiedl wiederholt. Das heißt, dass man den Autofahrern gar keine Möglichkeit gibt, in bestimmten Gebieten auf den öffentlichen Verkehr umzusteigen, sondern dass man nur eines tut, nämlich den Autofahrerinnen und Autofahrern in die Tasche zu greifen und das Geld wegzunehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn ich mir anschaue, wie das bei den öffentlichen Verkehrsmitteln ist: die Jahreskarte - ich habe selbst eine - plus 9,8 Prozent. Das ist nicht unbedingt eine Einladung, sich eine Jahresnetzkarte zu nehmen. Monatskarte: plus 10 Prozent. Wochenkarte: plus 12 Prozent. Einzelfahrschein: plus 13,3 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 40 EUR mehr für die Jahresnetzkarte, das passt gut zu den anderen Abzockereien, die diese Stadtverwaltung zu verantworten hat. Es ist nicht lange her, da sind auch die Bädertarife angehoben worden; Bädertarife, das heißt, in einem Bereich, in dem nicht nur wir allein seit Längerem eine Neustrukturierung verlangen, in dem man Modernisierung und ein Bäderkonzept verlangt. Das alles geschieht nicht, sondern es wird einfach angehoben: satte 29 Prozent mit 1. Mai. Das ist die Realität. 

Das ist die soziale Realität, die auch sehr gut zur letzten Frage passt, die meine Kollegin Praniess-Kastner gestellt hat. Das ist aus dem sozialen Verständnis einer Partei geworden, nämlich der Wiener SPÖ, die sich einmal als europaweites Beispiel für das Soziale gesehen hat. Dieses Soziale hat in dieser Stadt abgedankt, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die letzten sechseinhalb Jahre SPÖ-Alleinregierung unter Bgm Häupl sind eine Zeit, in der ausschließlich nach dem Gesichtspunkt vorgegangen worden ist: Wurscht, wie, wir nehmen den Leuten das Geld ab! 

Ich darf das an einer Karikatur zeigen, die wir hier vorbringen. (Der Redner stellt eine Zeichnung mit der Überschrift „Die Abzocker bei der Arbeit" vor das Rednerpult.) Da sieht man nämlich die Abzocker sehr gut personifiziert: den Bürgermeister, der für diese sechseinhalb Jahre zuständig ist; die Finanzstadträtin, die auch in „Wien heute" dargestellt hat, dass sie es ist, die überhaupt nichts dabei findet, dass man hier einfach - egal, ob das jetzt beim Autoverkehr ist, ob das beim öffentlichen Verkehr ist - den Leuten wegnimmt, ohne irgendeine Qualität zu verbessern; oder den StR Schicker, der hier gerade im Autoverkehr zeigt, wie den Autofahrern in die Taschen gegriffen wird. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Zeig es mir auch!) Bitte. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe mir gedacht, ich werde das Herrn Klubobmann Oxonitsch geben, vielleicht für die Klubsitzung, damit er zeigt, dass die SPÖ umdenken sollte, nachdenken sollte. Es sollte eigentlich das Ziel sein, diese Stadt nicht nur effizient, sondern auch sozial zu verwalten, und nicht in der Art und Weise, wie wir es jetzt erleben, dass hier eine weit über der Inflationsrate liegende Abzockerei stattfindet. Herr Kollege, bitte in die Klubsitzung mitnehmen! (Der Redner begibt sich zu GR Christian Oxonitsch und überreicht ihm die zuvor aufs Rednerpult gestellte Zeichnung. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Tschirf verlässt das Rednerpult!)
Jedenfalls gibt es dann die Möglichkeit, dass die SPÖ umdenkt, dass die Stadträte umdenken, weil es darum geht, dass die soziale Stabilität in dieser Stadt erhalten bleibt oder wiederhergestellt wird, dass vor allem auf die Wirtschaft nicht zusätzliche Belastungen kommen. Denn es ist ja nicht zufällig so, dass Wien - auch wenn die Zahlen besser werden, aber sie werden in anderen Bundesländern genauso besser - seit vielen Jahren Schlusslicht ist, was den Arbeitsmarkt betrifft, dass Wien jenes Bundesland ist, in dem es so viele Arbeitslose wie sonst nirgends gibt! Das ist einfach auch eine Frage der Rahmenbedingungen, die für die Wirtschaft gegeben sind, und diese Rahmenbedingungen für die Wirtschaft sind durch diese Abzockerei, die sowohl die Haushalte als auch die kleinen und mittleren Betriebe besonders betreffen, der Grund. 

An die SPÖ mein Appell: Stellen Sie diese Abzockerei ein! Bewegen Sie sich wieder auf einen anderen Weg. Geben Sie das Geld den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt zurück. Sehen Sie sich als die, denen es um das Soziale geht - aber von dem haben Sie sich leider verabschiedet!

Wir jedenfalls sagen ein klares Nein zu dieser Abzockerei und werden nicht lockerlassen. Wir werden nicht lockerlassen, darauf hinzuweisen, wie hier insbesondere mit den Autofahrern, aber auch mit den Benutzern öffentlicher Verkehrsmittel, mit den Konsumenten von Gas und Strom, mit denen, die in die Bäder gehen, umgegangen wird. Dazu sagen wir als Wiener Volkspartei: Nein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen im Wiener Gemeinderat nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Kollege Mag Ebinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren!

Das Stichwort „Werden Sie wieder sozial!" möchte ich aufgreifen. Ich kann mich noch gut an die Zeit erinnern, als die Sozialisten nicht in der Bundesregierung waren. Mit Schaum vor dem Mund sind sie hier gestanden und haben gesagt: Auf Kosten der Ärmsten der Armen, auf Kosten des kleinen Mannes beutet ihr Leute aus, macht ihr alles teurer. Und hier, wo Sie das Sagen haben, machen Sie es nicht nur nicht besser, Sie machen es viel schlimmer! 

Sie machen es genau in den Bereichen, in denen sich die Ärmsten der Armen nicht wehren können. Ist es normal, dass wir praktisch jedes Jahr Strom- und Gaspreiserhöhungen haben? Noch dazu, denn wenn man andere Anbieter nehmen würde, wäre das viel billiger. (GR Christian Oxonitsch: Wie oft hat die Kelag schon erhöht?) 

Gehen wir nur kurz auf das Belastungspaket Häupl 2006/2007 ein, das die zentralsten Lebensbereiche der Menschen trifft. Ich nenne daraus nur ein paar Punkte. Am 1. März 2006 wurde der Strompreis um 5 Prozent erhöht, ebenso der Gaspreis um 17 Prozent (GR Christian Oxonitsch: Was hat die Kelag zur selben Zeit gemacht?); die Müllgebühren um 20 Prozent, die Kanalgebühren um 28 Prozent. Lauter Dinge, wo keiner von den Bewohnern hier aus kann. 

Der Wiener Kulturförderungsbeitrag, ORF-Gebühr: am 1. Juni 2006 um 34 Prozent erhöht. Gleich am 1. Jänner 2007 haben wir die nächste Strom- und Gaspreiserhöhung um 5 beziehungsweise 6 Prozent. Wir haben Gebührenerhöhungen im Pflegebereich, bei Krankenanstalten, Spitalskostenbeitragserhöhungen, Ambulatoriumsbeiträge, Rettungs- und Krankentransportgesetz-Erhöhungen. 

Die Wiener Linien haben mit 1. Juni eine durchschnittliche Erhöhung um 10 Prozent, wobei man da am meisten beim Einzelfahrschein abzocken kann: gleich um 13,3 Prozent! Das geht bis hin zum 1. September, wo die Preise für Kurzparkscheine um 50 Prozent erhöht werden, und die Preise fürs Parkpickerl ab 1. September um 29 Prozent. (GR Godwin Schuster: Nach 20 Jahren!) Meine Damen und Herren, das ist gelebter Unsozialismus! (Beifall bei der FPÖ.)
Nehmen wir uns Strom und Gas als Beispiel. Wenn jemand aus der Wien Energie aussteigt und beispielsweise zur Kelag geht, für Gas, oder zum Verbund: Allein ein durchschnittlicher Wiener Haushalt würde sich durch diesen Wechsel um die 10 Prozent an Kosten im Jahr ersparen, allein durch diesen Wechsel von dem Monopolbetrieb der Stadt Wien, der mit diesen überhöhten Preisen die SPÖ sponsert. (GR Christian Oxonitsch: ... heuer schon erhöht!) Werbekampagnen beim Donauinselfest: überall Wien Energie, Wien Energie, Wien Energie! Ist ja klar: Wenn ich mir auf diese Art und Weise meine Parteiveranstaltung mitsponsern lasse, dann muss eben der kleine Mann dafür zahlen, und zwar möglichst unauffällig, damit er es nicht merkt! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Wenn wir jetzt die Wien Energie und die Strom- und Gaspreise hernehmen, so ist es ja nicht unsere Erfindung, dass die überhöht sind. Die EU-Kommission hat in ihrer letzten Untersuchung gleichfalls unsere Kritik bestätigt und gesagt, dass die Konsumenten auf Grund fehlenden Wettbewerbs bis zu 20 Prozent zu viel für Strom und Gas bezahlen. Heute - das habe ich im Internet gelesen - wird ein weiterer Schritt gesetzt, den wir begrüßen: Dass nämlich der Stromproduzent seitens der EU-Kommission nicht mehr gleichzeitig der Netzbetreiber sein darf. Hoffentlich wird dieser Einschnitt dazu führen, dass Sie ein bisschen gebremst werden in Ihrem Ausbeutungsverhalten!

Nehmen wir noch kurz ein Beispiel: Strom- und Gasverträge beim Magistrat, bei Wiener Wohnen, beim Krankenanstaltenverbund werden nicht ausgeschrieben, sondern vergabewidrig mit der Wien Energie geschlossen. Wenn man sich diese Mengen an Strom und Gas vorstellt, wird der Steuerzahler von Ihnen um 25 Millionen EUR im Jahr geprellt. 

Deswegen unsere Forderung, ähnlich lautend wie die der ÖVP: Werden Sie endlich sozial, und behaupten Sie nicht immer nur, Sie seien es! Wir fordern eine Strom- und Gaspreissenkung um 20 Prozent, wir fordern den Austritt Wiens aus dem Energiekartell, und wir fordern einen sofortigen Belastungsstopp für städtische Gebühren und Tarife! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich erlaube mir eine kurze Bemerkung zur ÖVP, weil man es selten - obwohl es im Wiener Gemeinderat eigentlich fast jedes Mal produziert wird - wirklich so deutlich merkt: Das Sein bestimmt das Bewusstsein, die Chamäleonhaltung der ÖVP. Je nachdem, ob sie in Opposition oder Regierung ist, nimmt sie alle Meinungen ein, die es überall in Österreich überhaupt gibt! (GR Mag Wolfgang Jung: Wie die GRÜNEN in Oberösterreich! Genau das Gleiche!) Wenn sie regiert, ist sie verantwortlich für Erhöhungen, Steuererhöhungen et cetera; wenn sie in Opposition ist, kritisiert sie. 

Jetzt gebe ich in einem Punkt recht, oder manchmal sogar in mehreren. Schauen wir uns die Tarife der Wiener Linien an. Ja, es könnte billiger sein, es wäre uns ein ganz großes Anliegen! Schauen wir uns Kindergärten und Horte an: Ja, sie könnten kostenlos sein, es wäre uns ein riesengroßes Anliegen! Selbst wenn man WIENSTROM und WIENGAS hernimmt, glaube ich, dass es eigentlich viel intelligenter wäre, noch stärker in Wärmedämmung zu investieren, noch stärker in Stromsparen zu investieren. Da wäre den Leuten viel mehr geholfen, wenn man sie da unterstützt, als mit einer Strom- oder einer Gaspreissenkung. Aber nichtsdestoweniger ist es der springende Punkt in vielen Bereichen, dass die Stadt Wien selbstverständlich auch von Einnahmen abhängig ist. 

Jetzt schauen wir uns einmal - die ÖVP ist seit 20 Jahren an der Bundesregierung, war aber nie bei etwas Bösem dabei, wir wissen es! - die Entwicklung des Finanzausgleichs an. Ich nehme einen ähnlichen Zeitraum wie Sie: 1999 bis 2006. 1999: Von den gesamten verteilten Mitteln im Rahmen des Finanzausgleichs hat der Bund 70 Prozent bekommen; jetzt kriegt er 73,5 Prozent. Die Länder haben 16,7 Prozent bekommen; jetzt erhalten sie 14 Prozent. Die Gemeinden haben 13,5 Prozent bekommen, jetzt erhalten sie 12,4 Prozent. 

Allein durch diese Zentralisierung der Mittel sind der Stadt Wien, grob gerechnet, 500 Millionen EUR verloren gegangen! 500 Millionen EUR, die jede einzelne Gebührenerhöhung überflüssig gemacht hätten, die einen Gratis-Kindergarten sicherstellen könnten, die in Wirklichkeit eine wirklich gute und sinnvolle Bildung in Österreich und in Wien sicherstellen könnten. Das wäre ein Weg der Zukunft gewesen.

Aber die ÖVP will immer nur alles günstiger machen und will sich niemals um die Finanzierung kümmern. Das ist scheinheilig, und deshalb kommt auch die Politik so in Verruf (GR Dr Matthias Tschirf: Wieso?), weil Menschen wie Sie als Klubobmann der Wiener ÖVP sich hinstellen und den Leuten Halbwahrheiten erzählen. Das ist so, wie wenn man sich hinstellt und sagt: Die Rapid hat letzten Samstag ein Tor geschossen. Wer nicht darüber nachdenkt, denkt sich, die Rapid hat 1 : 0 gewonnen; wir alle wissen, sie hat 5 : 1 verloren. Das ist Ihre Politik, und die ist unglaubwürdig! (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Selbstverständlich hat die Kritik ihre Berechtigung. Die KollegInnen hier im Haus, auch die GRÜNEN, haben das öfters geäußert, was die Wiener Stadtwerke Holding und insbesondere die Verknüpfung zwischen SPÖ-naher Medienlandschaft und SPÖ-nahen Veranstaltungen und Finanzierung betrifft, im Sinne von Bewerbung und Sponsoring von ebendiesen Veranstaltungen durch die Wiener Stadtwerke Holding, durch die Wien Holding und viele andere der Stadt Wien nahe stehende Bereiche: Stimmt, das ist abzustellen, es wäre schlagartig abzustellen! Aber zu glauben - auch wenn es sich im ersten Moment nach viel anhört -, damit wirklich Verbesserungen im Bereich der sozialen Unterstützung, Verbesserungen im ökologischen Bereich, im Verkehrsbereich umsetzen zu können, dafür ist das Geld in Summe wiederum zu wenig. 

Da braucht man eine Änderung im Finanzausgleich und unseres Erachtens - ich sage das hier ganz bewusst - auch eine Umstellung im Steuersystem. Es muss endlich wieder klipp und klar werden, dass im Bereich der Grundsteuer die Einheitswerte an die Verkehrswerte angeglichen werden; damit könnte die Gemeinde Wien binnen kürzester Zeit an die 300, 400 Millionen EUR lukrieren. Und man muss eine Steuerumgestaltung vornehmen, wodurch die Menschen wirklich entlastet werden, die wenig oder kaum Geld haben, und wodurch diejenigen wieder mehr zur Verantwortung herangezogen werden, die Vermögen angehäuft haben. 

Ich wiederhole die Forderung nach einer Vermögenssteuer. Auch eine Vermögenssteuer, verteilt wie andere Steuern im Rahmen des Finanzausgleiches, könnte der Gemeinde Wien schlagartig 300 Millionen EUR bringen. Denn 5 Milliarden an Vermögensteuer, wenn man sie in Österreich einführt, belasten maximal ein Drittel der Menschen, und zwar nur dieses obere Drittel, welches über mehr als 90 Prozent der gesamten Reichtümer in Österreich verfügt. Das ist innerhalb dieser 10 Prozent noch einmal ganz deutlich ungleich verteilt: 1 Prozent aller Menschen in Österreich verfügt über ein Drittel des gesamten Vermögens. 

Machen wir tatsächlich wieder einmal eine Vermögenssteuer! Diese könnte helfen zur Senkung von Sozialversicherungsbeiträgen, diese könnte helfen zur Senkung von Steuern und Gebühren, die tatsächlich alle Menschen belasten. Das würde den Wohlstand in Österreich heben. Aber dafür sind Sie wiederum zu feig! Sie greifen an, dass Gebühren erhöht werden - im Übrigen: In jedem schwarzen Bundesland werden Gebühren erhöht ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte den Schlusssatz.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (fortsetzend): Ich komme zum Schluss. - In jeder schwarzen Gemeinde werden Gebühren erhöht, und Wien soll die einzige Ausnahme sein.

Kollege Tschirf, liebe ÖVP! Bitte, macht eine glaubwürdigere Politik! Das ist eigentlich nicht in Ordnung. Und im Übrigen bin ich tatsächlich der Meinung, dass sich die ÖVP vom Kollegen Aigner distanzieren sollte. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann mir eigentlich einen großen Part über die Scheinheiligkeit dieser heutigen Aktuellen Stunde ersparen; über dieses Politikverständnis hat ja Kollege Margulies durchaus schon einiges gesagt. Man kann diese Aktuelle Stunde durchaus nur dahin gehend einstufen, dass man eben versucht, bei diesen schweren innerparteilichen Differenzen, die es gibt, und zwar nicht nur in der Frage des Kulturzentrums in der Brigittenau, sondern auch - wenn ich mir nur das Beispiel von gestern anschaue - in der Frage des Bettelverbots, mit dem Frau Stenzel kommt, und zehn Minuten später kommt über den Pressedienst wieder eine Distanzierung davon, bis hin zu den gesamten Diskussionen der Zukunftskommission, eine Diskussion wieder aufzuwärmen, die wir ja bereits abgehalten haben.

Das ist vor allem eine Diskussion, in der es uns immer wieder gelungen ist nachzuweisen, dass sich Wien einerseits für seine kommunalen Leistungen nicht zu schämen braucht - ich glaube, das können wir durchaus einmal außer Streit stellen, dass die Zufriedenheit mit den kommunalen Leistungen gegeben ist und diese, sei es die Mühlabfuhr, sei es die Wasserversorgung, sei es die Wasserentsorgung, sei es der öffentliche Verkehr, in dieser Stadt hervorragend funktionieren -, aber auf der anderen Seite sich auch für die finanzielle Ausstattung und die finanzielle Gestion dieser Betriebe nicht zu verstecken braucht. 

Schauen wir uns das österreichweit an. Wenn wir uns im Bereich der Mülltarife die reale Situation anschauen, können wir feststellen, dass Wien hier Spitzenreiter ist, was die geringsten Tarife österreichweit betrifft, zumal es auch viele private Anbieter gibt, auch in vielen ÖVP-regierten Bundesländern, die um einiges teurer sind, und hier ganz klar der Nachweis erbracht werden kann, dass es eben die Kommune in dieser Stadt tatsächlich möglich macht, hervorragende Leistungen zu einem günstigen Tarif zu erbringen, sei es im Bereich der Wassergebühr, sei es im Bereich der Kanalgebühr. Überall dort liegt Wien hervorragend und braucht sich auch für seine Preise nicht zu verstecken.

Ähnlich ist es international, auch da brauchen wir uns nicht zu verstecken. Schauen wir uns die großen Städte an, die es in Deutschland gibt. Auch in diesem Vergleich ist im Bereich des öffentlichen Verkehrs, im Bereich der Wasserversorgung, der Müllentsorgung Wien ein hervorragender Anbieter - mit hervorragenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, und dafür an dieser Stelle auch ein herzliches Danke, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Aber es ist keine Frage: Eine seriöse Wirtschaftspolitik kann natürlich auch notwendige Tarifanpassung nicht für alle Zeit ausschließen. Die Scheinheiligkeit seitens der ÖVP in diesem Bereich ist ja schon erwähnt worden. Aber es steckt eben auch immer wieder eine klar konservative Strategie dahinter, nämlich gerade kommunale Unternehmen - und das kann man sich europaweit anschauen - auszuhungern, ihnen nicht jene finanziellen Mittel zu geben, die nötig sind, dass sie hervorragende Qualität liefern, um sie dann fertig zu machen für eine Privatisierung. Für diesen Weg, meine Damen und Herren, sind wir einfach nicht zu haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir werden daher weiterhin darauf achten, dass die hervorragende Qualität der kommunalen Dienstleistungen tatsächlich auch für die Zukunft sichergestellt wird. Das macht eben angesichts der Rahmenbedingungen von Zeit zu Zeit durchaus Erhöhungen notwendig. Wenn ich mir da die Zeiträume anschaue, sehe ich, dass viele Erhöhungen seit 20 Jahren nicht durchgeführt worden sind, andere Erhöhungen seit 10 Jahren nicht durchgeführt worden sind. Es sind aber Erhöhungen notwendig, zumal auch immer wieder im Bereich des Umweltschutzes und Ähnlichem mehr zusätzliche Investitionen notwendig sind. 

Da unterscheiden wir uns fundamental von dem, was die ÖVP auf der Bundesebene in Zeiten, als sie mit den Blauen oder Orangen in der Regierung gesessen ist, Tag für Tag getan hat, nämlich finanzielle Mittel zu nehmen, sie aber nicht den Unternehmen zur Verfügung zu stellen, die sie brauchen, zum Beispiel im Bereich des Infrastrukturausbaus, sondern sie zum Stopfen von Budgetlöchern zu verwenden. Auch das tun wir nicht. Bei uns steht eine klare Qualitätsverbesserung im Mittelpunkt, und dazu bekennen wir uns auch, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Da soll man schon daran erinnern, dass es 39 Mal der Fall war, dass die ÖVP auf der Bundesebene zum Stopfen von Budgetlöchern Belastungen auf die Österreicherinnen und Österreicher hat niederprasseln lassen - mit dem Ergebnis, dass gerade zu einem Zeitpunkt, als die ÖVP de facto allein regiert hat, weil der Rest ohnehin nur Anhängsel waren, die höchste Abgabenquote zu verzeichnen war!

Schauen wir uns an, wie sich dann Wien entwickelt hat. Die Einnahmen aus Gebühren und Abgaben sind in den letzten Jahren gesunken, weil wir hier ganz bewusst verantwortungsvoll vorgehen. Wir hungern die Betriebe nicht aus; wir geben ihnen das Geld, das sie brauchen, um gute Qualität zu liefern, aber wir sind nicht dafür zu haben, diese Unternehmen einfach auszuhungern. Da haben wir ja auch viele zusätzliche Aufgaben übernommen in der Zeit, als Sie politisch verantwortlich waren. Ich erinnere nur an die gesamten Übertragungen des Meldewesens, des Passwesens, des Fundamtes, viele Dinge, die wir nie abgegolten bekommen haben und wo Sie einen maßgeblichen Beitrag dazu geleistet haben, dass eben auch zusätzliche Mittel notwendig waren. Aber von Rahmenbedingungen kann man sich nicht abkoppeln.

Wir bekennen uns zu qualitätsvoller kommunaler Dienstleistung in einer hervorragenden Qualität, und wir können es auch nachweisen: Es passiert zu einem günstigen Preis. - Danke, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Gebührenerhöhungen, die wirtschaftlich nicht begründet sind, sind in Wirklichkeit eine Schröpfaktion zu Lasten der Ärmsten. Die Umsetzung von Gesetzen und Verordnungen beziehungsweise die nicht korrekte Umsetzung dieser Verordnungen, wie wir es zum Beispiel auch bei der Einführung der ominösen Feinstaub-50-Kilometer erlebt haben, ist Verwaltungsdilettantismus zum Schaden aller Bürger. Wenn aber beides zusammentrifft, nämlich eine nicht wirtschaftlich dokumentierte Gebührenerhöhung und eine chaotische, dilettantische Umsetzung, noch dazu mit Strafen verbunden, dann ist das bürgerfeindlich, meine Damen und Herren, und es zeigt, gelinde gesagt, in dieser Stadt die Präpotenz der Mächtigen, die Präpotenz der SPÖ!

Meine Damen und Herren! Ein schönes Beispiel dafür ist eben die Kurzparkregelung, die wir vor Kurzem hier eingeführt haben. Was da geboten wurde, wäre auch für die Tschauner-Bühne fast eine Beleidigung. Der Unterschied ist nämlich der: Bei der Tschauner-Bühne gibt’s Laiendarsteller, bei Ihnen Dilettanten. Meine Damen und Herren, Sie könnten nicht einmal auf der Tschauner-Bühne auftreten, so wie Sie hier diese Verordnungen durchgeführt haben und wie Sie das Gesetz hier geändert haben!

Es gab keine Übergangsfrist, das heißt, jeder musste seine Parkscheine umtauschen, Tür und Tor waren für Fälschungen geöffnet. Einen Einzigen hat man erwischt, weil der so dumm war, auf einmal 3 000 Parkscheine umtauschen zu wollen. In der letzten Augustwoche gab es keine alten Parkscheine mehr, in der ersten, zweiten Septemberwoche gab es viel zu wenige neue Parkscheine - ein Schildbürgerstreich sondergleichen!

Man erhöht die Parkzeit auf 2 Stunden und macht keine 2-Stunden-Parkscheine, das ist ja wirklich skurril. Das heißt, es muss jeder für eine halbe Stunde zusätzlich ausfüllen, und wenn er keinen Halbstundenschein hat, muss er wieder in die Trafik gehen und sich zehn oder fünf neue kaufen. Also alles Dilettantismus pur, meine Damen und Herren!

Der größte Dilettantismus: Es wurde in Handarbeit - das waren fleißige Menschen, wirklich fleißig - mit Folien und Klebestreifen auf der Leiter - ich habe auf der Wienzeile zugeschaut - jede einzelne Tafel zugedeckt, auch im 1. Bezirk zugedeckt. Das ginge ja noch, aber sie haben blöderweise auch die Tafeln in der Burggasse, Lerchenfelder Straße, also dort, wo man vom Gürtel hereinkommt, zugeklebt, aber noch keine neuen aufgestellt, nur sehr sukzessive. Auch hier wieder, wie bei den alten 50-Kilometer-Tafeln: viel zu spät bestellt, keine Absprachen zwischen den Ressorts und so weiter.

Ich bin der Meinung, und wir alle sind der Meinung - meine Tochter hat es durch Zufall erwischt, ich habe ihr gesagt: nicht zahlen, das lassen wir einfach, das schauen wir uns an -, es gibt derzeit überhaupt keine Parkzone in Wien. Die ist nicht ordnungsgemäß beschriftet. Wenn ich heute über die Burggasse in die Stadt hereinfahre, gibt es keine Tafel mehr, wo die neuen Gesetze vollzogen werden sollen. Meine Damen und Herren, ich kann nur jedem raten: Riskiert das, oder sagt, dass Schicker gesagt hat, es wird kulant gehandhabt, und nutzt diese einmalige Kulanz aus, die uns StR Schicker geboten hat! (Beifall bei der FPÖ.)
Neben diesen 50 Prozent an Erhöhungen bei den Öffis haben Sie alles andere auch erhöht, das ist ja hier schon eingehend behandelt worden. Aber das Arge ist das mit einem Index, und das ist überhaupt ganz neu. Sie als größter Preistreiber im Wohnbau, Sie als größter Preistreiber mit Ihren Gebühren - und das ist perfid! - erhöhen die Inflation; aufgrund der Erhöhung der Inflation steigt der Index, und wenn der Index wieder gestiegen ist, gehen Sie wieder Ihre Gebühren erhöhen. Das heißt, Sie erhöhen sich, wie Sie es wollen und wann Sie wollen, Ihre eigenen Gebühren! Das ist ein frecher Zugriff auf das Geld der Bürgerinnen und Bürger, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! (Beifall bei der FPÖ.)
Übrigens - wenn wir jetzt schon beim Wohnen sind - haben Sie mit Ihrem neuen SAP-Betriebssystem es bis heute nicht einmal geschafft, die Vorschreibungen im Gemeindebau, die Mieten und Betriebskosten in den Griff zu bekommen. Ich habe mich hier aufklären lassen. Es gibt heute jede Menge - jeden Monat Hunderte - falsche Zahlscheine, falsche Betriebskostenabrechnungen, ganz falsche Mieten, wo sich die Mieter mühseligst ihr eigenes Recht wieder erstreiten müssen, anrufen müssen, Wege haben. Meine Damen und Herren, das ist auch des größten Hauseigentümers der Republik, nämlich der Gemeinde Wien, unwürdig!

Abschließend mit einem Satz: Meine Damen und Herren von der SPÖ, schämen Sie sich ob Ihrer Gebührenpolitik! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Ellensohn. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Diese „Haltet-den-Dieb"-Strategie der Österreichischen Volkspartei verfängt leider immer wieder, aber man sollte es wenigstens immer wieder benennen und versuchen, das Ganze ein ganzes Stück seriöser anzugehen. Dass der Berufsstand, den wir ausüben, einen derartig schlechten Ruf hat, wie er ihn eben hat, hängt genau mit dem zusammen: Da steht die ÖVP da vorne, schreibt auf ihrer Homepage Sachen und wenn ich die Bundesländerseiten durchgehe, kann ich es umgekehrt bei der Volkspartei auch lesen. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, nur schnell ein paar Gemeinden wegen der Gebühren durchzuschauen und da finden Sie natürlich in Bad Ischl riesige Erhöhungen für Kanal, Wasser und Kurzparkzonen, beschlossen von ÖVP und SPÖ.

Sie finden in Bludenz, der höchst verschuldeten Gemeinde Vorarlbergs, riesige Gebührenerhöhungen bis 25 Prozent, beschlossen von der Volkspartei.

In Tirol sagt der Herr Dinkhauser, Österreichische Volkspartei - auch wenn er gegen die ÖVP kandidieren wird, erfreulicherweise, sage ich einmal -, die Gebührenerhöhungen in Tirol sind insgesamt alles ein Wahnsinn. 

Und weil ich nicht so sein will: In Tulln wurden die Erhöhungen von Kanal- und Wassergebühren von der ÖVP und den GRÜNEN beschlossen. Ich sage das jetzt extra dazu.

So, jetzt muss man sich das immer im Einzelnen anschauen und sich nicht einfach blöd herstellen und sagen: Alle Gebührenerhöhungen, das ist ganz schlimm, das darf nie sein. Als ob es nicht passieren würde, wenn die ÖVP regiert! Überall, wo die ÖVP den Bürgermeister stellt - Bürgermeisterinnen haben Sie nicht viele -, gibt es Gebührenerhöhungen, eine nach der anderen! 

Jetzt muss man das in Relation setzen. Wir haben in Wien zum Beispiel auch kritisiert, dass wir es nicht geschafft haben, dass die Kindergärten endlich gratis sind. Und das Duell läuft dann immer auf der Ebene, die Kindergärten in Wien sind wesentlich besser ausgestattet als die in den Bundesländern. Das stimmt zum Teil. In Vorarlberg darf ein Dreijähriger gar nicht in den Kindergarten gehen und wird nicht angenommen und muss erst einmal vier sein, bis er überhaupt gehen darf - ein anachronistisches Weltbild, das dort von der Volkspartei zu verantworten ist!

Wir haben in Wien auch die Erhöhung bei den Verkehrsbetrieben kritisiert. Wir sind der Meinung, dass man bei den Gebühren den Leuten nicht einreden soll, Wasser und Müll sind so teuer geworden und deswegen müssen wir die Gebühren erhöhen, weil Tatsache ist, dass da bereits eine Überdeckung stattfindet.

Und ein Satz, den ich wirklich sehr gerne auf der Homepage der Volkspartei gelesen habe, ist: „Die SPÖ macht das Leben teurer", und dann kommt: „Die Lohnerhöhungen sind im gleichen Zeitraum weit weniger üppig ausgefallen." Damit hat die Volkspartei natürlich nichts zu tun! Seit 1986 regieren Sie, die Pensionen bröseln hinunter, die Armutszahlen explodieren - und die Volkspartei hat nichts damit zu tun!

Das war das, was der Kollege Margulies gemeint hat: Die ÖVP ist für und gegen alles, marschiert mit den Neonazis, ist am nächsten Tag gegen die Neonazis, ist einmal für die Gebührenerhöhung, einmal dagegen, ist aber für alles.

Wenn wir es schaffen würden, der österreichischen Bevölkerung endlich zu erklären, dass das eine beliebige Partei ist, die einfach heute „Ja“ und morgen „Nein“ sagt und „Hü“ und „Hott“ und geschickterweise die einzelnen Zielgruppen mit anderen Leuten bedient, wenn man das alles offen legen könnte, dann rutschen Sie aus den ganzen Parlamenten heraus, weil man im Volksmund zu ich sage heute so und ich sage morgen anders, sagt, dass man nicht weiß, ob man jemanden nicht nur nicht seriös nennen sollte, sondern man fühlt sich ein bisschen - sagen wir einmal – angelogen, weil was ist es denn sonst, was die Volkspartei aufführt?

Über die Lohnerhöhungen zu reden ist natürlich der richtige Ansatz. Wir haben Produktivitätssteigerung. Das Land wird von Jahr zu Jahr reicher und die meisten von uns wären wahrscheinlich froh, wenn nicht nur die Gebühren steigen würden, sondern gleichzeitig die Löhne um wesentlich mehr steigen würden! Aber was die Volkspartei in den letzten 20 Jahren auch an Wirtschaftspolitik geleistet hat, führt dazu, dass das untere Drittel der Einkommen sinkt und sinkt und sinkt und Sie wissen das und Sie machen natürlich nichts dagegen!

Sie wissen auch, dass die Pensionen sinken und sinken und sinken. Sie wissen, dass die Armut steigt und steigt und steigt und nichts gibt es von einer Diskussion, ob man Pensionen auf Bundesebene um einen mageren Satz weit unter 2 Prozent erhöhen soll.

Zum Abschluss ein Schmankerl, das heute eigentlich gut dazu passt: Valorisierung, Bundesgesetzblatt der Republik Österreich. Valorisierung aller Gebühren, beschlossen neulich im Bund, es ist nigelnagelneu: Ausgegeben am 15. Juni 2007, Valorisierung der festen Gebührensätze. Das passierte auf Bundesebene. Ich glaube, die ÖVP hat irgendwie in der Bundesregierung, auch wenn sie geschrumpft drin sitzt, worüber ich mich gefreut habe, auch etwas damit zu tun. Die GRÜNEN haben im Übrigen gegen die Valorisierung dieser Gebühren gestimmt. Die Österreichische Volkspartei war Feuer und Flamme dafür und hat es gleichzeitig nicht verabsäumt, das Geld, das an Länder und Gemeinden geht, in Milliardenhöhe auch zu Lasten des Bundes zu kürzen, wie der Kollege Margulies vorgerechnet hat. 

Im Übrigen bin ich der Meinung, und ich glaube, ich habe das ohnedies eingangs gesagt, dass Sie sich vom Herrn Aigner entweder distanzieren oder die ganze Partei sich ... (Aufregung bei der ÖVP.) Na, der Herr Aigner wird sich nicht distanzieren, weil sich das nicht ausgehen wird und das nehme ich ihm auch nicht ab. Aber es nützt nichts, wenn er was anderes sagt. Die Österreichische Volkspartei soll sich da herstellen und sich für diesen Mandatar entschuldigen und sich von ihm ... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte einen Schlusssatz.

StR David Ellensohn (fortsetzend): ... distanzieren! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Rednerpult erwarte ich Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Bitte sehr.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Diese Aktuelle Stunde demaskiert die soziale Kälte. Sie macht sichtbar, wie dieses rote Wien zum Herbst bereits eine soziale Kälte hat, die dem russischen Winter gleicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber nicht nur das! Diese Aktuelle Stunde demaskiert auch die GRÜNEN, die ins politisch rote Bett übersiedelt sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die GRÜNEN haben eine klare Linie. Ihre Zukunftsperspektive ist: Erhöhen wir die Gebühren und erhöhen wir die Steuern. Das ist die Sozial- und Gesellschaftspolitik der GRÜNEN. Mit großer Lust werden wir das bei der Wirtschaftskammer verbreiten. Mit großer Lust werden wir das bei der Arbeiterkammer verbreiten. Aber natürlich werden wir das vor allem auch mit großer Lust bei der nächsten Gemeinderatswahl verbreiten. Diese Oppositionspolitik ist keine Oppositionspolitik, sie ist eine Kuschelpolitik mit dem roten Wien! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Der Herr StR Ludwig hat uns heute deutlich seine soziale Sensibilität gezeigt. Da wird eine alleinerziehende Mutter, die im Rollstuhl sitzt, delogiert, und er findet das besonders sensibel im Umgang. Diese alleinerziehende Mutter hat eine 17-jährige Tochter, die mitten im Maturajahr ist. Das ist die Bildungspolitik der Wiener SPÖ! Sie delogiert eine Mutter, sie delogiert eine Jugendliche im Maturajahr und nennt das noch sozial sensibel! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Wiener SPÖ kürzt die Mietbeihilfe um 300 EUR im Jahr und erhöht gleichzeitig Strom und Gas. Wie kommt es denn zur Delogierung? Das vergisst der StR Ludwig! Genau jene Gebührenerhöhungen im Bereich Strom, im Bereich Gas, im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel, im Bereich der Parkscheine - die fehlende Mobilität, und gerade RollstuhlfahrerInnen brauchen eine Mobilität. 

Das ist das Thema: Sie erhöhen die Gebühren, Sie senken die Mietbeihilfe und haben damit soziale Kälte bewiesen, indem Sie ganz einfach Delogierungen hinnehmen und es auch noch besonders sozial finden. Diese Gebührenerhöhungen stehen in einem direkten Zusammenhang zur Delogierung, denn diese Strompreise, diese Gaspreise, die kann sich keine Wienerin und kein Wiener mehr leisten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Tagtäglich sehen wir beim BAWAG-Skandal, dass sich ja mittlerweile auch schon der derzeitige ÖGB-Präsident von dem distanziert, dass diese SPÖ nämlich in der Vergangenheit nicht wirtschaften konnte. Würde Präsident Hundstorfer noch hier sitzen, dann würde er sich auch von der Wiener SPÖ distanzieren, denn diese Gebührenerhöhungen kann sicher auch er nicht mittragen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt werden zur Kasse gebeten, ohne dass es eine Leistungserhöhung gibt. Das ist die primitivste Form, Gebühren zu erhöhen ohne Leistungstransfer. Der Leistungstransfer findet nur statt, indem man eben die Parteikasse füllt, aber nicht die Geldtascherl der Bürgerinnen und Bürger.

Warum haben wir in Wien die höchste Armut? Warum haben wir in Wien die höchsten Sozialausgaben? Weil in einen wunderschönen Herbst die soziale Kälte dieser Stadt eingebrochen ist und wir werden es in diesem Winter wieder erleben, dass die Leute nicht heizen können und sich den Strom und das Gas nicht mehr leisten können.

Aber kommen wir auch zum Vergleich mit den Bundesländern, weil das die GRÜNEN ja so gerne möchten. Wir haben die Kindergartenpreise verglichen. Einen Halbtags-Kindergartentarif in dieser Höhe wie in Wien, nämlich inklusive Essen schon um 200 EUR – um ganze günstige 200 EUR zu haben -, den gibt es in ganz Österreich nicht, meine Damen und Herren! Sie werden keine ÖVP-Gemeinde finden, die einen derartigen Preis hat. 

Sie haben heute wieder die Möglichkeit umzudenken, liebe Mandatarinnen und Mandatare der SPÖ: Stimmen Sie für die Gebührenfreiheit des letzten Kindergartenjahres und zeigen Sie auch, dass Sie hinter dieser sozialen Kälte, die uns heute geboten worden ist, nicht stehen. Zeigen Sie auch, dass Sie für eine Integrationspolitik sind, die auch eine Sozialpolitik ist. Zeigen Sie auch, dass Sie die Kindergartentarife an jene Tarife der ÖVP-geführten Bundesländer und Gemeinden anpassen. Reduzieren Sie die Gebühren und erhöhen Sie nicht Strom und Gas. Es gibt für alle Bürgerinnen und Bürger unabhängig von ihrem sozialen Einkommen nichts Unsozialeres, als Gebühren zu erhöhen. Das ist leistungsfeindlich für die Wirtschaft und leistungsfeindlich für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als letzter Redner Kollege Ekkamp bitte.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren! 

Ein bekannter Spruch lautet: „Wer im Glashaus sitzt, der sollte nie mit Steinen werfen.“ Das sollte sich besonders die Volkspartei aber auch Teile der Freiheitlichen Partei merken. Für diese müsste dieser Spruch ja leicht verständlich sein. 

Ich möchte nur daran erinnern – und das ist heute schon angedeutet worden, weil hier so Vergleiche mit Jahreszahlen von 2001 bis 2006 angestellt worden sind -, was hier in der Bundesregierung von 2000 bis 2006 stattgefunden hat. Das dürfte bei einigen scheinbar schon wieder in Vergessenheit geraten (Aufregung bei GR Robert Parzer.) sein. Es war ein Trommelfeuer an Belastungen, geschätzte Damen und Herren: 

Verdoppelung der Autobahnvignette um 100 Prozent. Erhöhung der motorbezogenen Versicherungssteuer um über 51 Prozent. (Weitere Aufregung bei der ÖVP.) Es sind auch die Tarife der Wiener Linien kritisiert worden. In diesem kurzen Zeitraum wurden die Tarife der ÖBB - zuständig auch die Bundesregierung - um 45 Prozent erhöht. Kilometergelderhöhung jahrelang verzögert. Führerschein- und Reisepassgebühr erhöht, Tabaksteuer. Höhere Steuer auf Urlaubs- und Kündigungsentschädigung. Entfall des allgemeinen Absetzbetrags. Halbierung des Arbeitnehmerabsetzbetrags. Generelle Urlaubsaliquotierung bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses. Die Ambulanzgebühr ist ja sowieso wieder gekippt worden. Rezeptgebühren erhöht, Krankenhausaufenthalt. Krankengeld nur mehr für 52 Wochen. 20 Prozent Selbstbehalt bei Inanspruchnahme von psychotherapeutischer und psychologischer Behandlung. Kürzung der Witwen- und Witwerpensionen. Kürzung der Invaliditäts- und Berufsunfähigkeitspensionen. Senkung des Pensionistenabsetzbetrags, und, und, und. Über 50 Belas-
tungen und das, wie ich meine, ohne irgendeine Gegenleistung! 

Und das ist ja der Kern der Sache, meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist der klassische Begriff und der ist heute schon gefallen: „In die Geldbörsen gegriffen.“ Das ist der klassische Begriff. Man hat damals in die Geldbörsen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegriffen. (GR Dr Matthias Tschirf: 30 Jahre SPÖ-Bundeskanzler!) Die soziale Symmetrie war in diesem Bereich überhaupt nicht gegeben. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja ja, 30 Jahre SPÖ-Bundeskanzler!)

Ich denke, meine sehr verehrten Damen und Herren, man sollte sehr aufpassen, weil es äußerst unseriös und unglaubwürdig wird, wenn man jemand anderem vorwirft, die Menschen abzuzocken. 

Ich habe schon gesagt und gerade bei der ÖVP fehlt mir in der momentanen Situation im Bereich des täglichen Lebens ja der Aufschrei, da gibt’s auch Preissteigerungen bis zu 13 Prozent. Ich sage nur als Beispiele: Milch, Brot und Fleisch. Hier fehlt mir der Aufschrei der ÖVP, wenn sie sich so Sorgen um die kleinen Leute in unserer Stadt, in unserem Land macht! Aber da ist sie leider auf Tauchstation. Irgendwer muss ja bei der Kette Produzent bis zum Konsumenten verdienen! Irgendwo bleibt das Geld liegen! Ich sage gleich, bei den kleinsten Handelsbetrieben liegt es sicher nicht. Aber da könnte die ÖVP schon einiges bewirken, dass hier im Bereich des täglichen Lebens nicht solche Preisschübe auf die Menschen zukommen. 

Wien, das ist auch schon gesagt worden, nimmt nicht das Geld und macht nix. Wien investiert es (GR Dr Matthias Tschirf: Wohin?) bei den ... Ich werde es Ihnen gleich sagen. Wir bieten hohe Qualität in der Versorgung, wir bieten hohe Qualität in der Entsorgung und auch im Bereich der Infrastruktur. Es ist hier gesagt worden, die Wiener Linien-Tarife seien zu teuer, daher kauft sich keiner mehr einen Fahrschein. Meine Damen und Herren, das Gegenteil ist wahr! Wir eilen von Jahr zu Jahr zu neuen Fahrgastzahlrekorden: 770 Millio-
nen Fahrgäste der Wiener Linien, na das ist ja deutlich höher als vor zwei Jahren oder voriges Jahr. Und ich sage auch, die Stadt Wien steht zu Tarifanpassungen und da nehme ich wieder einen Leitspruch aus der Wirtschaft, der mir immer so im Ohr liegt: Qualität kostet eben Geld, meine sehr verehrten Damen und Herren, Trotzdem hält Wien einem Vergleich bei den Tarifen und Abgaben mit anderen Bundesländern und anderen Städten Europas stand. 

Meine Damen und Herren, es ist viel ehrlicher zu sagen: Qualitativ hohe Dienstleistung in einer Stadt oder in einer Kommune gibt es nicht zum Nulltarif und wird es nie geben. Sie kostet auch Geld und dazu bekennen wir uns. Wir bekennen uns aber als Stadt Wien auch zu sozial fairen Tarifen. Das unterscheidet uns von anderen Parteien in dieser wunderschönen Stadt und das sollte auch der Volkspartei in der Zukunft zu denken geben. Den Menschen nichts vorzugaukeln, sondern ehrlich zu Ihnen sein.

Danke schön, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet. 

Ich teile Ihnen mit, dass die Frau Kollegin Polkorab bis zum Ende der Sitzung entschuldigt bleibt.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitglieder des Klubs der Wiener Freiheitlichen 5, des Grünen Klubs im Rathaus 10 und des ÖVP- Klubs der Bundeshauptstadt Wien 33 eingelangt sind. Von den GRen Veronika Matiasek, Mag Gerald Ebinger, David Lasar und Mag Wolfgang Jung wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend „Angstraum Wien“ gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl vom Gemeinderatsmitgliedern unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 14 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu dem Postnummern 2 bis 9, 11 und 12, 14 bis 17, 20 bis 24, 27 bis 30, 32, 36, 37, 39 und 40, 47 bis 49, 53 bis 55, 57 und 58, 60 bis 63, 66 bis 76, 80 und 81 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Wiener Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummern 44 und 45 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen. 

41, 42, 43, 46, 50, 51, 52, 56, 18, 13, 19, 38, 25, 26, 31, 33, 34, 35, 59, 64, 65, 1, 10, 77, 78, 79 und 82. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 44 und 45 der Tagesordnung, sie betreffen die Plandokumente 6996K und 7251K im 21. Bezirk, KatG Leopoldau, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand vorgebracht? Nein, das ist nicht der Fall. 

Ich begrüße die vielen Teilnehmer auf unserer Galerie. Nehmen Sie Platz, schauen Sie sich an, was wir zu beraten haben.

So, jetzt bitte ich den Berichterstatter, Herrn GR 
Univ-Prof Dr Pfleger, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu den vorliegenden Geschäftsstücken. Das ist, wie gesagt, der Flächenwidmungsplan 6996K und die Planungsnummer für den zweiten Flächenwidmungsplan mit 7251K.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Also an sich wundere ich mich schon über diesen Schwerpunkt, den wir da heute besprechen. Er kann, so leid es mir tut, lieber Stadtrat, bei dieser Themenvielfalt und bei den Problemen, die wir in Wien haben, ja nur zweite Wahl sein! Ausnahmsweise. Er ist natürlich erste Wahl, aber für eine Schwerpunktdiskussion ein bisschen dürftig ausgefallen, weil wir ja eigentlich über Beitragserhöhungen oder über die Kultur reden wollten. Dann hat sich halt die alte rot‑grüne Achse im Präsidium wieder einmal besonnen und hat dann halt gesagt: „Reden wir über die Planung, weil es da zwei ganz wichtige Plandokumente gibt und das machen wir als Schwerpunkt.“

Die Zeitungen, die Medien sind voll von Problematiken einer verfehlten Integrationspolitik, einer verfehlten Bildungspolitik, einer verfehlten Familienpolitik, einer zahnlosen Umweltpolitik und da diskutieren wir in diesen Wochen als Schwerpunkt über zwei Flächenwidmungspläne! Ich gehe dann noch selbstverständlich darauf ein.

Aber, meine Damen und Herren, ich glaube, Sie haben die Situation und den Ernst der Lage in Wien nicht erkannt. Fest steht, nicht alle 400 000 Muslime in Österreich kann man als Terroristen abstempeln. Fest steht aber auch, dass alle Terroranschläge der letzten zehn Jahre von muslimischen Terroristen, von Islamisten in Pakistan, in Indonesien, in Amerika, in Palästina, im Libanon und in Europa in Spanien, England, Frankreich und so weiter durchgeführt wurden. Das sind doch Tatsachen, meine Damen und Herren, die können Sie nicht abstreiten! Warum diskutieren wir nicht über diese Problematik einer verfehlten Integrationspolitik oder einer verfehlten Bildungspolitik? Nein - gerade wir in Wien sind aufgefordert, über diese Problematik zu reden - mit uns nicht! Aber das wollen die SPÖ und die GRÜNEN nicht hören! 

Sie wissen ja eh ganz genau, wie es steht, aber Sie wollen es nicht hören und daher reden wir heute als Schwerpunkt über zwei Flächenwidmungspläne und nicht über die verfehlte Einwanderungspolitik in Wien, nicht über die verfehlte Asylpolitik in Wien, nicht über die Integrationspolitik - nein! Und gerade ist das Gespenst einer multikulturellen Gesellschaft - das ist Ihr Liebkind - seicht entschlummert, predigen Sie uns Österreichern und uns Wienern Toleranz! Toleranz als Bürgerpflicht, Toleranz gegenüber Muslimen, statt den Zugewanderten nahe zu legen, sich selbst zu bemühen, sich zu integrieren, sich anzupassen, Deutsch zu lernen. Toleranz selbstverständlich. Das ist ein Grundwert, zu dem wir Freiheitliche und ich persönlich natürlich stehe, aber nur so lange, meine Damen und Herren, so lange die Lebensinteressen von über 85 Prozent in dieser Stadt durch Intoleranz und Integrationsunwilligkeit der Zuwanderer nicht beschädigt werden! Darüber hätten wir diskutieren sollen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Aber die Lebensinteressen werden ja nicht nur von Integrationsunwilligen überall betroffen ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Kollege Madejski!

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): ... sondern auch in der Planung, denn wir haben heute zwei Flächenwidmungspläne und zwar beschäftigt sich der eine mit Kleingärten und natürlich werden in der Planung Lebensinteressen beschädigt.

Daher möchte ich mich intensiv mit dem Kleingartengesetz und mit Wintergärten beschäftigen, weil ja auch hier die Lebensinteressen von Wienerinnen und Wienern und zwar von Tausend betroffen sind. Man könnte jetzt auch, Herr Stadtrat – und das werden die GRÜNEN vielleicht auch machen -, im Großen über Fehler bei der U‑Bahn-Verlängerung diskutieren - Chaos in Rothneusiedl -, über die nicht zügig vorangehende Planung am Westbahnhof, über das jahrelange Desaster in Wien‑Mitte, über die Sensengasse, et cetera oder im Kleinen über Parkraumvernichtung, über nicht koordinierte Baustellenpolitik im Sommer oder über weitere Planungen von gemischten Fuß‑ und Radwegen im Kleinen. 

Aber nein, wir haben ja heute das Plandokument 7251K in Floridsdorf und da wird auch gut gemeinte - und es gibt durchaus gut gemeinte Aktionen der Stadt Wien, es gibt wirklich auch gute Planungen, Aspern zum Beispiel, überhaupt keine Frage, natürlich kann man nicht alles hier schlecht machen, das gibt es auch. Aber die gut gemeinte Aktion „Ganzjährig Wohnen“ in Wien hatte ja viele Hintergründe. Einer davon war zum Beispiel, junge StaatsbürgerInnen oder junge Wienerinnen und Wiener davon abzuhalten sich zu überlegen, im Umland ein Haus zu kaufen, und, und, und. Die Stadt hat keine Kosten durch „Ganzjährig Wohnen“, weil ja die Infrastruktur von den Kleingärtnern selbst bezahlt wird und auch die Quadratmeteranzahl durchaus im Sinne von uns allen ist, weil immerhin bei 200 m² Grundfläche 83 m² Keller, Erdgeschoß und Dachgeschoß mit je 50 m² und 30 m² zusätzliche Terrasse durchaus gerechtfertigt sind. Und jetzt komme ich zu der Terrasse.

Es gibt eine Unzahl von Kleingärtnern, die die Terrasse auch nutzen wollen und zwar nicht nur im Sommer nutzen wollen, wenn es schön ist, sondern vielleicht einmal auch ein bissel windgeschützt im Oktober, November oder vielleicht schon im März und April. Dazu müsste man sie aber verbauen können. Und hier gibt es von den Wiener Kleingartenobleuten seit vielen Jahren einen Beschluss, sich dieses Anliegens anzunehmen und die beurteilen das positiv. Ich meine die totale Einglasung. Man kann heutzutage, wie Sie wissen, von 30 m² Terrasse bereits 12,5 m² dreiseitig - von oben und die Seiten - mit Glas verbauen. Es geht also eigentlich nur darum, bei diesen 12,5 m², die sowieso schon verbaut werden können, die vierte Seite einzuziehen. Und der leider viel zu früh verstorbene Bezirksvorsteher des 22. Bezirks, Franz Karl Effenberg, hat es ja zusammengebracht, mit allen Fraktionen im 22. Bezirk diesbezüglich einen Antrag einzubringen, der auch beschlossen wurde und der genau dieses Anliegen als unterstützenswert gesehen hat. Leider ist noch nichts passiert, aber vielleicht gibt die zukünftige Bauordnungsnovelle Platz dafür, hier korrigierend einzugreifen. 

Denn eines ist schon eigenartig: Man lässt den einen oder den anderen, der etwas gebaut hat - illegal, alles, was illegal ist, ist einmal nicht rechtens, das ist richtig und wenn er abreißen muss, dann ist das formal natürlich auch richtig. Es gibt jetzt viele Fälle in Wien, die abreißen müssen. Ich verteidige nicht die Illegalität und dass sie es gebaut haben, aber ich sage, man sollte diese Abrissbescheide vielleicht noch ein bisschen stunden, bis es vielleicht doch gelingt, in einer neuen Bauordnung einen neuen Anlauf in diese Richtung der Wintergärten - ich nenne das jetzt, des Wintergartenbaues - zu machen. 

Eigenartigerweise kann man mit dem § 69 Gebäude bis zu 70 m höher machen. Bei dem Armen im Kleingarten aber, der sich alles selber bezahlt hat und schaut, dass er hier als Pensionist oder als Junger mit Kindern in einem Wintergarten sitzen kann, der noch dazu klimatisch viel interessanter ist, als wenn alles offen ist - die Stadt Wien fördert zum Beispiel jetzt Solaranlagen in Kleingärten -, wäre es doch nicht uninteressant, des Raumklimas, des gesamten Klimas und des Energiesparens wegen hier diese 12,5 m² - ich sage noch einmal, es geht um 12,5 m²! - auf einer 30 m² Terrasse verbauen zu lassen! 

Auf der anderen Seite reizt die Stadt Wien alles aus, jeden Paragraphen, 69, wir wissen es. Die Stadt Wien ist so weit gegangen, dass sie sogar das Weltkulturerbe in Frage gestellt hat – das hat sie ausgereizt, es ist nicht durchgegangen, da haben Sie Pech gehabt! Das war der Erfolg der Opposition, der FPÖ damals im 3. Bezirk! 

Es gibt plötzlich am Cobenzl, am Kahlenberg, im Wienerwaldgürtel, in Grinzing, jede Menge von Verbauungswünschen. Keiner schreitet hier ein! Aber auf der anderen Seite muss der kleine Kleingartenbesitzer mit seinen 30 m², wo er 12,5 m² nur mehr vorne zumachen will, abreißen oder darf es nicht bauen!

Meine Damen und Herren, ich weiß, die Sozialisten verstehen das nicht, weil die in den letzten Wochen, Monaten und Jahren noch nie etwas vom kleinen Mann verstanden haben. Aber wir werden uns dafür einsetzen, dass auch die Kleingartenbesitzer hier - ohne Versiegelung - ihre Terrassen vorne zumachen dürfen! Da hat nämlich die Frau Bezirksvorsteherin aus dem 17. Bezirk einmal einen Brief geschrieben, der mir zufällig zu Handen und zum Lesen gegeben worden ist, in dem sie gemeint hat, dass man das nicht zulassen kann, weil dann noch mehr versiegelt wird! Ein vollkommener Schwachsinn, entschuldige, Frau Bezirksvorsteherin, nicht anwesend, im 17.! Da ist nichts zu versiegeln! Diese 30 m² gibt es rechtlich ja schon, die sind ja eh schon da, es wird kein einziger Quadratzentimeter versiegelt! Es geht nur darum, dass er vorne zumachen darf. Das können wir ihnen doch nicht verwehren!

Meine Damen und Herren, abschließend lassen Sie mich hier sagen, weil es auch in diesem Akt 7251K in Wirklichkeit ja auch um Kleingärten geht, da geht es um Parkflächen, da geht es um Durchgänge. Wir werden den beiden Hauptakten zustimmen. Herr Klubobmann, gibt es irgendwas? (GR Christian Oxonitsch: Ja ja, dann!) Ach so, na siehst, ich habe mir gedacht, dass du nicht mit mir redest ... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Nur nicht ablenken lassen.

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): ... weil du ja einer derjenigen bist, der diese Sache verhindern will. Übrigens ist mir jetzt gerade wieder eingefallen: Innerhalb deiner Partei willst ja du das verhindern! Das sollte auch eine breite Öffentlichkeit wissen!

Meine Damen und Herren, wir werden dem Akt hier natürlich zustimmen. Ich möchte Ihnen aber abschließend doch auf den Weg mitgeben, im Kleinen: Helfen Sie den Menschen in den Kleingärten und nehmen Sie die Anliegen der Tausenden Kleingärtner ernst, und im Großen: Nehmen Sie die Anliegen der Wienerinnen und Wiener ernst, die keine islamische Stadt haben wollen. Dann werde ich sagen, dann regieren Sie gut, aber bis dahin sage ich: Sie regieren schlecht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Herr Kollege Madejski hat es wieder einmal geschafft, den Bogen sehr weit zu spannen und offensichtlich hat er nicht verstanden, warum dieser Punkt es doch sehr wert ist, darüber zu diskutieren. Vielleicht, wenn Sie mir zuhören und mir folgen können, werden Sie das dann begreifen. (GR Dr Herbert Madejski: Ich werde mir Mühe geben!) 

Wir behandeln ja zwei Flächenwidmungsdokumente gleichzeitig und bei beiden geht es darum, dass Kleingartenvereine, die die Berechtigung „ganzjährig Wohnen“ erhalten haben, natürlich auch die Stellplatzverpflichtungen Wiener Garagengesetz einzuhalten haben und somit für jede Wohneinheit ein Stellplatz zu errichten wäre. Was aber dann passiert ist, ist, dass die vorgesehenen Flächen vom Kleingartenverein offensichtlich für andere Zwecke vergeben wurden. Da haben einige wenige davon profitiert und das hat natürlich auch den Unmut der anderen im Kleingartenverein hervorgerufen, weil die eben eine Lösung des Problems wieder nicht erhalten haben. 

Was macht die Stadt? Was macht der Herr Stadtrat, der jetzt gerade bei der Tür rausgeht? (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker verlässt den Sitzungssaal.) Die öffentliche Straße wird den Kleingärtnern als Parkplatz geschenkt und da sage ich, das ist der Beginn einer Entwicklung, die auf keinen Fall sein darf, dass wir öffentliches Gut privatisieren, noch dazu, wo es um öffentlichen Raum geht, der auch von der Öffentlichkeit für andere Dinge verwendet wird. Ich habe das auch im Planungsausschuss schon gesagt. In diesem einen Plandokument geht eben eine Fahrradverbindung quer durch und um diese sicherzustellen und auch die Benutzbarkeit für die Öffentlichkeit weiterhin sicherzustellen, obwohl der Grund nun den Kleingärtnern übergeben wird, habe ich einen Abänderungsantrag gemeinsam mit dem Kollegen Hoch formuliert, der zumindest den Zusatz „öffentlicher Durchgang“ bei dem Flächenwidmungsplan 7251K festsetzt. 

Die Gespräche vorab haben aber gezeigt, dass sich die SPÖ hierzu nicht in der Lage sieht, was mir gänzlich unverständlich ist, weil nämlich beim zweiten Plandokument, das wir jetzt gleichzeitig behandeln, den Plan 6996K, in der Begründung genau die Begründung steht, die auch auf das andere Plandokument zutreffen würde: „Zur Erhaltung der bestehenden Fuß- und Radwegerelation im künftigen Parkplatzbereich soll hier ein öffentlicher Durchgang mit einer Breite von 5 m bestimmt werden.“ 

Ich möchte jetzt wirklich wissen: Was unterscheidet den einen Plan, wo Sie sich dazu entschlossen haben, von dem anderen? Ich vermute, der Kleingartenobmann des einen hat sich erfolgreicher gegen diesen Zusatz gewehrt. Ich muss Ihnen ehrlich sagen, die Versicherungen, die dann zum Teil vom Bezirksvorsteher und von anderen Stellen gekommen sind - na ja, die Radfahrer können weiter durchfahren, sie können weiter durchgehen -, finde ich lächerlich, denn wenn Sie sich die Mehrzahl der Kleingartenanlagen in Wien ansehen, dann sind die Tore versperrt und man kann nicht mehr durchgehen. 

Ich habe das auch oft schon mit Kleingartenobleuten besprochen. Das ist an und für sich eine Grünfläche, die allen Wienern zur Verfügung gestellt werden sollte und nicht nur denen, die jetzt dort Parzellen haben. Und es ist nicht einzusehen, dass, wenn man als Spaziergänger bei der einen Tür reinkommt, man dann auf der anderen Seite plötzlich über Zäune klettern muss. Mir ist das selber schon oft genug passiert und genau diese Sache wird hier auch drohen! 

Was noch dazukommt, ist, dass es sicher einen Schranken geben wird. Ich habe nämlich nachgeschaut: Im Kleingartenverein Leopoldau gibt es eine eigene Parkplatzordnung. Ich habe mir das aus dem Internet ausgedruckt. Da gibt es ein ziemliches Chaos und es heißt dann ganz klar: Ein Fahrzeug ohne Parkberechtigung hat eben keine Berechtigung. Man darf auch keine andere Parzelle dafür verwenden. Nur ganzjährig gemietete Plätze dürfen überhaupt einen Parkplatz beanspruchen. Also man kann sich gut vorstellen, wenn das jetzt schon so rigide gehandhabt wird, wie das dann sein wird, wenn dieses Grundstück auch noch dem Kleingartenverein gehört. Na, das Erste, was die machen, ist ein Schranken und nur die Mitglieder des Kleingartenvereins können dann rein- und rausfahren.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass das im Sinne sozialdemokratischer Politik ist. Ich vermute eher, dass man da gewissen Kleingartenobleuten Wünsche erfüllen wollte und man hat eben nicht ausreichend darauf geachtet, auch das öffentliche Interesse sicherzustellen. 

Und von diesen konkreten Fällen möchte ich jetzt in die größere Dimension kommen. Nachdem Herr Madejski dieses Thema als zu minder befunden hat, möchte ich schon darauf hinweisen: Wenn man ein bisschen in der Welt herumkommt, beispielsweise Südamerika oder Südafrika, dann sieht man eine starke Tendenz von gewissen Bevölkerungsgruppen zu sagen: Hm, diese Stadt, diese Straße, diesen Parkplatz brauche ich, außerdem ist es mir nicht so recht, wenn da vielleicht andere Religionen, da könnte wer durchgehen, der hat irgendwie einen Turban auf oder so, das würde mich stören. Wieso macht man eigentlich keine Barriere? Wieso machen wir eigentlich nicht eine Privatstraße draus? Das ist eine Tendenz, die es international ganz stark gibt, die so genannten „Gated communities“. Wenn ich mir jetzt diese Kleingartensache anschaue, dann geht das genau in diese Richtung. Deswegen erschüttert es mich so, dass die SPÖ das einfach macht und dabei überhaupt nichts findet. Sie finden überhaupt, das ganze Thema ist nicht so wichtig und sehen nicht diese größere Dimension, hier öffentliches Gut an private Vereine zu verschenken. Als Nächstes kommt dann vielleicht - ich weiß nicht - jemand aus dem Cottageviertel und sagt: Na, ich weiß nicht, der Kebap-Stand da oben, der riecht so. Außerdem stellt er immer seinen Müll hin. Wir machen jetzt eine Privatstraße draus und dann ist alles bestens. 

Eine Sache noch, auch in Richtung ÖVP: Ich habe heute gelesen, dass die Frau Stenzel wieder sehr eindeutige Maßnahmen fordert, um ihren Bezirk quasi ihren Vorstellungen gemäß zu führen. Sie möchte gewisse Bevölkerungsgruppen im öffentlichen Raum einfach nicht mehr sehen und sagt, die sollen woanders sein, weil das ja den Geschäften und dem Image der Stadt als Tourismusstandort schadet. Sie dürfen beim öffentlichen Raum nicht vergessen, dass das der einzige Ort ist, wo sich ein normaler Bürger mit Menschen und Problemen auseinandersetzen muss, die ihm sonst nicht bekannt werden. Das ist eine irrsinnige Qualität des öffentlichen Raums, dass man dort eben andere Menschen trifft und sich mit denen dann auseinandersetzen muss. Dass man beispielsweise erkennen muss, dass es in Wien offensichtlich ein Drogenproblem gibt oder dass es offensichtlich auch andere Religionen in dieser Stadt gibt, Gott sei Dank. 

Deshalb diese Tendenz und auch eben die Mahnung an die SPÖ, das bitte jetzt nicht einreißen zu lassen und dann nicht nur Kleingartenvereinen, sondern auch anderen Gruppierungen, die sich das wünschen, öffentlichen Raum zu übermitteln. Oder beispielsweise die Einkaufszentren, die zum Teil schon den öffentlichen Raum ersetzen, wie man sieht. Da gibt es dann Security-Dienste, die unbeliebte Menschen verweisen und es entsteht dann eine Gesellschaft, die wir alle, wie ich glaube, nicht wollen, dass es eben Zonen gibt, wo die mit dem gewissen Einkommen verkehren können, weil das auch gute Konsumenten sind und die, die nicht entsprechen, dann abgewiesen werden. Also das ist keine Stadt, in der ich leben will, und ich glaube, auch die meisten Wienerinnen und Wiener nicht leben wollen. 

Deshalb bringe ich nun - noch einmal zurück zum Flächenwidmungsplan - diesen Antrag ein, dass man das öffentliche Interesse dort sicherstellt und zumindest diesen öffentlichen Durchgang festsetzt. 

Wir werden beiden Plandokumenten nicht zustimmen. Beim anderen ist zwar der öffentliche Durchgang festgesetzt, aber eben dieser Abgabe des öffentlichen Guts können wir nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächster am Wort ist Herr GR Hoch. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien) Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Zur anfänglichen Schwerpunktdiskussion: Es ist wirklich gar nicht leicht nachvollziehbar, warum man gerade diese beiden Flächenwidmungen zum Schwerpunkt ernannt hat. Ich glaube, es hätte einige mehr gegeben, die auch heute behandelt werden und die mehr „Schwerpunkt" gewesen wären. 

Zum Kollegen Madejski: Es ist, glaube ich, das erste Mal, dass ich den Herrn Stadtrat gegen den Herrn Madejski in Schutz nehmen muss. Der Herr Stadtrat kann in der Präsidiale nicht Einfluss nehmen, welche Tagesordnungspunkte Schwerpunkt sind und welche nicht. 

Zur Kollegin Gretner: Diese Flächen für die Stellplätze bei der einen Kleingartensiedlung, da kenne ich mich nämlich sehr gut aus, die gibt es schon noch. Nur ist das Problem, es sind zu wenige. Es waren immer zu wenige und das sind sie noch immer. Daher versucht man, diese beiden Straßen bei beiden Kleingartenanlagen für Stellplätze zu verwenden. 

Was wir positiv finden, ist, dass in beiden Fällen seitens der Stadt dem Anliegen der Kleingartenvereine stattgegeben wird. Wir befürworten das als ÖVP, aber das Problem liegt im Detail. Während – und das wurde bereits gesagt – bei der einen Anlage der Durchgang in Zukunft öffentlich zugänglich sein wird, wird beim Plandokument 7251K der Durchgang, das ist die Else-Feldmann-Gasse, gesperrt und daher öffentlich nicht zugänglich sein. Das ist aus unserer Sicht abzulehnen, weil jeder, der das Gebiet dort in der Kleingartenanlage kennt, weiß, dass das ein sehr gut frequentierter und sehr gern benutzter Radweg ist. Es ist ein öffentlicher Raum, der sehr gut angenommen wird und wo es aus unserer Sicht wirklich nicht notwendig ist, diesen Bereich dort abzusperren, auch wenn es dann in der Kürschnergasse, die ein bissel weiter südlich ist, einen Ersatzradweg geben wird. Ich denke, eine Kleingartenanlage ist ein Grünraum und warum sollte man dort nicht den Radweg durchgehen lassen? Daher ist das auch der Grund, warum ich gemeinsam mit der Kollegin Gretner den Antrag stelle, dass die Else-Feldmann-Gasse weiterhin öffentlich zugänglich sein muss. 

Was mich ein bissel wundert – und ich nehme an, dass die SPÖ unseren Antrag nicht unterstützen wird –, ist die Argumentation in den Unterlagen des Magistrats. Es wurden ja da 105 Stellungnahmen oder Unterschriften gesammelt, die sich für die öffentliche Benützung dieser Straße aussprechen und das Argument der MA 21 war: „Nein, das zählt für uns nicht, denn nur 5 Unterschriften kommen von Mitgliedern dieses Kleingartenvereins.“ Das ist ja logisch, meine Damen und Herren, denn wenn es ein öffentlicher Durchgang ist, ein Radweg, dann wird der natürlich von Menschen benutzt, die auf der Durchreise sind, keine Frage. Der fährt vom Punkt A nach Punkt B und benutzt den Radweg durch die Kleingartenanlage. Also das Argument ist wirklich hanebüchen und das kann nicht wirklich der Grund sein, dem Anliegen der Bevölkerung nicht stattzugeben! 

Grundsätzlich - und die Wiener ÖVP war ja immer eine Partei oder ist die Partei der Kleingärtner - allgemein befürworten wir solche Infrastrukturmaßnahmen in vielen der 200 Kleingartenvereine in Wien, das sind knapp 36 000 Parzellen. Wir von der ÖVP stehen dafür, dass dieser Gedanke des ganzjährigen Wohnens - beide Kleingartenanlagen sind ja auf „ganzjährig Wohnen“ gewidmet - auch in anderen Kleingartenanlagen weiter gestärkt wird, die Infrastruktur dort auch errichtet und zur Verfügung gestellt wird. 

Wir werden das eine Plandokument 7251K ablehnen, dem anderen, 6996K, werden wir zustimmen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Nächster am Wort ist Herr GR Reiter. 

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Manchmal bin ich ja mit dem Kollegen Madejski einer Meinung, was den Ausbau des öffentlichen Verkehrs, et cetera betrifft. Nur wenn er heute dezidiert sagt - und das ist eigentlich, wenn man es genau überlegt, der Hintergrund -, dass die Großfeldsiedlung zweite Wahl ist und darum geht es nämlich, denn diese Plandokumente sind in der Großfeldsiedlung (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe gesagt „als Schwerpunkt“!), dann kann ich dem nicht mehr beipflichten. Ich bin als Floridsdorfer Mandatar, als einer, der in der Großfeldsiedlung groß geworden ist, der vor 40 Jahren mit seinen Eltern in die Großfeldsiedlung gezogen ist und dort auch politisch sehr viel mitgearbeitet hat, alleine auch als Bezirksrat, eigentlich sehr froh, dass es für mich Gelegenheit gibt, die Großfeldsiedlung in ein der Öffentlichkeit zugängliches besseres Licht zu rücken. 

Also man kann es sich nicht so leicht machen wie beispielsweise - und da muss ich auf eine Sendung der Frau Spira zurückkommen, die sicher bei der Partnervermittlung sehr gut ist, das bestreite ich nicht, aber damals bei den Alltagsgeschichten hat sie ein sehr verzerrtes Bild der Großfeldsiedlung geboten. Wir haben monatelang zu tun gehabt, hier wieder ausgleichend zu wirken. 

Man kann es sich auch nicht so leicht machen und da ist die ÖVP angesprochen, denn ich vergesse solche Dinge nicht, wie ich vor über 20 Jahren hier im Wiener Gemeinderat einen Antrag gestellt habe und ich habe mir das sehr gut gemerkt, was hier an Aussagen des ehemaligen Wiener ÖVP-Obmanns und Wiener Vizebürgermeisters gekommen ist, der die Großfeldsiedlung als „Ort der Wohnmaschinen und Slums von morgen“ bezeichnet hat. Und ich vergesse auch nicht die Aussagen der GRÜNEN, die sich heute so besorgt gezeigt haben, als der ehemalige Wiener Klubobmann der GRÜNEN in einem „Kurier“-Artikel - und ich habe ihn hier mit - die Peripherie, also die Städte 21 und 22, kleine Städte sind sie ja schon, als A... der Welt bezeichnet hat, A-r-s-c-h. 

Also diese Dinge vergesse ich nicht. Darum ist es wichtig und notwendig, auch heute über die Großfeldsiedlung positiv zu reden. Sie ist ein lebenswerter Stadtteil. Sie ist sehr gut angebunden. Es gibt eine S-Bahn, einen Autobus, es gibt die U-Bahn in die Großfeldsiedlung. Sie hat eine ausgezeichnete Infrastruktur mit Bad, Einkaufszentren, Ärztezentren, Haus der Begegnung, Pensionistenheime. Und ich lasse mir - von dieser Stelle aus gesagt - die Großfeldsiedlung nicht schlechtmachen! (Beifall bei der SPÖ.)

Aber jetzt zum Plandokument. Es ist wert, dass darauf eingegangen wird und es wäre eine Missachtung des Herrn Berichterstatters, dazu nichts zu sagen. Bei diesen beiden Plandokumenten - wie gesagt, der Grund wurde von dieser Stelle aus schon gesagt - geht es um die Einbeziehung der öffentlichen Verkehrsflächen, also der Else-Feldmann-Gasse und der Egon-Friedell-Gasse in die Kleingartenanlagen Leopoldau. Die Widmung Eklw - und das wissen Sie ja - bedarf Pflichtstellplätze zu schaffen und so geschieht es auch. Die notwendigen Bezirksbeschlüsse wurden gefasst. Die Zustimmung der Verkehrsdienststellen liegt vor und auch der Fachbeirat hat es positiv zur Kenntnis genommen. 

Jetzt zum Detail: Es stimmt schon, dass die eine Unterschriftenliste mit 105 Unterschriften da ist. 5, wie gesagt, sind von dieser Kleingartenanlage, 47 haben sich für dieses Projekt ausgesprochen. Weiters wurde hier auch von den GRÜNEN, von der Kollegin Gretner und vom Kollegen Hoch dieser Radweg erwähnt. Da muss man aber schon dazu sagen, dass sich dieser Verein auch dafür ausgesprochen hat, dass es weiter Durchfahrtsmöglichkeiten in der Else-Feldmann-Gasse gibt, bis der Radweg in der Kürschnergasse errichtet wird. 

Beim zweiten Plandokument, wo Anrainer Sorgen haben, dass es zu einer Verkehrsverlagerung kommt, sagen die zuständigen Magistratsabteilungen, die Verkehrsabteilungen, dass die Verlagerung des Autoverkehrs zur Ampelkreuzung Richard-Neutra-Gasse – Siemensstraße prognostiziert wird. Sollte es wider Erwarten anders kommen, werden natürlich die verkehrsorganisatorischen Maßnahmen gesetzt. 

Aus den Summen der Argumente – ich will nicht zu lange werden, meine Damen und Herren – ersuche ich, den Antrag abzulehnen und beide Poststücke 44 und 45 anzunehmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Kollege Madejski gemeldet. Drei Minuten.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter!

Wenn hier der Eindruck entstanden ist, dass diese Geschäftsstücke hier zweite Wahl sind - also das habe ich nie gesagt, das ist überhaupt keine Frage. Die Großfeldsiedlung ist mir genauso wert wie mein Alt-Erlaa, keine Frage. Ich wohne dort auch seit 30 Jahren und bin genauso dort aufgewachsen wie du in der Großfeldsiedlung. 

Ich habe nur gesagt, der Schwerpunkt – offensichtlich hast du missverstanden, was eigentlich ein Schwerpunktthema ist – wurde, das ist immer so, an irgendwelchen Aktenstücken aufgehängt, die sehr weit gefasst sind und wo man dann bei diesem Thema über die Geschäftsgruppe reden kann. Das heißt aber nicht, dass die Aktenstücke an sich zweite Wahl sind, weil wir die sowieso beschlossen oder nicht beschlossen hätten, die wären ja sowieso drangekommen. Sie stehen ja nur an der Spitze, weil hier das Schwerpunktthema ausgemacht wurde. 

Da habe ich gesagt, als Schwerpunktthema die Planung in einer Zeit zu nehmen, wo es in Wien ganz andere Probleme mit wirklich gefährlichen Tendenzen gibt, das kann nur zweite Wahl sein, aber nicht die Aktenstücke! 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist jetzt niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Kollege Berichterstatter hat das Schlusswort, bitte.

Berichterstatter GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte dazu nur eines sagen und gestatten Sie mir vielleicht eine Anmerkung: Es ist doch unglaublich, Herr Madejski, dass hier Themen problematisiert werden, die mit dem Flächenwidmungsplan selbst nichts zu tun haben. Wir sind hier weit in die Verkehrspolitik abgeglitten, die tatsächlich mit den beiden Örtlichkeiten - das ist nordwestlich des Ortskerns Leopoldau und nordöstlich des Ortskerns Leopoldau - keinen Bezug hat. Ich sehe aber nach den Äußerungen der anderen politischen Oppositionsparteien auch keinen Anlass, hier von dem Vorschlag abzugehen und die Zustimmung zu erteilen. 

Ich bitte nochmals um Zustimmung zu den beiden Geschäftsstücken und ersuche, den Antrag abzulehnen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Für die erste Post wurde kein Abänderungsantrag gestellt.

Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats, die der Postnummer 44 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich ohne die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Post 45. 

Hier liegt mir ein Abänderungsantrag der Kollegen Dipl-Ing Gretner und Alfred Hoch vor.

Wer dem Abänderungsantrag zustimmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag bleibt in der Minderheit, Zustimmung ÖVP, FPÖ und GRÜNE.

Wir kommen daher zur Post 45. 

Wer der Postnummer 45 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Post 41 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7177K im 10. Bezirk, KatG Favoriten. 

Ich bitte den Kollegen Maurer als Berichterstatter einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Ernst Maurer: Ich ersuche den Gemeinderat um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Wieso ich meinen Antrag betreffend Verkehrsanschlussabgabe zu dieser Post einreiche, weil er natürlich besser in die Geschäftsgruppe Finanzen passen würde, hat folgenden Grund: In diesem Gebiet sieht man genau, dort soll wieder ein großer Verkehrserreger, ein großes Bürogebäude in der Nähe vom Böhmischen Prater errichtet werden. 

An dieser Stelle möchte ich einen gemeinsamen Antrag erwähnen, den die Frau Kollegin Gaal einreichen wird, worüber ich sehr froh bin, auch wenn von den zuständigen Stellen nur eine Überprüfung des öffentlichen Verkehrs zu erarbeiten wäre. Ich hoffe, weil versuchen kann man es ja, dass es von Seiten der Wiener Linien nicht wieder damit abgetan wird, dass eben kein Geld vorhanden ist oder der Ball an die Stadt Wien zurückgeworfen wird, dass wir kein Geld dafür haben, eine ausreichende öffentliche Verkehrsanbindung in diesem Gebiet durchführen zu lassen.

Darum werde ich wieder den Antrag stellen, den ich bereits am 25.6. vor dem Sommer gestellt habe, betreffend eine Verkehrsanschlussabgabe. Dieser zugewiesene Antrag wurde im Finanzausschuss mit der Begründung abgelehnt, dass er nicht nachvollziehbar wäre, weil dieser zu einem schädlichen Steuerwettbewerb führen kann. Ist ja eh klar, natürlich ist es so, weil sich natürlich Betriebe dort, wo es eine Verkehrsanschlussabgabe gibt, nicht ansiedeln, sondern sich in einem Gebiet, wo 50 km keine Verkehrsanschlussabgabe zu entrichten ist, ansiedeln. Darum muss diese Bestimmung eine Muss-Bestimmung werden und keine Kann-Bestimmung bleiben. 

Daher fordere ich auch die zuständige Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke auf, mit dem zuständigen Bundesminister Gespräche aufzunehmen, um gesetzliche Grundlagen für die Einhebung einer Verkehrsanschlussabgabe anzuregen, die zu keinem Standortnachteil für einzelne Gemeinden führt und beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Ich möchte nur kurz zur ÖVP sagen. Sie sagen immer „Der kleine Mann muss die Gebühren zahlen“, „Der Fahrscheinpreis ist zu hoch“, „Es gibt keine ausreichende öffentliche Verkehrsanbindung“, aber diesen Antrag haben Sie abgelehnt. Vielleicht überlegen Sie sich einmal, wenn eine Verkehrserregerabgabe flächendeckend überregional eingeführt wird, dass das dazu führen kann, dass vielleicht der Fahrscheinpreis für den kleinen Mann oder die kleine Frau geringer ausfallen würde und eben ausreichende öffentliche Verkehrsanbindungen geschaffen werden könnten. Es kann ja wirklich nicht sein, dass ein Shoppingcenter oder ein Megaeinkaufszentrum nicht in der Lage wäre, diese Verkehrserregerabgabe zu zahlen.

Zum Abschluss bin ich der Meinung, dass sich die ÖVP vom Herrn GR Aigner distanzieren sollte. – Danke.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Am Wort ist Herr Kollege Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die ÖVP wird dieser Flächenwidmung nicht zustimmen. Unsere Argumentation haben wir ja bereits sehr ausführlich in der Bezirksvertretung, auch im Ausschuss dargelegt. Es ist zwar erfreulich, dass jetzt der Antrag der Kollegin Gaal, mit dem wir mitgehen werden, gekommen ist. Es ist aber in Wirklichkeit nicht mehr als ein Hilfeschrei und ein Eingestehen der Tatenlosigkeit der SPÖ.

Wir wissen im Bezirk seit zirka zehn Jahren, dass dieses Universale-Gebiet einmal bebaut wird. Gut, es ist ein Bauantrag gekommen, ein Flächenwidmungsverfahren wurde gestartet und ist durch den Bezirk gegangen. Die Opposition, vor allem die GRÜNEN und die ÖVP, hat immer darauf hingewiesen, dass das Bürohaus dort sehr gut ist, wir aber in Wirklichkeit den Verkehr dort nicht in den Griff bekommen werden. Das wurde abgeschmettert. Die Kollegin Gaal hat das im Ausschuss auch gesagt: Ja, sie ist schon in der Bezirksvertretung gesessen, im Verkehrsausschuss, die Problematik war klar und da kann man nichts tun. 

Umso überraschter war ich jetzt über diesen Antrag, der – wie gesagt – für mich ein Hilfeschrei ist. Durch die Reaktionen der Opposition ist man nämlich draufgekommen, dass wir dort wahrscheinlich ein riesiges Verkehrsproblem haben werden.

Und da bin ich wieder bei Kollegen Madejski, der vor allem beim vorigen Geschäftsstück von der Präpotenz der SPÖ gesprochen hat. In diesem Fall stimmt es! In Wirklichkeit bringen Sie nämlich einen Antrag ein, in dem wortwörtlich steht: „Die Stadt Wien wird ersucht, die derzeitige Situation für das angeführte Planungsgebiet zu überprüfen und allfällige entsprechende Vorschläge zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs zu erarbeiten.“ – Dazu brauche ich nicht die Stadt Wien zu beauftragen! Ich kann es Ihnen ganz einfach sagen: Von dem Bürogebäude, das dort errichtet wird, ist die nächste Station eines öffentlichen Verkehrsmittels 550 m entfernt, sehr geehrte Damen und Herren! Da brauche ich jetzt keinen Antrag zu stellen, damit die Magistratsbediensteten noch einmal den Weg messen. Das haben wir bereits gemacht. – In Wirklichkeit ist das ein Armutszeugnis sowohl für die SPÖ in Favoriten als auch für den Planungsausschuss, wenn wir jetzt feststellen, dass wir dort ein Verkehrsproblem haben!

Dazu kommt noch – und damit komme ich zu meiner Nachrednerin, Kollegin Gaal –: Die ÖVP in Favoriten hat in den letzten Jahren sicherlich vier oder fünf Anträge betreffend eine bessere Verkehrsanbindung des Böhmischen Praters, der ja gleich neben diesem Bebauungsgebiet liegt, gestellt. Das wurde jedoch immer abgelehnt. Der Bezirksvertreter hat gesagt: Nein, das brauchen wir nicht, das wollen wir nicht, das haben wir nicht notwendig! 

Wenn ich den Antrag richtig lese, dann brauchen wir das jetzt aber plötzlich. In Wirklichkeit ist das ein nachträglicher Erfolg der ÖVP‑Bezirksräte! Ich werde das auch weiterleiten und kann nur sagen: Ich hoffe, dass die MA 21 und die Wiener Linien sich die Situation relativ rasch anschauen werden, denn es kann nicht so weitergehen, dass dort ein Bürohaus gebaut wird, die Menschen dort arbeiten, aber die Situation wahrscheinlich erst in drei, vier, fünf oder sechs Jahren entschärft wird.

Das ist keine ordentliche Planungs‑ und Entwicklungspolitik! Daher lehnen wir diese Flächenwidmung ab, unterstützen aber diesen Antrag. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächste am Wort ist Frau Kollegin Gaal. Ich erteile es ihr. 

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wie wir jetzt bereits mehrmals gehört haben, geht es bei diesem Flächenwidmungsplan auch um ein Ansuchen zur Errichtung eines Bürohauses auf einer unbebauten Fläche. Einerseits bringt ein solches Bürohaus natürlich eine Menge Arbeitsplätze, andererseits wird uns aber auch klar, dass die Menschen, die dort in Zukunft arbeiten werden, auch irgendwie zu ihrem Arbeitsplatz gelangen müssen.

Das heißt, diese Flächenwidmung hat Auswirkungen sowohl auf den Individualverkehr als auch auf das öffentliche Verkehrsnetz. Grundsätzlich verfügt die Stadt Wien über ein sehr gut ausgebautes öffentliches Verkehrsnetz, das von der Bevölkerung auch sehr gerne angenommen wird. Wie bereits gesagt, stellen jedoch solche Bauvorhaben auch neue Anforderungen an unser Verkehrsnetz. Daher möchte ich gemeinsam mit meinen Kolleginnen und Kollegen Deutsch, Puller, Madejski und Hoch folgenden Antrag einbringen: 

„Die zuständigen Stellen der Stadt Wien werden ersucht, die derzeitige Situation für das angeführte Planungsgebiet zu überprüfen und allfällige entsprechende Vorschläge zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs zu erarbeiten. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung gewünscht.“ – Danke schön.

Herr Kollege Hoch! Den Vorwurf, dass dieser Antrag ein Hilfeschrei ist, möchte ich wirklich auf das Schärfste zurückweisen! Im Gegenteil: Wir setzen mit diesem Antrag, dem anzuschließen Sie sich sehr spät, aber doch, entschlossen haben, eine Initiative, um unseren Bezirk noch lebenswerter zu machen.

Frau Kollegin Puller! Berücksichtigen Sie im Zusammenhang mit der Verkehrsanschlussabgabe bitte, dass auf Grund der Rechtssicherheit eine solche Verkehrsanschlussabgabe nicht rückwirkend eingeführt werden kann. Das wäre eine Ungerechtigkeit gegenüber neuen Betriebsanbindungen, und daher lehnen wir Ihren Antrag ab.

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie nun nochmals einladen, diesen Flächenwidmungsplan mit uns zu beschließen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 41 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der ÖVP so beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die beiden Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag von den Grünen betrifft die Verkehrsanschlussabgabe. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag wurde nur von den Grünen unterstützt und ist somit abgelehnt.

Zweitens bringe ich einen Vierparteienantrag bezüglich Überprüfung der öffentlichen Verkehrsanbindung zur Abstimmung.

Ich gehe wohl nicht fehl in der Annahme, dass dieser die Zustimmung findet, bitte aber dennoch um ein Zeichen der Zustimmung; formell sind wir dazu verpflichtet. – Dieser Antrag ist angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 42 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7224K im 10. Bezirk in Oberlaa. Frau GRin Gaal wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch hat sich gemeldet. – Bitte schön.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur zwei Sätze zu diesem Plandokument: Wir werden dieses Plandokument nach reiflicher Überlegung ablehnen, denn es ist für uns nicht ganz einsichtig, warum man diese Fläche zwischen den beiden Grundäckersiedlungen, Grundäcker Ost und Grundäcker West, auf Sww-Widmung belässt. Bekanntlich bestand dort bis 1993 eine L-Widmung, im Zuge der Grüngürteldiskussion wurde dann auf Sww umgestellt. Dann hat die Bautätigkeit begonnen, und jetzt beschränkt man den Eigentümer weiterhin mit einer Sww-Widmung.

Daher haben wir uns entschlossen, diesem Plandokument nicht zuzustimmen. Alle anderen Entwicklungen auf diesem Gebiet haben unsere Unterstützung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Beim gegenständlichen Geschäftsstück geht es um eine Flächenwidmung mit einer geringfügigen Änderung. Das heißt, sie entspricht eigentlich im Wesentlichen dem zuvor gültigen Flächenwidmungsplan und somit auch den Grundsätzen des Stadtentwicklungsplans 05.

Herr Kollege Hoch! Es tut mir sehr leid, dass Sie die Ausweisung der Freifläche als Sww nicht verstanden haben. (GR Alfred Hoch: Nicht unterstützt!) Sie haben sie nicht verstanden und daher auch nicht unterstützt! Das ist logisch, wenn Sie das Ganze nicht verstehen!

Ich probiere jetzt, es Ihnen noch einmal zu erklären: Die Sww-Widmung dieser Freifläche stellt sicher, dass eine landwirtschaftliche Nutzung trotzdem möglich ist, eine etwaige Verbauung in Form von Scheunen, Glashäusern und so weiter jedoch nicht möglich ist. Das wollen wir so, Herr Kollege Hoch, und das ist auch gut so, denn uns geht es bei dieser Freifläche, die zwischen den zwei Grundäckersiedlungen gelegen ist, um den Erholungswert, und dieser Erholungswert ist somit garantiert.

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie daher nochmals um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung. 

Jene Damen und Herren, die für Postnummer 42 sind, geben bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Österreichischen Volkspartei so beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7715 im 3. Bezirk, KatG Landstraße. Der Herr Berichterstatter Dkfm Dr Maurer leitet bitte ein.

Berichterstatter GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Ich ersuche den Gemeinderat um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Die Debatte ist eröffnet. Frau Dipl-Ing Gretner hat sich zu Wort gemeldet. – Bitte. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Dieser Flächenwidmungsplan hat eine lange Vorgeschichte. Es ist dies ein sehr interessantes Stadtgebiet im 3. Bezirk entlang der Landstraßer Hauptstraße. Der Sünnhof ist den meisten von Ihnen sicherlich bekannt. Dort findet sich diese alte Streckhofform, also eine ganz besondere Art der Bebauung, die noch ziemlich gut erhalten ist. Deswegen ist das in diesem Plan auch großteils eine Schutzzone.

Es gab bei diesem Widmungsverfahren schon lange Bemühungen, die nicht mehr genutzten Tennisplätze in Bauland zu verwandeln. Es gab dann eine ziemlich heftige Protestbewegung, und in diesem Fall hat man sich letztlich geeinigt, unter Bürgerbeteiligung den Plan zu erarbeiten. Es geht auch aus den Akten hervor, dass diese Sitzungen sehr gut vorbereitet und mit großer Anteilnahme der Bevölkerung durchgeführt wurden, und es konnten in meinen Augen wirklich einige Anliegen in Angriff genommen werden, die weitab vom ersten Bauansuchen waren, als klar wurde, dass die Tennisplätze nicht mehr genutzt werden.

Das war lange vor der Zeit, als Herr Tschirf begonnen hat, sich für dieses Thema zu interessieren, und wir haben auch im Planungsausschuss ein anderes Abstimmungsverhalten der ÖVP‑Mandatare erlebt, als wir es heute erleben werden. Ich möchte jetzt auch deshalb dazu Stellung beziehen, weil schon einmal der Vorwurf an die ÖVP gefallen ist, dass sie sehr populistisch agiert.

Ich meine, bei diesem Flächenwidmungsplan verhalten Sie sich ebenso. Ich weiß, dass Sie sich in diesem Fall einen Tag vor mir vor Ort die Situation mit den Bürgern noch einmal angeschaut haben und dann quasi in Ihrer eigenen Fraktion das Abstimmungsverhalten umgedreht haben. Heute legt die ÖVP einen Beschluss- und Resolutionsantrag vor, der wirklich eins zu eins die Forderungen dieses dort tätigen Bürgerforums beinhaltet. Das ist natürlich ihr gutes Recht, ich meine aber, es ist eine unehrliche Politik, wenn man sich nicht darum bemüht, dass die jeweiligen Forderungen auch wirklich eingearbeitet werden, wenn man nicht mit den Planungsabteilungen in Verhandlungen tritt beziehungsweise sich nicht rechtzeitig, sondern erst in der Woche vor der Beschlussfassung engagiert.

Ich habe auch einen Abänderungsantrag vorbereitet. Dabei ging es mir darum, den öffentlichen Durchgang zu ermöglichen, allerdings nicht in der vorgeschlagenen, für mich wahnsinnigen Breite von 5 m, die mir dort doch nicht angebracht erscheint, sondern in einer reduzierteren Form. Wir konnten uns schließlich auf einen Kompromiss einigen, dass zumindest nicht die ganze Fläche asphaltiert wird, sondern es nur 3 m befestigte Fläche geben und der Rest grün ausgestaltet sein wird. – Ich denke, es ist eine Verbesserung.

Die zweite große Änderung, die mein Kollege Lindenmayr in einem Abänderungsantrag gemeinsam mit mir einbringen wird, ist, dass im gesamten Plangebiet ein zweites Dachgeschoß verunmöglicht wird. Das hätte nämlich große Auswirkungen, und diese Lösung ist wirklich wertvoll für diesen Standort.

Ich gebe zu: Mit einer grünen Planungsstadträtin hätte dieser Flächenwidmungsplan anders ausgesehen. Dennoch konnten wir wichtige Punkte noch verändern. Es war ein Prozess, der im Vergleich zu anderen Widmungsverfahren in Wien doch eher positiv zu sehen ist, und selbst wenn letztlich nicht alle Wünsche aufgegriffen werden konnten, meine ich, dass der Flächenwidmungsplan eine Entwicklung vorzeichnet, die durchaus vertretbar für das Rochusviertel ist.

Ich muss sagen: Die Aktivitäten der ÖVP in dieser Hinsicht sind wirklich erbärmlich. Ich würde Herrn Tschirf raten, eher bei seinen Leibthemen zu bleiben und das Feld seinen Planungskollegen zu überlassen, denn ich halte es für äußerst unseriös, sich in letzter Minute einzuschalten und dann das Blaue vom Himmel zu verlangen.

Im Übrigen finde ich auch, dass sich die ÖVP von ihrem Gemeinderatskollegen Aigner distanzieren sollte. (GR Alfred Hoch: Sicherlich nicht!) – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Dr Tschirf. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mich jetzt nicht auf das Niveau meiner Vorrednerin begeben. Ich meine nämlich, dass es auch in diesem Haus ganz gut wäre, miteinander doch gewisse Umgangsformen zu pflegen. (Ironische Heiterkeit von GRin Dipl‑Ing Sabine Gretner.)

Es wird Kollegin Gretner sicherlich nicht entgangen sein, dass ich bereits vor mehr als 20 Jahren – damals als Bezirksrat – an einem Bezirksentwicklungsplan mitgearbeitet habe. Damals ging es um diese Fragen, sie sind mir also bereits sehr lange sehr wohl bekannt. Ich habe auch vorher schon viele Gespräche mit einzelnen Vertretern der Bürgerinitiative geführt. Es ist mir also der ganze Prozess mehr als bekannt.

Worum geht es, meine sehr geehrten Damen und Herren? – Es geht eigentlich darum, wie man mit Bürgern, Bürgerinnen und Bürgerinitiativen in dieser Stadt umgeht. Offensichtlich unterscheiden wir uns in diesem Punkt nicht nur von der SPÖ, die ein hoheitliches Verständnis hat, sondern auch von den Grünen.

Was ist geschehen? – Es gab rund zwei Jahre lang einen Mediationsprozess. Das Ergebnis dieses Mediationsprozesses ist in einen einstimmigen Beschluss auf der Ebene des Bauausschusses der Bezirksvertretung gemündet. Davon ausgehend ist das Ganze in den Planungsausschuss gekommen. Und ich sage, völlig ohne etwas hinter dem Berg zu halten, wie die Situation war: Wir haben das im Hochsommer einige Tage zuvor bekommen und haben in der Annahme, dass dieser Plan dem entspricht, was auf Bezirksebene tatsächlich ausgemacht wurde, zugestimmt. Wenn wir gewusst hätten, dass noch einiges offen ist, hätten wir dieses Verfahren sicherlich verschoben, denn es waren zwar einige Änderungen tatsächlich im Sinne des Bezirkes vorgenommen worden, einige Änderungen hingegen nicht. 

Dann kam das Ganze noch einmal in den Bezirk, und vorige Woche oder vor 14 Tagen haben sich alle Parteien im Bezirk noch einmal auf eine Linie festgelegt. Das findet sich in dem Plan jedoch wiederum nicht, und das ist eigentlich der Punkt, um den es uns geht. Es geht uns nämlich auch darum, wie ernst man einstimmige Wünsche eines Bezirkes nimmt und wie ernst man vor allem auch Bürgerinitiativen nimmt: Nimmt man sie erst oder erlaubt man ihnen sozusagen im Metternich’schen Sinne nur, halt das eine oder andere zu sagen und nicht mehr? – Wir glauben, dass wir es mit mündigen Bürgerinnen und Bürgern zu tun haben. Diese Bürgerinitiative hat sehr viel bewegt, weil sie auf einzelne Anliegen eingegangen ist.

Meine Kollegen Alfred Hoch, Fritz Aichinger und ich werden daher einen entsprechenden Beschlussantrag einbringen, damit wir damit die Möglichkeit schaffen, wirklich den Wünschen der Bürgerinitiative entgegenzukommen. Als Mandatar des 3. Bezirkes werde ich mich auch nicht scheuen – denn das entspricht meinem Verständnis –, mich um die Anliegen des Bezirkes zu kümmern. Ich werde nicht quasi im Kasteldenken bestimmter Fachkompetenzen stehen bleiben, sondern werde mich – wie gesagt – um die Anliegen des 3. Bezirkes kümmern.

In diesem Sinne bringen wir einen Beschlussantrag hinsichtlich verschiedener Änderungen zu diesem Flächenwidmungsplan ein. Ich freue mich darüber, dass die grünen Bürgeranliegen und Bezirksanliegen keine persönlichen Anliegen sind, und das werden wir den Bürgerinnen und Bürgern insbesondere auf der Landstraße auch sagen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Lindenmayr. Ich erteile es ihm. 

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei Flächenwidmungsplänen gibt es hinsichtlich der Zielsetzungen der Stadtentwicklung manchmal tatsächlich sehr viele Interessenskonflikte zwischen einzelnen Bürgern und Bürgerinitiativen, innerhalb des Bezirks oder manchmal möglicherweise auch innerhalb der Stadt. Dabei gilt es immer, die Einzelinteressen gegen die Gesamtinteressen abzuwägen.

Dieser Flächenwidmungsplan, der heute vorliegt, verfolgt ganz genau das Ziel des Stadtentwicklungsplanes 2005, dass nämlich einerseits Wirtschaftlichkeit vorherrschen soll, dass andererseits aber im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung Flächen im engeren Stadtbereich zu bebauen sein sollen, die bereits voll erschlossen sind, anstatt neue Flächen baureif zu machen.

Im Bezirk ist darüber – übrigens auch mit der ÖVP – Einigkeit erzielt worden. Ich verstehe daher überhaupt nicht, warum die ÖVP heute abspringt. Und wenn Kollege Tschirf besonders betont, dass er auch Mandatar des Bezirks ist, dann kommt mir das eher so vor, als hätte er den Auftrag der Bezirks-ÖVP hier zu erfüllen. Der Antragstext selbst ist nämlich überhaupt nicht schlüssig und zeigt teilweise ein bisschen Ahnungslosigkeit.

Kollegin Gretner hat bereits den gemeinsamen Abänderungsantrag angekündigt, den ich dann gleich einbringen werde. Darin wird das berücksichtigt. Der Dialog mit den Bürgern hat ebenfalls sehr ausführlich stattgefunden, dazu komme ich ein bisschen später. – In den Abänderungsantrag wurden fast alle Bezirkswünsche aufgenommen, und es kommt zu einer Präzisierung.

Auch ich bin der Meinung, dass die ÖVP diese Einigkeit aus ganz populistischen Gründen verlassen hat. Es besteht offenbar ein Trend innerhalb der ÖVP, sich da abzuschotten. Anscheinend möchte die Bezirks-ÖVP einigen Hausbesitzern helfen, indem sie sich abschottet. Dieser Trend ging auch vom 1. Bezirk und von Frau Stenzel aus, die beispielsweise alle Parks zusperren möchte. 

Offenbar hat man bei der ÖVP die historische Einleitung dieses Flächenwidmungsplanes gelesen, in dem wörtlich steht, dass es eine Phase gab, in welcher der Adel und das reiche Bürgertum aus der Stadt geströmt sind – wobei diesfalls die Innere Stadt gemeint ist –, um in die Sommerpalais im Grünen, also im jetzigen Rochusviertel, zu ziehen. Das wurde zum Statussymbol. – Das steht in der historischen Einleitung, und ich habe den Eindruck, dass man das bei der ÖVP, nachdem zuerst Einigkeit erzielt worden war, gelesen und sich gedacht hat: Jessas na, jetzt müssen wir im Geiste dieser historischen Entwicklung plötzlich wieder dagegen sein!

Zum ÖVP-Antrag im Einzelnen: Der Punkt betreffend den Erhalt von Grünflächen ist eigentlich nur ein Blabla, denn ein betreffender Abänderungsantrag liegt vor, ich werden ihn, wie angekündigt, gemeinsam mit Kollegin Gretner einbringen.

Weiters gibt es ein besonderes Schmankerl, nämlich die Streichung des Verbots, „auf gärtnerisch auszugestaltenden Flächen Einfriedungen zu errichten, die auf einer Höhe von 1,50 m den Durchblick verhindern“. – Ich hab das wörtlich vorgelesen, denn was heißt das? – Das heißt, dass bei dem Durchgang, den wir alle möchten und den möglicherweise der eine oder andere Hausbesitzer nicht möchte, so wie bei einem Laufstall oder einem Laufweg im Zirkus 2 oder 3 m hohe Bretter‑ oder Thujenwände oder Ähnliches errichtet werden können, nur damit die Fußgänger nicht in die Hintergärten sehen, damit die Besitzer nicht gestört werden. Dem werden wir sicherlich nicht zustimmen, denn um Fußwege attraktiv zu gestalten, bedarf es natürlich generell auch der freien Sicht.

Zu den anderen Punkten kann man auch noch einiges sagen, beispielsweise zur Herabstufung der Bauklasse: Es gibt ohnehin eine Beschränkung auf 14 m, und daher ist das nicht die volle Bauklasse III.

Auch den Punkt betreffend Beibehaltung der Wohnzone verstehe ich überhaupt nicht, denn es gibt dort derzeit keine Wohnzone, sondern eine Schutzzone.

Zum letzten Punkt: Die Formulierung, dass die bestehenden Bauklassen nur bestandorientiert festgelegt wurden, wurde deshalb getroffen, weil das auf die Wiener Null bezogen ist. – Ich glaube, auch diesbezüglich haben die Berater Kollegen Tschirf nicht richtig informiert.

Jedenfalls gab es sehr viele Dialogveranstaltungen mit den Bürgerinnen und Bürgern. Das ist auch in der Rathauskorrespondenz beziehungsweise auf „wien.at“ nachzulesen: Da geht es um die Zielfindungsprozesse Sechskrügelgasse, um den Entwurf des Plandokuments, um die konsensuale Entwicklung et cetera. Dem haben sich alle angeschlossen. – Daher möchte ich noch einmal wiederholen: Ich verstehe das überhaupt nicht beziehungsweise verstehe es insofern schon, als nämlich die ÖVP aus rein populistischen Gründen die Einigkeit verlassen hat und jetzt insgesamt abgesprungen ist. Ich kann nur sagen: Dieser Abänderungsantrag der ÖVP ist abzulehnen!

Angekündigt habe ich es, aber aus formalen Gründen muss ich den Antrag jetzt natürlich auch einbringen: Ich bringe hiemit den Abänderungsantrag gemeinsam mit Kollegin Gretner ein, dass einerseits der Fußweg sehr wohl bestehen bleibt, aber nur auf 3 m befestigt ist; damit man aber Spielraum hat, verbleibt er auf 5 m. Weiters ist im gesamten Plangebiet nur ein Dachgeschoß zulässig. – Ich ersuche, sowohl dem gesamten Flächenwidmungsplan als auch dem Abänderungsantrag zuzustimmen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dr Tschirf gemeldet. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine tatsächliche Berichtigung richtet sich an Gemeinderäte bei der SPÖ und den Grünen, die den 3. Bezirk offenbar nicht kennen. Es handelt sich hier nicht um Adels‑ oder Bourgeois-Häuser, sondern hier sind vor allem Häuser aus dem Sozialbau massiv betroffen. Das ist die Realität, und das werden wir den Leuten auch erzählen.

Zweitens: Nicht wir haben den breiten Konsens mit der Bürgerinitiative verlassen, sondern Sie haben ihn verlassen! Es gibt eine Einigung von letzter Woche im Bezirk. Auf diesem Boden hätten wir uns hier sicherlich gefunden. Darum ist es gegangen. Ich war selbst lange genug Bezirksrat, um zu wissen, wie wichtig das ist. Man negiert jedoch diesfalls die Anliegen der Bezirksvertretungen, und das führt eigentlich zu einer Abwertung. Das wollen wir nicht, und das ist auch mit Ausdruck unserer Vorgangsweise. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können sofort zur Abstimmung kommen.

Zuerst stimmen wir ab über den von Herrn GR Lindenmayr und Frau GRin Gretner eingebrachten und auch hier geschilderten Abänderungsantrag.

Ich bitte die Damen und Herren, die für den Abänderungsantrag sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Der Abänderungsantrag ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Volkspartei angenommen.

Wir werden jetzt das Poststück abstimmen.

Wer von den Damen und Herren der Postnummer 43 zustimmt, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Die Postnummer 43 ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Volkspartei angenommen.

Wir können schlussendlich den von Kollegen Tschirf eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP abstimmen.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nur die Stimmen der Volkspartei bekommen und ist somit abgelehnt.

Es gelangt nun die Postnummer 46 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7810 im 21. Bezirk, KatG Groß Jedlersdorf. Der Herr Berichterstatter, Univ-Prof Dr Pfleger, wird einleiten.

Berichterstatter GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Dipl‑Ing Gretner hat das Wort. 

GRin Dipl‑Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde es relativ kurz machen. Es geht darum, dass in Strebersdorf Bauland in einem Grünstreifen gewidmet wird, der eigentlich als Schutzgebiet Wald und Wiese gewidmet ist. Ich wiederhole in Anbetracht dessen, was ich auch schon im Planungsausschuss angemerkt habe: Wir sollten unsere eigenen Beschlüsse ernst nehmen! Diese Fläche ist Teil des Grüngürtels.

Mir wurde im Ausschuss gesagt, dass das auf diese Fläche nicht zutrifft. Ich habe versprochen, mir das noch einmal anzuschauen, und ich habe diesen Plan jetzt extra mitgebracht: Es ist ganz deutlich zu erkennen, dass die Fläche, die westlich an den Friedhof anschließt, in hellgrüner Farbe eingezeichnet ist, und das bedeutet eben, dass es sich um eine wertvolle Grünverbindung handelt, die zu erhalten ist, indem man sie mit der Widmung sichert oder sogar ankauft und ausgestaltet. Von Letzterem sind wir leider auch weit entfernt. Aber auch die Umwidmung ist wirklich ein Armutszeugnis, überhaupt wenn man gleichzeitig 100 Jahre Grüngürtel feiert.

Deshalb findet diese Widmung nicht unsere Zustimmung, und ich hoffe, dass es die letzte Widmung war, die den Wiener Grüngürtel anknabbert. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächster am Wort ist Herr GR Reiter. Ich erteile es ihm. 

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte die Ausführungen der Frau Kollegin doch ein bisschen ins rechte Licht rücken: Es stimmt zwar, dass das im Jahre 1995 beschlossene Konzept Grüngürtel Wien festlegt, diese an die Babitschgasse östlich angrenzende Fläche als landschaftsgestalterische Vorrangfläche zu widmen. Diese Fläche wurde jedoch im Zuge des STEP 2005 als bebaubares Stadtgebiet ausgewiesen.

Dafür sprechen einige Gründe. Man hat das nicht aus Jux und Tollerei gemacht. Wer diese Gegend ein bisschen kennt – und das dürfte wahrscheinlich bei Kollegin Gretner nicht der Fall sein –, weiß, dass einige Gründe für diese Aufschließung sprechen: In der Babitschgasse ist schon technische Infrastruktur vorhanden, und durch eine kleinräumige Grünvernetzung, die für uns genauso wichtig ist, bleibt die Sww-Fläche, die übrigens im Eigentum der Stadt Wien steht, erhalten.

Zweitens ist der angrenzende Groß Jedlersdorfer Friedhof auch eine große Grünfläche. Das ist im Plandokument schwer erkennbar. Ich möchte aber feststellen, dass im STEP-Prozess, und zwar bei der Erstellung des strukturellen Entwicklungsplanes, diese Fläche überprüft wurde und damals nicht als agrarische Vorrangfläche bewertet wurde. Im Sinne dieser Erkenntnis und auch deswegen, weil der Fachbeirat das positiv zur Kenntnis genommen hat, ersuche ich, diesem Plandokument zuzustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Wer von den Kolleginnen und Kollegen der Postnummer 46 die Zustimmung erteilen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und Sozialdemokraten fest. Die Grünen haben nicht mitgestimmt. 

Wir kommen zur Postnummer 50 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument 7822 im 22. Bezirk, KatG Kaisermühlen. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Kollegen Dampier, die Einleitung vorzunehmen. 

Berichterstatter GR Karl Dampier: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Werte Kollegen!

Wir haben schon viel über Heuchelei gehört und werden sicherlich im Laufe des Tages, vielleicht bei der Dringlichen Anfrage, noch einiges über Heuchelei hören. Die Grünen und die Roten haben der ÖVP heute in der Aktuellen Stunde meines Erachtens zu Recht heuchlerische Politik vorgeworfen. (GR Alfred Hoch: Du warst ja gar nicht da!) Ich habe das aber am Computer mitverfolgt, was du sicherlich auch manchmal tust, lieber Alfred! Ich habe die Vorwürfe vernommen, und ich kann sie auch unterstützen.

Ich werde nun aber anhand dieses Plandokumentes darlegen, dass sich selbst die Schwarzen von Roten und Grünen in puncto Heuchelei noch eine Scheibe abschneiden können.

Es hat weltweit im Jahr 2006 – wohlgemerkt offiziell – 5 628 Hinrichtungen gegeben. 5 000 davon entfielen auf China; wahrscheinlich waren es sogar 8 000, es gibt dazu keine offiziellen Zahlen, das wird dort wie ein Staatsgeheimnis gehütet. Zum Vergleich: Im Iran waren es 215, und in den bösen USA waren es 35. – So weit einmal zur Einleitung.

Ich möchte jetzt aber kurz von der Heuchelei zur Sachlichkeit zurückkommen und dann später darauf eingehen, warum ich diese Zahlen genannt habe. Wir werden dieses Plandokument aus dem Grund ablehnen, weil das chinesische Kulturzentrum nicht im Raum dieses Plandokuments, wo es Platz gehabt hätte, nämlich in unmittelbarer Nähe des Donauturms, geplant und errichtet wird, sondern etwa einen Kilometer Luftlinie entfernt an der Arbeiterstrandbadstraße, wo wiederum 100 bis 150 Parkplätze für die Besucher des Donauparks vernichtet werden.

Das ist unser sachlicher Grund für die Ablehnung dieses Plandokumentes. Es hätte nämlich die große Chance gegeben, das chinesische Kulturzentrum, das wir grundsätzlich nicht ablehnen, sondern gutheißen, dort zu errichten. An diesem Platz, den die FPÖ vorgesehen hätte, hat sich viele Jahre lang eine Sauna befunden. Es war dies viele Jahre lang eine anständige Sauna, in den letzten paar Jahren ist sie aber eher ins Unanständige abgeglitten. Dagegen, dass diese Sauna dort nicht weiter bestehen wird, haben wir keine großen Einwände. Wir meinen aber, dass das chinesische Kulturzentrum dort errichtet werden sollen hätte. Das hätte der Bevölkerung gefallen, und das wäre für den Bezirk gut gewesen. Da dies aber nicht der Fall ist, müssen wir dieses Plandokument leider ablehnen. 

Gleich an dieser Stelle zur Haltung der ÖVP: Diese war, was nicht überrascht, wie immer indifferent. Im Bezirk war sie jahrelang dafür, jetzt ist sie dagegen. Auf die Begründung bin ich gespannt! (Zwischenruf bei der ÖVP.) Wenn ihr noch immer dafür seid, dann nehme ich das Ganze wieder zurück! Ich habe aber anderes gehört. Aber bei den Schwarzen weiß man bis zur letzten Minute nie, ob sie nicht ihre Meinung noch ändern. Man hat das ja auch bei den Diskussionen um die geplante Großmoschee in Linz gesehen. Erst hat die ÖVP dagegen gewettert, lustigerweise hat sie sich aber bei der Abstimmung der Stimme enthalten. So ist es überall: Sie sind ein bisschen dafür und ein bisschen dagegen. Kollege Margulies hat das heute schon richtig gesagt: Alle Meinungen, Richtungen und Strömungen vereinen sich in der Volkspartei, die ihren Namen oft etwas zu wörtlich nimmt, meine Damen und Herren! (GR Dr Wolfgang Ulm: Das kann man gar nicht wörtlich genug nehmen!) 

Warum habe ich nun diese Zahlen der Todesurteile weltweit und vor allem in China angeführt? – Die Kollegen werden sich erinnern können: Als im Jahr 2005 der böse Gouverneur Arnold Schwarzenegger einen zum Tode Verurteilten nicht begnadigt hat, haben sich Abgeordnete von GRÜNEN und Roten in der Steiermark, aber auch Bundesabgeordnete und auch Gemeinderäte in Wien mit Forderungen überschlagen, was nicht alles mit dem bösen Arnold Schwarzenegger geschehen soll: Pilz hat die Aberkennung der Staatsbürgerschaft gefordert. SPÖ und GRÜNE haben die Aberkennung des Ehrenringes gefordert. Außerdem müsse natürlich das Arnold-Schwarzenegger-Stadion umbenannt werden, weil der böse Arnold Schwarzenegger einen verurteilten Mörder nicht vor der Hinrichtung rettet.

Auch Herr Van der Bellen hat sich dazu gemeldet und gesagt, dass er kein Stadion haben möchte, das nach Befürwortern und Exekutoren der Todesstrafe benannt wurde. – Ich habe dann im Pressearchiv, im APA‑ und OTS-Archiv nachgeschaut, ob Herr Van der Bellen je etwas zur Todesstrafe in China gesagt hat. Ich bin bis zum Jahr 2002 zurückgekommen, und bis dahin ist ihm nichts dazu eingefallen! (GR Christian Oxonitsch: Bemüh dich doch ein bisschen, die Kurve zum Akt zu kratzen!) Ich werde gleich wieder darauf zurückkommen! Ich habe es erklärt. Es geht um die Situierung des chinesischen Kulturzentrums und um Heuchelei bei Grün, Rot und Schwarz. (Beifall bei der FPÖ.) 

Der jetzige Verteidigungsminister Norbert Darabos, der damals noch nicht Verteidigungsminister war, hat gesagt: „Bei der Ablehnung der Todesstrafe kann es keine Relativierung geben.“ Ich habe dann auch nachgeschaut, ob Norbert Darabos öffentlich schon je einen Satz zur Todesstrafe in China von sich gegeben hat. Ich habe jedoch auch nichts gefunden. 

Im Hinblick darauf bin ich sehr neugierig, wie man sich diesfalls verhalten wird. Es werden in den nächsten Jahren einige Eröffnungen im 22. Bezirk mit Chinabezug auf der Tagesordnung stehen. Es ist ja nicht nur das Kulturzentrum beim Donaupark geplant, sondern es ist ja auch auf den derzeit noch bestehenden 600 Gratis-
parkplätzen des Donauzentrums ein Technologiezentrum geplant. Es wird dort einige Eröffnungen mit Spitzenrepräsentanten geben, vielleicht sogar mit Kollegen Oxonitsch, und vielleicht kommt auch Darabos. Da wird es Eröffnungsreden geben, und wir warten schon sehr gespannt darauf, ob die Damen und Herren von den Grünen, von den Roten und von den Schwarzen dann doch noch kritische Worte zur Todesstrafe in China finden. Darauf sind wir sehr gespannt! (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Seid ihr jetzt dagegen oder dafür?) 

Wir sind auch sehr gespannt, ob Sie zum Organhandel, der vermutlich mit den Organen der Ermordeten in China schwunghaft von der Regierung betrieben wird, kritische Worte finden werden! Wir meinen nämlich, dass man nicht immer nur dort etwas sagen sollte, wo es ungefährlich oder populär ist, sondern auch dort, wo es um viel Geld und viele Menschen geht und vielleicht gefährlich werden könnte. Habt ihr Angst vor den Chinesen? Wieso fehlt euch da die Sprache? Wieso sagt niemand von den Grünen oder den Roten etwas zur Todesstrafe in China, wenn es an der Zeit wäre? 

Einen Schwarzenegger zu schimpfen, das ist populär. Er ist der böse Amerikaner, Muskeln hat er auch noch, er ist ein dummer, böser Gouverneur, da kann man leicht schimpfen!. Aber dort, wo man Mut beweisen sollte, hat man Angst vor der eigenen Courage! (Beifall bei der FPÖ.) 

Kollege Oxonitsch! Es wird sehr viele Proteste geben, das weiß ich jetzt schon. (GR Christian Oxonitsch: Seid ihr dagegen oder dafür?) Alle Mandatare, die sich jetzt auf den Schlips getreten fühlen, können sich nachher zu Wort melden und die Fragen stellen. Ich werde dann darauf antworten. (GR Christian Oxonitsch: Ich will wissen: Seid ihr dagegen oder dafür? Das ist eine einfache Frage!)
Kollege Oxonitsch, ich habe noch einen Antrag einzubringen. Ich weiß nämlich, dass es dort sehr viele Proteste geben wird, denn es wurden ja nicht zum ersten Mal dort beim Donaupark Parkplätze vernichtet. Ich erinnere nur an das vorige Jahr, als die MA 42 auf dem großen Parkplatz Ecke Donauturmstraße/Arbeiter-
strandbadstraße – das befindet sich auch in diesem Plandokument, das wir jetzt gerade besprechen – riesige Baumscheiben in der Größe von 3 mal 3 m errichtet hat, in die man Mammutbäume hineinpflanzen könnte, und auf diese Weise ungefähr 70 Parkplätze vernichtet hat. Das geschah ohne Not, denn dort wimmelt es vor Bäumen, überall ist Grün.

Das war der erste Blödsinn, und mit diesem chinesischen Kulturzentrum, das nicht in dieses Plandokument kommt, sondern an die Arbeiterstrandbadstraße, wird der nächste stadtplanerische Fehler begangen, Kollege Oxonitsch, und diesbezüglich wird es Proteste aus der Bevölkerung geben.

Das ist in diesem Zusammenhang aber nicht die einzige Angelegenheit, die vor allem die SPÖ zu verantworten hat, betreffend welche es Proteste aus der Bevölkerung gibt. Vielmehr betreffen die Proteste – ich will das jetzt nicht allzu sehr breit walzen, weil wir diese Diskussion schon an anderen Stellen geführt haben – auch den Fluglärm. Kollege Valentin! Du wirst es auf Grund der 
E-Mails wissen, die täglich auf deinem Bildschirm erscheinen und täglich mehr statt weniger werden, wie es eigentlich bei einer Fluglärmminderung, wie du es uns immer vormachen möchtest, der Fall sein müsste. 

Die Zahl der Belastungen und der Beschwerden hat zugenommen, und darum werden wir hier und heute einen erneuten Vorstoß unternehmen, um nicht nur den 22. Bezirk zu entlasten, über den wir jetzt gerade anlässlich dieses Plandokumentes sprechen, sondern auch alle anderen Bezirke, die vom Fluglärm betroffen sind. Es sind nämlich insgesamt weit über 300 000 Menschen vom gesundheitsschädlichen Fluglärm betroffen, und die SPÖ unternimmt seit Jahren in diesem Haus nichts, obwohl die Stadt Wien als 20 Prozent‑Eigentümer das Recht, die Macht und die Pflicht hätte, Verbesserungen für die 300 000 geschädigten Wiener und Wienerinnen zu unternehmen.

Wir haben die Einführung des gekurvten Anfluges schon mehrmals gefordert. Kollege Valentin wird uns heute aber wieder erklären, warum all das nicht geht und dass das technisch nicht ausgereift ist. Tatsache ist aber, dass das an vielen internationalen Flughäfen heute schon Standard ist. Auf großen europäischen Flughäfen wie etwa Bremen oder Frankfurt wird dieses System des gekurvten Anfluges gerade intensiv getestet, und zahlreiche internationale Fachleute sagen zu Recht und völlig verständlich, dass der gekurvte Anflug, bei dem nicht mehr über die Stadt, sondern rund um die Stadt geflogen und dann später auf den Landestrahl eingeschwenkt wird, massive Verbesserungen im Sinne der Bevölkerung mit sich bringen würde.

Sie wissen, dass eine Testphase notwendig ist. Übrigens würde dieses System zudem auch Kosten sparen, wie Experten sagen, weil weniger technische Einrichtungen notwendig wären. Dieses System sollte bei uns zumindest einmal getestet werden. Was in Deutschland auf großen Flughäfen wie in Bremen und in Frankfurt möglich ist, muss doch wohl auch in Wien möglich sein!

Ich nehme an oder hoffe zumindest, dass wir auf die Zustimmung von Schwarz und Grün in puncto fluglärmmindernde Maßnahmen zählen können. Ich bin aber gespannt, ob die SPÖ sogar die Tests für die Einführung des gekurvten Anfluges auf den Flughafen Schwechat ablehnt oder nicht. Wenn die SPÖ das hier und heute zum wiederholten Mal tut, dann hat sie entweder sehr viele Fluglärmfreaks in ihren Reihen, oder aber sie arbeitet lieber im Sinne der internationalen Flugverkehrslobby als im Sinne der Bevölkerung. 

Ich ersuche alle Fraktionen um Zustimmung zu diesem Antrag. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Valentin hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. – Bitte schön. 

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Da ich nur drei Minuten habe, mache ich es kurz und beschränke mich auf die Fakten.

Erstens: Der Evaluierungsbericht 2006 weist weniger Fluglärmbeschwerden aus als in den Vorjahren. Diesbezüglich sagt Mahdalik die Unwahrheit.

Zweitens: 2006 gab es eine Reduktion der Lärmwertdichte. Auch in diesem Zusammenhang sagt GR Mahdalik die Unwahrheit. (GR Anton Mahdalik: Wir haben 2007!) 2007 ist noch nicht vorbei! Auch das ist ein Faktum, wie selbst Mahdalik und Madejski sicherlich wissen werden. Da kann man lediglich durch einen Blick auf den Kalender durchaus die Wahrheit erblicken, bei den anderen Punkten ist das vielleicht ein bisserl komplizierter.

„Gecurvter“ Anflug: Dazu sagt Mahdalik „gekurvter Anflug“. Auch hier zeigt sich offensichtlich die eindeutschende Welle. Aber im Gegensatz zum „eingekurvten“ ist der „gecurvte“ Anflug eine internationale Geschichte. Diese Eindeutschung kann nicht einmal die oberste Zivilluftbehörde in Österreich vornehmen, sondern das muss international eingeführt werden. – Auch hier irrt Mahdalik, aber das macht Ihnen nichts, Sie behaupten es trotzdem.

Ich habe noch 1,47 Minuten, das geht sich wunderbar aus.

Nächster Punkt: Sie behaupten, dass diesbezügliche Tests in Wien nicht vorgenommen werden. – Das stimmt auch nicht! Das wird seit Jahr und Tag in Wien ausprobiert. Man wartet lediglich darauf, dass zwei Fakten eintreten, dass nämlich erstens alle Flugzeuge, die nach Wien fliegen, dazu in der Lage sind, denn wenn das nicht der Fall ist, dann stehen wir in der „Kronen Zeitung“, und zwar nicht dort, wo Kollege Mahdalik normalerweise mit seinen Anmerkungen klein abgebildet ist, sondern wirklich auf der Katastrophenseite, wo eigentlich die Meldungen des Kollegen Mahdalik inhaltlich hingehören würden. – Das wollen wir aber nicht. Zweitens warten wir auf die internationale Freigabe dieses Modus. – Auch das weiß Mahdalik offenbar nicht. 

Ich habe noch eine Minute, da geht sich noch etwas aus, was ich ihm sagen möchte. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Das ist kein Pro‑Referat! Ein solches wäre kürzer und schmerzloser gewesen als das, was Mahdalik da von sich gegeben hat!

Nächster Punkt: Auch wenn es den „gecurvten“ Anflug, der in Wien ein „gekurvter“ ist, auf dem Flughafen Wien Schwechat geben sollte, ist zum Schluss ein entsprechendes Anflugnavigationssystem notwendig, denn sonst steht ein Flugzeug, das in Wien landen würde, auch wieder in der „Kronen Zeitung“, weil es ziemlich heftig aufkommen würde. 

Noch eine Bemerkung: Man merkt daran, dass es vielleicht sinnvoller gewesen wäre, nicht bloß die Strache-Nachfolge in Wien anzupeilen, Kollege Mahdalik, was eh eine ziemlich mühsame Geschichte ist! Wahrscheinlich wäre es sinnvoller gewesen, sich zu orientieren und etwas für die Menschen herauszuholen! 

Letzter Punkt, den ich in den 16 Sekunden, die mir noch verbleiben, auch noch unterbringe: Es ist vertraglich abgesichert, dass es beim Anflug auf die dritte Piste über den 22. Bezirk den „gecurvten“ Anflug geben wird. – Wir tun etwas für die Bevölkerung, Sie machen Anträge und Presseaussendungen. Diese Arbeitsteilung ist gut, das wird sich bei der nächsten Wahl einmal mehr bewahrheiten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Auf die Sekunde ausgenützt. 

Kollege Mahdalik! Wird das eine tatsächliche Berichtigung? Ist sie gemeldet worden? – Inzwischen ist die Meldung der tatsächlichen Berichtigung laut meinen Aufzeichnungen eingetroffen. Herrn GR Mahdalik stehen drei Minuten für eine tatsächliche Berichtigung zur Verfügung. – Bitte. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich werde gar nicht drei Minuten brauchen, denn ich konnte nicht alles mitschreiben, was mir Kollege Valentin jetzt reingesagt hat. Ich spreche nur die drei Sachen an, die ich zu Papier bringen konnte. 

Ich habe den Evaluierungsbericht nicht angesprochen, darum kann ich diesbezüglich nicht die Unwahrheit gesagt haben. Ich habe nur gesagt, dass es täglich mehr E-Mails werden. Und wenn du nicht andere bekommst als ich, dann müssen es auch bei dir mehr werden. – Diesbezüglich habe ich nicht die Unwahrheit gesagt, sondern Valentin hat unwahrer Weise gesagt, dass ich da die Unwahrheit gesagt hätte.

Zu der Frage, ob man jetzt „gekurvt“ oder „gecurvt“ sagt: In Deutschland sagen sie dazu „gekrümmter Anflug“. Mir ist im Prinzip völlig wurscht, wie das genannt wird, ob das System „GBSA“ oder sonst wie heißt, ist mir eigentlich egal. Unser Ziel ist nämlich nicht eine Diskussion über die Terminologie, sondern wir wollen die Bevölkerung vom Fluglärm entlasten. 

Zu guter Letzt möchte ich noch feststellen, dass ich in Wien nicht die Strache-Nachfolge anstrebe. – Danke. (Beifall bei der FPÖ. – Ironische Heiterkeit von GR Erich VALENTIN. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich komme kommentarlos zur nächsten Rednerin: Frau GRin Schrödl hat sich zu Wort gemeldet. 

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin ganz verwirrt von dieser Wort‑ und Gedankenflut, die Kollege Mahdalik in dieses Plandokument verpackt hat. 
Es gibt nämlich bei diesem Plandokument nicht wirklich etwas zu bekritteln, deshalb hat er sich natürlich wieder seinem Lieblingsthema, dem Fluglärm, gewidmet. Ich bin keine Spezialistin zum Thema Fluglärm, aber der Unsinn in diesem Antrag fällt sogar einem Laien auf, Herr Kollege! (Beifall bei der SPÖ. – GR Kurth-Bodo Blind: Wenn man etwas nicht versteht, dann soll man nicht darüber reden!)
Sie haben sicherlich gleich zum ersten Absatz die entsprechende VCÖ-Studie nicht gelesen, in der nicht von 300 000 Menschen, sondern nur von 13 000 Men-
schen die Rede ist, die dem Fluglärm ausgesetzt sind. Und Sie sollten sich auch mit der WHO-Studie bezüglich Gesundheit beschäftigen: Diese besagt nämlich, dass Tageslärm nur bei über 55 dB gesundheitsschädlich ist. Und das Lauteste, was in Wien gemessen wurde, waren 52 dB, und zwar auf dem Zentralfriedhof. Ich glaube aber nicht, dass Sie von dort Ihre Beschwerde‑E‑Mails bekommen! (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Zurück zum Akt und natürlich zum chinesischen Kulturzentrum: Diese Flächenwidmung ist grundsätzlich bestandsichernd. Und dass anstelle des unattraktiven und, vorsichtig ausgedrückt, obskuren Saunabetriebs jetzt fünf Wohneinheiten entstehen, halte ich persönlich für einen Vorteil, und ich freue mich, dass auch Kollege Mahdalik festgestellt hat, dass auch der FPÖ dieser Saunabetrieb nicht abgehen wird! 

Zum chinesischen Kulturzentrum: Kreative Vorschläge freuen uns immer, aber in diesem Fall kommt der Vorschlag eindeutig zu spät! – Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auf Punkt 78 der Tagesordnung lenken, bei dem das chinesische Kulturzentrum behandelt wird.

Feststellen möchte ich aber doch, ohne jetzt die Menschenrechtsverletzungen irgendwie verteidigen zu wollen, dass Kultur an sich in keiner Weise böse ist. Wenn aber die FPÖ über irgendetwas anderes hört als über steirische, Tiroler, Kärntner – wobei ich mir da nicht ganz sicher bin –, wienerische oder bayrische Kultur, dann geht der Speichelfluss los!

Ich habe mir das schon gedacht, deshalb habe ich Ihnen auch etwas mitgebracht. Ich weiß nicht, ob Sie dieses Tier auf dem Bild hier kennen, das ist der so genannte Pawlow’sche Hund. Es ist leider kein Deutscher Schäferhund, sondern ein Bastardl. Mit ihm hat ein russischer Forscher das Phänomen der Konditionierung nachgewiesen. Und ich glaube, dieses Phänomen hat bei Ihnen eindeutig wieder zugeschlagen: Sie hören „chinesisch“ und es ist mit Ihnen vorbei! 

Es ist mir auch noch ganz wichtig, von dieser Stelle um eine Antwort auf die Frage, die Christian Oxonitsch in den Raum gestellt hat, zu bitten. Diese Frage richtet sich nicht nur an Kollegen Mahdalik, sondern an die ganze FPÖ, und wurde eigentlich nicht beantwortet: Sind Sie jetzt für oder gegen die Todesstrafe? Ich glaube, das interessiert mehr Menschen als mich!

Damit mache ich jetzt auch schon Schluss. Wir werden dem Plandokument natürlich zustimmen und den Antrag der FPÖ natürlich ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Es ist für mich ungewöhnlich, mich bei einer Debatte zu diesem Ressort zu Wort zu melden. Diesfalls konnte ich aber nicht widerstehen, es doch zu tun.

Herr Kollege Mahdalik! Gäbe es einen jährlichen Preis des Gemeinderats für die absurdesten Reden, dann würde ich Sie glatt nominieren! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Sie laufen tatsächlich Gefahr, dass Sie wirklich nicht mehr sehr ernst genommen werden könnten! – Ich würde nicht sagen, dass wir uns jetzt den Spaß gemacht haben, denn das ist ein ernsthaftes Thema, aber wir haben gerade „gegoogelt“: Bei den Schlagworten Grüne, Grüne Wien, China, Lunacek und Todesstrafe haben wir geschaut, zu welchen Ergebnissen man dann kommt. Und ich kann Ihnen garantieren: Manchmal hilft „Googeln“, und ich würde Ihnen dringend anraten, das auch zu tun! Es gab von Terezija Stoisits Initiativanträge zu der Menschenrechtssituation in China, und unter anderem auch zur Todesstrafe. Es gab unzählige Aktivitäten unserer außenpolitischen Sprecherin Ulrike Lunacek. Immer wieder waren es die Grünen, die Menschenrechtsthemen zur Sprache gebracht haben. Der Antrag von Terezija Stoisits wurde von der damaligen schwarz‑blauen Regierung sogar ein Jahr lang in den Schubladen versteckt. Sie wollten das Thema nicht behandeln, es war Ihnen unangenehm!

Wenn es eine Partei in Österreich gibt, die noch immer ein gespaltenes Verhältnis zur Todesstrafe hat, dann möchte ich sie hier jetzt nicht beim Namen nennen. Sie wissen das, glaube ich, selbst. Ich möchte Ihnen nur sagen, dass es unglaublich ist, wie Sie Dinge vermischen! Was hat die Benennung eines Stadions mit einem Kulturzentrum zu tun? Ich wäre auch für ein kalifornisches Kulturzentrum! Warum denn nicht? 

Vermischen Sie also nicht alles so blödsinnig! Und unterstellen Sie bitte vor allem den Grünen nicht, dass sie die Menschenrechte nicht ernst nehmen! Kehren Sie bitte in Ihren eigenen Reihen! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Karl Dampier: Ich möchte ganz wenige sachliche Bemerkungen machen.

Bei diesem Plandokument 7822 betreffend Wien-Kaisermühlen geht es nicht um ein chinesischen Kulturzentrum, nicht um ein Technologiezentrum und nicht um die Benennung eines Stadions in einem anderen Bundesland. Im Antrag selbst geht es auch nicht direkt um den Fluglärm, und soweit mir bekannt ist, gibt es über dem Plangebiet auch keine Einflugschneise.

Es geht lediglich darum, dass statt eines Saunagebäudes ein paar Gartensiedlungshäuser parzelliert und dann aufgebaut werden können. – Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 50 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen so beschlossen.

Wir kommen gleich zur Abstimmung über den von den Freiheitlichen eingebrachten Beschlussantrag betreffend Maßnahmen gegen die steigende Flugbelastung in Wien.

In formeller Hinsicht ist sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Die Sozialdemokraten haben dagegen gestimmt.

Es gelangt nun Postnummer 51 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7756 im 11. Bezirk. Es ist keine Wortmeldung vorgesehen.

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Wer für diese Postnummer 51 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Grünen so beschlossen.

Nunmehr gelangt die Postnummer 52 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Erneuerung von Verkehrslichtsignalen auf Hauptstraßen B. Herr Berichterstatter GR Dr Troch leitet ein.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Mag Antonov hat sich zu Wort gemeldet. – Bitte schön.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin sehr erfreut, dass aus unserem Antrag zur Verlängerung oder Überprüfung der Grünphasen bei den Ampeln ein Allparteienantrag geworden ist. Ich bin froh, dass es uns gelungen ist, auch die SPÖ davon zu überzeugen, dass das wichtig ist, nachdem bei den ersten Reaktionen festgestellt wurde, dass wir Grüne die Komplexität des Systems nicht verstehen. Jetzt hat aber doch auch die SPÖ eingesehen, dass es nicht um ein komplexes System geht, sondern dass es um die Menschen geht, die mit diesem System konfrontiert sind. Was zu dem Sinneswandel geführt hat, weiß ich nicht. War es der Papstbesuch oder der Besuch des Dalai Lama oder die „Kronen Zeitung“? 

Aber falls Sie noch nach einer Begründung suchen, warum dieser Antrag auch seine Berechtigung hat, darf ich Ihnen diese Begründung auch liefern, und zwar finden Sie sie im Verkehrssicherheitsprogramm der Stadt Wien 2005. Wenn Sie da die Seite 12 aufschlagen, finden Sie das Thema Senioren, und da steht auch unter „Maßnahmen", die umzusetzen sind: „Anpassung der Grünphasen an die Bedürfnisse älterer Menschen".

Damit haben Sie also wirklich keinen Grund, vor diesem Antrag Angst zu haben. Ich bin davon überzeugt, das wird im Ausschuss diskutiert werden. Ich bin davon überzeugt, es wird Ampeln geben, bei denen die Grünphase wesentlich verlängert werden muss. Eine dieser Ampeln befindet sich bei der Nußdorfer Straße. Wenn Sie dort versuchen, auf der Gürtelseite über die Währinger Straße zu gehen, wünsche ich Ihnen viel Glück. Das ist selbst für junge Menschen absolut unmöglich. Dort ist es nach ein paar Schritten schon rot, man hat keine Insel in der Mitte, und es ist absolut lebensgefährlich.

In diesem Sinne erlaube ich mir jetzt, diesen All-Parteien-Antrag einzubringen, und ersuche Sie natürlich auch um Ihre Zustimmung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Somit können wir gleich zur Abstimmung über die Postnummer 52 kommen.

Jene Damen und Herren, die für diese Post sind, bitte ich um ein Zeichen. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wir können auch über den von Frau GRin Antonov eingebrachten Beschlussantrag betreffend Überprüfung der Grünphasen bei Fußgängerampeln abstimmen. - Da es ein Vier-Parteien-Antrag ist, stimme ich eben formell ab.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 56 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7780 im 3. Bezirk. Berichterstatter ist Herr GR Valentin.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lindenmayr. 

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Angesichts der heute noch langen Rednerliste möchte ich mich darauf beschränken zu sagen, dass der Abänderungsantrag einfach eine Präzisierung für eine einzige Liegenschaft darstellt, und ich ersuche, sowohl dem ursprünglichen Flächenwidmungsplan als auch dem Abänderungsantrag zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Aus dem wunderbaren Zeichen des Herrn Berichterstatters schließe ich, dass er kein Schlusswort hält. 

Wir können somit abstimmen - vorerst natürlich über den Abänderungsantrag, der gerade eingebracht wurde. 

Jene Damen und Herren, die für diesen Abänderungsantrag sind, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Abänderungsantrag ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen – wenn ich es richtig gesehen habe –, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 56 zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Einstimmig angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 18 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Richtsätze und Kostenbeiträge für die Inanspruchnahme der Angebote der Wiener Jugenderholung. Herr GR Vettermann leitet als Berichterstatter die Verhandlung ein.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zu dem soeben einreferierten Aktenstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben heute schon in der Aktuellen Stunde lang und breit die Gebührenerhöhungen in Wien diskutiert - ein Sittenbild der Rathaus-Roten, wie hier den Bürgern in Wien laufend das Geld aus der Tasche gezogen wird! Auch der vorliegende Akt behandelt schon wieder eine Erhöhung von Beiträgen, nämlich die Erhöhung der Elternbeiträge im Rahmen der Wiener Jugenderholung. Laut Akt soll diese Jugenderholung vor allem sozial schwachen Familien zugute kommen, und Sie müssen sich hier auch den Vorwurf gefallen lassen, nicht gerade im Sinne der sozial Schwachen zu handeln und schon gar nicht im Sinne der Familien. 

Es stellt diese Erhöhung einen weiteren Akt im langen Sündenregister der Tarif- und Gebührenerhöhungen in Wien dar, und Sie müssen sich hier den Vorwurf gefallen lassen, meine sehr geehrten Damen und Herren von den Roten, dass die SPÖ-Wien ihre Abkassiererpolitik weiter fortsetzt und im roten Wien dem Bürger das Geld schamlos aus der Tasche gezogen wird. Wir haben das heute schon beleuchtet, ich möchte Sie noch kurz daran erinnern: Das Häupl-Belastungspaket 2006/2007 - natürlich auf Grund eines gewaltigen Wahlschwindels, denn es wurde ja vor der Wahl behauptet, es werden auf keinen Fall Gebührenerhöhungen stattfinden. Genau das Gegenteil ist natürlich eingetreten. De facto schaut es leider so aus, dass auf Grund dieses Häupl-Belastungspaketes pro durchschnittlichen Haushalt 607 EUR pro Jahr mehr aufgebracht werden müssen. Es wurden die Gaspreise erhöht, die Strompreise - im Jahre 2006, im Jahre 2007 noch einmal -, es wurden die Bädertarife erhöht, das Parken wurde verteuert - ich glaube, die Liste lässt sich beliebig fortführen. Herr Bgm Häupl hat zwar vor der Wahl eine Gebührenerhöhung von sich gewiesen, aber wir alle sehen jetzt nach den Wahlen das Resultat: Zwei Jahre nach den Wahlen wurden alle diese Versprechen, durch die Bank, gebrochen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Politik ist zutiefst unsozial! Und vor allem vor dem Hintergrund der steigenden Lebensmittelpreise, die eine zusätzliche Belastung für die Bürger, vor allem für die sozial schwachen Bürger darstellen, ist diese Gebühren– und Tariferhöhungspolitik im roten Wien eigentlich eine Farce, und sie wird auch von uns Freiheitlichen zutiefst abgelehnt. Deshalb lehnen wir, in logischer Folge, auch diesen Akt ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Wir begrüßen die Kinder- und Familienurlaube, mit denen sich ja dieses Geschäftsstück beschäftigt. Uns geht es ähnlich wie den Freiheitlichen und wahrscheinlich auch der ÖVP insofern, als für uns nicht ganz nachvollziehbar ist, warum wir jetzt gerade in diesem Segment eine Erhöhung der Elternbeiträge beziehungsweise der Tagsätze beschließen sollen. Es scheint ja - das habe ich auch schon im Ausschuss gesagt -, dass die Erhöhung von 24,56 EUR auf 25 EUR nicht sehr hoch ist, aber es summiert sich dann einfach, wenn man Kinder 14 Tage beziehungsweise drei Wochen auf die Kindererholung mitschickt, und auch beim Familienurlaub sind 10 EUR pro Erwachsenen unserer Meinung nach einfach zu viel.

Es hat schon 2005 eine Prüfung des Vereines Wiener Jugenderholung durch das Kontrollamt gegeben, und da wurde auch angemerkt, dass die Zahlen rückläufig sind. Und wenn man sich die Berichte auf der Homepage der Stadt Wien zum Kinder- und Familienurlaub ansieht, dann kann man auch feststellen, dass es in den letzten beiden Jahren bei den interessierten Eltern, Familien beziehungsweise Kindern einen Rückgang gegeben hat. 

Da wir in dieser Stadt auf der einen Seite eine steigende Armut haben und auf der anderen Seite offensichtlich dieses Angebot nicht in dem Maße angenommen wird, wie wir uns das vorstellen könnten und auch wünschen würden, sollten wir uns die Frage stellen, warum das so ist. Entweder liegt es an der zu geringen Bewerbung dieses Angebots für Familien, die sich einen Urlaub nicht leisten können, oder es liegt an der zu geringen Platzzahl. Es sollte trotzdem nachgeforscht werden, warum es im Jahr 2005 noch über 5 000 Kinder und Familienangehörige waren und im Jahr 2006 nur ungefähr 4 000. Für dieses Jahr gibt es noch keine Zahlen - ich nehme an, dass sich hier die Zahlen nicht erhöht haben. Wir sollten uns wirklich fragen: Woran liegt es, dass dieses Angebot so wenig angenommen wird? Denn dass es einen Bedarf gibt, diese Meinung teilen wir. Wir glauben, dass diese Einrichtung wichtig ist. Wir teilen hingegen nicht die Einschätzung, dass jetzt der richtige Moment ist, hier die Tagsätze, die Elternbeiträge zu erhöhen, und stimmen diesem Geschäftsstück deswegen nicht zu. 

Und im Übrigen finde ich, dass sich die ÖVP von GR Aigner distanzieren sollte. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir distanzieren uns von diesem Beschluss, der uns heute vorgelegt wurde. Wir sind der Ansicht, dass das rote Gebühren-Perpetuum-mobile, die rote Gebührenlawine wenigstens von jenen bedürftigen Eltern, von den sozial schwachen Eltern, von denen im Akt die Rede ist, von den Beziehern geringer Einkommen, von AlleinerzieherInnen ferngehalten werden soll. - Die Panzerknacker machen nicht einmal vor den Bedürftigen Halt, und es grenzt schon an politischen, aber auch bürokratischen Zynismus, wenn es in der Begründung für diesen Antrag - der ja ein doppelter Antrag ist: einerseits die Erhöhung und andererseits, so wie bei vielen anderen oder bei fast allen städtischen Gebühren, die permanente Valorisierung, die pragmatisierte Gebührenlawine - heißt: Einerseits will man das Ziel erreichen, bedürftigen Familien die Teilnahme an diesen Angeboten zu ermöglichen, und andererseits will man verhindern, dass es Einbrüche bei den Beitragsleistungen gibt.

Meine Damen und Herren! Wenn Sie in der doch recht wohlhabenden Gemeinde Wien - und ich erinnere Sie an die Kosten, die Sie für städtische Propaganda ausgeben - glauben, dass Sie Einbrüche bei den Beitragsleistungen dadurch vermeiden, dass Sie den bedürftigen Eltern, die Hilfe für einen gemeinsamen Urlaub benötigen, hier eine so große Mehrbelastung aufhalsen, dann ist das eigentlich schäbig, und Sie haben als Sozialpartei endgültig abgedankt. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Im Zuge der allgemeinen Gebührendebatte ist es mir aber auch wichtig, auf Trittbretteffekte dieser Gebührenlawine hinzuweisen. Wir haben hier in diesem Rahmen schon oft auch kritisiert, dass Sie die Bezirke aushöhlen. Und die Bezirke sind schleichend, aber doch, Hauptopfer dieser Gebührenlawine, denn sehr viele städtische Gebühren sind ja im Rahmen der Dezentralisierung auch von den Bezirken zu tragen - ich denke an die Erhaltung der Pflichtschulen, ich denke an die Amtsgebäude, ich denke an die Märkte, die Müllgebühren für die Märkte, die Mülltrennung, das Abwasser für die Märkte. Das alles liegt bei den Bezirken. Sie erhöhen die Gebühren, die die Bezirke bezahlen müssen, weigern sich aber, das Geld für die Bezirke anzuheben und zu valorisieren. Das heißt, selbst über den eigenen Bereich - und die Mehrzahl der Vorsteher gehört ja Ihrer Fraktion an - ergießt sich diese Gebührenlawine, und auch das ist ein Zeichen dafür, was Sie eigentlich von der Dezentralisierung halten. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn es in der Volkswirtschaft heißt: „die schleichende Inflation", dann hat man eigentlich etwas anderes gemeint, aber die schleichende Wiener Inflation besteht darin, dass die städtischen Gebührenerhöhungen, die städtische Gebührenlawine sich in die Brieftasche aller Wienerinnen und Wiener hineinschleicht - und das ist besonders für jene problematisch, in deren Brieftasche sich sehr wenig befindet. Die haben nichts von der Vermögenssteuer, sondern die trifft es, wenn sie für das tagtägliche Leben, das sie maßgeblich mitgestalten, mehr bezahlen müssen.

In diesem Sinne bringen mein Klubobmann, meine Wenigkeit, Herr Dipl-Ing Stiftner, Herr Mag Gerstl und Frau Mag Feldmann einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, dass sich der Wiener Gemeinderat gegen jede weitere Gebührenerhöhung im Laufe der gegenwärtigen Legislaturperiode ausspricht, solange nicht alle Effizienzsteigerungsmaßnahmen und ausgabenseitigen Einsparungspotenziale seitens der Stadt Wien umgesetzt worden sind. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Wenn Sie erst dann wieder Gebühren erhöhen dürfen, wenn Sie anfangen, Ihre Einsparungspotenziale zu heben und zu nutzen, dann haben die Wiener viele Jahre von Gebührenerhöhungen eine Ruhe! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Straubinger. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich glaube, wir sollten bei diesem Aktstück die Kirche im Dorf lassen und einmal schauen, worum es da wirklich geht:

Die Stadt Wien ermöglicht seit fast 25 Jahren Familien, oder Kindern mit ihren Familien, Erholungsurlaube, und natürlich sind diese Urlaube für finanziell schwache Familien gedacht. Es geht darum, dass diese einen Urlaub gemeinsam verbringen können oder dass Eltern bei der Betreuungspflicht, in erster Linie in den Schulferien, eine Entlastung erfahren. Und für diese Erholungsurlaube wird pro Kind beziehungsweise pro Familie ein Beitrag, und zwar sozial gestaffelt, eingehoben. Bei dieser Erhöhung geht es bei einem Vollbeitrag jetzt um 45 Cent - auf 25 EUR. 80 Prozent aller Familien und Kinder, die diesen Urlaub in Anspruch nehmen, zahlen nicht den Vollbeitrag, sondern zahlen den Mindestbeitrag von 10 EUR, und dieser Mindestbeitrag wird auch durch dieses Geschäftsstück nicht erhöht, sondern bleibt bei 10 EUR. 

Der Kostenbeitrag für Familienangehörige steigt von 150 EUR auf 160 EUR, und zwar für 14 Tage. Also die 160 EUR sind für 14 Tage Quartier, für Vollpension - inklusive Geschwister bis 18 Jahre, also Familienangehörige bis 18 Jahre, die kostenlos teilnehmen, inklusive der An‑ und Abreise und inklusive auch eines wirklich hochwertigen Angebotes, wo Kinder, die sonst sicher nicht diese Gelegenheit haben, zum Beispiel Sportarten wie Segeln oder Reiten ausprobieren können, also eines Angebotes, das sich wirklich sehen lassen kann. 

Sie werden mir, nehme ich an, zustimmen, dass es hier um eine soziale Leistung der Stadt geht. Und diese soziale Leistung besteht auch darin, dass wir Ausgaben haben - die Stadt finanziert diese Erholungsurlaube mit ungefähr 2,2 Millionen EUR. Es ist ein Angebot, das sehr gut angenommen worden ist. Ich weiß nicht, wo Kollegin Smolik das herhat - ich habe Zahlen, die im letzten Jahr bei 5 500 liegen -; vielleicht sind da die Schullandwochen nicht dabei, denn auch dafür werden diese Quartiere genutzt. Es ist ein Angebot, das sich auch, was die Qualität der Quartiere und der Freizeitmöglichkeiten betrifft, wirklich nicht zu verstecken braucht, und vor allem ist es ein Angebot, das kaum eine andere Millionenstadt zu bieten hat - und ich glaube, es ist eines, auf das wir wirklich stolz sein können. 

Wir können auf vieles in dieser Stadt stolz sein, aber vor allem auf das soziale Netz, denn es ist ein so dichtes soziales Netz, wie es das kaum in einer anderen Stadt gibt. Und wenn die ÖVP hier von einer Gebührenlawine spricht und von sozialer Abzockerei und ich weiß nicht, welchen Begriffen, dann möchte ich wirklich eines feststellen: Ich bin mir so was von sicher, wenn Sie in den letzten Jahrzehnten diese Mehrheit gehabt hätten, die die Sozialdemokratie hatte, dann würde dieses soziale Netz anders ausschauen, dann hätte es nämlich so riesige Löcher, dass man es wahrscheinlich gar nicht mehr als soziales Netz erkennen würde. Und dann würde es die Erholungsaktionen, über die wir heute debattieren, gar nicht geben, weil Sie sie im Jahr 1983 nicht eingeführt hätten und auch nicht auf die Idee gekommen wären, sie einzuführen. 

Einen Hinweis noch auf den Antrag, von dem ich annehme, dass Kollegin Anger-Koch ihn dann auch einbringen wird, zum Thema Kinderbetreuung und kostenloses letztes Kindergartenjahr: Wir würden wahrscheinlich auch darüber nicht reden können, denn es würde, wenn die ÖVP hier regiert hätte, ganz sicher keine soziale Staffelung bei den Kinderbetreuungsplätzen geben. Wahrscheinlich würde es nicht einmal sehr viele Kinderbetreuungsplätze geben, und wir könnten uns darüber sozusagen nur in einer sehr abstrakten Art und Weise unterhalten. 

Und wenn Sie in dem Antrag von Chancengerechtigkeit sprechen, nämlich, dass vorschulische Kinderbetreuung für den späteren Bildungserfolg und für jedes Kind sozusagen wichtig ist und dass jedes Kind, unabhängig vom wirtschaftlichen und vom sozialen Hintergrund der Eltern, die Chance auf einen solchen Betreuungsplatz haben soll, dann kann ich nur sagen: Ja, die soll es haben, das sehen die Sozialdemokraten auch so! Darum haben wir die soziale Staffelung in Wien, darum haben wir die Kinderbetreuungsplätze ständig ausgebaut, und nun werden wir das - wie es schon angekündigt worden ist - auch mit Hilfe des Bundes auch in den nächsten Jahren noch ganz massiv tun. Denn Bildungschancen dürfen eben nicht vom sozialen und vom finanziellen Background abhängig sein, und wir tun alles dafür, dass das nicht der Fall ist.

Das ist sozusagen die andere Ebene: Auf der einen Seite steht das, was Sie hier in Ihrem Antrag auf der Kindergartenebene fordern, und auf der anderen Seite steht das, was Sie auf Bundesebene dann tun. Es gibt nämlich einen OECD-Bericht, der besagt, dass die Bildungsausgaben sinken, dass Kinder in dem sozialen Milieu, in dem sie sich befinden, verbleiben und nicht rauskommen oder den Sprung an die Universitäten nicht schaffen - und wo Ihr Wiener ÖVP-Obmann und die Wiener ÖVP und die Bundes-ÖVP seit Jahren, wenn nicht Jahrzehnten einfach nur blockieren.

Zum Thema Gebühren allgemein: Sie wissen alle ganz genau, dass Wien bei den Gebühren für Strom, für Müll, für Wasser ganz deutlich, auch im Europavergleich, unter den meisten Kommunen liegt. Und Sie wissen auch, dass die Parkgebühren, die zum Beispiel angehoben wurden, seit 22 Jahren zum ersten Mal angehoben wurden, dass man in Hamburg doppelt so viel für eine Netzkarte im öffentlichen Verkehrsnetz zahlt wie in Wien. Und Sie wissen auch, dass mit diesen Mitteln investiert wird, nämlich in den Ausbau des U‑Bahn-Netzes, in Park-and-ride-Anlagen, in Garagen oder auch in moderne Filter‑ und Kläranlagen im Umweltbereich. 

Das heißt, das, was Frau Kollegin Praniess-Kastner sagt, dass nämlich mit diesem Mehr an Einnahmen die gleiche Leistung finanziert wird, stimmt nicht, sondern es wird ein Mehr an Leistung finanziert, und dieses Leistungsniveau ist in Wien an sich schon ein sehr hohes. 

Was man in diesem Zusammenhang auch nicht vergessen darf - und das hat auch mit sozialer Verantwortung zu tun -, ist, dass natürlich die Stadt, und zwar nicht nur von Seiten des Sozialressorts und des Gesundheitsressorts, sondern eigentlich quer durch alle Ressorts, eine Fülle von Maßnahmen setzt, um einkommensschwächere Familien oder auch Einzelpersonen zu unterstützen. Wir haben die höchsten Sozialausgaben im Vergleich aller Bundesländer; wir haben die Sozialhilferichtsätze um 1,6 Prozent erhöht; wir haben als einziges Bundesland eine Leistung für Dauerbezieher, die so genannte Dauerleistung, die als Pensionsersatz für dauerhaft arbeitsunfähige Personen gedacht ist; wir haben eine Heizbeihilfe; wir haben Hilfe in besonderen Lebenslagen, ein besonders flexibles Instrument der MA 15; und wir haben vor Kurzem erst hier im Gemeinderat einen Mobilpass beschlossen, durch den jetzt neu 60 000 Personen mehr, also insgesamt 100 000 Personen, eine Halbpreiskarte auf den Wiener Linien oder um 15 EUR eine Monatskarte erlangen können - abgesehen vom Kulturpass und diversen anderen Einrichtungen. Und vielleicht noch als Letztes, um auch wieder zum eigentlichen Akt und zur eigentlichen Abteilung zurückzukommen: Die MA 11 zahlt jährlich beziehungsweise hat im letzten Jahr, konkret im Jahr 2006, auch rund 5,6 Mil-
lionen EUR an einkommensschwache Familien mit Kleinkindern oder auch AlleinerzieherInnen mit Kleinkindern in besonderer Weise ausbezahlt. 

Das heißt, Sie können sich einer Sache sicher sein: Dass wir uns unserer sozialen Verantwortung bewusst sind und dass wir diese vor allem auch wahrnehmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Mag Anger-Koch. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

„Wunderbar", was Sie da erzählt haben, Frau Mag Straubinger! Schönreden, das können Sie wirklich, aber Fakt ist, dass es ganz einfach eine Erhöhung ist. Da können Sie jetzt sagen, was Sie wollen, und reininterpretieren, was Sie wollen: Es ist eine weitere Erhöhung, und es ist ein weiterer höherer Betrag. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dass die ÖVP anders wirtschaften würde, das ist korrekt. Wir sind eine Wirtschaftspartei, und wir haben es gelernt zu wirtschaften. Und was Sie hier in Wien machen, betrifft auch irgendwann Sie selbst. Der Pfeil geht zurück, und es ist wie ein Bumerang, und Sie werden davon genauso betroffen werden, denn jede Erhöhung, die Sie hier vornehmen und dieser Stadt Wien antun, trifft Sie natürlich auch selbst. Das fängt an, wenn Sie einen Installateur zu sich holen: Dann werden Sie ganz einfach mehr zahlen. Wenn Sie einen Spenglermeister zu sich holen, werden Sie auf alle Fälle mehr zahlen. Und das zieht sich durch bis in alle Lebenslagen. Ich meine, da müssen Sie schon einmal auch nachdenken und versuchen, sich vorzustellen, was Sie eigentlich der Wirtschaft da antun und was Sie sich im Endeffekt selbst antun und was Sie jedem Einzelnen hier in Wien antun. Denn das, was Sie hier aufführen, diese Erhöhungen, das ist im Grunde genommen nicht mehr sozial, das ist wirklich eine Abzocke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt komme ich noch einmal - was ich auch schon erwähnt habe - auf meinen Antrag zurück, denn wenn Sie schon Erhöhungen durchführen und absolut keine Rücksicht nehmen auf das soziale Wien, wollen wir es trotzdem noch einmal probieren, indem wir einen Antrag einbringen. Ich bringe daher gemeinsam mit meiner Kollegin Monika Riha, Frau Mag Sirvan Ekici, Barbara Feldmann, Karin Praniess-Kastner einen Beschlussantrag betreffend die Einführung eines von sämtlichen Gebühren befreiten letzten Kindergartenjahres an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport in Wien ein. Diese wird ersucht, das letzte Kindergartenjahr von sämtlichen Gebühren zu befreien und das gesamte Tarifsystem der Wiener Kindergärten nach sozialen Gesichtspunkten neu zu staffeln. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte Sie noch einmal daran erinnern, dass Sie etwas für das Allgemeinwohl in Wien tun und vielleicht Einsparungspotenziale suchen sollten - anstatt für teure Medienkampagnen und PR-Aktionen das Geld hinauszuschleudern. Sie sollten vielmehr genau dort anfangen einzusparen und eine Umwälzung der Gelder durchführen, denn dann würden Sie sich die hohen Gebühren und das Schröpfen der Wienerinnen und Wiener einfach ersparen. 

Noch etwas: Sie sind hier nicht nachhaltig, und Sie sind auch nicht zukunftsorientiert, denn Sie vermitteln im Grunde genommen jedem Einzelnen hier Zukunftsängste und Existenzängste. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich tue mir ein bisschen schwer, vor allem mit der Argumentation der ÖVP, die hier sagt, sie ist die Wirtschaftspartei (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt ja auch!), sie weiß, wie richtig gewirtschaftet wird, und die massiv kritisiert, dass es hier in Wien für die eine oder andere Gebührenleistung nach sehr, sehr langer Zeit, in der es keine Anpassung gegeben hat, eine Indexierung gibt. Ich darf Sie schon erinnern, meine Damen und Herren von der ÖVP, dass von 2000 bis 2006 so gut wie jede Bundesgebühr teilweise um bis zu 100 Prozent erhöht wurde und dass der ÖVP-Finanzminister und der Kanzler keine Scheu gehabt haben, auch ganz massiv im Sozialbereich und in die soziale Sicherheit Österreichs einzugreifen und damit einerseits das soziale Geflecht zu gefährden und auf der anderen Seite auch den Menschen über eine Unzahl von Erhöhungen von Steuern und von Gebühren das Geld aus den Taschen zu ziehen. 

Wenn hier die Erhöhung des Gaspreises und des Strompreises als Beispiele für Gebührenerhöhungen angeführt werden - das wurde vom Redner von der FPÖ und auch von Seiten der ÖVP gemacht -, dann möchte ich Ihnen schon sagen: Der Gaspreis und der Strompreis sind keine Gebühren, sondern es gibt für Gas und für Strom einen Weltmarktpreis, und Gas und Strom werden weltweit gehandelt. Wenn Sie sich nun hier herstellen und sagen, der Preis für Gas und Strom ist eine Gebühr, dann verwundert mich das sehr. Es handelt sich da um einen Teil der Realwirtschaft, und dieser Teil der Realwirtschaft unterliegt Marktmechanismen, unterliegt den Wirkungen von Angebot und Nachfrage und auch, gerade, was die Energie betrifft, den Auswirkungen globaler politischer Fragen. Man darf hier, bitte, nicht der Stadt Wien einen Vorwurf machen! Wenn der Ölpreis innerhalb eines Jahres von 40 Dollar pro Barrel auf 80 Dollar pro Barrel geht, dann ist das kein Versäumnis der Stadt Wien, wenn es hier zu einer Erhöhung kommt, sondern dann sind das einfach Marktentwicklungen. Gerade Sie als Wirtschaftspartei müssten eigentlich wissen, wie ein Markt funktioniert, und ich bin sehr enttäuscht davon, dass Sie das negieren.

Auch zu Ihrem Antrag möchte ich kurz Folgendes erwähnen, weil Sie hier fordern, dass die Kindergartentarife sozial gestaffelt werden: Ich glaube, Sie passen in unserem Ausschuss nicht auf! In unserem Ausschuss haben wir schon mehrmals über die Kindergartengebühr gesprochen, Frau Anger-Koch, und Sie wissen ganz genau, dass in Wien etwa ein Drittel aller Kinder keine Gebühr im Kindergarten zahlt, ein Drittel bezahlt zwischen null und hundert Prozent, und nur jene Gruppe von Kindern, deren Eltern es sich auch wirklich leisten können, zahlt den vollen Betrag. Daher sage ich: In Wien haben wir sozial gestaffelte und sozial gerechte Kindergartentarife!

Ich fange auch nichts damit an, wenn hier der Wiener Kindergarten mit Kindergärten verglichen wird, die sich im Umland von Wien befinden, die eine Mittagspause von ein bis zwei Stunden haben oder die nur eine Vormittagsbetreuung haben oder die einfach ein sehr unfreundliches Kinderversorgungsmodell haben, wenn es um die Frage geht, auch die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu fördern. Ich glaube, gerade da ist Wien sehr, sehr weit vorne und auch sehr maßgeblich an der Front.

Auch was die Kritik von Seiten der FPÖ an der Erhaltung der Pflichtschulen betrifft, darf ich anmerken: Wir haben doch heuer ein riesiges Paket, ein Zehn-Jahres-Paket zur Sanierung der Pflichtschulen beschlossen. Das müssen Sie doch bitte zur Kenntnis nehmen! Natürlich müssen die Bezirke auch ihren Anteil dazu beitragen. Das war im alten Paket der letzten Jahre so, und das ist auch im neuen Paket so. Aber die Stadt Wien nimmt, bitte, fast 600 Millionen EUR in die Hand, um unsere Schulen moderner zu gestalten. 

Was das Geschäftsstück selbst betrifft, möchte ich schon auch ein bisschen darauf verweisen, wie auch meine Kollegin schon gesagt hat: Wenn mit dieser Erhöhung um 45 Cent auf 25 EUR gegangen wird und man weiß, dass 80 Prozent all jener, die eine solche Gebühr bezahlen müssen, nur einen Betrag von 10 EUR zu bezahlen haben, dann finde ich es eigentlich ein bisschen perfid, dass man hier Äpfel mit Birnen vergleicht. Man muss ja, wenn eine Gebühr erhöht wird, auch immer schauen: Wen trifft sie? Ist sie sozial gerecht oder ist sie sozial ungerecht? - Und auch diese Erhöhung von 45 Cent ist sozial gerecht, weil sie eben 80 Prozent 
überhaupt nicht tangiert und wahrscheinlich von den restlichen 20 Prozent auch nur einen sehr geringen Teil. 

Daher bin ich der Meinung, dass Wien keine Abzockerstadt ist, keine mutwillige Gebührenerhöhung macht, sondern alles im Sinne der sozialen Gerechtigkeit und der Verträglichkeit für die Wienerinnen und Wiener erfolgt. 

Und eines, meine Damen und Herren von der Opposition, müssen Sie sich auch merken: Die Wienerinnen und Wiener wissen sehr genau, was sie für ihre Gebühren, die sie in Wien bezahlen, bekommen: sehr hohe Qualität, sehr hohe Leistung und eine ausgezeichnet verwaltete Stadt.

Und darum bitte ich Sie um Zustimmung zu diesem Aktenstück. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Damit kommen wir sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Geschäftsstück zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Mir liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge zur Abstimmung vor.

Der erste Antrag ist jener von der ÖVP betreffend Gebührenerhöhungsstopp bei der Stadt Wien. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP und der FPÖ fest. Die erforderliche Mehrheit ist nicht gegeben. 

Damit kommen wir zum zweiten Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP, betreffend Einführung eines von sämtlichen Gebühren befreiten letzten Kindergartenjahres. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen.

Wir kommen zur Postnummer 13 der Tagesordnung. Es geht um eine Subvention an den Verein „Austrian Players League". Berichterstatter ist Herr GR Baxant. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch. - Bitte schön. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Ich mache es ganz kurz: Es geht uns eigentlich darum, dass wir dieser Post nicht zustimmen - und auch davor den letzten Subventionen nicht zugestimmt haben -, weil wir eigentlich mehr für Aufklärung und Unterstützung gerade im Bereich dieser digitalen Unterhaltung sind und wir der Meinung sind, dass andere Vereine, die sich auch sinnvoll mit digitaler Unterhaltung auseinandersetzen, diesbezüglich auch unterstützt werden sollen und hier nicht der Eindruck einer Ungleichbehandlung, indem nur dieser eine Verein subventioniert wird, entstehen soll. Das soll nicht passieren, denn sonst glaubt man wirklich, das sind exklusive Subventionsnehmer. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die virtuelle Welt ist heute schon beinahe so real wie die vermeintliche Wirklichkeit selbst, und vor allem viele junge Menschen nutzen die digitale Welt vermehrt als ihren Lebensraum, als ihren Spielplatz oder auch als Zufluchtsort. Oft fehlt es dabei an einer gewissen Gemeinschaft, und es geht eine gewisse Vereinsamung und ein Sich-in-sich-Zurückziehen mit diesem Phänomen einher. Und genau hier setzt die „Austrian Players League" an, nämlich indem diese digitale und virtuelle Welt durch eine gewisse Gemeinschaft erweitert wird. Es wird gemeinschaftlich gespielt, und es findet ein gemeinsamer Diskurs über das PC-Gaming statt. Die Spielerinnen und Spieler reflektieren gemeinsam die Spiele und das, was alles passiert ist. Die „Austrian Players League" arbeitet höchst professionell und ist ein kompetenter Partner, wenn es um Veranstaltungen wie zum Beispiel das „Game City" geht, das dieses Wochenende hier im Rathaus stattfinden wird. Nicht nur Kinder und Jugendliche werden sich hier austoben können, sondern es findet, mit der „Austrian Players League" gemeinsam organisiert, eine Fachtagung mit PädagogInnen statt, und ich möchte auch darauf hinweisen, dass es einen eigenen Sonntag, nämlich den Familientag geben wird. Vor allem für Eltern beziehungsweise Erziehungsberechtigte ist es interessant und ist es wichtig, ein gewisses Verständnis und einen Umgang mit den PC-Games zu gewinnen. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zur Förderung der notwendigen Sanierung der AREA52 - das ist das Vereinsgebäude der „Austrian Players League". Und ich möchte meiner Vorrednerin nur mitteilen, dass die Stadt Wien und vor allem die Jugendarbeit in der Stadt Wien tagtäglich beweist, dass sie höchst professionell, aber vor allem höchst innovativ arbeitet und immer offen ist für neue Bewegungen, Vereine und Initiativen und dass sich natürlich die verantwortlichen Beamten, aber natürlich auch die Frau Stadträtin alles anschauen werden. Und wenn es förderungswürdig ist: Warum nicht? - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ, FPÖ und bei den GRÜNEN fest. Damit hat das Geschäftsstück die erforderliche Mehrheit gefunden. 

Wir kommen nun zur Postnummer 19 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Alte Fleischerei. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wir können daher sofort zur Abstimmung kommen. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der ÖVP, der SPÖ und bei den GRÜNEN fest. Das Geschäftsstück ist mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Bestandsverträge für das Geriatriezentrum Simmering. Berichterstatter ist Herr GR Deutsch. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. - Bitte schön. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum Geschäftsstück. - Es ist jetzt so schnell gegangen, ich war auch gerade bei der Tür herinnen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely, zu ihrem Sitzplatz eilend: Bin schon da!) Es haben sich Redner von der Rednerliste streichen lassen. - Aber wir sind beide da. 

Ich werde auf das vorliegende Geschäftsstück nicht im Detail eingehen. Wir haben die Debatte - wir wollen ja nicht „Und ewig grüßt das Murmeltier" spielen - über die anderen Geriatriezentren, die in Planung sind, schon geführt, und es ist unsere Wortmeldung nachgerade identisch. Wir stimmen also zu. Wir freuen uns nicht über die Größe des Hauses, aber wir sehen den Fortschritt. 

Insofern ist das eigentlich im Moment nicht mein Thema, sondern ich nehme diesen Tagesordnungspunkt zum Anlass, hinsichtlich der Qualität im Krankenanstaltenverbund zwei Anträge einzubringen. 

Es geht einerseits darum, und das hat ja die Berichterstattung des Patientenanwaltes immer wieder gezeigt - und damit verweise ich auf die Debatte, die wir morgen anlässlich des Berichtes des Patientenanwaltes führen werden, aber aus sozusagen verfahrens- und stadtverfassungsmäßigen Gründen bringe ich den Antrag heute ein -, dass wir über viele Informationen, die notwendig sind, um die Qualität unserer Spitäler und Pflegeheime einschätzen zu können, nicht verfügen. Jetzt kann ich natürlich einerseits vermuten, dass die Informationen im Krankenanstaltenverbund selbst vorliegen - dann ist es gut -, ich kann aber auch fürchten, dass sie auch dort nicht vorliegen - dann wäre es sehr schlecht. 

Jedenfalls ist es so, dass die Patienten und Patientinnen für ihre eigenen Entscheidungen hinsichtlich ihrer medizinischen Versorgung bei der Auswahl des Spitals, in dem sie sich behandeln lassen, keine ausreichenden Grundlagen haben, die es ihnen ermöglichen, eine gute Entscheidung zu treffen - eine Entscheidung, die ja oft sehr weitreichende Folgen hat, wenn man an Operationen denkt, wenn man an lebensbedrohliche Erkrankungen denkt, wo man die beste und die passendste Betreuung haben sollte und möchte. 

Das heißt, wenn wir wollen, dass Patienten und Patientinnen als mündige BürgerInnen auf gleicher Augenhöhe mit dem Personal die Fragen ihrer Behandlung besprechen, dann müssen sie Informationen haben.

Wir meinen, dass wir da in Wien im Vergleich zu anderen EU‑Staaten und anderen Städten in der EU eigentlich großen Nachholbedarf haben. Ich verweise da insbesondere auf die Niederlande, wo es gesetzliche Grundlagen gibt, die auch dafür sorgen, dass man finanzielle Mittel für die Datenerhebung bereitstellt, dass man die Patientenzufriedenheit durch Befragungen und Evaluierungen der Ergebnisse auch weiterentwickelt und dass man vor allem Transparenz im Gesundheitssystem verankert und verankern kann. 

Das heißt, wir haben zwar die LKF-Daten und wir haben Qualitätsberichte in den Häusern des Krankenanstaltenverbundes, aber wir haben keine ausführliche, aussagekräftige Berichtslegung über die einzelnen Einrichtungen des Krankenanstaltenverbundes. Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales, Frau Mag Wehsely, möge im Rahmen ihrer Zuständigkeit für den Krankenanstaltenverbund einen Bericht vorlegen, der sich, beginnend mit dem Berichtszeitraum Jahr 2008, all diesen Themen widmet. Es geht hier eben um einen aussagefähigen Qualitätsbericht mit folgenden wichtigsten Kapiteln:

Struktur- und Leistungsdaten, die nicht nur allgemein, sondern vor allem auch fachabteilungsbezogen sind. Es geht um Qualitätssicherung und Qualitätspolitik, das Qualitätsmanagement, die Ausstattung - Räume, Infrastruktur -, Personal - tatsächliche Besetzung, Ausbildung -, die Orientierung an den Patienten und Patientinnen, an den Mitarbeitern, das Informationswesen, Sicherheit, Führung und Risikomanagement. 

All diese Fragen sollten in so einem Bericht erhoben werden und für die Gesundheitspolitik als Grundlage weiterer Entscheidungen dienen, vor allem aber auch für die Patienten und Patientinnen zur eigenen informierten Entscheidung.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gesundheitsausschuss.“

Der zweite Antrag, den ich bei diesem Tagesordnungspunkt einbringen möchte, ist analog ein für die Pflegeheime spezifizierter, denn die Situation in den Pflegeheimen bedarf über das, was man an Ausstattung und Personal auch in den Akutspitälern einbringen sollte, hinausgehend auch noch einer speziellen Information hinsichtlich der gebotenen Pflegequalität und der sozialen Einrichtungen oder der sozialen Betreuung, die in den Pflegeheimen angeboten wird. 

Sie haben so wie ich verfolgt, dass es im August einen Bericht des Medizinischen Dienstes der Spitzenverbände der Krankenkassen in Deutschland gegeben hat, der zu großen öffentlichen Debatten in Deutschland Anlass gegeben hat. Wir haben vergangene Woche auch einen Vertreter in Wien gehabt und auch diskutieren können. Es ist anhand dieses Berichtes kritisiert worden und bereitet der Bevölkerung auch Angst, dass es in Deutschland Menschen gibt, die zu wenig ernährt werden, die zu wenig gut gepflegt werden - sodass sich Wundgeschwüre entwickeln -, die nicht ausreichend Flüssigkeit zugeführt bekommen und so weiter. Das macht Angst. 

Es ist gut, dass Berichte da sehr differenziert sind. Und das wollen wir für Österreich, denn Angstmache soll nicht betrieben werden, sondern man muss auch im Zusammenhang mit dem deutschen Pflegebericht sagen, dass der Bericht auch eine Verbesserung der Situation vermerkt, eine Verbesserung, die – und das, meine ich, ist das, was uns auch hier politisch leiten sollte – darauf zurückzuführen ist, dass es durch die Berichte möglich ist, qualifiziert über die Versorgungsqualität zu diskutieren, also dass man nicht sagt: Ich kenne jemanden, der ist schlecht gepflegt worden!, und dann sagt vielleicht Frau Wehsely: Sagen Sie mir, wer das war, und dann tun wir sofort etwas! - was ich auch annehmen würde -, sondern dass wir strukturierte Aussagen über die Qualität in unseren Häusern haben.

Solch ein Bericht mit der dazugehörigen öffentlichen politischen Debatte wäre für Wien sehr, sehr wichtig, denn wir könnten dann von guten Grundlagen ausgehend über die Qualität und die Weiterentwicklung unseres Angebotes sprechen. Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, im Rahmen ihrer Zuständigkeit für den KAV folgende Punkte umzusetzen:

Die TU 4 wird angewiesen, 2009 erstmals einen Bericht zur Qualität der stationären Pflege und Betreuung in den Häusern des Krankenanstaltenverbundes analog zu den Inhalten des oben genannten deutschen Berichts zu legen. 

Und in einem zweiten Schritt müssten dann klarerweise - das wäre ja sozusagen nicht fair, wenn man das nur von den Einrichtungen der TU 4 verlangen würde - alle Pflegeeinrichtungen, die von der Gemeinde Wien Kontingentplätze erhalten beziehungsweise finanzielle Mittel zugesprochen bekommen, in diese Berichtspflicht einbezogen werden.

Der Bericht sollte jährlich veröffentlicht werden und im Wiener Gemeinderat zur Diskussion gestellt werden.

In formeller Hinsicht beantrage ich hier ebenfalls die Zuweisung des Antrages an den zuständigen Ausschuss.“ - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit dem heutigen Beschluss wird sichergestellt, dass Simmering 2011 ein modernes Geriatriezentrum erhält - mit 348 Betten in sehr kleinen und familiären Wohneinheiten; es wird insgesamt 14 Wohneinheiten für je maximal 28 Bewohnerinnen und Bewohner geben; darüber hinaus wird auch ein Tageszentrum für Seniorinnen und Senioren, aber auch betreutes Wohnen in dieses neue Geriatriezentrum integriert -, sodass bereits 2008 mit dem Bau begonnen werden kann, und das auf einem Grundstück in der Dittmanngasse, das eine besonders ruhige Lage in einem Park aufweist und über eine hervorragende öffentliche Verkehrsanbindung verfügt. 

Das heißt, mit dem Beschluss des vorliegenden Geschäftsstückes ist ein weiterer Schritt zur Umsetzung des gesamten Wiener Geriatriekonzeptes gelungen.

Was die beiden von Kollegin Pilz eingebrachten Anträge betrifft, so möchte ich empfehlen, sie abzulehnen, und dazu feststellen, dass auf Basis des Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetzes, aber auch auf Grund der Verordnung vom Dachverband bereits ein Qualitätsprogramm erarbeitet wurde. Dieses Qualitätsprogramm ist gemeinsam mit öffentlichen und privaten Institutionen erarbeitet und vor Kurzem auch öffentlich präsentiert worden. Darin sind ganz klare Vorgaben vorhanden, die auch entsprechend umzusetzen sind. Diese sind natürlich in der Folge auch zu evaluieren, und die Ergebnisse werden in den vom Krankenanstaltenverbund auch bereits jetzt jährlich erstellten Qualitätsbericht einfließen.

Daher ersuche ich Sie abschließend nochmals, das vorliegende Geschäftsstück zu genehmigen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung des Geschäftsstückes. 

Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ, SPÖ und GRÜNEN fest. Damit ist der Antrag einstimmig angenommen.

Mir liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge der GRÜNEN vor. Beide Male ist die Zuweisung beantragt. 

Der erste Antrag betrifft Qualitätsberichte für die Wiener Krankenanstalten und Wiener Wohn- und Pflegeheime im Wiener Krankenanstaltenverbund. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Die erforderliche Mehrheit ist nicht gegeben.

Ich lasse nun den Antrag der GRÜNEN betreffend Qualität in der stationären Pflege beziehungsweise Betreuung in den Wohn- und Pflegeheimen des Wiener Krankenanstaltenverbundes abstimmen. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle hier wiederum die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit gefunden. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 25 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an die Volkstheater GmbH und das Volkstheater in den Bezirken. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. - Er befindet sich derzeit nicht im Saal. Damit kommt Frau GRin Mag Ringler an die Reihe. – Ich kann auch nicht feststellen, dass sie anwesend wäre. 

Herrn GR Dr Wolf von der ÖVP habe ich schon gesehen - er ist der Nächste an der Reihe. – Bitte, Herr Gemeinderat. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Meine Fraktion lehnt den vorliegenden Subventionsakt betreffend Mehrjahresvereinbarung zur Subventionierung für das Volkstheater ab. Wir meinen, dass die Krise des Volkstheaters nicht durch Erhöhung von Subventionen zu lösen ist, und es ist keine Frage, dass sich das Volkstheater in einer Krise befindet. 

Im November 2006 wurden zusätzlich 450 000 EUR zur Verfügung gestellt, in der Saison 2006/2007 werden zusätzlich 500 000 EUR zur Verfügung gestellt, und in Folgejahren wird die Subvention jährlich um 1,4 Millionen EUR erhöht. Und dann findet sich in dem Subventionsakt auch noch die Formulierung, dass zusätzliche Subventionen für die Saison 2008/2009 und die Saison 2009/2010 von Budgetgesprächen abhängig gemacht werden. Im Klartext heißt das: Möglicherweise haben wir auch damit kein Auslangen und benötigen zusätzliches Geld. 

Das heißt, der Mechanismus lautet: Wenn es notwendig ist, wird mehr Geld verlangt, und es wird dann wohl auch mehr Geld gezahlt. Nach der Gebührenautomatik, die in diesem Haus heute schon diskutiert wurde, gibt es nun offenbar auch eine Subventionsautomatik: Was immer benötigt wird, wird bezahlt.

Das ist allerdings bei der Konstruktion des Volkstheaters, wenn man sich diese näher anschaut, auch nicht weiter verwunderlich: Der Aufsichtsratsvorsitzende ist der Leiter des Kulturamtes, und der bisherige Spitzenbeamte des Kulturamtes ist der zukünftige kaufmännische Direktor. – Es wäre an sich ganz interessant, einmal die Haftungsfragen eines GmbH-Aufsichtsrates und dessen Verpflichtungen und die Dienstpflichten eines Spitzenbeamten der Gemeinde Wien zu hinterfragen und die Frage zu stellen, ob hier nicht möglicherweise Unvereinbarkeiten vorhanden sind - möglicherweise nicht formale, aber möglicherweise inhaltliche. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, dass der bisherige Beamte Thomas Stöphl, Theaterreferent, mit 1. September dieses Jahres karenziert wurde, um seine Funktion als kaufmännischer Direktor des Volkstheaters anzutreten, aber bereits am 24. August, also noch ehe er karenziert war und als er noch Beamter der Stadt Wien war, das Subventionsansuchen des Volkstheaters an das Kulturamt mitunterzeichnet hat. Ich will keine bösen Absichten unterstellen, aber es zeigt den großzügigen Umgang und die Verflechtungen, die hier vorhanden sind. 

Das Volkstheater hat ein Strukturproblem. Das sollte gelöst werden - und nicht mit einer gewissen Automatik die Subvention erhöht werden. Dass das Volkstheater Geld von der öffentlichen Hand benötigt, ist keine Frage, aber die Strukturprobleme sollten endlich gelöst werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Etwas, was auch der Lagebericht zur Bilanz 2006, die am 1. Juni 2007 eingebracht wurde, klipp und klar festhält! - In dem offiziellen Dokument heißt es:

„Die Einnahmen in den ersten drei Monaten der Saison 2006/2007 erreichten nicht die budgetierten Werte." – „Die Auslastung der Eigenproduktionen und Specials im Haupthaus lag bei rund 57 Prozent. Ausgelegt war das Budget jedoch auf eine Auslastung von 65 Prozent." – „Die gekündigten Abonnements konnten nicht durch den freien Verkauf wettgemacht werden." – „Die Abonnements sind im Haupthaus von 7 436 in der Saison 2004/2005 auf 5 544 in der Saison 2006/2007 gesunken." - Alles Dinge, die sich in der Bilanz finden. 

Das heißt, das Volkstheater und die handelnden Personen sind gefordert, die Probleme zu lösen und danach aufgrund eines klaren Konzeptes Subventionen zu verlangen. Erst wenn diese Probleme gelöst sind, kann man über weitere Subventionen und Subventionserhöhungen mit uns reden. - Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster steht nun Herr GR Mag Stefan auf der Rednerliste. – Bitte. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir schlagen hier in dieselbe Kerbe: Es ist immer wieder eine unangenehme Optik, wenn man feststellt, dass, wenn im Kulturbereich, insbesondere im Theaterbereich mit dem Geld das Auslangen nicht gefunden wird, automatisch nach einer Erhöhung der Subventionen gerufen wird - und man sich darauf verlassen kann, dass sie auch kommt. Das ist von der Denkweise her natürlich extrem schlecht. Ich habe schon einmal breiter hier ausgeführt, dass das dazu führt, dass schlicht und einfach von Anfang an nicht gerechnet wird. Und es würde auch den Theatern gut tun, von Anfang an die Dinge anders anzugehen. Das ist eine Vorgangsweise, die dem Steuerzahler nichts bringt und die letztlich auch dem Konsumenten im Theater nichts bringt, denn dieser Automatismus der ständigen Erhöhung und des Rufens nach dem öffentlichen Geldgeber führt eben dazu, dass man sich keine Gedanken macht.

Es ist hier also auch dieser klassische Fall eingetreten, dass schlicht und einfach mit den bestehenden Geldern nicht ausgekommen wurde, und es wurde gerade ausgeführt, in welch großem Ausmaß in den nächsten Jahren hier zugeschossen werden muss - ohne dass klargestellt ist, dass es überhaupt dabei bleibt. Es ist ja nicht gewährleistet, dass sich die Struktur tatsächlich so verändert, dass nicht weitere Zuschüsse erforderlich sind. Wir geben hier Geld, und das relativ leicht und in sehr hohem Ausmaß, ohne zu wissen, dass die Struktur dadurch verbessert würde. 

Es kommt natürlich für uns - das muss ich immer wieder anführen - noch dazu, dass sich das Volkstheater nach wie vor die Provokation leistet, den roten Stern aufs Dach zu setzen - und der rote Stern ist nun einmal ein Symbol für einen der größten Massenmorde im 20. Jahrhundert. Das einfach so hinzunehmen, das tun wir nicht. Man kann den Kopf schütteln, man kann darüber lächeln, man kann behaupten, es sind fünf „V" oder was auch immer: Jeder, der vorbeifährt, sieht den roten Stern. Es sieht ihn jeder Tourist, und es sieht ihn jeder Tourist, der aus dem Osten kommt, und er weiß, was es bedeutet, unter dem roten Stern zu leben und eine Armee im Land zu haben, die den roten Stern auf der Kappe trägt und so weiter.

Das ist kein Spaß, mit solchen Dingen spaßt man nicht. Sie sind doch sonst auch sehr sensibel, wenn es um Zeichen geht und wenn es darum geht, dass Menschenrechte gewahrt werden und dass Menschenwürde gewahrt wird und so weiter. (GR Heinz Hufnagl: Das Pellegrino-Mineralwasser pumpt trotzdem!) – Wie bitte? (GR Heinz Hufnagl: Das Pellegrino-Mineralwasser pumpt trotzdem, und die haben einen echten Stern!) – Gut, Sie verharmlosen das. Das ist in Ordnung. Damit habe ich gerechnet, dass Sie das auf das beziehen! Es hat damit natürlich gar nichts zu tun! Es ist keine Provokation, es soll damit kein Zeichen gesetzt werden. Es soll Pellegrino-Mineralwasser damit beworben werden. Das wird genau durchschaut! Ich bin sehr dankbar für diese Wortmeldung. (GR Heinz Hufnagl: Auf jeder Flasche!) Ich bin dankbar für diese Wortmeldung. Sie haben es sicherlich durchschaut! Das ist sicherlich der Sinn der Sache, denn fünf „V" „kann" man kaum anders anbringen als in Form eines roten Sterns! Er „muss" dann vor allem auch rot sein! Sie haben das bestätigt. Diese Provokation wollen wir nicht hinnehmen. Das ist auch mit ein Grund, warum wir das ablehnen.

Wir haben aber auch im Ausschuss bereits darum gebeten, eine getrennte Abstimmung vorzunehmen, weil die Arbeit des Volkstheaters in den Bezirken von uns immer unterstützt wurde und wir das daher auch gezielt mit unserer Stimme mit unterstützen wollen. Ich bin jetzt dankbar, dass das hier geteilt wird und werde daher der Subvention für das Volkstheater als solches nicht zustimmen, für das Volkstheater in den Bezirken jedoch schon. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat jetzt Frau GRin Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Auch wir werden der Volkstheatersubvention nicht zustimmen, aber nicht, weil wir nicht grundsätzlich der Volkstheatersubvention zustimmen wollen, sondern weil wir die Erhöhung für durchaus diskutierenswürdig und problematisch halten.

Es gibt eine Tendenz, die in den letzten Jahren immer wieder zu verfolgen war, die nach dem Prinzip „Wo die Tauben sind, fliegen die Tauben zu." in der Kulturpolitik funktioniert hat. Das war auch schon damals, als Schottenberg angetreten ist, so. Er hat nicht unwesentlich viel Geld – das waren 700 000 EUR – für einen Umbau bekommen, einen Umbau, der sicherlich teilweise notwendig war, der unter anderem aber auch dazu gedient hat, eine zusätzliche Spielstätte zu eröffnen, nämlich den Hundsturm. Dies passierte an einem Punkt in der Debatte, als wir in der Stadt heftig öffentlich diskutierten, welche Theater im Rahmen der Theaterreform wie und in welcher Form weiter finanziert werden sollen, und wo es für uns daher nicht nachvollziehbar bar, dass man mir nichts, dir nichts eine weitere Spielstätte in diesem Kleinformat oder Mittelformat eröffnet. Und siehe da, nicht nur war das ein problematischer Punkt, sondern es ist sich mit dem Geld auch gar nicht ausgegangen, diese Spielstätte zu bespielen. Bei der jetzigen Erhöhung wissen wir auch nicht, ob der Hundsturm überhaupt in der Form bespielt werden soll und werden wird.

Ich halte das Volkstheater für einen ganz wichtigen Ort in dieser Stadt, und ich glaube auch, dass man festhalten kann, dass es sich mit dem Intendanten Michael Schottenberg in eine interessante und gute Richtung entwickelt. Es werden sicherlich die nächsten Saisonen zeigen, ob es ihm gelingt, das Volkstheater auch neu und anders und interessant zu positionieren. Dabei wünsche ich ihm auch alles Gute und viel Erfolg. Es ist gar keine Frage, dass es auch unser Anliegen ist, dass das Volkstheater einen erfolgreichen Weg geht.

Wir verstehen zwar, dass jeder mehr Geld will, aber wir glauben, dass es durchaus problematisch ist, 600 000 EUR hier, 700 000 EUR dort für die Renovierung auszugeben, und meinen, dass es als Symbol dafür steht, dass es in dieser Stadt leicht ist, groß zu sein, und schwer ist, kleiner zu sein. Das finden wir bedauerlich. Daher werden wir dem Volkstheater in den Außenbezirken zustimmen, so wie bisher auch immer, und dem Volkstheater nicht, aber eigentlich nur symbolisch, und das sei hier doch gesagt, denn eigentlich stimmen wir der Erhöhung nicht zu. 

Die Debatten, was Sterne und andere Dinge mehr betrifft, möchte ich gar nicht diskutieren und kommentieren: Sie richten sich von selbst. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es ist manchmal tatsächlich sehr gut und es hilft bei der Differenzierung und Orientierung, wenn es Anträge und Beschlüsse wie den heutigen gibt, wo klar ist: Die SPÖ ist dafür, alle drei Oppositionsparteien sind dagegen. Das schafft einfach Klarheit, auch für die nächsten Wahlen. Das gibt Bestätigung, wie richtig es war, dass die Wienerinnen und Wiener uns 2005 mit einer absoluten Mehrheit ausgestattet haben, und wie gut es ist, dass wir die Politik in unserer Stadt alleine tragen können. Da kommt es zu guten Entscheidungen, nämlich zu Entscheidungen wie der heutigen, dass wir das Volkstheater nicht zusperren werden, sondern weiterleben lassen werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun, ich konnte es davor nicht glauben, dass alle drei Oppositionsparteien dagegen stimmen. Es ist so.

Wenn sich Kollege Stefan, der immer wieder in martialischen Uniformen und Outfits als oberster Führer der „Olympia" auftritt, über einen roten Stern beklagt (GR Mag Wolfgang Jung: ... Ihr Bürgermeister auch schon!), dann sagt das wohl alles. Damit brauche ich mich wirklich nicht zu beschäftigen. Hier treten Sie ziemlich zivil auf, aber ich habe Fotos von Ihnen bei mir im Büro hängen, und da denke ich mir: Die FPÖ musst du bekämpfen, weil sonst schaust so aus wie der Stefan in Uniform.

Das Zweite ist – und da werden jetzt einige Kolleginnen und Kollegen verwundert sein –: Manchmal sehne ich mich zurück nach Peter Marboe und Andreas Salcher, denn bei allen Differenzen, die wir hatten, muss ich sagen, dass so eine Wortmeldung, wie sie Herr Dr Wolf gerade getätigt hat, Peter Marboe und Andreas Salcher nicht über die Lippen gekommen wäre. Es ist wirklich abgrundtief verachtend, was Dr Wolf da von sich gibt. Er blickt offensichtlich über seinen gut gepflegten Hietzinger-Villen-Gartenzaun aus dem bürgerlichen Westen nicht hinaus, dass er sagen kann: Volkstheater? Wer braucht das Volkstheater? Das hat früher der Gewerkschaft gehört oder so ähnlich, das brauchen wir alles nicht. – Nur so ist es erklärbar, dass er sagt: Volkstheater zusperren, Volkstheater: keine Erhöhung der Subvention! Wir brauchen das nicht!

Gott sei Dank gibt es uns Sozialdemokraten in dieser Stadt, denn sonst würde es das Volkstheater nicht mehr geben. Und um das Volkstheater wäre es wirklich schade! Die Menschen dort machen total gutes Theater. Vielleicht sehen Sie das nie, weil Sie nie hingehen! Da kann ich nur sagen: Das ist Ihr Problem. – Wir sehen das, ich sehe das immer wieder und bin immer wieder bestätigt darin, was da für hervorragendes, politisch engagiertes Theater gemacht wird. Ich kann mir schon vorstellen, dass die FPÖ und auch die ÖVP wahrscheinlich nicht ganz zufrieden sind, dass mit einem Stück über den Spiegelgrund eröffnet wurde. Sie sind vielleicht auch nicht ganz einverstanden mit dem sonstigen Spielplan, aber die Wienerinnen und Wiener sind sehr einverstanden! Es gibt jedes Jahr 655 Vorstellungen vom Volkstheater, und es gibt täglich knapp 700 Menschen dieser Stadt, die ins Volkstheater gehen und Karten kaufen! Diese stimmen jeden Tag und jeden Monat darüber ab, ob sie das Volkstheater wollen oder nicht, und sie haben recht! Im Sinne dieser Besucherinnen und Besucher des Wiener Volkstheaters werden wir heute der Subventionserhöhung zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn schon die ÖVP konkret die Chuzpe hat und sagt, wir brauchen das Volkstheater nicht, wir geben keine Erhöhung, dann muss ich sagen, man könnte wenigstens als Buchhalter so viel Verständnis haben, dass man beim Anschauen der nackten Zahlen sagt: Das Volkstheater, das taugt mir zwar vielleicht nicht, weil es einen roten Stern hat oder weil es „Volkstheater" heißt, das taugt mir nicht, weil es einen politisch orientierten Spielplan hat oder einen Schottenberg als Direktor, oder ich weiß nicht, was einen inhaltlich alles stören kann, aber wenn man diese Zahlen anschaut, dann müsste man auch als Buchhalter feststellen können, dass das Volkstheater zu wenig Geld hat, und zwar chronisch zu wenig Geld! 

Ich nenne jetzt nur eine Kennzahl: Das Burgtheater ist größer, das stimmt – es hat ca 2 000 Plätze, das Volkstheater hat ca 1 000 Plätze –, an jedem Theater wird aber trotzdem an jedem Abend eine Vorstellung gespielt, und diese sind durchaus miteinander vergleichbar. Es heißt ja nicht zufällig: Das eine ist das Burgtheater, das andere ist das Volkstheater, und das sind die zwei großen Häuser in dieser Stadt. Das Burgtheater hat ein Budget von 44,7 Millionen EUR – und wahrscheinlich hat Direktor Bachler durchaus recht, wenn er sagt: Das ist zu wenig. Er braucht mehr Geld. Er wird auch irgendwann mehr Geld bekommen, und wahrscheinlich ist es sogar berechtigt. Aber das Burgtheater hat mehr als viermal so viel Geld wie das Volkstheater! Das heißt, alleine schon die Kennzahl, das Volkstheater hat insgesamt 11 Millionen EUR zur Verfügung und das Burgtheater hat 44 Millionen EUR zur Verfügung, könnte Ihnen als Buchhalter zumindest, wenn Sie schon von Theater und Kunst keine Ahnung haben, verständlich machen, dass das Volkstheater chronisch unterdotiert ist. 

Und warum ist es chronisch unterdotiert? Deshalb beschäftige ich mich so intensiv mit der Aussage von Dr Wolf: Die chronische Unterdotation hängt primär damit zusammen, dass die Bundesregierung von 2000 bis 2006 – sieben Jahre lang – dem Volkstheater die Subvention gekürzt hat, und zwar jährlich um 660 000 EUR, das sind um 4,6 Millionen EUR weniger und nicht nur keine Anpassung! Selbstverständlich müssen die 370 Beschäftigten des Volkstheaters jedes Jahr die Gehaltserhöhung bekommen. Gott sei Dank! Und wir wissen, das macht 2 Prozent im Jahr aus nach dem Kollektivvertrag. Das heißt nicht nur, dass es keine Erhöhung gegeben hat, sondern es hat eine Kürzung um 4,6 Millionen EUR durch die Bundesregierung gegeben. Das war die Schuld Ihrer Bundesregierung. Das waren der Morak und der Schüssel, Ihr Nachbar in Hietzing, die gesagt haben: Denen streichen wir 4,6 Millionen EUR, denn die machen so einen roten Spielplan, und überhaupt heißen sie Volkstheater. 

Das ist der Grund, warum die Bundessubvention gekürzt wurde: Es hat Ihnen politisch nicht gepasst! Das ist der Grund, warum das Volkstheater zu wenig Geld hat. Es ist Gott sei Dank so, dass wir jetzt eine Bundesregierung haben, die das auch so sieht und die das erste Mal mit uns wieder eine gute Zusammenarbeit pflegt. Es ist einfach sensationell, dass es heute hier einen Antrag gibt, wo eine zusätzliche Subvention in der Höhe von 613 000 EUR für die laufende Spielsaison beschlossen wird, wo die Stadt Wien 51 Prozent und die Bundesregierung 49 Prozent beitragen. So schaut Politik aus, wenn es im Bund und in Wien gute Regierungen gibt. Das ist der Kern dieses Antrages. Es passt Ihnen nicht, dass wir innerhalb von kürzester Zeit die Probleme gelöst haben, die uns die ÖVP-Bundesregierung in sieben Jahren hinterlassen hat. 

Als Buchhalter – als Kulturpolitiker spreche ich Sie nicht mehr an, denn das können Sie nicht, das ist offensichtlich klar – sage ich Ihnen: Schauen wir uns einmal Vergleichszahlen von Subvention pro Besucher an! Das könnten Sie vielleicht verstehen. Das Klagenfurter Stadttheater – eine wunderbare Bühne, ein tolles Theater, da gibt es überhaupt nichts zu sagen – hat pro Zuseher eine Subvention von 118 EUR. Das Zürcher Schauspielhaus lieben wir sehr, schätzen wir sehr, ist eines der besten Theater Europas. Es hat 100 EUR Subvention pro Zuschauer. Das Linzer Landestheater – wir schätzen es sehr – hat 92 EUR Subvention pro Zuschauer. Das Volkstheater hat 58 EUR Subvention pro Zuschauer. Das heißt, das Volkstheater hat tatsächlich zu wenig Geld. Es macht ein tolles Programm, spielt genauso viele Vorstellungen wie im Burgtheater, hat ein Viertel der Subventionen, hat viel weniger als in Basel, in Klagenfurt, in Linz und in Zürich. 

Und das ist der Grund, warum wir sagen, es ist berechtigt, dass das Volkstheater für seine wichtige Arbeit mehr Geld braucht, und da sind wir sehr pingelig im Verhandeln. Da wird nicht gesagt, wir geben einfach das her, was uns irgendwer zuruft, sondern das wird ganz genau geprüft, und der Stadtrat und seine Beamten in der MA 7 schauen sich das ganz genau an. Daher haben wir nicht gesagt, wir geben ihnen 1 Million EUR oder irgendetwas, sondern wir haben gesagt, wir geben ihnen 613 068 EUR. Es wurde auch ganz genau angeschaut, was das Volkstheater heuer noch braucht, um den Spielbetrieb in dieser Saison aufrechterhalten zu können. Und weil wir das Theater langfristig absichern wollen, bekommen sie einen 3-Jahres-Vertrag, sowohl für das Haupthaus als auch für die Außenbezirke. Das ist gut so, denn damit können sie ihre Arbeit fortsetzen und das Volkstheater ist nicht gefährdet. 

Ich bin eigentlich sehr froh, dass die Opposition so klar sagt, was sie will und was sie nicht will. Wir werden das den Wienerinnen und Wienern sagen. Wahlen werden jetzt entschieden, daher bin ich so froh über diese Vorgangsweise. Wir werden uns guten Gewissens hinstellen und sagen können: Wir haben die Arbeit des Volkstheaters ermöglicht, wir haben alles getan, dass das Volkstheater arbeiten kann. Die Opposition steht fürs Zusperren, fürs Kaputtsparen, und dafür werden wir nicht zu haben sein. Wir werden mit großer Überzeugung diesem heutigen Antrag auf Förderung des Volkstheaters zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich gehe nicht auf jene Punkte meines Vorredners ein, die teilweise persönliche Angriffe über den Wohnort – sehr geschmackvoll, möglicherweise ist auch ein bisschen Neid dabei – ausdrücken. Ich gehe auch nicht auf die Argumentation ein und darauf, dass Sie sozusagen nichts von dem, was hier gesagt wurde, entkräften konnten. Ich halte nur Zweierlei fest – und wenn ich Sie intellektuell überfordert habe, tut es mir leid, ich werde die nächste Rede einfacher halten. Ich lege nur Wert auf die Feststellung, dass weder ich noch meine Fraktion das Zusperren des Volkstheaters und auch nicht das Kaputtsparen verlangt haben. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nunmehr Herr StR Dr Mailath-Pokorny. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich habe mich wirklich nur zu Wort gemeldet, weil ich im Grunde auch mein größtes Bedauern und meine Verwunderung und Enttäuschung kundtun wollte, dass es bei einer Frage, die doch eine so zentrale ist – das Volkstheater ist eine wichtige Säule der Wiener Kulturlandschaft –, keine Zustimmung von Seiten der Opposition zu diesem Vorschlag gibt. Wir haben das zur Kenntnis zu nehmen. Trotz Ihrer Berichtigung, Herr GR Wolf: Würde man dem nicht zustimmen, dann müsste das Volkstheater eher früher als später zusperren. Das ist halt die Alternative. Und wir haben versucht, in einer sehr sachlichen Form auch mit den Partnern vom Bund eine Lösung zu finden, und ich halte das im Übrigen für eine sehr gute Lösung für die Stadt Wien. Erstmals haben wir wieder halbwegs Parität zwischen den Fördereinheiten. 

Ich denke, mit der Begründung und mit dem hämischen Unterton, das sei ein Ex-Gewerkschaftshaus, da ist der rote Stern, und mit dem Durchschlagargument, immer die Großen und nicht die Kleinen, kann man nicht Kulturpolitik machen, meine Damen und Herren von der Opposition! Das sind hanebüchene Argumente! Wenn Ihre Aussage ist, Sie stimmen da nicht zu und diese sollen sich damit selbst beschäftigen, dann sage ich dazu, dass ich es für erwähnenswert und sehr bedauerlich halte, dass sich jene Parteien, von denen ich bisher den Eindruck hatte, dass sie sich halbwegs verantwortungsvoll, halbwegs mit Vernunft über die Wiener Theaterlandschaft Gedanken machen, jetzt völlig ausklinken. 

Wir werden unsere Politik weitermachen, aber die interessierte Öffentlichkeit wird jedenfalls ausreichend davon Kenntnis zu nehmen haben, dass sich die drei Oppositionsparteien im Wiener Rathaus von einer halbwegs konstruktiven Kultur- und Theaterpolitik verabschiedet haben. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung, wobei ich getrennt abstimmen lassen werde.

Zunächst gelangt zur Abstimmung der Punkt 1 der Post, nämlich die Subvention an die Volkstheater GmbH.

Wer für diese Subventionierung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung nur bei der SPÖ fest. Der Antrag ist diesbezüglich mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun die Subvention betreffend Volkstheater in den Bezirken abstimmen, das ist der Punkt 2 der Post.

Wer für diese Subventionierung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich stelle hier die Zustimmung bei FPÖ, SPÖ und den GRÜNEN fest. – Die Subventionierung ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 26 der Tagesordnung, Subventionen an das Architekturzentrum Wien. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle hier die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 31, Subvention an die Museumsquartier Errichtungs- und BetriebsgesmbH. Mir liegt eine Wortmeldung vor. Ich bitte daher die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Diese Wortmeldung liegt doch nicht vor, die Streichung ist nicht bis zu mir durchgekommen. 

Ich kann daher sofort das Geschäftsstück abstimmen lassen. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, Freiheitlichen und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 33, Verein „Synema – Gesellschaft für Film und Medien". Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Das Wort hat Herr GR Mag Stefan. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Uns liegt ein Subventionsansuchen von „Synema – Gesellschaft für Film und Medien" vor, im Akt selbst finden wir einen Brief des Antragstellers an den Stadtrat, in dem festgestellt wird: „Rahmen- und Finanzierungspläne sowie die detaillierte Darstellung der geplanten Jahrestätigkeit für 2007 habe ich ja bei unserem Gespräch in ihre Hände gegeben. Die Information zu unserem Verein wird dem Vorstand vorab elektronisch übermittelt.“ – Gut, denke ich mir. Ich schaue weiter im Akt, finde aber genau das nicht. Es gibt also hier all diese Pläne und Informationen über Vorstand und Verein nicht im Akt. Daraufhin schaue ich mir die Homepage an, die im Akt angeführt ist. Diese öffnet sich auch sofort, und es steht dort dann groß: Publikationen, Veranstaltungen, Bilder und Forschung. Wenn man aber weiterklicken will, dann steht nur „coming soon", also keinerlei Information abrufbar, keine Information im Akt. Im Akt bleibt dann nur die lapidare Feststellung: Das Programm der Gesellschaft steht für einen grenzüberschreitenden Diskurs zwischen den Disziplinen, zwischen Theorie und Praxis, zwischen KünstlerInnen und WissenschafterInnen. 

Es tut mir leid, damit kann ich nichts anfangen. Wenn man glaubt, dass wir mit so einer Information einer Finanzierung und Subvention hier zustimmen, dann hat man sich getäuscht, wir stimmen dagegen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Ing Mag Dworak, bitte. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

15 000 EUR werden heute für den Verein „Synema – Gesellschaft für Film und Medien" als Subvention gewährt. 18 000 EUR wurden beantragt, und 128 000 EUR kommen von den Bundesstellen. „Synema" ist für uns klar ersichtlich aus der Homepage – Herr Kollege Stefan hat vielleicht eine falsche Homepage gesehen – als Drehscheibe für Filmschaffende, damit Filmwissenschaft, Filmpraxis und Filmvermittlung in Wien erhalten werden können. Ziel ist es jedoch, diese Drehscheibe zu stärken und weiter auszubauen, eine wichtige Aufgabe für die Filmbranche. Wir werden daher diesem Antrag unsere Zustimmung geben. 

Die Stärkung einer anderen Unterstützung und Serviceaktivität der Stadt Wien für den Bereich Film lässt jedoch schon längere Zeit auf sich warten. In anderen Ländern und Städten gibt es Einrichtungen, die die Filmschaffenden, die sich beispielsweise für eine Location entscheiden wollen, tatkräftig unterstützen. Als Beispiele möchte ich Cine Tirol, die Serviceplattform des Landes Tirol für den Film, oder die Städte Düsseldorf oder Turin nennen. 

In Wien geht aber alles langsamer. Ein Mitarbeiter beim PID kümmert sich um die Organisation der Filmschaffenden. Der Filmfonds Wien unterstützt die Filmschaffenden finanziell, genauso wie dies beispielsweise der österreichische Filmfonds macht. Alle Drehgenehmigungen müssen mühsam beantragt werden. Meist schlägt die Bürokratie noch zu, indem bei Absperrungen und Kommissionen zusätzlich Schwierigkeiten gemacht werden. Jeder Bezirksvorsteher in Wien kann dabei mitreden. Von Unterstützung durch die Stadt in anderer Richtung wie Hotelbuchungen, Team-Organisationen et cetera gar nicht zu reden. 

Die drehenden Filmteams verschaffen einen zusätzlichen finanziellen und einen Imagevorteil für unsere Stadt, und wo Tauben sind, fliegen bekanntlich Tauben zu. Schon seit Längerem wird über eine Schaffung einer Vienna Filmkommission verhandelt. Mit bei den Gesprächen sind Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, ZIT, Zentrum für Innovation und Technologie GmbH, eine Tochtergesellschaft des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, Tourismusverband, departure, Filmfonds Wien und Wirtschaftskammer Wien, aber bis heute war es nicht möglich, sich zu einigen, da anscheinend drei Stadträte beziehungsweise -rätinnen zuständig sind – StR Mailath-Pokorny, VBgmin Brauner und VBgmin Laska –, die anscheinend hier unterschiedliche Meinungen haben. Hier sollte der Herr Bürgermeister ein Machtwort reden, denn die Zeit drängt!

Bis heute ist nicht klar, wo eine solche Stelle angesiedelt werden soll, also wer die Trägerinstitution sein wird, wie die Mitsprache aufgeteilt werden soll und wie hoch das Budget für diese Einrichtung sein soll. 

Wir bringen daher einen Beschlussantrag zur Errichtung einer Vienna Filmkommission mit nachfolgendem Wortlaut ein. Diesen bringen GRin Dr Elisabeth Vitouch und die GRe Dr Franz Ferdinand Wolf und ich ein. Beschlussantrag betreffend eine Servicestelle für Filmschaffende und damit den Filmstandort Wien zu fördern. 

Wien ist eine ideale Filmproduktionsstadt und bietet beste Voraussetzungen für Filmschaffende aus dem In- und Ausland. Um mehr Filmproduktionen an Wien zu binden, ist es notwendig, eine Servicestelle und ein professionelles Team zur Unterstützung aller an der Stadt Wien Interessierten zu installieren. Die Infostelle soll Filmproduktionen in Wien umfassend und kostenlos unterstützen. Als Kommunikationsdrehscheibe sollen die erforderlichen Kontakte erleichtert werden. Über Datenbanken sollen die Beschaffung und die Bereitstellung umfassender Informationen erfolgen. Durch Beratung und sonstige Unterstützung kann die Abwicklung von Behördenwegen und der Zugang zu Fördermitteln erleichtert werden. Dem Beispiel anderer Städte folgend kann diese Servicestelle dazu beitragen, Wien zu einer der führenden Filmproduktionsstädte zu machen. Die gefertigten Gemeinderätinnen beziehungsweise Gemeinderäte stellen daher gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderates folgenden Beschlussantrag: 

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge eine Servicestelle für Filmschaffende einrichten, um den Filmstandort Wien zu fördern. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Kultur und Wissenschaft beantragt." – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vitouch. 

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Mag Dworak hat eigentlich meine Arbeit schon vorweggenommen, er hat Mag Stefan eine Antwort zum Thema „Synema" gegeben. „Synema" gibt es zwar unter anderem Namen – und vielleicht sind das die Probleme mit der Website – ursprünglich als Gesellschaft für Filmtheorie schon seit über 25 Jahren. Seit 1984 heißt es eben „Synema – Gesellschaft für Film und Medien", und wie schon erwähnt, gilt es als Drehscheibe für Theorie und Praxis, als außeruniversitäre Anlauf- und Schnittstelle für Künstler und Wissenschafter. Es gibt unzählige Veranstaltungen, Publikationen zum Thema Film, zum Thema Medien. Jeder, der sich mit Film und mit Filmtheorie schon irgendwie auseinandergesetzt hat, kommt eigentlich an „Synema“ gar nicht vorbei. Also, ich denke, die Information wird zu holen sein, wir werden die passende Website finden. 

Was jetzt den Beschlussantrag zum Thema Vienna Filmkommission betrifft, möchte ich vielleicht noch erwähnen, dass das natürlich ein Riesenprojekt, ein ressortüberschreitendes Projekt ist. Das ist auch wichtig und gut so, und darin besteht auch der Reiz, und das kann man nicht von heute auf morgen übers Knie brechen. Es wurden ja schon von Herrn Mag Dworak die teilnehmenden Stellen genannt, das geht eben vom Filmfonds Wien über den ZIT über den WWFF, Tourismusverband, departure, Presse- und Informationsdienst, denn – und jetzt wird es ganz wichtig! – Film und alles, was damit zu tun hat, ist ja nicht nur Kunst: Film ist auch Industrie, Film ist auch Wirtschaft! Man sollte, wenn man über so eine Vienna Filmkommission, eine Servicestelle, redet, nicht außer Acht lassen, dass der so genannte Brancheneffekt beim Film das Siebenfache beträgt. Also für jeden in Film investierten Euro bekommt man 7 EUR zurück. Das ist deutlich mehr als in anderen Branchen. Da es aber in Österreich relativ wenig Risikokapital gibt und Film ein teures Medium ist, findet man wenig private Investoren, die auf den Film setzen. Klarerweise muss also ein ressortübergreifendes Projekt alle möglichen Investoren und Institutionen einbinden. Denn mit Film bekommt man nicht nur Film, da bekommt man rundherum jede Menge Arbeitsplätze in der Postproduktion. Das beginnt bei der Cutterin und geht bis zum Caterer, das geht vom Maskenbildner bis zu den Synchronsprechern. Das heißt, es ist sehr sinnvoll, in Film zu investieren. 

Ich denke, dass dieses Projekt, das schon sehr gut auf der Schiene ist und wozu schon viele Gespräche stattgefunden haben, nämlich betreffend eine Servicestelle für Filmschaffende, kurz Vienna Filmkommission genannt, ein sehr gutes Projekt ist, aber dass man diesem Projekt die Zeit lassen muss, sich wirklich optimal zu entwickeln. – (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gelangt Herr GR Schreuder. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zunächst zum Antrag der ÖVP: Wir werden ihn selbstverständlich unterstützen. Es freut mich auch zu hören, dass Bemühungen derzeit im Laufen sind, dass es diese Servicestelle gibt. Dass es anstrengend ist, das ressortübergreifend durchzuführen und viele Institutionen auf einen Nenner zu bringen, kann ich nachvollziehen. Das Wollen kann man auch ein bisschen vorantreiben und anheizen. Wir hoffen, dass das auch passiert. Notwendig ist diese Stelle auf jeden Fall. 

Eine Servicestelle, die eingerichtet wird, kann natürlich vor allem dann am besten agieren, wenn auch die dementsprechenden Förderungen da sind. Ich möchte erinnern daran, dass es im Juli dieses Jahres einen Aufschrei der Filmschaffenden in Wien gab, dass die Förderbudgets in Wien chronisch unterdotiert sind. Sixpack Film und die Austrian Directors' Association haben eine gemeinsame Pressekonferenz gemacht und die Erhöhung des Budgets auf 950 000 EUR gefordert. Wenn man mit diesen spricht und die Argumente hört, dann gibt man ihnen schon recht. Wenn man sich den Durchschnitt anschaut, womit ein Film gefördert wird, dann kommt man auf 2 400 EUR. Eine Kopie eines 
abendfüllenden Films mit Untertitelung kostet alleine 3 400 EUR. Sprich: Wenn man einen guten Film macht und belohnt wird und zu einem Festival eingeladen wird, dann ist es teurer, eine Kopie des Films mit Untertiteln zu machen, als die Förderungen ausmachen, die man aus dem Filmförderungsbudget bekommt. 

Das kann nicht in einem guten Verhältnis sein, zumal Oberösterreich oder auch Niederösterreich die Förderungen massiv erhöht haben. Das Traurige daran ist, dass Wiener Filmschaffende in diese Bundesländer wechseln, weil die Förderungen entsprechend höher sind. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wie hoch sind die in Niederösterreich?) – Ich habe es jetzt nicht da. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist ja das Entscheidende!) 

Was mir vor allem aufgefallen ist, ist Folgendes: Es gab eine Aussendung vom Herrn Kollegen Woller. Er hat da davon gesprochen, dass Wien 12,6 Millionen EUR an Förderungen in den Film investiert hat. Wir haben das überprüft, denn wir wären nie auf diese Summe gekommen. Wir haben lange überprüft und sind draufgekommen, dass die Baukosten vom Filmmuseum dazugerechnet sind. Die Baukosten kann man nicht dazurechnen, es ist keine Filmförderung! Und dann haben wir immer noch eine Differenz von 800 000 EUR festgestellt, wo wir nicht wissen, wie er dazu kommt, dass das eine Filmförderung wäre. Wir haben es auf jeden Fall nicht gefunden. 

Unsere Bitte wäre einfach – es ist keine Forderung, ich stelle auch keinen Antrag –: Nehmen wir diese Bitte der Filmschaffenden wie ADA oder Sixpack Film ernst! Man kann mit ihnen reden, die Budgetverhandlungen laufen. Da haben wir noch ein bisschen Zeit, die sind im November. Vielleicht gibt es dann Erfreulicheres bezüglich der Jungfilmförderung zu berichten. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Damit kommen wir sofort zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Es liegt mir noch ein Beschluss- und Resolutionsantrag von ÖVP und SPÖ vor. 

Wer für diesen ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ, SPÖ und den GRÜNEN fest. Damit ist dieser Antrag einstimmig angenommen. Bei diesem Antrag wurde eine Zuweisung verlangt. 

Nun kommen wir zur Postnummer 34 und 35 der Tagesordnung. Es geht um diverse Theatergruppen, -institutionen und Einzelpersonen. Die Debatte wird gemeinsam durchgeführt, die Abstimmung jedoch getrennt. Einwand dagegen wird keiner erhoben. Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es geht wieder einmal um einen Rahmenbetrag zur Förderung diverser Theatergruppen, -institutionen und Einzelpersonen, einerseits in Form von Jahressubventionen, Projektzuschüssen und andererseits für Standortförderungen. Wir sind immer wieder hier an derselben Stelle wegen derselben Diskussion. Es geht einerseits um die Rahmenbeträge und andererseits um die in eine Sackgasse geratene Theaterreform. Diese wird zwar noch schöngeredet, aber weitgehend nur noch hier und nicht mehr in der Theaterszene. 

Wir haben uns da ausgeklinkt und sind sehr froh darüber und stimmen daher gegen diese Rahmenbeträge, weil es für uns nicht ausreichend transparent ist und es uns nicht Freude macht, ein Jahr oder eineinhalb Jahre später dann zu lesen, was tatsächlich mit dem Geld passiert ist, dem wir zugestimmt haben. Es geht hier immerhin heute um 2,5 Millionen EUR, und das ist einfach zu viel, um es freihändig vergeben zu können. Es wird über eine Jury vergeben, aber für uns jedenfalls nicht ausreichend durchsichtig. 

Wir haben allerdings auch ganz bewusst im letzten Kulturausschuss einer konkreten Förderung von Theatergruppen zugestimmt, wo bereits auf dem Tisch gelegen ist, wer welche Summe zu bekommen hat, um eben zu zeigen, dass es uns im Wesentlichen um die Transparenz geht und im Wesentlichen darum geht, konkret zu wissen, welchen Subventionen wir zustimmen, und nicht einer Pauschalsubvention, wo wir dann nicht erkennen können, wo das Geld hingelangt. In diesem Sinne stimmen wir hier – ich möchte fast schon sagen – traditionell nicht zu. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Dr Wolf, bitte. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch meine Fraktion wird die fünfte Subventions-Rahmenbedingung für das Jahr 2007 und die erste für das Jahr 2008 ablehnen. Ich kann also die Nostalgie des Kollegen Woller nach der guten alten Zeit verstärken, als das abgenickt wurde: Es wird nicht abgenickt, wir beschließen es nicht mit. Wir lehnen es ab. Die Gründe wurden gesagt. Ich darf sie wiederholen: Es fehlt an Transparenz bei diesen Rahmenbeträgen. Es wird die parlamentarische Kontrolle dadurch wenn nicht verunmöglicht, so erschwert. Es ist kaum möglich nachzuvollziehen, wer welche Beträge bekommt, und erst beim Rechnungsabschluss des kommenden Jahres erfahren wir dann wenige Stunden vor der entsprechenden Debatte, wer eigentlich welche Beträge bekommen hat. Das ist ein Weg, den wir für nicht richtig halten. Es geht nicht – um nicht wieder missverstanden zu werden, selbst wenn es vorsätzlich ist – um die Tatsache der Subventionierung dieser Kulturinstitutionen, es geht ausschließlich darum, dass wir dabei Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Budgetklarheit vermissen. Wenn dieser Standpunkt einer eines Buchhalters ist, dann soll es mir recht sein.

Dass es auch anders geht, zeigt ein anderes Geschäftsstück, das wir natürlich mitbeschlossen haben. Hier wurden die Subventionen an Theatervereine minutiös für die Saison September 2007 bis August 2008 aufgegliedert und dargestellt. Diesem Subventionsansuchen haben wir zugestimmt.

Wenn in Zukunft das Kulturamt uns diese Rahmenbeträge vorweg auch so detailliert sagt, soweit es möglich ist oder jeweils, wenn die Jury etwas beschlossen hat, dann kann man über inhaltliche Dinge diskutieren. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Zankl, bitte.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Und täglich grüßt das Murmeltier. Wir beschäftigen uns ja schon das ganze Jahr über mit den Rahmenbeträgen. Wenn jetzt zur Post 34 sowohl Kollege Stefan als auch Kollege Wolf sagen, sie können den Rahmenbeträgen nicht zustimmen, weil dort mangelnde Transparenz herrsche, dann sage ich: Gerade in diesem Fall trifft das nicht zu, weil die Kuratorenempfehlungen für diese 1 Million EUR bereits im Internet nachzuschauen sind. Sie haben gar nicht versucht nachzuschauen, wer diese Subventionen bekommt, weil Sie der Ansicht sind, dass das ein Rahmenbetrag ist und Sie da nicht zustimmen. Es mag sein, dass es nicht immer so schnell zu erkennen ist, aber gerade heute gibt es die Ausrede nicht! Das haben die Kuratoren bereits empfohlen.

Zur Post 35 möchte ich sagen: Auch wenn Sie es nicht aussprechen, aber wenn Sie da nicht zustimmen, sind Sie der Meinung, dass man Theater schließen soll oder dass man sie zumindest in ihrer Arbeit behindern soll. Wenn man sich das genau anschaut: In der Post 35 sind Standortförderungen drinnen, zusätzlich zu den Rahmenbeträgen. Die Rahmenbeträge können wir heute noch nicht detailliert feststellen, weil erst am 15. Jänner das Kuratorium zusammentritt, aber man muss die Bedingungen abstecken, nach denen die Kuratoren ihre Empfehlungen vergeben können. Sie können nicht ins Blaue etwas empfehlen, und dann haben wir gar nicht genug Geld.

Wenn Sie den Standortförderungen nicht zustimmen, stimmen Sie gegen die Existenz der Freien Bühne Wieden, Sie stimmen gegen die Existenz des Interkulttheaters, Sie stimmen gegen die Existenz der Scala, Sie stimmen gegen die Existenz des stadtTheaters Walfischgasse und auch gegen die des Gloria Theaters. Wenn Sie das so wollen und sich darauf verlassen, dass die Sozialdemokraten das schon machen werden, und sich zurücklehnen, dann sage ich Ihnen: Sie wünschen sich ja immer, dass es die SPÖ-Mehrheit nicht mehr gibt. Wenn es uns nicht mehr gäbe, na dann schauten unsere Theater und unsere Kulturszene sehr arm aus! 

Also bitte, die Akten genau studieren und nicht gleich von vornherein annehmen, dass etwas Falsches drinsteht oder ohnehin das drinsteht, was Sie sich gedacht haben!

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Ich lasse zunächst die Postnummer 34 abstimmen. Wer für die Postnummer 34 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 35. Wer für die Postnummer 35 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und den GRÜNEN fest. Die Postnummer 35 ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 59 der Tagesordnung. Sie betrifft die Errichtung einer Gärtnerunterkunft im 9. Bezirk. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hufnagl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Hufnagl: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Akt der MA 42 – Stadtgartenamt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe mich nicht allzu oft wegen des Stadtgartenamts zu Wort gemeldet. Der Zusammenhang, warum ich hier stehe, ist ja ein Thema, das wir hier im Gemeinderat schon sehr oft besprochen haben. Jetzt weiß ich nicht, ob die Frau Stadträtin schon da ist. Ich wollte mich nämlich ausdrücklich bei ihr bedanken, was ja auch nicht immer vorkommt. Leider sehe ich Sie nicht. (GR Christian Oxonitsch: Mach's am Schluss, sie ist dann da!) – Nein, dass passt dann nicht!

Ich bin sehr froh. Ein Jahr haben wir wirklich sehr lange und intensiv für den Erhalt des jüdischen Friedhofs in Währing gekämpft, und StRin Sima war wirklich die Erste in der Stadtregierung, die eine Lösung ganz schnell angeboten hat und 120 000 EUR in diesem Jahr investiert hat und für die Sanierung der Bäume und der Wege gesorgt hat.

Nichtsdestotrotz sind 120 000 EUR ziemlich viel Geld, wenn man einmal investiert und dann nicht mehr. Die Natur wächst blöderweise nach, da kann man nichts machen. Also, einmal geschnitten, im nächsten Jahr wächst wieder etwas. Wenn man entscheiden möchte, dass man da seitens des Stadtgartenamts pflegt, dann wäre es klug, wenn man das kontinuierlich macht, um eine nachhaltige Pflege auch wirklich zu garantieren. 

Im Ausschuss wurde bereits über die 120 000 EUR diskutiert. Wir haben auch nachgefragt, ob das jetzt eine einmalige Aktion war oder ob diese Aktion fortgeführt wird und das Stadtgartenamt auch weiterhin den jüdischen Friedhof in Währing pflegen wird. Da wurde uns gesagt, dass es eine einmalige Aktion wäre. Dann – so muss ich allerdings sagen – wäre das traurig, denn dann wäre es fast hinausgeschmissenes Geld, weil nächstes Jahr wird es schon wieder wuchern.

Aus diesem Grund bitte ich um Zustimmung für einen Antrag, den ich gemeinsam mit meinen Kollegen von der ÖVP einbringe, nämlich einen Antrag von mir, meiner Kollegin Klubobfrau Mag Maria Vassilakou, Dr Tschirf und Dr Wolf von der ÖVP betreffend die Pflege des jüdischen Friedhofs Währing.

Wir bitten darin, dass die gärtnerische Pflege des jüdischen Friedhofs Währing vom Stadtgartenamt übernommen wird. Diese Pflege soll so lange gewährleistet sein, bis auf Bundesebene geklärt wird, wie Absatz 8 „Jüdische Friedhöfe" des Washingtoner Abkommens erfüllt wird. Grund – Sie wissen es –: Auf Bundesebene wird heftig darüber diskutiert, wie die Rettung finanziert werden soll. Es ist manchmal von einem Pilotprojekt „Währinger Friedhof" die Rede, andere sagen wiederum, es wäre eine gesamtösterreichische Lösung notwendig, so wie es im Washingtoner Abkommen auch steht. Dieser Meinung schließe ich mich im Übrigen an. 

Bis es da eine Klärung geben wird, wird noch viel Zeit vergehen. Es wird noch sehr viel zerstört werden. Ich bitte Sie daher dringend, diese Pflege, solange es keine Lösung gibt, auch wirklich kontinuierlich zu machen, weil sonst wieder sehr, sehr viel kaputt gehen wird. – Vielen herzlichen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt keine weitere Wortmeldung vor. (GR Christian Oxonitsch: Doch! Valentin!) – Es liegt mir eine Wortmeldung vom Herrn GR Valentin vor. Er ist er am Wort. 

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich freue mich grundsätzlich sehr, dass die Frage des jüdischen Friedhofs eine Teillösung erfahren hat. Ich nehme an, dass die Frau Stadträtin, die ich begrüße, das Lob der GRÜNEN und vom Kollegen Schreuder sehr, sehr gerne entgegen nimmt. Ich möchte aber grundsätzlich anmerken, dass gerade bei der Thematik wir als Stadt und die Frau Stadträtin sehr, sehr gerne eingesprungen sind, aber auch aus der Verpflichtung eingesprungen sind, dass zu guter Letzt der Besuch des Friedhofs durch Angehörige, auch durch Menschen, die aus kulturhistorischem Interesse den Friedhof besuchen wollen, nicht mehr gegeben war. Das heißt, in Wirklichkeit ist die Stadt auf Grund einer Entscheidungsschwäche eingesprungen, um die öffentliche Sicherheit und die Sicherheit der Besucherinnen und Besucher zu gewährleisten. 

Dass daraus keine weiteren Schritte ableitbar sind, möchte ich hier und heute festhalten, obgleich sie aus dem Engagement der Frau Stadträtin entnehmen können, wie sehr uns der jüdische Friedhof am Herzen liegt. Ich bin froh, dass wir gerade bei der Behandlung dieses Geschäftsstückes, obgleich es thematisch nicht unmittelbar dazugehört, in der Tat darüber sprechen durften. 

Das Geschäftsstück an sich, meine Damen und Herren, ist auch eines, das die dezentralisierte Arbeitsweise der MA 42 in hohem Maße demonstriert. Ich darf in Erinnerung rufen, dass es hier um ein Objekt geht, wo 30 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter inklusive der Saisonarbeitskräfte ihre Heim-, ihre Arbeitsstädte finden werden. Ich darf Ihnen mitteilen – weil es Sie sicherlich sehr interessieren wird –, dass 43 Hauptobjekte und 40 Ob-
jekte gerade diese dezentralisierte Arbeitsweise der MA 42 sicherstellen, eine Arbeitsweise, deren positive Effekte Sie tatsächlich Tag für Tag auch konsumieren können. Diese dezentrale Art und Weise der Arbeitsweise gewährleistet eine hohe Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger. 

Ich freue mich, dass diesem Geschäftsstück hoffentlich in hohem Maße zugestimmt werden wird. Ich nehme auch gerne noch einmal den Dank der Grünen Fraktion entgegen und empfehle sehr, sehr massiv die Zustimmung zu dem Geschäftsstück. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nach meinen Informationen gibt es jetzt keine Wortmeldung mehr. 

Damit können wir zur Abstimmung der Post kommen. Der Herr Berichterstatter verzichtet tatsächlich auf sein Schlusswort und wir können abstimmen.

Wer für die Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ und SPÖ fest. Damit ist das Geschäftsstück mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun den Antrag der GRÜNEN betreffend Pflege des jüdischen Friedhofs Währing abstimmen. Es ist die Zuweisung des Antrags beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ, SPÖ und den GRÜNEN. Damit ist dieser Antrag einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 64 der Tagesordnung, Subvention an den Wiener Landesjagdverband. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wir können daher sofort zur Abstimmung kommen.

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 65 der Tagesordnung. Sie betrifft den Umbau und die Erweiterung der Behandlungsanlage für Verbrennungsrückstände. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hursky, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Hursky: Ich bitte um Annahme.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Stiftner. 

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir beschließen heute eine Investition – Abfallbehandlungsanlage in der Perkostraße –, an sich eine technisch sinnvolle Sache. Da wir ja durch die Inbetriebnahme der dritten Müllverbrennungsanlage in Zukunft auch mehr Verbrennungsrückstände zu erwarten haben, ist eine solche Anlage sicherlich notwendig, da es wahrscheinlich weiterhin nicht gelingen wird, dem Zuwachs des Müllaufkommens in dieser Stadt Herr zu werden.

Ich möchte heute keine Grundsatzdiskussion anzetteln, da gibt es bei anderen Themen sicherlich bessere Gelegenheiten dazu. Ich möchte nur erinnern an dieser Stelle, dass wir uns doch mit dem Thema erneuerbare und nachhaltige Energienutzung auch in Wien intensiv auseinandersetzen sollten, und möchte daran erinnern, dass die Evaluierung des Klimaschutzprogramms – eine externe Evaluierung – hierzu auch entsprechende Maßnahmen eingefordert hat, nämlich einen Masterplan für Energie. 

Da wir ja leider befürchten müssen, dass Sie, meine Damen und Herren der SPÖ, reflexartig Vorschläge der Opposition, speziell wenn sie von der ÖVP kommen, immer wieder ablehnen, werden wir jetzt weiterhin vor allem in der Öffentlichkeit über die Mängel in der nachhaltigen Energiepolitik in dieser Stadt aufmerksam machen. Ich möchte heute beginnen, indem ich drei Anträge gemeinsam mit meinem Kollegen Robert Parzer hier einbringe, und Sie motivieren, über dieses Thema nachzudenken und im einen oder anderen Fall vielleicht auch mit uns mitzugehen. Alle Anträge sind, damit sie eine Nachdenkphase haben, auch Zuweisungsanträge. Somit bestünde die Möglichkeit, in den entsprechenden Ausschüssen dann noch einmal darüber intensiver zu beraten.

Ich beginne mit dem Thema Solarenergie: Wir wissen ja, dass in Wien nicht nur bisher die rote Laterne geleuchtet hat, und zwar an letzter Stelle, sondern es ist jetzt in der neuen Statistik, die durch Ihren ehemaligen Stadtrat veröffentlicht worden ist, Wien weiter zurückgefallen. Wir haben ja nur mehr 4 200 m² Neufläche in Wien, unter 1 Prozent der Gesamtfläche. Also hier ist wirklich eine sehr interessante, nämlich eine negative Entwicklung gegeben. 

Mich wundert dann immer, wenn auf meine Kritik geantwortet wird: Ja, es gibt eine Erhöhung der Fördersummen! – Das mag schon richtig sein. Ich weiß nicht, was sie alles fördern – ob da Solarrechner auch dabei sind? –, aber eine wirkliche nachhaltige Möglichkeit, erneuerbare Energien auf solarer Basis in dieser Stadt umzusetzen, besteht nicht. Ein Grund könnte sein, dass es in Wien als einzigem Bundesland ausschließlich eine Investitionsförderung gibt, aber nicht die Förderung nach dem Ökostromgesetz und damit eine Einspeisetarifförderung, die Sie vermutlich auch deshalb nicht durchführen wollen, weil sie da auch eine Kofinanzierung bereitstellen müssen.

So lautet auch der Antrag, den Robert Parzer und ich hier heute stellen wollen, dass wir hier einen Kofinanzierungs-Einspeisetarif nach dem Ökostromgesetz auch in Zukunft für Wien fordern. Ich denke, das Klimaschutzprogramm – wir liegen hier sehr deutlich zurück – verdient es, sich noch weiter mit diesem Thema auseinanderzusetzen. Dieser Antrag ist, wie gesagt, ein Zuweisungsantrag.

Der zweite Antrag – und hier möchte ich weitergehen – beinhaltet die Frage der Koordination, die erneuerbare Energie und generell Energie- und Umweltschutzpolitik in der Stadt betrifft. Ich glaube, Ihr Bundeskanzler, werte Damen und Herren der SPÖ, hat es ja vorgelebt, dass Koordination etwas Wichtiges ist. Ich denke, ein Klimaschutzbeauftragter für Wien würde auch gut tun. Wenn man sich auseinander setzt mit unterschiedlichen Magistratsabteilungen, dann sieht man, wie schwierig es ist, sich hier zu koordinieren. Auch wenn es dann gerade um geschäftsgruppenübergreifende Themen geht, sieht man, wie schwierig es da ist. Da würde ich mir vorstellen, dass ein solcher Beauftragter, der direkt an den Herrn Bürgermeister zu berichten hat, eine gute Möglichkeit darstellen würde, auch die Umweltstadträtin in diesem Punkt zu entlasten, um ökologisch und energetisch in Zukunft besser Flagge zu zeigen.

In dieser Hinsicht beantragen wir hier, dass Wien einen solchen Beauftragten für erneuerbare Energie bestellen möge, dessen Aufgabe es wäre, Maßnahmen zu setzen, die zu einem verstärkten Einsatz von erneuerbarer Energie zu führen haben. Auch hier ein Zuweisungsantrag.

Und der dritte Antrag, meine Damen und Herren, ist ein Antrag, der Sie dazu motivieren sollte, auch Geld bereitzustellen, nämlich analog dazu, wie es auf Bundesebene gemacht wird: die Schaffung eines Klimafonds in Wien. Sie wissen ja, Wien hat hier leider noch nicht nachgezogen, der Bund stellt eine halbe Milliarde Euro zur Verfügung. Ich könnte mir vorstellen, wenn man das analog auf Wien umrechnet, dass man mit 100 Mil-
lionen EUR das Auslangen finden würde, um hier einige Akzente zu setzen. Das ist auch sehr gut insofern, als dass man natürlich auch hier arbeitsplatzfördernde Maßnahmen gleich mit einschlagen würde. Da in Wien die Arbeitslosenquote ja bedauerlicherweise auch am höchsten von ganz Österreich ist, denke ich, wäre das auch ein guter Grund. 

So lautet der Antrag, dass die Stadtregierung analog zum Klima- und Energiefonds des Bundes einen mit 100 Millionen EUR dotierten Fonds einrichten möge, dessen Aufgabe die Förderung des Einsatzes erneuerbarer Energien in Wien ist. Wie gesagt, auch hier ein Zuweisungsantrag. – Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Ich bitte den Herrn Berichterstatter um das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Hursky: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass das eigentliche Geschäftsstück heute angenommen wird, steht ja außer Zweifel. Nur, wenn wir hier über Solarpolitik in Wien diskutieren, dann, glaube ich, sieht der Herr Stiftner einige Sachen anders. Wenn man ihm hier zuhört, könnte man glauben, man befindet sich in einer solarpolitischen Wüste bei Neumond. Das stimmt schlicht und einfach so nicht, aber das ist, glaube ich, die Welt, so wie sie der Herr Stiftner im Allgemeinen sieht. Deshalb sollten wir ihm das Auge und das Herz ein bisschen erhellen in der Richtung, damit er weiß, was bezüglich Solarenergie in Wien tatsächlich getan wird. 

Im Rahmen der Aktion „Sonne für Wien", die es seit 2005 gibt und über die unser Bgm Häupl und unsere StRin Ulli Sima die Schirmherrschaft haben, ist eine Reihe von Dingen geschehen, die sehr, sehr positiv sind. Ich möchte gerne an die vielen, vielen Informationskampagnen, die zielgerichtet gestaltet werden, erinnern. Es gibt Tausende von Leuten, die über diese Aktionen Bescheid wissen und die sie deshalb auch nutzen. Es gibt hervorragende Zusammenarbeit direkt mit jenen Leuten, die das produzieren und die das machen wie den Installateuren, die auch entsprechend ausgebildet werden, um diesen Einsatz von Solarenergie durchführen zu können. 

Die Förderungen seit 2004 wurden verdoppelt. Also Leistungen, die die Stadt erbracht hat, die sehr, sehr positive Auswirkungen bringen. Ich darf auf die Solarthermie hinweisen, wofür es allein im letzten Jahr einen Anstieg bei den Förderungen von 89 Prozent gab. 2006 wurden die Mittel für die Förderung mit 750 000 EUR noch einmal verdoppelt. Für 2007 haben wir ein Fördervolumen von 1 Million EUR pro Jahr. Das gesamte Investitionsvolumen beträgt 3 Millionen EUR pro Jahr. Also das sind ja nicht unbedingt irgendwelche Kinkerlitzchen, sondern das sind schlicht und einfach handfeste Dinge, die wir hier als Stadt vorweisen können.

Ich möchte darauf hinweisen, dass die Förderungen im Bereich der Fotovoltaik 1,2 Millionen EUR im Jahr waren und ein Investitionsvolumen von 4,5 Millio-
nen EUR ausgelöst haben. Also auch nicht gerade eine kleine Summe an Förderung, die hier verbaut wird und wodurch Solarenergie gestaltet wird. 

Nicht zuletzt möchte ich darauf verweisen, dass zum Beispiel durch die Solarenergieanlage im städtischen Weingut am Cobenzl, das sich wirklich selbst versorgt, autark versorgt, ein Emissionsausstoß von 80 t CO2 eingespart wurde.

Also ich glaube, man kann hier schlicht und einfach sagen, Wien ist eine Stadt der Sonne, und wir nutzen diese Sonne auch. Aus diesem Grund werden wir auch der Zuweisung des Antrages auf Kofinanzierung an den Umweltausschuss beziehungsweise an den Finanzausschuss zustimmen, die anderen Anträge werden wir leider ablehnen müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist einstimmig so angenommen worden.

Mir liegen nun drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. In allen drei Fällen wird die Zuweisung verlangt.

Ich bringe den ersteingebrachten Antrag betreffend die Schaffung eines Klima- und Energiefonds seitens der Stadt Wien zur Abstimmung. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung verlangt.

Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der zweite Antrag betrifft die Bestellung eines Beauftragten der Stadt Wien für erneuerbare Energien. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung verlangt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der dritte Antrag, der zu diesem Geschäftsstück eingebracht wurde, betrifft die Kofinanzierung der Einspeistarife nach dem Ökostromgesetz durch die Stadt Wien. Auch hier wird die Zuweisung verlangt.

Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle da die Einstimmigkeit fest.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 1 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien. Zu Wort ist niemand gemeldet.

Ich komme daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 1 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Der Antrag ist so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 10 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten. (GR Christian Oxonitsch: Da gibt es einen Berichterstatterwechsel!)

GR Strobl ist der Berichterstatter. Bitte, Herr Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Es wundert mich ein bisschen, dass wir bei diesem Tagesordnungspunkt jetzt nicht zum dritten bis vierten Mal innerhalb der vergangenen sieben Jahre hören: Das ist die ultimative Jahrhundertreform im Sozial- und Gesundheitsbereich! Ich kann mich erinnern – da war ich noch nicht einmal im Gemeinderat –, wie die Weiterentwicklung der MA 12 zu Wien Sozial als die wirklich entscheidende Reform gefeiert wurde, wie im Jahre 2003 dann die Zusammenlegung des Sozial- und Gesundheitsbereiches in der MA 15A und in weiterer Folge das Zusammenfinden zur MA 15 und FSW als wirklich de facto das Kernstück und Herzstück der Sozial- und Gesundheitspolitik – hier kommt zusammen, was einfach zusammengehört – gefeiert wurde. In Wirklichkeit soll es das alles ein paar Jahre später dann doch nicht gewesen sein, und es kommt zur nächsten Reform: Der Sozial- und Gesundheitsbereich, insbesondere der Gesundheitsdienst, soll wieder getrennt werden. Und das, nachdem die Gemeinde Wien noch nicht einmal alle Absichten der Reform aus dem Jahr 2000 Wien Sozial umgesetzt hat. Es gibt bis heute nicht die durchgehend versprochenen Sozialzentren, es gibt immer noch Bezirke mit Sozialreferaten; obwohl dies, wenn man die Reden aus dem Jahr 2003 liest, eigentlich den damaligen Absichtserklärungen der StRin Laska ganz stark widerspricht.

Aber es ist auch kein Wunder, denn es gibt kaum einen anderen Bereich, der so viel Veränderung erfährt. Mir fällt da im Vergleich fast nur das Verkehrs- und Infrastrukturministerium ein in den Zeiten, wo die FPÖ die Minister und die Ministerin gestellt hat, denn da ist permanent gewechselt worden. Wir hatten für den Sozial- und Gesundheitsbereich in den letzten paar Jahren Laska, Pittermann, Laska alleine, Brauner und jetzt Wehsely. Na ja, wenn im Schnitt alle zwei Jahre gewechselt wird und man eigentlich eine gewisse Zeit braucht, bis man hineinkommt, dann ist es ja kein Wunder, dass in Wirklichkeit in diesen Bereichen kaum etwas weitergeht und dass das in diesen Bereichen dann auch tatsächlich so weit führt, dass das Personal mittlerweile glücklich ist, dass diese Auseinanderlegung stattfindet. Sogar die Personalvertretung und das Personal haben sich für die Auseinanderlegung ausgesprochen, aber da muss man sich schon überlegen, warum. Weil es der Stadt Wien als Arbeitgeber (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Weil es gut vorbereitet ist!), nein, weil es der Stadt Wien als Arbeitgeber überhaupt nicht gelungen ist, in den Bereichen, die von der früheren MA 47 gekommen sind und in der MA 15 geblieben sind, und in den Bereichen, die von der MA 12 gekommen sind und in der MA 15 geblieben sind, aus zwei Strukturen eine zu machen, sondern es hat durchgehend Doppelgleisigkeiten gegeben, es hat durchgehend gegenseitige Konkurrenzierungen gegeben, es hat kaum eine Zusammenarbeit gegeben. Das Ergebnis ist, dass in diesem Bereich jetzt einfach auseinandergelegt wird.

Die Folge allerdings bekommen in Wirklichkeit die Menschen zu spüren, die eigentlich Ansprüche an die Aufgaben der jeweiligen Magistratsabteilungen gehabt hätten. Wir wissen, die Diskussion über die Auseinanderlegung hat ja schon vor einem Jahr begonnen. Der erste Projektbeauftragte ist nicht zum Zug gekommen, obwohl es schon fast so weit war, dann ist ein neuerlicher Versuch gestartet worden, dass die intern Verantwortlichen Projektvorschläge entwickeln, was auch gemacht worden ist. 

Aber während der gesamten Zeit hat es geheißen, fehlende Posten – wie zum Beispiel bei der Jugendzahnklinik, wo seit mehr als einem halben Jahr eine Anästhesistin fehlt, oder bei der Gesundenuntersuchung oder bei der Impfstelle – werden alle nicht nachbesetzt, denn wir warten auf die große Reform. Dann kommt die große Reform, eigentlich eher ein Reförmchen, ein planloses Auseinandernehmen, denn die Vorschläge, die von den Magistratsabteilungen erarbeitet wurden und in die wirklich Hunderte Arbeitsstunden hineingeflossen sind, wurden ja dann letztendlich überhaupt nicht genommen, sondern es wurde ein anderer Vorschlag genommen. Zumindest nach meinem Informationsstand, aber Sie können ja dann gerne herauskommen und Ihren Informationsstand weitergeben. 

Das, was allerdings das Wesentlichste war und was wahrscheinlich von Anfang an festgestanden ist, war, wer die neuen LeiterInnen der Magistratsabteilungen sein werden. Gut, schön. Aber Sie, Frau StRin Wehsely, haben ja den MitarbeiterInnen die neue Reform präsentiert, und auf die Frage, wann denn jetzt endlich sozusagen diese Posten nachbesetzt werden, die offen sind, sollen Sie gesagt haben – Sie können mich gerne korrigieren –: Ja, das wird jetzt natürlich passieren, aber nicht gleich mit dem ersten Arbeitstag der neuen Abteilungsleiterin, denn man muss sich jetzt anschauen, wie es tatsächlich weitergeht.

Liebe Sonja Wehsely, du nickst. Das heißt, wir sollen jetzt die Auseinanderlegung einfach beschließen, ohne zu wissen, wie es weitergeht. Man macht doch bitte eine Auseinanderlegung von Magistratsabteilungen, wenn man Pläne hat. Wie geht es denn weiter mit der Jugendzahnklinik, die in der MA 15 verbleibt? Wie geht es denn weiter mit der Impfstelle? Wie geht es denn weiter mit der physikalischen Therapie und der Gesundenuntersuchung? 

Es wurde bestätigt, es fehlen seit Monaten Dienstposten, und wir werden darauf warten, dass diese irgendwann einmal nachbesetzt werden. Werden sie irgendwann einmal nachbesetzt werden oder wird vielleicht doch ausgegliedert? Denn ich kann mich erinnern, als wir vor dem Sommer in dem Wissen, dass diese Reform bevorsteht, Anträge eingebracht haben zur Sicherstellung, dass genau die erwähnten Bereiche nicht ausgegliedert werden, kam keine Zustimmung von der Sozialdemokratie. Und in Wirklichkeit ist wahrscheinlich sogar anzunehmen, dass die jetzige Reform ein einziges Ziel hat: Wieder kleinere Bereiche zu schaffen, die Belegschaft auseinanderzudividieren und dann Bereiche, die in Wirklichkeit für die soziale Wohlfahrt in Wien, insbesondere für ökonomisch benachteiligte Menschen notwendig sind, insbesondere im Gesundheitsdienst notwendig sind, auszugliedern, möglicherweise sogar zu privatisieren.

Nächstes Problem – weil Sie so stolz darauf waren, dass das alles sozusagen in Zusammenarbeit mit der Personalvertretung und dem Personal passiert; aber ganz so ist es ja nicht –: Das Institut für Umweltmedizin und die Radiotechnologische Prüfanstalt, die wollten gar nicht zur MA 39. Sie kommen trotzdem. Ziel ist es, das größte Zentrallabor zu errichten. Geht es tatsächlich um die Größe? Ist es sinnvoll, das größte Zentrallabor zu errichten, oder geht es auch in diesem Bereich darum, dass man ein Zentrallabor errichtet, von dem sich die Stadt Wien früher oder später wieder verabschieden kann im Sinne der Ausgliederung der Wiener Stadtwerke et cetera? Wir haben ja heute bei der Debatte über Strom und Gas – wenngleich auch ich nicht verhehle, dass die Weltmärkte einen enormen Anteil an den Preissetzungsmaßnahmen von WIENSTROM und WIENGAS haben – gemerkt, dass der Einfluss des Gemeinderates auf die Festsetzung von Kosten dann marginal ist. 

Daher: Legen Sie bitte zumindest offen, was weitergehend bei der MA 15 geplant ist, legen Sie bitte offen, was geplant ist bei der MA 39, und legen Sie bitte offen, was hinkünftig geplant ist bei der Magistratsabteilung 40, Soziales! Denn es ist auch nicht das Einfachste, insbesondere für BezieherInnen von Sozialhilfe, wo wir wissen – das zeigen alle Bildungsstudien, die es gibt –, dass Armut leider oft auch mit einem geringeren Bildungsniveau korreliert, sich ständig umzustellen zwischen Sozialreferaten und Sozialzentren. Einmal heißen sie Wien Sozial, einmal heißen sie MA 15, dann heißen sie wieder MA 40, und möglicherweise – auch das wurde ja sozusagen in der Öffentlichkeit schon bekannt – ist die nächste Reform innerhalb dieser Sozialzentren geplant, die die bestehenden elf Sozialreferate auf vier konzentrierte Sozialzentren in Wien zusammenfasst.

In diesem Sinn und bevor Sie von uns verlangen, dass wir einer Änderung der Geschäftseinteilung zustimmen und damit möglicherweise wieder neue Kosten für Materialien, neue Kosten für Werbemedien et cetera verursachen, würde mich tatsächlich interessieren – vielleicht erhalten wir auch darauf eine Antwort –: Wie viele Arbeitsstunden haben die permanenten Umstrukturierungsmaßnahmen im Sozial- und Gesundheitsbereich in den letzten fünf Jahren verbraucht? Welche Kosten sind durch die permanenten Umstrukturierungsmaßnahmen im Sozial- und Gesundheitsbereich angefallen? 

Bevor all das offengelegt wird, können wir dieser planlosen Änderung der Geschäftseinteilung, die diesmal zu Recht nicht als Meilenstein im Sozial- und Gesundheitswesen gefeiert wird, nicht zustimmen. – Danke sehr. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur ganz kurz zur Klarstellung: Es handelt sich hier um die Änderung der Geschäftseinteilung, und zwar um eine Änderung der Geschäftseinteilung nicht aus Jux und Tollerei, sondern um eine Optimierung der Strukturen und Abläufe im Sozialbereich für die Kunden und die Kundinnen zu erreichen. Es geht auch – du hast es schon erwähnt, Kollege Margulies – um die Zusammenlegung von zwei Labors in die MA 39. 

Ich bitte daher die Damen und Herren, diesem Geschäftsstück zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Das hat die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 77 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung zum Verkauf von Teilflächen von Grundstücken im 22. Bezirk, KatG Kaisermühlen. Zu Wort ist niemand gemeldet.

Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 78 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Baurechtsvertrages mit der China Kulturzentrum in Wien Veranstaltungs- und BetriebsgesmbH an einer Liegenschaft im 22. Bezirk, KatG Kaisermühlen. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Schubert, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Wir können dem Wunsch der Berichterstatterin auf Zustimmung nicht nachkommen, wir werden diesen Antrag ablehnen. Wir glauben, dass dieser Baurechtsvertrag für ein China Kulturzentrum in dieser Lage eine echte Fehlplanung darstellt – aus verschiedenen Gründen örtlicher Natur, aber eben auch finanzieller –, und dass 3 300 m² in bester Lage für 99 Jahre vergeben werden, ist, nicht in Bezug auf die Vergabe des Areals, aber in Bezug auf die hier bewegten Finanzsummen, eine eigenartige und leichtfertige Vereinbarung mit ausgesprochen krausen Vertragsinhalten. Das werde ich ein bisschen später noch weiter ausführen.

Vorerst möchte ich einmal feststellen, dass in der Arbeiterstrandbadstraße hundert Parkplätze wegfallen werden und dass dies ein Gebiet ist, in dem doch sehr viele und sehr große Freizeitwerte gegeben sind, weshalb das ein sehr großer Verlust für jene Bevölkerungsteile ist, die auf diesen Freizeitwert Wert legen. Das sind eben vor allem die Besucher des Donauparks auf der einen Seite und auf der anderen Seite die Besucher umliegender Bäder, die hier einen deutlichen Schaden und einen großen Nachteil bei diesen Besuchen in Kauf nehmen müssen. Und selbstverständlich wird man auch feststellen müssen, dass die Verwendung und die Ausnützung des Areals als Park-and-ride-Möglichkeit auch einer starken Einschränkung unterliegen wird. 

Die Bezirks-FPÖ hat sich bereits 2003 als einzige Partei in diesem Gremium dagegen ausgesprochen – wie gesagt als einzige –, die anderen Parteien waren damals anderer Ansicht, in der Zwischenzeit ist erfreulicherweise die ÖVP in sich gegangen und hat im Stadtsenat diesem Baurechtsvertrag ebenfalls nicht zugestimmt. Es ist keine Schande, wenn man die Meinung ändert, ganz im Gegenteil, man kann ja auch immer klüger werden. Keine Frage. 

Aber ich würde auch meinen, dass die finanzielle Regelung eine ausgesprochen zu hinterfragende Angelegenheit darstellt. Die Vertragsinhalte kann ich eigentlich nur als kraus bezeichnen, was die Summen betrifft. Da wird ein Anerkennungszins von 300 EUR vereinbart, eine sehr eigenartige Summe in Bezug auf das Areal. Und auch wenn es eine gute chinesische Zahl sein sollte, es bleibt die Eigenartigkeit und die Absonderlichkeit trotzdem gegeben. Tröstlicherweise ist für diese Summe von 300 EUR auch noch eine jährliche Wertsicherung eingebaut worden. Diese Wertsicherung ist auch beim Kaufpreis von 300 EUR, der vereinbart wurde, gegeben, und zwar gemäß Verbraucherpreisindex.

Wenn man sich jetzt den Vertrag anschaut, der so dick ist für Vertragsinhalte, die man im Grunde genommen sicher anders hätte darstellen können, nämlich in wesentlich kürzerer Art und Weise, kann man nur feststellen, dass da steht, dass eben die Bauberechtigte verpflichtet ist, für die Benützung des Baurechtsgrundes bis zur Verbücherung des Vertrages ein jährliches Benützungsentgelt und ab Verbücherung einen jährlichen pauschalen Anerkennungsbauzins in der Höhe von 300 EUR zu bezahlen. Und dann kommt eine unglaublich harte Formulierung: Für den Fall einer Überschreitung des Zahlungstermins ist die Stadt Wien berechtigt, Verzugszinsen in der Höhe von 9 Prozent per anno vom Tag der Fälligkeit an bis zum Tag der tatsächlichen Zahlung zu verlangen. 

Herrschaften! Diese Drohung! Es ist ja nicht zu glauben, dass so etwas ausgesprochen wird. 9 Prozent von 300 jährlich sind 27 EUR. Diese Summe wird die Republik China zum Erschüttern bringen. Ich gehe davon aus. Es wird außerdem, und zwar ausdrücklich, die Wertbeständigkeit des Bauzinses gemäß Verbraucherpreisindex 2005 festgelegt. Und dazu kommt noch eine ausgesprochen nette Geste gegenüber China. Es wird nämlich gesagt, die erstjährige Zahlung unterliegt dieser Wertsicherung nicht. Das heißt, die Gemeinde Wien verzichtet auf die Unsumme von 2 Prozent von 300 EUR. Das sind, wenn es überhaupt 2 Prozent sind – wahrscheinlich ist die Wertsicherung mit 1,5 Prozent genügend hoch angesetzt – 6 EUR. Das heißt, 6 EUR werden hier der Republik China großzügig zur Verfügung gestellt. Ich bin erschüttert und ergriffen ob dieser Großzügigkeit und kann nur sagen, dass wahrscheinlich allein die Formulierung dieser Zeile „die erstjährige Zahl unterliegt dieser Wertsicherung nicht" mehr kostet für die Vertragserstellung, als diese 6 EUR Verzicht ausmachen. – Und so geht das weiter.

Es steht dann – ich muss ein bisschen blättern – weiter der Kaufpreis, der, wie gesagt, ebenfalls 300 EUR beträgt, dann die Sicherung des Bauzinses. Das sind lauter Dinge, wo es um Kleinstsummen geht, für die Vertragsinhalte aufgestellt werden, und ich kann mir nicht vorstellen, dass bei der Formulierung in juristischer Hinsicht bei den Leuten, die das ausgearbeitet haben, nicht Heiterkeit ausgebrochen ist; auch angesichts einer solchen Vertragsformulierung, die in ihrer Unnötigkeit nicht zu überbieten ist. 

Ich meine, da stellt sich eigentlich schon eine Frage, die noch offengeblieben ist, die man vielleicht den Wohnbaustadtrat fragen müsste oder auch den Finanzstadtrat: Hat Wien, haben die Verantwortlichen Wiens für diese Unsumme an Geld, die da hereinkommt, bereits Vorsorge getroffen, was die Verwendung betrifft? Ist dabei schon etwas geschehen? Weiß man, wie man das veranlagen wird? Welche Veranlagung wird zum Beispiel die Stadträtin für die zusätzlichen Summen von 27 EUR oder 6 EUR wählen, um die wertgesichert für die Stadt Wien zu erhalten? Das sind doch lauter Dinge, die noch zu klären sind und worüber uns vielleicht die Mehrheitspartei dann noch deutlich Auskunft geben wird. 

Natürlich, es befindet sich in der Nähe ein chinesisches Restaurant „Szechuan", das im Besitz Chinas oder der Botschaft ist; ich weiß es nicht so genau. Vielleicht sind die Defizite dort so groß, dass die Gemeinde Wien sich sozusagen gezwungen gesehen hat, den Chinesen finanziell entgegenzukommen. 

Das sind also eigentlich ganz erstaunliche Dinge, und ich glaube, dass dieser Vertrag, der im Stadtsenat vorgelegen ist und der sich in seiner Gesamtheit über, was weiß ich, 60 oder 70 Seiten erstreckt, schlicht und einfach ein unglaublicher Pflanz der Steuerzahler ist und sonst gar nichts. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Europäische Union überlegt, dass angesichts von Hunderten Milliarden Euro, die die Chinesen an liquiden Mitteln haben, Veranlagungsregulative für staatlich bestimmte Veranlager in China – und auch anderer Staaten natürlich – in Europa eingeführt werden. Es ist dies eine Debatte, die sich schon über längere Zeit hinzieht und die zeigt, dass die Chinesen vielleicht nicht so ganz auf diese 6 EUR und 27 EUR angewiesen sind, wie das wahrscheinlich die Finanzstadträtin und der Wohnbaustadtrat meinen. 

Und daher meinen wir: Es ist völlig unverständlich, unter diesen Gesichtspunkten und unter solchen skurrilen Bedingungen einem übrigens als beinhart bekannten Verhandlungs- und Geschäftspartner ein wertvolles Grundstück in bester Lage nachzuwerfen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Ing Mag Dworak, ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! 

Heute soll einerseits der Beschluss über den Baurechtsvertrag mit der China Kulturzentrum in Wien Ver-
anstaltungs- und BetriebsgesmbH an einem Grundstück im Anschluss an das chinesische Restaurant im Donaupark in der Arbeiterstrandbadstraße 120a und andererseits die Einräumung der Kaufoption zugunsten der Stadt Wien an diesem Baurecht erfolgen. Das Baurecht – der Herr StR Herzog hat das schon ausgeführt – soll auf 99 Jahre für die Grundpacht von 300 EUR jährlich, wertgesichert nach dem Verbraucherpreisindex 2005, errichtet werden. Nach 99 Jahren fällt das Grundstück wieder an die Stadt Wien zurück. 

Herr StR Herzog irrt, dass es sich hier um eine Sache der Republik China handelt. (StR Johann Herzog: Ich habe gesagt, ich weiß es nicht genau!) Es handelt sich hier ausschließlich um eine Sache der Frau Prof Yin Ling, eine etwas dubiose Geschichte in den Akten, die 1998 im Oktober beginnt. Man ersucht hier um die Unterstützung für ein chinesisches Kulturzentrum. Dann findet man 1999 im März ein Grundstück, man spricht weiter 2001, man sagt, man hat kein Geld, was in dem Aktenstück drinnen steht. Der Herr Bürgermeister sichert im Dezember 2001 die Unterstützung für dieses Kulturzentrum zu. Die Magistratsabteilung 69 macht im April 2002 einen ersten Baurechtsvertrag ohne Angabe zur Größe des Grundstückes, Bauzins und Dauer des Baurechts. Im März 2003 wird wieder eine andere Gesellschaft, nämlich der Verein zur Förderung des Kulturaustausches zwischen Österreich und China durch Künstler festgestellt. Es gibt keinen Vereinswechsel, die Frau Prof Ling ist wieder die Gleiche. Teilweise wird der Vertrag mit ihr selbst abgeschlossen, einmal ist sie Kassiererin, einmal Vereinsobfrau. Hier frage ich mich wirklich, ob nicht die Stadt Wien hinters Licht geführt werden soll.

Im April 2003 gibt Frau Dr Grießler von der Präsidialabteilung der Magistratsdirektion den Entwurf des Baurechtsvertrages weiter beziehungsweise wird er ihr 
übermittelt. Im Jahr 2004 wird die Parzellierung der künftigen Baurechtsfläche in Auftrag gegeben, und im März 2004 werden diese 300 EUR als gute chinesische Zahl, wie schon besprochen, festgeschrieben. Dann ist Ruhe. 

Plötzlich im Jahr 2007 wird Frau Prof Ling zur vertretungsbefugten Geschäftsführerin der China Kulturzentrum in Wien Veranstaltungs- und BetriebsgesmbH. bestellt, und im Juni 2007 wird der Baurechtsvertrag abgeschlossen. Es erfolgt keine Anpassung des 2004 besprochenen Baurechtszinses von den 300 EUR. Die drei Jahre vergehen eigentlich. 

Jetzt frage ich mich: Damals, 1998, konnten schon die 40 Millionen ATS nicht wirklich aufgebracht werden, wie schaut das heute aus? Wir befürchten nämlich vielmehr, da uns keinerlei Programm dieses so genannten chinesischen Kulturinstitutes vorliegt, eine ganz andere Tätigkeit als wirkliche Kulturtätigkeit. Wir glauben vielmehr, dass es sich hier um ein „Reisebüro“ handelt. Denn es gibt Räume in diesem schönen Objekt und es gibt einen Restaurantbetrieb in diesem schönen Objekt. All dieses Hin und Her bei der Geschichte – einmal ist die Frau Ling selbst die Betreiberin, dann wird sie ermächtigt, dann gibt es Schreiben eines Sekretärs der Kulturabteilung in der Botschaft, der Botschafter selbst unterschreibt nicht –, das macht uns sehr stutzig. 

Abschließend muss man sagen: 3 000 m² zu 300 EUR pro Jahr ist ein herrlicher Preis. Diese Grundpacht von 10 Cent pro Quadratmeter erscheint uns erstens einmal deutlich zu wenig, und ich könnte mir vorstellen, dass die Stadt Wien vielen Wienerinnen und Wienern liebend gerne ein solches Grundstück für ihre Zwecke zur Verfügung stellen könnte. 

Wir werden uns diesem Antrag und diesem Akt nicht anschließen und ziehen die Ablehnung vor. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Niedermühlbichler. Ich erteile es ihm. 

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Zu den Ausführungen meiner beiden Vorredner kann ich nur sagen: Entweder man möchte ein Projekt oder man möchte es nicht. Es ist ja jedem unbenommen zu sagen, ich möchte dieses Kulturprojekt nicht, dann lehnen Sie das ab. Wenn Sie das ablehnen, dann sagen Sie auch die wahren Gründe und verstecken Sie sich nicht hinter der Aussage, es ist der falsche Ort. Nach unserer Ansicht und nach meiner Meinung ist es genau der richtige Ort für dieses Kulturzentrum. Es hat eine hervorragende U-Bahn-Anbindung und es befindet sich in der Nähe auch das von Ihnen schon angesprochene Chinarestaurant. 

Auch die Vorwürfe, es sei im Vertrag das eine oder andere nicht richtig oder es sei da vieles merkwürdig, kann ich nur zurückweisen. Es ist hier ein Vertrag, der sehr gut ausverhandelt wurde und der Hand und Fuß hat. Es geht nicht bei jedem Projekt darum, viel Geld für die Stadt Wien zu erwirtschaften, sondern eben auch, Akzente zu setzen. Eine Verbesserung der Kontakte Wien – China kann sicher nicht zum Schaden der Stadt Wien sein, und daher glaube ich, dass auch dieses Geld hier sehr gut investiert ist. 

Zu dem, was der Herr Kollege Dworak gemeint hat, was da nicht alles sein soll: Es soll hier ein Kulturzentrum entstehen – es sind ja schon Pläne im Akt beiliegend, wie das ausschauen wird –, und selbstverständlich muss man nicht vorher schon wissen, was dort alles ausgestellt werden soll, sondern das wird sich dann entwickeln. Wir sind davon überzeugt, dass es kein Reisebüro sein wird, aber wenn andere Aktivitäten dort dazu führen, das Kulturzentrum besser auszulasten, soll uns das auch recht sein. Dass hier eine Restauration dabei ist und auch Veranstaltungsräume dabei sind, ist gut, denn selbstverständlich sollen in einem Kulturzentrum die Besucherinnen und Besucher auch gastronomisch verpflegt werden können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wie zu Beginn: Entweder man möchte etwas oder man möchte es nicht. Wir Sozialdemokraten halten dieses Projekt für sehr gut, für sehr ausgewogen. Und das, was Sie gefragt haben, Kollege Dworak, nämlich warum hier so lange verhandelt wurde, ist ja auch ein Zeichen dafür, dass hier genau geschaut wurde, was man verhandelt, was man in den Vertrag hineinschreibt. Es ist ein guter Vertrag. Es ist ein wasserdichter Vertrag, und ich ersuche Sie, dieser Post Ihre Zustimmung zu geben. Danke. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das wird von der SPÖ und den Grünen unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 79 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Erhöhung eines zinsenfreien Darlehens für die Garage Schlesingerplatz GmbH. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Wir haben ja seinerzeit bei dieser so genannten Volksgarage – die heißt jetzt ein bisschen anders, wahrscheinlich heißt sie in Zukunft Wohnsammelgarage; alles neu macht die Linguistik offensichtlich – schon abgeändert. Es ist irgendwie noch aufgedoppelt worden im Grunde genommen, und zwar kommt jetzt ein Antrag auf die Errichtung oder das Hineinmalen sozusagen von acht weiteren Stellplätzen. Jetzt kann ich mir vorstellen, dass in einer Garage vielleicht noch Platz ist für ein paar Stellplätze, aber dann steht da drinnen, eine diesbezügliche Untersuchung hat ergeben, dass ohne bauliche Veränderungen und lediglich durch Umbaumaßnahmen, die sich nur auf die Stahlkonstruktionen und den Maschinenbau beschränken, acht weitere Stellplätze geschaffen werden könnten. 

Da denkt man sich, na ja, das kann nicht so wahnsinnig teuer sein. Wenn die Errichtung eines Stellplatzes mit 21 800 EUR belegbar ist laut Herrn Garagenkoordinator, denkt man sich, na ja, so eine Einrichtung, was wird das kosten, 1 000, 2 000 EUR. Nein, das bisschen Malen kostet 18 000 EUR pro Stellplatz. Und da denke ich mir, das ist schon sehr viel für geringe bauliche Veränderungen. 18 000 EUR pro Stellplatz ist meiner Meinung nach eine Horrorsumme für einen Stellplatz. Deswegen werden wir dieses Aktenstück ablehnen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr. 

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter!

Ich möchte heute einen Antrag einbringen, der heißt Parkscheibe statt 10-Minuten-Gratisparkscheine. Beim „Googeln“ ist mir etwas untergekommen. Ich habe „Parkscheibe" eingegeben, wie soll so eine Parkscheibe sinnvoll ausschauen, und da bin ich auf eine Archivmeldung gestoßen, wonach die ÖVP das Thema schon 2001 behandelt hat und auch in den Gemeinderat eingebracht hat. Das war der damalige GR Pfeiffer. Es hat mich aber trotzdem nicht abgehalten, diesen Antrag noch einmal in Erinnerung zu bringen, denn Herr Pfeiffer hat damals, 2001, im Gemeinderat eine Summe von 12,5 Millionen ATS vorgebracht, die seit der Einführung im Jahr 1996 schon angefallen sein soll. Also ich komme mit meinen Informationen auf eine viel größere jährliche Summe als Herr Pfeiffer damals. Es ist ein nicht unerheblicher Betrag. 

Im Detail möchte ich noch dazu sagen, es werden jährlich rund 11,5 Millionen Parkscheine gedruckt. Man muss sich auch die Menge an Papiermüll vorstellen, die die 11,5 Millionen Parkscheine verursachen. Auch die Druckkosten werden von der Stadt Wien, sprich, dem Steuerzahler und der Steuerzahlerin, bezahlt. Diese Gratisparkscheine werden in Trafiken, also von Provisionsverkäufern, angeboten und verteilt. Im Moment beläuft sich deren Zahl auf 1 300. Diese 1 300 Provisi-
onsverkäufer bekommen jährlich noch einen Aner-
kennungsbeitrag von der Stadt Wien, von der MA 4, von rund 100 EUR. Es klingt nicht viel, aber in Summe wären das schon 130 000 EUR jährlich, die die Stadt Wien quasi verschenkt. 

Ich bin jetzt nicht neidig auf die Trafikanten oder sonst etwas, und sie werden auch nicht ärmer oder auch nicht reicher, wenn sie die 100 EUR jährlich nicht bekommen würden, denn sie kriegen ja sowieso von den gebührenpflichtigen Parkscheinen eine Provision von 6 Prozent. Also sie werden jetzt nicht reicher und auch nicht ärmer, wenn sie diese Summe nicht erhalten.

Nun ist mir zugetragen worden, dass die Handelskammer Gewerbebetriebe anschreibt – mittlerweile 8 000 – und einen Parkscheinvertrag anbietet. Wenn diese 8 000 zusätzlichen Betriebe jetzt auch noch 100 EUR jährlich kriegen, kommen wir schon auf eine Summe von 930 000 EUR, ohne die Druckkosten und ohne Bearbeitung, die dahintersteckt, also ohne die Kosten für die Menschen, die das bearbeiten. 

Also das ist jährlich eine wirklich nicht unerhebliche Summe, die wir uns sparen könnten und wirklich sinnvoller verwenden könnten. Ich denke da nur an Schulsanierungen, da könnte man die eine oder andere Schule damit sanieren und vom Zentralbudget aus bezahlen, oder man könnte eine öffentliche Verkehrsanbindung damit finanzieren. Das soll man bitte schon mit bedenken. 

Als Argument kommt dann immer, diese Parkscheine bieten eine Rechtssicherheit durch diese Nummerierung, die sie haben. Jetzt bedenken Sie, ein Kontrollorgan findet einen Wagen vor, wo eben kein 10-Minuten-Parkschein ausgefüllt ist. Der wird aufgeschrieben, kriegt diese Verwaltungsstrafe von 21 EUR, glaube ich. Dieser Verbraucher, dem das Auto gehört, der sagt: Ha, ha, ich habe ja Rechtssicherheit, ich fülle jetzt geschwind diesen Parkschein aus und gehe – ich glaube, beim Stadion ist diese Stelle, wo man sich beschweren kann – hin. Und der kriegt dann recht und das Kontrollorgan wird somit in Frage gestellt? Da kann man sich die 10-Minuten-Parkscheine gleich sparen. Also wo ist da Rechtssicherheit gegeben? Das frage ich mich wirklich.

Also dieser 10-Minuten-Parkschein hat für mich eine Schmierzettelfunktion, und ich fordere: Schluss mit dieser Finanzierung durch die Stadt Wien, durch die Steuerzahler und Steuerzahlerinnen! Für Schmierzettelfunktionen ist das wirklich zu teuer. Da kann man einen ganz normalen Schmierzettel genauso verwenden, das hat genau denselben Effekt. Ich denke, diese Ausgabe können wir uns wirklich sparen, und stelle daher folgenden Antrag:

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird aufgefordert, dem Gemeinderat einen Änderungsvorschlag der Kontrolleinrichtungsverordnung vorzulegen, mit dem die Verwendung der 10-Minuten-Gratisparkscheine durch eine Parkscheibe ersetzt wird.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.“

Ich ersuche Sie wirklich, diesem Antrag zuzustimmen. Es handelt sich um einen Zuweisungsantrag, und wir könnten wirklich sinnvoll debattieren, wie wir dieses Problem lösen und auch Gelder sparen könnten, indem eben als Alternative die 10-Minuten-Parkscheine durch eine Parkscheibe ersetzt werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren!

In aller gebotenen Kürze zum letzten Thema des 
10-Minuten-Parkscheines. Ich glaube, das Copyright für dieses Thema hat der ehemalige Kollege Pfeiffer von der ÖVP gehabt. Es wundert mich ein bisserl, warum jetzt die GRÜNEN da aufsteigen, aber es soll mir recht sein. Ich verweise aber auf die lange inhaltliche und rechtliche Diskussion zu diesem Thema. Ich glaube, es gibt bereits ein Lexikon von Argumenten und Antworten zu diesem Thema, und das Thema Rechtssicherheit spielt eine sehr große Rolle bei dieser Angelegenheit. 

Jetzt zum eigentlichen Geschäftsstück. Da geht es um die Erweiterung der sehr ausgelasteten Wohnsammelgarage im 8. Bezirk am Schlesingerplatz. Ich denke, auch dieses Thema ist im Finanzausschuss bereits ausführlich behandelt worden. Ich verweise nur darauf, dass es bei diesen Kosten nicht nur darum geht, ein paar Striche aufzumalen. Da diese Garage eine Palettengarage ist, ist natürlich eine Stahlkonstruktion umzubauen, zu erweitern und auch die ganze Mechanik samt ihrer Steuerungstechnik und Software zu erweitern, und das ergibt die Kosten. 

Ich denke, es ist notwendig für dieses Gebiet, weil es sehr überparkt ist. Diese acht weiteren Stellplätze kommen den Anrainerinnen und Anrainern zugute. In diesem Sinne hoffe ich, dass wir die Zustimmung erteilen können. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, bitte ich, die Hand zu heben. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP und der SPÖ so beschlossen. (GR Dr Herbert Madejski: Und der FPÖ!) Die FPÖ hat nicht aufgezeigt. (GR Dr Herbert Madejski: Doch!) Ach ja? Entschuldigung! Das war vielleicht nicht ersichtlich für eine kurzsichtige Vorsitzende. Also ÖVP, FPÖ und SPÖ stimmen dem Antrag zu.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN über die Parkscheine. Es wurde hier die Zuweisung verlangt. (GR Christian Oxonitsch: Einmal probieren wir es noch!)

Wer dem Antrag der Grünen Fraktion zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mit den Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN ist die Zuweisung so beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 82 der Tagesordnung. Hier liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen gleich zur Abstimmung. Sie betrifft die 7. Gemeinderatssubventionsliste. Es wurde getrennte Abstimmung verlangt. Wir stimmen also zuerst über den Teilbeitrag für den Wiener Seniorenbund ab. 

Wer dafür ist, dem Wiener Seniorenbund 33 000 EUR Subvention zu geben, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Somit beschlossen.

Wer mit der restlichen Subventionsliste einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Der nächste Tagesordnungspunkt ist das Verlangen, das die GRe Veronika Matiasek, Mag Gerald Ebinger, David Lasar und Mag Wolfgang Jung eingebracht haben, eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend „Angstraum Wien“ dringlich zu behandeln. 

Es wird vom Antragsteller mündlich begründet, sodann wird eine Debatte darüber stattfinden. 

Auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage wurde verzichtet.

Für die Begründung der Dinglichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. Die Begründung der Dringlichen Anfrage wird durch Frau GRin Matiasek erfolgen. – Bitte, Sie sind am Wort.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben diese Anfrage unter dem Titel „Angstraum Wien“ eingebracht, weil wir und das nicht nur heute, sondern schon lange, seit wir politisch tätig sind in diesem Haus, der Meinung sind, dass das Thema Sicherheit eines der allerwichtigsten für diese Stadt ist.

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Als heute in der Früh bei der Fragestunde mein Kollege Madejski die Frage der Sicherheit etwa im Bezug auf die bevorstehende EM aufgeworfen hat, da hat mir Ihre Antwort eigentlich gezeigt oder wieder einmal gezeigt, dass es sehr wohl notwendig ist, dieses Thema immer wieder und immer wieder hier zu aktualisieren und zu besprechen, denn es ist die übliche Haltung gekommen, die man immer hört, wenn es um mehr Sicherheit, um die Gewährleistung der Sicherheit, aber auch und vor allem um die personelle Ausstattung mit Polizeibeamten in Wien geht. Da geht es irgendwie die Wiener verantwortliche SPÖ und Sie im Besonderen, kommt einem vor, so irgendwie nicht wirklich was an. (Bgm Dr Michael Häupl: Aber die Verfassung kennen Sie schon?) Wir haben das jetzt in den letzten Jahren sehr, sehr oft gehört, und es war immer auch der Standpunkt der SPÖ, die Bundesregierung, der Innenminister, die sind zuständig und nicht die politisch Verantwortlichen hier in Wien. (Bgm Dr Michael Häupl: Die Bundesverfassung kennen Sie schon?)

Ich bin schon der Meinung, dass hier natürlich ein sehr großer Teil an Mitverantwortung auch seitens der Stadt Wien besteht. Und wenn das vielleicht – ich stelle das in Frage – für die letzten Jahre gegolten haben mag, sehr geehrter Herr Bürgermeister, jetzt kann ich das so nicht mehr akzeptieren und so wollen wir das auch nicht mehr akzeptieren. Denn nun ist Ihre Partei in Regierungsverantwortung (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist unabhängig von der politischen Verantwortung!), nun stellt Ihre Partei ja auch den Bundeskanzler. Sie sind also sozusagen die erste Partei in dieser Regierung, und daher sind Sie natürlich auch mit eingebunden in die Verantwortung um die Sicherheit in dieser Stadt und sehr wohl mit eingebunden in die Verantwortlichkeit, wie viel an Exekutive in dieser Stadt hier für unsere Sicherheit sorgt. 

Das ist etwas absolut Wichtiges, wenn man die Frage vor dem Hintergrund beleuchtet, dass sich derzeit hohe Beamte der Wiener Polizei, Führungsfunktionäre sehr wohl – und sehr wohl berechtigt, wie wir meinen – Sorgen machen, wie sozusagen der nächste Zeitraum in Wien sicherheitsmäßig aussieht. 

Waren wir bisher, nicht zuletzt durch die Ostöffnung, doch Hauptanziehungspunkt – leider – für die Tätigkeit krimineller Ostbanden und krimineller Einzeltäter aus diesen Regionen, so ist zu erwarten, dass mit dem Verschieben der Schengengrenze nach außen, nach Osten, wo diese Grenze viel länger wird, diese viel schwerer abzusichern sein wird, auch auf Grund der Strukturen in den Ländern, die nun für die Sicherheit verantwortlich sind. Vor diesem Hintergrund ist eine neue Welle an Kriminalität aus diesem Bereich zu erwarten.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Kriminalität, die von dort kommt, ist eine, unter der sehr viele Wienerinnen und Wiener schon zu leiden hatten. Das betrifft vor allem die Bereiche Diebstahl, Raub, Einbruch, Trickdiebstahl, Überfälle, und zwar ganz besonders auf schwächere Mitglieder dieser Gesellschaft, die sich nicht so leicht zur Wehr setzen können. Da spreche ich die vielen Senioren in Wien an, die Opfer tätlicher Übergriffe wurden, die Opfer von Trickbetrügern wurden, die Opfer von Diebstahl wurden und unter diesem Umstand sehr, sehr zu leiden haben.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist nun mal so, wir kommen um dieses Thema nicht herum: Wien braucht mehr Polizeibeamte! Dafür muss man sich stark machen, auch wenn man verantwortlich in dieser Stadt ist. (Beifall bei der FPÖ.) Wir sprechen derzeit von einer Zahl von rund 800, die auf jeden Fall fehlen. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Harry Kopietz: Das haben wir der FPÖ schon gesagt, wie sie in der Regierung war!) Es hat sich ja jüngst auch der Ottakringer Bezirksvorsteher laut zu Wort gemeldet und hat gesagt: Unbedingt 60 Polizeibeamte mehr! Aber irgendwie kommt mir vor, Sie fühlen sich halt für diese Forderungen einfach nicht verantwortlich. (Bgm Dr Michael Häupl: Hätten Sie nicht zugestimmt, wie Sie noch in der Regierung waren! – GR Harry Kopietz: Wann sind denn die abgebaut worden? – Bgm Dr Michael Häupl: Sie waren in der Regierung dafür verantwortlich!)

Ein weiterer Punkt, der natürlich äußerst wichtig ist, ist, diese Polizeibeamten zu entlasten. Hier gibt es ja einen Antrag, der morgen auch eingebracht wird, ein langjähriger Antrag der Freiheitlichen, die sich sehr wohl Gedanken darüber machen, wie man diesen Umstand, dass Wien in weiten Bereichen Unsicherheitsräume, Angsträume, stark ausgeprägte Kriminalität hat, entgegenwirken kann. Das wäre eben die Aufstellung eines Ordnungskörpers Stadtwache, der die Polizei entlastet und unterstützt bei ihrer Tätigkeit. (Bgm Dr Michael Häupl: Wie kommen Sie auf diese absurde Idee?) Aber davon wollen Sie ja auch nichts wissen.

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! Es sind ja deutliche Anzeichen vorhanden, dass es um die Sicherheit in dieser Stadt nicht zum Besten bestellt ist. Wir haben es heute schon gehört, kritisch gehört, dass heute etwa jedes noch so kleine Einkaufszentrum seine privaten Sicherheitsdienste anstellt und anstellen muss. Denn die machen das sicher auch nicht freiwillig, das kostet Geld, aber es ist ganz einfach notwendig. Das ist natürlich ein deutliches Indiz, denn hier geht es ja nicht darum, einen Ladendiebstahl abzusichern, sondern hier geht es darum, dass sich etwa dort, wo eine Ansammlung von Geschäften und Unternehmen besteht, natürlich auch Kriminalität ansammelt, der man nur mehr mit privaten Sicherheitsdiensten einigermaßen beikommen kann.

Was für mich noch viel signifikanter ist – das ist ja eigentlich fast ein Offenbarungseid der Sicherheitsverantwortung in dieser Stadt –, das ist, dass sich in manchen Bereichen von Wien private Sicherheitsinitiativen bilden, weil die Bürger in diesen Regionen so oft Opfer etwa von Einbruchsdiebstählen, aber auch Raub geworden sind und die öffentliche Sicherheit hier nicht mehr garantieren kann, dass dieser Zustand sich nicht weiter verschärft. 

Wir wollen das nicht! Wir wollen, dass die Sicherheit aller Bürger in dieser Stadt durch die öffentliche Hand gewährleistet ist. Wir wollen nicht, dass sich Private zusammenschließen müssen – das ist ein ganz übles Zeichen –, um in ihrem Viertel für Sicherheit zu sorgen. Ich glaube, das zeigt, dass die Sicherheit in dieser Stadt eben in weiten Bereichen nicht mehr gegeben ist, und das sollte man auch mit der entsprechenden Sorge und Verantwortung sehen.

Ich habe vorhin die Situation bei vielen älteren Leuten angesprochen, die sehr unterschiedlichen kriminellen Handlungen in den letzten Jahren zum Opfer gefallen sind. Von vielen ... (GR Harry Kopietz: Mit Betonung auf „in den letzten Jahren"!) Bis heute. Man muss ja einen Zeitraum betrachten. (GR Harry Kopietz: Ja, insbesondere die letzten sieben Jahre!) Hohe Polizeifunktionäre sagen es ja ganz deutlich: Genau dieser Trend wird sich ab 2008 mit dem Versetzen der Schengengrenze durchaus verschärfen, wenn wir nicht rechtzeitig entgegenwirken. 

Diese älteren Menschen – oft melden sie es ja nicht einmal –, die Opfer von Wohnungseinbrüchen, von Betrug, an der Haustür etwa, von Trickdiebstahl, von Diebstahl und von Raub, bisweilen sehr schwerem Raub, werden, finden oft nicht mehr in ihr normales Leben zurück. Es sind grobe körperliche Übergriffe, die die Menschen ertragen müssen, aber auch die psychische Komponente ist für viele durchaus ein massiver Einschnitt in ihr Leben. Viele ziehen sich total zurück und verlieren jedes soziale Umfeld, weil sie selbst bei Tag nicht mehr bereit sind, außer Haus zu gehen, es einfach nicht mehr können.

Ich muss hier schon die Frage in den Raum stellen: Darf es in einer Stadt wirklich gefährlich sein, wenn ein 70-jähriger Mensch, der vielleicht nicht mehr so ganz flott unterwegs ist, sich ein paar Hundert Euro von seiner Pension abhebt und bei unserem doch recht dichten Bankennetz den wahrscheinlich gar nicht so langen Weg von seiner Bank bis nach Hause möglichst unbeschadet erleben will? Das ist doch kein hoher Anspruch, sondern ich sage, so etwas muss ja gewährleistet sein. Aber gerade diese Bankbehebungsanschlussdelikte finden immer wieder statt, die finden zum Teil mit einer unglaublichen Brutalität statt. Sie finden, wie ich es etwa im eigenen Verwandtenkreis bei einer über 80-jährigen Verwandten miterleben musste, 20 m neben einer Polizeiwachstube statt, mit einer Dreistigkeit, die unglaublich ist und die die alten Menschen wirklich vollkommen aus dem Lot bringt. 

Wir werden diesbezüglich auch einen Antrag mit einer entsprechenden Forderung einbringen. Und es scheint ja auch im sozialen Topf - wie ich gleich anschließen werde - genug Geld in dieser Stadt zu sein, und wie wir ja heute auch schon besprochen haben, wo wir für diese Menschen, die Opfer solcher kriminellen Übergriffe wurden, eine entsprechende Einrichtung über die Schiene der Sozialbetreuung und -beratung für Senioren in Wien fordern, wo man diese betroffenen Personen nicht auf irgendeine Stelle oder eine Einrichtung - vielleicht quer durch ein paar Bezirke - schicken muss, sondern ihnen in aufsuchender Arbeit hilft, dieses Erlebnis zu überwinden. 

Und wir fordern in formeller Hinsicht, dass dieser Antrag heute sofort abgestimmt wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich habe gesagt, wir haben ja offensichtlich genug Geld im sozialen Topf, denn nicht anders ist es erklärbar, dass über zwei Millionen für das Ernst Kirchweger-Haus im 10. Bezirk beschlossen worden sind.

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist ja schon diskutiert worden - und ich werde im Einzelnen gar nicht darauf eingehen -, dass hier sicher eine Zelle von gewalttätigen Linksextremen, eine gewalttätige linksextreme Personengruppe also, untergebracht ist. 

Wir, und ein Großteil der Bevölkerung, sehen nicht ein, dass wir das mit solchen Summen finanzieren sollen. Setzen wir das Geld lieber dafür ein, um den Anrainern die Minderung der Werte ihrer anliegenden Wohnungen zu ersetzen, stehen Sie lieber für die Bevölkerung ein, die rundherum den Schaden hat, den Krawall und den Lärm hat und natürlich auch die entsprechende Minderung ihrer eigenen Wohnungen. 

Auch diesen Antrag möchte ich heute und hier einbringen. (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren, die Kriminalität hat ja viele Facetten, und es ist ja gar nicht möglich, selbst im Rahmen der nächsten Zeit, die wir mit dieser Dringlichen Anfrage verbringen werden, alle Facetten aufzuzählen. Dennoch müssen einfach Dinge erwähnt werden, die wir nicht im Raum stehen lassen können, vor allem, weil ja genau über diesen Bereich so ungern gesprochen wird. 

Wien ist eine sichere Stadt, und damit basta. So kann man das nicht im Raum stehen lassen. Wir haben, wie schon erwähnt, einen Rekord, etwa im Bereich der Bankeinbrüche, das gibt ja auch zu denken. Wie lange haben wir gebraucht, dass wir hier überhaupt auf die Idee gekommen sind zu handeln. Wir sind Spitzenreiter im Vergleich mit anderen Großstädten mit vergleichbaren Delikten, etwa bei der Sparte der Mordfälle, und wir haben einen Anstieg der Einbrüche und der Diebstähle zu verzeichnen. Und auf der anderen Seite sinkt die Aufklärungsquote. Das ist auch ein alarmierendes Zeichen, ist aber natürlich auch mit der Unterbesetzung der Polizei in Wien mit zu erklären. 

Auf der anderen Seite darf man nicht vergessen, dass uns auch immer wieder eine Statistik vor Augen geführt wird, die auch zu hinterfragen ist. Denn wenn etwa in einer Gasse durch einen Täter 20 PKW aufgebrochen werden, so gilt das als ein Delikt, kommt man aber darauf und klärt den Fall auf, dann sind es 20 geklärte Fälle. 

Also, man darf nicht hier alles schönreden, indem man sich auf Statistiken beruft, denn da wird natürlich auch, sagen wir, Politik - unter Anführungszeichen - immer zugunsten einer guten Optik gemacht.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben aber in Wien auch eine neue Art von Kriminalität erfahren müssen, eine neue Art von Sicherheitsbedrohung, von der Sie vielleicht gehofft haben, dass das in Wien nicht vorhanden ist - wir haben es gewusst, dass es vorhanden ist - und hier geht es um radikale Tendenzen, radikal islamische Tendenzen mit einem terroristischen Umfeld.

Und ich glaube, das ist eine ganz große Sicherheitsbedrohung für unsere Stadt, für viele Bürger dieser Stadt, und hier ist selbstverständlich rasches Handeln angesagt und hier ist selbstverständlich auch ganz gezielt Position zu beziehen. Und wenn ich mir die öffentliche Diskussion der letzten Tage oder der letzten Wochen fast schon anschaue, dann wird hier schon ganz künstlich von Ihnen eine Schieflage erzeugt, nämlich vor allem auch im Zuteilen, wer sozusagen der Gute und der Schlechte ist. Und ich weise das also wirklich mit Vehemenz zurück, dass man die Menschen, die sich gegen etwas auf die Straße begeben, weil ihre Anliegen missachtet wurden, mehr oder weniger im Bausch und Bogen kriminalisiert, während man auf der anderen Seite wirklich Kriminelle mehr oder weniger so ein bisschen beliebäugelt.

Und wir bringen auch dazu heute einen entsprechenden Beschlussantrag ein, weil ich glaube, das Thema wird uns – und ich sage dazu durchaus, leider, es ist bedauerlich, dass es so ist – noch über längere Zeit beschäftigen. Es ist unser Beschlussantrag der GRe Matiasek, Schock, Jung und Ebinger betreffend den Bau von Moscheen. Die sind nämlich durchaus auch als Zentrum zur Entstehung dieser Tendenzen, dieser radikalen Tendenzen, über die ich vorhin gesprochen habe, anzusehen. Und diese radikal islamischen Tendenzen haben sich also verstärkt, in Wien breit gemacht, die Sorgen, die berechtigten Sorgen der Bevölkerung vor diesen radikal islamischen Strömungen, die unsere in der Verfassung festgeschriebenen Grundprinzipien missachten und bekämpfen, denen muss entsprechend entgegengetreten werden, damit der Terror nicht in unserer Stadt heimisch wird. 

Und diese politische Fehlentwicklung im Bereich der Zuwanderung und Integration stößt in unserer Stadt immer mehr auf Unverständnis. Das fortdauernde Ignorieren berechtigter Bürgerbeschwerden oder das Abwimmeln mit dem Verweis auf die Unzuständigkeit, wie das so gerne von den Verantwortlichen der SPÖ-Stadtregierung getan wird, hat nun zur Mobilmachung von Bürgerinitiativen in verschiedenen Bezirken geführt. 

Beispielsweise haben sich in der Brigittenau engagierte Menschen zur parteiunabhängigen Formation der Bürgerinitiative Dammstraße zusammengeschlossen, um eben gegen den geplanten Ausbau des türkisch-islamischen Zentrums zu protestieren, das in Zukunft 1 500 Gläubige beherbergen soll. Und diese Liegenschaft wurde ja schon vor Jahren vom Verein „ATIB“ erworben, einem Verein, dessen Proponenten eng mit der türkischen Botschaft verwoben sind. Dadurch wird ersichtlich, dass die schleichende Islamisierung, der die Türkei verstärkt ausgesetzt ist, nun auch in Wien umgesetzt werden soll. Die politischen Parteien - mit Ausnahme der FPÖ - haben die Bürger in Stich gelassen und daher stellen wir den Antrag: 

„Der Herr Bürgermeister wird aufgefordert, in Zukunft alle Maßnahmen zu ergreifen, damit in Wien keine weiteren Moscheen, Gebetshäuser oder muslimische Zentren bewilligt oder errichtet werden können.“

Auch hier verlangen wir in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung und ich bringe diesen Antrag damit ein. (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, Sicherheit ist wichtig, und Kriminalität schadet uns allen. Kriminalität, ganz egal, ob sie gegen einzelne Personen, gegen Personengruppen gerichtet ist, oder unter Umständen eine ganze Stadt in Terror setzen wird. Hier darf es kein Liebäugeln geben, hier darf es kein Vertuschen geben und hier darf es auch kein Abschieben der Verantwortlichkeit von Ihrer Seite geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nach der erfolgten Begründung bitte ich zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage Herrn Bürgermeister zum Rednerpult.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Sehr geehrte Herren Gemeinderäte!

Man sollte auch die Vorbemerkung zur Beantwortung einer solchen Anfrage mit einem positiven Element beginnen, und das mache ich gerne. Jawohl, Frau Gemeinderätin, ich stimme mit Ihnen überein, die Österreichische Verfassung ist einzuhalten. 

Da gebe ich Ihnen recht, und das gilt für alle, das sind die Regeln, und wer sich nicht daran hält, wird zweifelsohne auch mit den entsprechenden Konsequenzen zu rechnen haben.

Aber ich darf Sie darauf aufmerksam machen, Frau Gemeinderätin, auch Sie werden die Österreichische Verfassung nicht außer Kraft setzen. Und in der Österreichischen Verfassung sind die Verantwortlichkeiten sehr klar festgelegt, und die werden Sie auch nicht wegreden können. Und in der Österreichischen Verfassung ist festgelegt, dass für die innere Sicherheit die Bundespolizei zuständig ist, und damit das Innenministerium und nicht die Landeshauptleute und nicht die Bürgermeister der Gemeinden. 

Und da sage ich Ihnen auch persönlich, ich übernehme Verantwortung sehr gerne, was nicht immer eine angenehme Sache ist. Ich übernehme Verantwortung sehr gerne für Bereiche, für die ich zuständig bin, die ich gestalten kann und wo nun in der Tat auch Verantwortung unmittelbar zuzuordnen ist. Aber ich übernehme nicht die politische Verantwortung für einen Bereich, wo in jenen sieben Jahren, wo Sie in der österreichischen Bundesregierung gesessen sind, genau jene Einsparungen getroffen worden sind, denen Sie Ihre Zustimmung gegeben haben, die Sie heute kritisieren und uns in die Schuhe schieben wollen. Das mit Sicherheit nicht. (Beifall bei der SPÖ.)

Und da wird Ihnen auch der Hinweis, dass Sie sich ja einer Spaltung unterzogen haben und eigentlich eine FPÖ-Gruppe, die sich halt dann orange verkleidet hat, in der österreichischen Bundesregierung gesessen ist und für diese letzten paar Jahre nach Knittelfeld die Verantwortung getragen hat, auch nicht sehr viel helfen, denn jene großen Einsparungen ... (GR DDr Eduard Schock: Das war unter Vranitzky!) Nein, nein, das ist die Unwahrheit, Sie können noch so laut schreien, übernehmen Sie so wie ich die Verantwortung für das, was Sie mitgetragen haben, und hier haben Sie die Verantwortung zu tragen. (Beifall bei der SPÖ. - GR DDr Eduard Schock: Vranitzky war das!) Ja, ich weiß schon, Sie wollen das nicht hören. Ich weiß schon, Sie wollen das nicht hören, (Beifall bei der SPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Vranitzky war das!) Sie wollen nicht hören, dass in den Polizeischulen schon mehr waren in einer Zeit, wo Sie die Verantwortung mitgetragen haben. Sie wollen nicht hören, dass in einer Zeit, wo Sie die Verantwortung mitgetragen haben, jene 1 000 Polizisten eingespart wurden, die Sie nunmehr beklagen, dass sie nicht da sind. Das ist die Wahrheit, die wollen Sie nicht hören, aber Sie werden sich ihr stellen müssen. Sie werden sich ihr stellen müssen. (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist ja angesichts dieses Faktums ja schon fast vernachlässigbar, Sie darauf hinzuweisen, dass auch die Wiener Landesverfassung - auf die Sie immerhin einen Eid geschworen haben - und auch die Geschäftsordnung hier vorsehen, dass Fragen gestellt werden zur Verantwortung im Verwaltungsbereich der Stadt Wien, die Sie, natürlich mit ganz wenigen Ausnahmen, hier auch entsprechend verletzt haben. 

Sei es drum, ich gestehe selbstverständlich zu, Sicherheit ist ein wichtiges Thema, und wenn Sie nur unter Verletzung der Wiener Stadtverfassung hier eine Diskussion dazu führen können, dann nehme ich das zwar bedauernd, aber doch zur Kenntnis und wir werden diese Diskussion zu Fragen der Sicherheit auch führen. 

Aber hingewiesen werden soll darauf, dass Sie sich hier nicht an das Wiener Recht und Gesetz halten.

Erlauben Sie mir einleitend auch noch eine sehr grundsätzliche Bemerkung. Es ist auch von meiner Seite her völlig unbestritten, dass die personellen Rahmenbedingungen für die Wiener Polizei als mehr als schwierig zu bezeichnen sind. (GR DDr Eduard Schock: Nun, eben!) Aber Sie tragen die Verantwortung dafür, nicht wir, nicht wir. Sie tragen die Verantwortung dafür. (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist eine Tatsache, meine Damen und Herren von der FPÖ, dass Wien über zuwenig Polizisten verfügt, aber die Einsparungen haben Sie zu verantworten, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Vranitzky war das!) 

Es wird Ihnen nichts helfen, Sie haben die Verantwortung für diese sieben Jahre zu tragen, Sie haben 1 000 Polizisten eingespart. Nehmen Sie diese Verantwortung, nehmen Sie sie ... (GR DDr Eduard Schock: Wer ist jetzt an der Regierung!) Nehmen Sie diese Verantwortung wahr, nehmen Sie sie wahr! 

Wie Sie wissen, meine Damen und Herren von der Freiheitlichen Partei, war ich es, der über all die Zeit hinweg immer wieder diese Verantwortung auch bei Ihnen eingemahnt hat. (GR DDr Eduard Schock: Wo denn!)

Und Entschuldigung, ich mahne sie auch jetzt wieder ein. Ich mahne sie auch jetzt mit derselben Vehemenz ein wie vorher. Was haben Sie denn noch vor eineinhalb Jahren gesagt, wenn ich die 1 000 Polizisten eingemahnt habe! Da haben Sie gesagt: „Ihnen fällt nichts anderes ein, als die Bundesregierung zu kritisieren.“ Und jetzt stehen Sie da und sagen: Wir ignorieren das Problem, dass es 1 000 Polizisten zu wenig gibt. Wir haben es niemals ignoriert. Sie haben es zu verantworten, dass es die 1 000 Polizisten zu wenig gibt. (Beifall bei der SPÖ.)

Und nun, meine Damen und Herren, habe ich versucht, in konstruktiver Weise vorzugehen, weil ich mir dessen bewusst bin, dass der Wiener Bevölkerung eine derartige Diskussion, wie wir leider auch jetzt gezwungen sind, sie wieder zu führen, eigentlich furchtbar auf die Nerven geht. (GR Mag Wolfgang Jung: Wer zwingt Sie denn!) Nun, Sie haben ja gerade angefangen mit der Diskussion, sie so zu führen. Sie, Herr Brigadier, haben gerade damit angefangen, diese Diskussion so zu führen, also nicht böse sein. 

Ich habe versucht, hier einfach auch zu einer Zeit, als es die schwarz‑blaue Regierung noch gegeben hat, alles in eine Richtung zu bringen, dass man zumindest für die Zukunft wieder Lösungen finden kann. Und die Sicherheitspartnerschaft, die ich mit der inzwischen zu meinem tiefen Bedauern verstorbenen Frau Innenministerin hier ins Leben gerufen habe, hat zumindest dazu geführt, dass die Polizeischulen wieder voll geworden sind. (GR Dr Herbert Madejski: Richtig, und die Gefängnisse auch!) Und auch in dieser letzten Periode sind die Polizeischulen wieder voll und ich stehe daher nicht an zu sagen, dass dies ein Schritt in die richtige Richtung ist, nämlich tendenziell das zurückzunehmen, was man an Sparpolitik bei der Wiener Polizei gemacht hat, und die Polizei wieder mit jenen personellen, aber auch hoffentlich sachlichen Ressourcen auszustatten, die sie brauchen. 

Wir sind hier, ich sage das auch im Voraus, bei Weitem nicht am Ende des Weges, aber es geht, diesen Eindruck habe ich - und das ist auch das Ergebnis unserer kooperativen Haltung -, der Weg wieder in die richtige Richtung. Es werden nun auch wieder Schritte in die richtige Richtung gesetzt werden und daher hoffe ich ... (GR DDr Eduard Schock: Wenn das die richtige Richtung ist, Her Bürgermeister, dann danke!) Ja, es ist die richtige Richtung, die Fehler der Politik, die Sie zu verantworten haben, wieder zu korrigieren. Das ist der Schritt in die richtige Richtung. (Beifall bei der SPÖ.)

Für mich, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist es, wie Sie so gut wissen wie andere, kein Lippenbekenntnis, (GR DDr Eduard Schock: Kennen Sie den Namen Gusenbauer!) denn wo immer wir als Stadt können, unterstützen wir die Wiener Polizei in ihren Aktivitäten. Sei es bei den Entlastungen von Verwaltungsaufgaben, sei es aber direkt auch bei der Unterstützung für die Ausstattung. 

Und ich kann Ihnen noch einmal sagen: Hätte man damals meinem Vorschlag einer Veränderung auch der Verfassung zugestimmt, nämlich, dass für die Wiener Polizei tatsächlich Wien und damit auch der Landeshauptmann und der Bürgermeister zuständig ist, dann kann ich Ihnen sagen, würde die heutige Situation dort anders ausschauen als sie nach den sieben Jahren, in denen Sie in der Regierung gesessen sind, heute in der Tat ausschaut. (Beifall bei der SPÖ. – StR Johann Herzog: Dann machen Sie es jetzt! – GR DDr Eduard Schock: Der Name Gusenbauer kommt bei Ihnen gar nicht mehr vor!) Sie können da herinnen, wo Sie niemand hört, noch so schreien, was Sie wollen, Sie werden sich Ihrer Verantwortung nicht entziehen. (Beifall bei der SPÖ.) Herr Gemeinderat, das ist nicht das Problem, aber wir hören es draußen. Ob mich da herinnen jemand hört, ist mir eigentlich ziemlich egal, das darf ich Ihnen schon auch sagen, aber draußen hört man mich, da brauchen Sie sich keine Sorgen machen, (Beifall bei der SPÖ.) draußen hört man mich. 

So, ich darf nunmehr zur Beantwortung Ihrer Fragen, soweit sie nachvollziehbar sind, im Einzelnen kommen.

Zur Frage 1: Halten Sie Wien trotz dieser Entwicklung für eine sichere Stadt?

Eine einfache Antwort: Ja.

Ich darf es begründen: Wien ist im internationalen Städtevergleich zweifelsfrei eine sichere Stadt. Einmal mehr möchte ich hier auf die international tätige Mercer Consulting Group hinweisen, die in ihrer aktuellen, an Wirtschaftsführungskräfte gerichteten Studie Quality of Life in Vienna Wien nicht nur, was die Lebensqualität betrifft, den 1. Platz in der Europäischen Union und Platz 3 unter 215 Metropolen weltweit zuerkennt, sondern auch die Sicherheit in Wien mit 9 von 10 möglichen Punkten bewertet. 

Auch die Wienerinnen und Wiener fühlen sich in ihrer Stadt sehr sicher. Dies belegt nicht nur die letzte Studie „Leben und Lebensqualität in Wien", sondern auch eine europaweite Vergleichsstudie über Unsicherheit in europäischen Städten, welche Wien - übrigens auch im Vergleich zu dem von Ihnen angesprochenen Hamburg - ein hervorragendes Zeugnis ausstellt. Ähnliches gilt nach der so genannten Teststudie, einer europäischen Vergleichsuntersuchung für das Sicherheitsgefühl, in öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Zur Frage 2 und 4: Selbstverständlich habe ich die mit der Erweiterung des Schengenraums im Zusammenhang stehende Problematik nicht verkannt. Gemeinsam mit den Landeshauptleuten von Niederösterreich und dem Burgenland haben wir im Juni dieses Jahres die Bundesregierung aufgefordert, im Interesse der Bevölkerung sicherzustellen, dass einer Erweiterung des Schengenraums in Richtung Osten erst dann näher getreten wird, wenn das Sicherheitsniveau in den östlichen Nachbarstaaten nun in der Tat auch den Kriterien für den Schengenraum entspricht. 

Im Hinblick auf die organisatorischen Herausforderungen, die mit der Durchführung der Fußball-Europameisterschaft verbunden sind, scheint meinen Kollegen und mir selbst eine allfällige Erweiterung des Schengenraums in Richtung Osten mit 1. Jänner 2008 und die Verringerung der Einsatzkräfte an den Grenzen vor Beendigung der Fußball-Europameisterschaft 2008 nicht sinnvoll. Wir lehnen daher eine solche Vorgangweise ab. 

Ich gehe davon aus, dass Herr Innenminister Platter diese Forderung der Ostregion nicht nur nicht auf die leichte Schulter nimmt, sondern ihr, wie er es auch öffentlich ausgedrückt hat, durchaus wohlwollend gegenübersteht. Wie ich den Medien entnommen habe, ist mittlerweile auch ein weiterer Einsatz, die Assistenzleistung des Österreichischen Bundesheeres an der Grenze im Burgenland, in Planung. 

Ergänzend füge ich noch eines hinzu: Sollte es in Zukunft zu einer entsprechenden Umsetzung der Schengengrenze an der Ostgrenze Österreichs zu unseren EU-Nachbarländern Ungarn und Slowakei kommen, dann sind nach dem Abzug der Einsatzkräfte der Polizei die dadurch freiwerdenden Polizisten natürlich im besonderen Ausmaß auch der österreichischen Bundeshauptstadt zur Verfügung zu stellen. 

Zur Frage 3: Die Frage 3 kann ich leider nicht beantworten, denn sie wurde nicht gestellt. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Zu den Fragen 5 und 11: Obwohl ich mit vielen Entscheidungen und Maßnahmen des Innenministeriums in den vergangenen Jahren nicht einverstanden war, war ich immer daran interessiert, mit dem Bundesministerium für Inneres im Interesse der Sicherheit in Wien zusammenzuarbeiten. So ist es schon 2005 gelungen - ich habe darauf verwiesen -, eine Sicherheitspartnerschaft mit der damals im Amt befindlichen Innenministerin, Liese Prokop, abzuschließen und mit ihr gemeinsam auch umzusetzen. 

Im Juli dieses Jahres wurde die Sicherheitspartnerschaft mit dem amtierenden Innenminister Günther Platter erneuert. Wesentliche Punkte dieser Sicherheitspartnerschaft sind: 

Die Verbesserung der Sicherheit in öffentlichen Verkehrsmitteln und auf öffentlichen Plätzen durch Polizeistreifen und Einsatz von Videoüberwachungen im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten, 

Steigerung der Effizienz durch Entlastung der Polizei, wo wir in der Vergangenheit immer wieder bewiesen haben, dass wir hier zur Verfügung stehen,

Kooperation in der Grundversorgung und gemeinsames Herangehen an soziale Problemzonen unter Nutzung der Erfahrungen der erfolgreichen Tätigkeit des „Help U“-Teams am Karlsplatz, 

intensive Kooperation bei der Kontrolle des Schwerverkehrs sowie beim Verkehrsmanagement, 

weitere Förderung des Einbaus von Sicherheitstüren im Rahmen der Wohnbauförderung, 

Unterstützung des Ausbaus von Polizeiinspektionen durch die Stadt Wien, Intensivierung der Kooperation der Polizeiinspektionskommandanten sowie der Magistratsdienststellen in den Bezirken, 

Kooperation bei der Prävention in Schulen und 

Kooperation bei der Aufnahme von MigrantInnen bei der Wiener Polizei. 

Darüber hinaus wurde im Hinblick auf die ins Haus stehende Fußball-Europameisterschaft 2008 eine gemeinsame Planung der Sicherheits- und Katastrophenschutzvorkehrungen sowie die Bildung einer integrierten Einsatzleitung vereinbart. 

Die Magistratsdirektion wurde von mir beauftragt, die Zusammenarbeit im Rahmen der Sicherheitspartnerschaft zu koordinieren und die Arbeit der Polizistinnen und Polizisten unter Ausschöpfung ihrer Möglichkeit zu unterstützen. Ich füge aber hinzu, dass die Kooperation mit der Polizei dort ihre Grenzen findet, wo sie zum Vorwand genommen wird, um weitere Einsparungen bei der Wiener Polizei vorzunehmen, die wir nicht akzeptieren können. (Beifall bei der SPÖ.)

Zu 11: Die Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen ist im Verbrechensopfergesetz geregelt. Leistungen nach diesem Gesetz können im Wege des Bundessozialamtes bezogen werden. Darüber hinaus finden die Regelungen des Wiener Sozialhilfegesetzes auch auf in Notlage gekommene Opfer Anwendung. Die Stadt Wien unterstützt außerdem den Verein Weisser Ring für seine vorbildliche Arbeit zur Unterstützung von Verbrechensopfern und vor allem zur Verhütung von Straftaten mit jährlich 20 000 EUR. 

Die Fragen 6 und 7 kann ich mangels Fragestellungen ebenfalls nicht beantworten. 

Zu den Fragen 8 und 10: Unerlässlich ist für mich eine angemessene Ausstattung der Wiener Polizei mit Personal und Gerät und ich werde daher - ich wiederhole es noch einmal - alles in meiner Macht Stehende tun, um eine Aufstockung des Personalstandes um 1 000 Polizistinnen und Polizisten zu erreichen und die Wiener Polizei in ihrer Aufgabenerfüllung entsprechend zu unterstützen. 

Zu Frage 9: Die Aufgabe der Kriminalitätsbekämpfung ist nach der Bundesverfassung nicht den Gemeinden und ihren Magistraten zugewiesen, und damit wiederhole ich mich. Die Verhinderung und Aufklärung der von Ihnen genannten kriminellen Handlungen wie Diebstahl, Raub, Einbruch, Banküberfälle und Mord nach dem Sicherheitspolizeigesetz und der Strafprozessordnung des Bundes obliegt der Polizei, der Staatsanwaltschaft und den Strafgerichten. 

Abgesehen davon ist zu bezweifeln, dass Anhalterechte zur Identitätsfeststellung, Organstrafverfügungen und Anzeigebefugnisse, wie Sie das von Ihnen zitierte neue Wiener Reinhaltegesetz zur Ahndung von Verwaltungsübertretungen vorsieht, taugliche Mittel zur Unterstützung der Polizei bei der Bekämpfung von Kriminalität wären. In jedem Fall, in dem betroffene Personen Widerstand gegen Befugnisse von Bediensteten eines städtischen Ordnungsdienstes leisten würden, müssten Polizeiorgane zur Assistenzleistung gerufen werden. Somit würde es, abgesehen von der gesetzlichen Zuständigkeit der Polizei zur Kriminalitätsbekämpfung, durch den von Ihnen gewünschten städtischen Ordnungsdienst zu keiner Verbesserung, sondern nur zur Schaffung einer teuren Parallelorganisation zur Polizei ohne wesentlichen Nutzen kommen. 

Zur Frage 12: Der Erwerb des Ernst Kirchweger-Hauses durch die Stadt Wien ist eine Investition für die Sicherheit der Bevölkerung. (GR Mag Wolfgang Jung: Oh, oh!) Gerade die Ereignisse in der jüngsten Vergangenheit in europäischen Nachbarländern wie zum Beispiel Dänemark haben gezeigt, dass eine Politik der Eskalation, so wie Sie sie vorschlagen, in einer Auseinandersetzung mit politischen und sozialen Randgruppen zur Destabilisierung des sozialen Friedens und nicht zur Stabilisierung führt. Diese oftmals gewaltvollen Ausschreitungen werden von allen Betroffenen - dabei spreche ich vor allem von den Anrainerinnen und Anrainern - als äußerst bedrohlich empfunden. 

Wien setzt daher auf eine Politik der Deeskalation und der langfristigen Lösungen. Die Strategie, Unterstützung anzubieten und gleichzeitig Verantwortung einzufordern, hat sich jedenfalls in der Vergangenheit immer wieder bewährt. Rücksichtnahme, Einbindung der Anrainerinnen und Anrainer und die Berücksichtigung ihrer Bedürfnisse ist essentielle Begleitmaßnahme des Projekts. Nur so kann das Ziel des Projekts auch erreicht werden: Eine respektvolle Eingliederung in das vielfältige kulturelle Geschehen der Stadt Wien als Teil der Gesellschaft und keine Abdrängung in eine kriminalisierte Subkultur. 

Die Debatte um das Ernst Kirchweger-Haus ist in der öffentlichen und politischen Diskussion leider - und nicht zuletzt auf Grund Ihrer Argumentationen - bereits von großer Polemik und Radikalisierung getragen. (GR Mag Wolfgang Jung: Wo bleibt das Interesse der Öffentlichkeit!) Versachlichung und Mäßigung sind gerade hier die Herausforderungen auch der Zukunft. Und wenn ich Ihnen etwas versprechen darf, dann das, dass wir diesen Weg des friedvollen Miteinanders in unserer Stadt auch weiterhin gehen werden. Wir werden in aller Welt dafür beneidet. Danke schön. (Lange anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön, Herr Bürgermeister, für die ausführliche Beantwortung der Fragen. 

Bevor ich die Debatte eröffne, teile ich Ihnen mit, dass sich Herr Kollege Schreuder für den Rest der Sitzung entschuldigt hat. 

Ich eröffne nun die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zu dieser Debatte hat sich als erster Redner Herr GR Mag Ebinger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit 20 Minuten nicht überschreiten soll. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke vielmals. Meine Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, bevor Sie nun den Saal verlassen, zuerst einmal eine Klarstellung: Frage 2 ist so bedeutsam, dass wir uns gedacht haben, wir geben Ihnen Zeit, ein bisschen Luft zu holen, bevor Sie dann mit den konkreten Maßnahmen, die Sie setzen wollen, in Frage 4 kommen. 

Und bei Frage 5 gibt es eine Frage in der Frage 5, eine Frage in der Frage 5a und 5b, und wenn wir alle drei auf einmal stellen, dann würden wir Sie unter Umständen überfordern, (GR Harry Kopietz: Ha, ha!) und deswegen haben wir die Nummerierung hier zurückgenommen und es folgt dann 5a. Bitte, das nur zur Klarstellung. (GR Godwin Schuster: Für wen!)

Und noch etwas: Wir sind nicht böse, wir sagen nur die Wahrheit. Sie hingegen bagatellisieren, marginalisieren, beschönigen. (Beifall bei der FPÖ.) Wenn Sie von der Verantwortung reden und mehr oder weniger hier mit aller Gewalt - auch wenn man etwas zehn Mal sagt, so ist es deswegen nicht wahrer - immer die Verantwortung der FPÖ geben wollen für die Situation, die da herrscht, dann muss ich schon fragen, war nicht Minister Einem der, der die 18, ja, mindestens 18, Wachzimmer in Wien hat schließen lassen? (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn Sie laut Landesverfassung die Landeskompetenz für die Polizei haben wollen, ja warum haben Sie das dann nicht seit 1945 gemacht! Sie waren ja mehr oder weniger ununterbrochen an der Macht, es hat Sie ja niemand behindert, das zu tun. Da können Sie ja jetzt nicht sagen, ich habe keine Verantwortung, ich übernehme sie gerne dort, wo ich sie habe, aber hier kann ich leider nichts tun. 

Und noch etwas: Wenn jemand keine Verantwortung hat, Herr Bürgermeister, und nichts tun kann, wieso, so frage ich Sie, versprechen Sie dann den Wählern 1 000 neue Polizisten, wenn Sie genau wissen, dass Sie völlig machtlos sind? Das ist in unseren Augen Wählertäuschung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und jetzt haben Sie die Verantwortung. Sowohl hier - die haben sie ja immer gehabt - als auch auf Bundesebene. Und da brauche ich mich gar nicht auf den schwarzen Innenminister ausreden, weil die für den öffentlichen Dienst zuständige Ministerin Bures hat einen Stellenplan für 2008 erstellt, wo 396 Exekutivbeamte eingespart werden. Ergreifen Sie Ihre Verantwortung, verhindern Sie diese Einsparung, wirken Sie auf Ihre eigene, für den öffentlichen Dienst zuständige Ministerin ein, dass endlich das passiert, was Sie seit Jahren verantwortungslos versprechen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie haben auch etwas gesagt, was mich ein bisschen irritiert hat: Ob Sie hier herinnen jemand hört, sei Ihnen egal. Was sollen wir denn darunter verstehen? Dass Ihnen das egal ist, ob die Oppositionsparteien das im Gemeinderat hören? Das heißt, dass Ihnen die Oppositionsparteien egal sind. Das ist eine absolute Macht hier, indem Sie es uns zu spüren geben, dass wir mehr oder weniger nur Staffage sind und was immer wir sagen ... (Bgm Dr Michael Häupl: Ich bin ohnedies da, nun, bitte!) Er ist ohnedies da, nun bitte. 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass das nicht zählt, was da herinnen gesagt wird, und dass ihnen das egal ist. (Bgm Dr Michael Häupl: Sie könnten mir wenigstens zuhören!) Nein, ich meine, wer die absolute Mehrheit hat, hat dann noch nicht das absolute Wissen, lernen kann man immer. (GR Harry Kopietz: Wie denn, wenn nicht da!) Das war der Herr Kopietz. Gut, der Herr Professor. Da kann ich natürlich nichts dagegen sagen, Professor bin ich nicht. Muss ich aber auch nicht unbedingt sein. 

Meine Damen und Herren, wir haben immer aufgerüttelt, wir haben immer Zahlen gebracht. Und weil Sie uns die Verantwortung vorwerfen, möchte ich schon eines sagen: 2003 haben wir eine Sicherheitswache gefordert, Polizisten gefordert, haben die katastrophale Sicherheitssituation in Wien beleuchtet, und Herr Kollege Schuster hat damals auch schon mehr oder weniger gleichlautend gesagt, es ist Doppelzüngigkeit, und wir könnten es ja tun. Wir haben es versucht und ich kann ihnen nur eines garantieren: Die Wiener FPÖ unter HC Strache hat immer eine klare Linie gehabt und hat immer versucht, diese klare Linie durchzusetzen, und sogar bis zum Streit mit den anderen. (GR Godwin Schuster: Das stimmt nur nicht!) 

Und worin das gemündet ist, haben Sie gesehen. Und diese klare Linie, Herr Kollege Schuster, danken uns die Wähler auch wieder, schauen Sie sich nur die Umfragen an. Wir sind auf dem Weg hinauf, weil wir eben unsere klare Linie seit Jahren durchziehen. (Beifall bei der FPÖ. – Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Der Herr Bürgermeister ist mit einer Studie gekommen, ich kann auch mit einer Studie kommen. „Großstadtängste“, von den sicher nicht rechtsstehenden Wolfgang Stangl und Gerhard Hanak unter anderen. Und in diesem Buch wird beschrieben, dass die Viktimitätsrate in Wien, beispielsweise bei Einbrüchen, Diebstählen, Überfällen, um nichts mehr geringer ist als in anderen Großstädten Europas. Es ist eine Fiktion zu glauben, dass Wien eine sicherere Stadt ist als eine andere Großstadt in Europa. Das wird hier ganz klar belegt, Sie können das gerne nachlesen. Es wird auch belegt, dass die Unsicherheitsgefühle der Bevölkerung dort am größten sind, wo speziell türkischstämmige und marokkanische Zuwanderung im großen Maße vorherrscht. (GR Mag Thomas Reindl: Wie heißt das Buch!) Das ist ein wirklich unverdächtiges Buch, das uns beweist, dass es mit der Sicherheit in Wien nicht so toll ausschaut. Diebstahl, Raub und Einbruch stehen auf der Tagesordnung, 10 Prozent mehr bei den Wohnungseinbrüchen. Im Vergleich mit Hamburg - wir haben das ausgeführt – dort waren es 12 Banküberfällen, wir haben bis jetzt 54. 

Ich kann mich erinnern, letzten Montag war in Wien vom 58. Banküberfall die Rede. Jetzt kommt die Weihnachtszeit, Wien ist ja ein Paradies für Banküberfälle. Bei Morden sind wir führend, verglichen mit München und Hamburg, die PKW-Einbrüche sind hinaufgegangen. Und zu alledem sinkt die Aufklärungsquote rapide. 

Und wenn Sie mir jetzt mit der Kriminalstatistik kommen, Herr Kollege Schuster - denn Sie sind ja sicher in der Hinsicht vorbereitet -, die habe ich auch gelesen. 

Und wenn da ein kleines Minus steht, dass etwas zurückgegangen ist, sage ich Ihnen auch etwas: Erstens einmal wird hier selektiv herausgestrichen, dass zum Beispiel Diebstähle in Ordinationen um 50 Prozent gesunken sind. Es hat sicher keinen repräsentativen Charakter, weil nicht gesagt wird, dass Wohnungseinbrüche um 10 Prozent auf 8 000 gestiegen sind. Und, das hat meine Kollegin schon erwähnt, wenn ein und derselbe Täter fünf Sachbeschädigungen macht, ist das eine Anzeige. Wenn aber das dann geklärt wird, sind es fünf geklärte Fälle. Wenn zum Beispiel Kaufhausdiebstähle gemeldet werden, kommt die Polizei gar nicht mehr, weil sie keine Leute mehr haben, sie sind hoffnungslos überlastet. Damit gibt es überhaupt keine Anzeige mehr, die werden einfach so abgestraft. Der sozialistische Gewerkschafter Sbrizzai, die Polizeigewerkschaft wird es mir verzeihen, wenn ich den Namen jetzt falsch ausspreche, weil ich meine Handschrift nicht lesen kann, hat in einem Streitgespräch mit dem jetzigen Polizeipräsidenten gesagt, wir haben Mangeleinsätze in Wien, wir können nicht mehr so wie vor Jahren in zwei Minuten am Tatort sein. 

2006 ist die Polizei bei 1 900 Raubüberfällen zu spät gekommen. Da mache ich aber nicht der Polizei den Vorwurf, die machen ja sowieso schon Überstunden bis zum Gehtnichtmehr. Ein Drittel der Überstunden der Polizei sollte man zu einem normalen Dienst verwenden, das heißt, es gibt ein Drittel zu wenig Polizisten in Wien, das sind genau unsere 1 600 geforderten Polizisten. Sie haben zwar die Autos, aber keine Leute mehr, sie können nicht mehr tun. 

Wenn wir jetzt zu der Aufklärungsquote kommen: Wenn man sich diese Statistiken anschaut, da steht zwar drinnen, dass es um 1,5 Prozent zurückgegangen ist. Selbst wenn man all das so hinnimmt, was ich Ihnen an Beschönigungen der Aufklärungsquoten berichtet habe, dann gibt es da noch eine andere schreckliche Zahl bei der Aufklärungsquote: Geklärte Fälle minus 13,84 Pro-
zent. Jetzt wissen wir aber, dass in Wien 50 Prozent aller Delikte passieren. 50 Prozent aller Delikte, und 20 Prozent der Beamten. Und die Aufklärungsquote ist um 3,7 Prozent gesunken, das ist die niedrigste Aufklärungsquote. Es werden ein bisschen mehr als ein Viertel der angezeigten Fälle aufgeklärt. 

Meine Damen und Herren, das heißt, in Wien sind drei Viertel aller Kriminalfälle unaufgeklärt, ein Paradies für Verbrecher. Das ist keine sichere Stadt, wie wir uns das vorstellen. (Beifall bei der FPÖ. – StR Johann Herzog: In Wien ist die Aufklärung wieder doppelt so hoch!) 

Die Polizei ist rettungslos überfordert, und das wird noch schlimmer werden. Sie haben vielleicht schon meinen Pressedienst gelesen. Ich kann mir nicht vorstellen, wie wir mit diesem Polizeistand die Europameisterschaft 2008 bewerkstelligen können. 1 400 Polizisten sollen von Wien zur Verfügung gestellt werden, Niederösterreich hat Ihnen 350 zugesagt. (GR Dr Herbert Madejski: Der Bürgermeister macht das schon!) Ja, wenn Sie alles zusammenkratzen, was es in Österreich so gibt, dann kommen Sie vielleicht auf 2 000. In Deutschland bei der Europameisterschaft waren es 15 000, und da gab es Krawalle. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, Herr Bürgermeister, das wird ein sicherheitspolitisches Debakel und Sie alleine tragen dafür die Verantwortung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und ich habe Ihnen schon gesagt, Stellenplan 2008: Einsparungen von 396 Exekutivbeamten. Sie haben die Macht hier, Sie haben die Macht dort, Kollege zu Kollege, beide gleiche Fraktion. Ändern Sie es und sagen Sie nicht, wir hatten die Verantwortung, sondern ändern Sie es. Seit Jahren reden Sie, und geändert wird überhaupt nichts. 

Zum Schengenraum wird sich mein Kollege noch ein bisschen verbreitern, aber eines ist klar: Zum Schengenraum sind wir der Meinung, es ist zu früh, zum derzeitigen Zeitpunkt ist die Sicherheit nicht gewährt, wir sind gegen eine Aufhebung der Schengengrenze, oder besser, wir sind gegen die Erweiterung des Schengenraumes. Einfach gesagt: Einen ungeliebten Gast stoppe ich lieber an der Haustür als wenn er schon im Wohnzimmer auf meinem Fauteuil sitzt. Und es hat auch keinen Sinn, dass man dann das Bundesheer als Assistenzeinsatz in die Wälder schickt, wenn jeder ungehindert über die Straßen einreisen kann, das ist ja auch eine Kuriosität am Rande. 

Und hohe Polizeifunktionäre warnen vor den Ostbanden, von der steigenden Kriminalität und gerade die Einbruchsdiebstähle, Autodiebstähle, Überfälle, Banküberfälle gehen auf solche Täter zurück. Es wird keine Kontrolle mehr geben, und bei dem Polizeistand werden wir tatenlos zusehen müssen. Ihr Konzept, meine Damen und Herren von der SPÖ, heißt beschwichtigen, schönreden, bagatellisieren. 

Begrüßenswert ist, wenn am Morgen in der U‑Bahn - heute ist mir das zweimal passiert, obwohl ich keine Zeitung hatte - eine Kinderstimme mir sagt „Lass die Zeitung nicht im U-Bahn-Zug“. Das ist sicher gut, aber wo sind die Maßnahmen gegen Bettler in der U-Bahn, gegen Diebstähle, gegen Drogendealer? Da braucht es eine U-Bahn-Polizei, die gibt es aber nicht, (GR Godwin Schuster: Die Kinder muss man einfach hören!) oder den Parksheriff, den wir einmal gefordert haben, gegen Banden in Parks, gegen Dealer, gegen Devastierungen, gegen Bettler, die gibt es nicht. 

Aber, freilich auch wichtig, aber nicht so prioritär, „Nimm ein Sackerl für dein Gackerl“, das sind die Initiativen, das ist die sicherheitspolitische Initiative der SPÖ.

Oder: Wir fordern einen städtischen Ordnungsdienst für alle Überwachungsagenden, wir fordern eine U-Bahn-Polizei, Sie machen die „Waste Watcher“. Das, meine Damen und Herren von der SPÖ, ist ein naives Sicherheitskonzept, wenn man das überhaupt als solches bezeichnen kann. 

Und wenn wir von Sicherheit reden, dann ist der Terrorismus auch ein Thema, meine Damen und Herren. Deswegen ein paar Worte zum radikalen Islam, noch dazu, wo das ja jetzt Gegenstand mehrerer Anträge ist.

Radikale Moslems, nächste Warnung. Der Terrorist plante Attentat auf Fußball EM, sagen US-Terror-
spezialisten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die kennen sich im Iran aus!) Ja, die kennen sich aus so wie im Iran. Ich kann natürlich immer jedem sagen, na ja, der ist ja gar nicht so und der macht ja gar nicht so, aber ich frage mich schon, wenn jemand international beobachtet und verhaftet wird und auf einer internationalen Watchlist steht, und ich höre dann, dass der Integrationsbeauftragte der Islamischen Glaubensgemeinschaft, Omar Al-Rawi, Abgeordneter dieses Hauses, sagt, wir hatten mit ihm oft Schwierigkeiten, so heißt das doch, er kennt diese Leute, und er hat das verharmlost. Ja, wie stehen Sie denn dazu! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist doch keine Verharmlosung!) Nun, Entschuldigung, wenn er mit ihm Schwierigkeiten hat, dann hat er mit ihm doch eine Auseinandersetzung. 

Wahrscheinlich stellen Sie sich jetzt vor, Sie müssen die Sozialisten vertreten, weil keiner herinnen ist. (Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Godwin Schuster: Vielleicht haben Sie auch Schwierigkeiten!) 

Oder, der fragwürdige Islamunterricht, Neues Volksblatt. Wir haben aufgezeigt, was in diesem Schulbuch drinnen steht. Ich kann es Ihnen zeigen das Schulbuch, obwohl es nachhaltig vor uns geheim gehalten wurde. Da steht zum Beispiel drinnen, dass Unzucht, Abfall vom Islam und Homosexualität mit dem Tode bestraft werden, dass die Sharia, die islamische Gesetzgebung, über dem Rechtstaat westlicher Demokratien steht, über dem Rechtsstaat, und gelte ausnahmslos für alle Menschen. 

Daher seien auch nichtmoslemischen Dieben die Hände abzuhacken. Der Mann ist Chef der Familie, steht im Schulbuch, können Sie nachlesen. Die Frau schuldet ihm Gehorsam, verstößt sie dagegen, so sollte sie im Gutem zur Vernunft gebracht werden, gelingt es nicht, dann Fernbleiben vom Ehebett, wenn das immer noch nichts fruchtet, so darf er sie auch schlagen. Eine Frau, die in der Öffentlichkeit Parfum benutzt, ist eine Ehebrecherin, wer sich einen modischen Haarschnitt zulegt, ist verflucht.

Meine Damen und Herren, es kann nicht sein, dass eine Religionsgemeinschaft solche Schulbücher zulässt, dass man uns das vorenthält, (GR Dr Herbert Madejski: So ist es!) und dass Schüler in Österreich mit diesen Inhalten konfrontiert werden. 

Das ist demokratiefeindlich, das ist gegen Menschenrechte, das ist in keinem Fall zu tolerieren. Und wenn uns dann Herr Kollege Vettermann sagt, das Schulbuch habe es nur bis 2004 gegeben, das sei schon lange nicht mehr in Gebrauch, ja, meine Damen und Herren, bis 2004 haben Sie das toleriert. Das ist Ihre Weltanschauung, die Toleranz gegen die Intoleranten? Das kann ja nicht wahr sein! Sie können nicht einfach sagen, das gibt es nicht mehr, deswegen ist es kein Problem mehr. Noch dazu, wenn wir uns anschauen, was Herr Schakfeh, da es ja noch keinen neuen Schulplan, keinen neuen Lehrplan gibt, auf die Frage im Volksblatt, ob das absehbar ist, und ab wann dies der Fall sein wird, sagt: „Nein, das muss durch mehrere Kommissionen, nach wie vor wird nach dem alten Lehrplan unterrichtet, und ob jetzt dieses Schulbuch in einzelnen Schulen verwendet wird oder nicht, kann ich nicht sagen.“ 

Unseres Wissens wird es verwendet, aber Faktum ist, es wird nach den alten Regeln des alten Lehrplans unterrichtet, und niemand kontrolliert das. Ich sage Ihnen noch etwas: Wenn hier Dinge drinnen stehen, die demokratiefeindlich sind, dann muss man dort eingreifen, dann muss man auch die Religionsgemeinschaft zurechtweisen. Sie hat im Sinne unserer demokratischen Grundrechte zu agieren und niemals anders. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn ich dann diese Anträge sehe - die ÖVP macht da so einen Antrag, wo man den Rechtsextremismus so vage in den Raum stellt, die SPÖ hat einen großen Weltoffenheits-Toleranz-Antrag, der in Wirklich auch gegen uns gerichtet ist, natürlich, weil wir die Bösen sind, die dieses Thema, das alle in der Bevölkerung bewegt, aufgreifen - dann sage ich Ihnen, ich lasse mich nicht von irgendjemandem als rechtsextrem diffamieren. Und wenn ich Ihnen vorhalte, dass Sie wahrheitswidrig so tun, als sei unsere Kritik einer Einordnung der Moslems in die Gesellschaft exemplarisch für uns, dann stimmt das nicht, das ist nicht rechtsextrem. Es ist auch nicht rechtsextrem, wenn ich Ihnen vorhalte, dass Frauen im Islam im Alltag Unterdrückung, Abschottung, Ausbeutung, Zwangsehe, Gefangenschaft als Norm haben. Und wenn ich Ihnen sage, dass ich festzustellen verlange, dass eine unmissverständliche Abkehr von der Sharia, vom islamischen Rechtssystem, kommt, das mit Demokratie, Menschenrechten, Meinungsfreiheit, Gleichstellung der Geschlechter und Pluralismus unvereinbar ist, dann … (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Haben Sie schon die Scharia gelesen?) Schauen Sie einmal, Sie können dann gleich Stellung nehmen zu Ihren Terroristenfreunden, mit denen Sie Schwierigkeiten haben. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Haben Sie sie gelesen? – GR Kurth-Bodo Blind: Geh, sei doch nicht so gescheit!) Ich sage Ihnen was, der Herr Prediger, der Imam von Neubau sagt, die Demokratie ist eine Sache, der Islam ist eine ganz andere. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Haben Sie sie schon gelesen?) Außerdem habe ich mich mit der Sharia beschäftigt, und wenn Sie mich schon so fragen, dann sage ich Ihnen was: Es gibt Menschenrechte, (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Nun, haben Sie sie gelesen?) hören Sie mir zu, ich habe 20 Minuten. Es gibt Menschenrechte und es gibt die Menschenrechte des Islam. Und die Menschenrechte des Islam akzeptieren die allgemeinen Menschenrechte nur, solange sie nicht der Sharia widersprechen. Das heißt, es ist mit der Demokratie unvereinbar. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es gibt Parallelgesellschaften, türkische Gewaltkultur, überbordenden Nationalismus, offenen Fundamentalismus. Und das ist nicht rechtsextrem, sondern das ist eine Bürgerpflicht, dass man darauf aufmerksam macht, statt sich mit dieser falsch verstandenen Toleranz gegen Nichttolerante sein eigenes Grab zu schaufeln.

Meine Damen und Herren, das sind die größten Sicherheitsprobleme in Wien. Vielleicht noch 52 Sekunden, ein Wort zum Ernst Kirchweger-Haus. Wir haben einen Antrag eingebracht, aber es ist ja schon eine Perfidie, wenn wir einen Pflegenotstand haben in Österreich, wenn so und so viele Tausend Pfleger fehlen, wenn der Fonds Soziales Wien jedes Jahr unterdotiert wird, wenn wir dieses Pflegeproblem für unsere Kranken und Alten lösen müssen, und dann haben wir plötzlich 2 Millionen EUR, um Autonome zu fördern und, wie im Antrag drinnen steht, ihnen ihren politischen und kulturellen Freiraum zu geben. 

Das ist ja die Institutionalisierung der Randalierer. Ich weiß nicht, wofür Sie die verwenden wollen, aber es ist auf jeden Fall unglaublich, mit diesem Geld hätten wir ganz andere Dinge machen können, meine Damen und Herren. Aber es ist halt wieder ein Zeichen dafür, dass in einer sozialistischen Regierung das passiert, was Ihnen gerade gefällt und nicht das, was zum Nutzen der Bevölkerung ist, und das können wir nicht befürworten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Ebinger, ich hab es nicht genau verstanden, ich lasse mir jetzt das Protokoll kommen. Ich hatte irgendetwas gehört von Terroristenfreunden. Also, wenn Sie das gesagt haben, das würde einen Ordnungsruf ergeben, weil sie können niemandem unterstellen, dass Terroristen irgendjemandes Freunde sind. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Gerald Ebinger: Ja, das habe ich gesagt!) Und jetzt sind sie auch noch stolz drauf. (GR Dr Herbert Madejski zu GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Es ist traurig, dass wir uns mit der Scharia beschäftigen müssen!)
Als Nächster am Wort ist Herr StR Ellensohn. (Zwischenruf von den GRÜNEN: Nein, Frau Korun!) Die Frau GRin Korun also. 

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! (Große Unruhe im Saal.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Kollegin Korun ist am Wort!

GRin Mag Alev Korun (fortsetzend): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

In Wien kann es manchmal leider Situationen geben, wo man sich nicht sehr sicher fühlt, wenn zum Beispiel eine Gruppe von gar nicht wenigen Neonazis und Rechtsextremen an einem vorbeimarschieren, Parolen skandieren wie, Zitat: „Hier marschiert der nationale Widerstand“ - Zitat Ende. Oder, wenn eine aufgebrachte Menge von demonstrierenden Menschen, wie das zum Beispiel am 13. September, sprich, letzte Woche, bei dieser Anti-Moschee-Kundgebung der Fall war, (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, es ist die aufgebrachte Menge!) wenn eine aufgebrachte Menge, als ein kleines Moscheemodell vorgeführt wird, mit dem Slogan „anzünden“ reagiert. Und das sind Dinge, die nicht irgendwo in der fernen weiten Welt passieren und passiert sind, das sind Dinge, die sehr traurig machen, und die letzte Woche in Wien passiert sind. Und da müssen wir alle ganz klar und entschieden sagen, wehret den Anfängen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)

Am 13. September wurden bei der besagten Anti-Moschee-Kundgebung übrigens auch Menschen mit Migrationshintergrund, die in der Brigittenau in diesem Bezirk wohnen und arbeiten, beschimpft und bedroht, (StR Johann Herzog: Und die Einwohner auch!) und auch das ist inzwischen belegt und war auch in den Medien nachzulesen. 

Das ist auch ein Teil der Sicherheitssituation in Wien, wo man sich nicht mehr sicher fühlt, wo man sich fragt, muss man jetzt Angst haben, auf der Straße zu stehen, wenn eine Kundgebung stattfindet, an der Neonazis teilnehmen, die an einem vorbeilaufen und grölen. (GR Dr Herbert Madejski: Denken sie lieber an die Opernballdemonstrationen, wo die GRÜNEN marschiert sind!)

Zur Erinnerung, diese Demonstration hat sich gegen ein Projekt gewendet, dass da lautet: „Aufstockung eines Hauses, um dort einen Kindergarten und um dort Seminarräume zusätzlich zu bauen“. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist doch ein Schmäh!) Jetzt frage ich mich, warum das so ein großes Problem wird, wenn es um einen Kindergarten und um Seminarräume geht, wenn es also darum geht, mehr Bildungsangebote in dieser Stadt zu schaffen, teilweise für muslimische Mitbürger und Mitbürgerinnen, teilweise für andere Menschen, die in dieser Stadt leben. 

Wir hatten den gesamten Sommer über eine Bildungsdebatte, wo debattiert wurde, wie kann man Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache besser Deutsch beibringen. Da wurde auch überlegt, zwangsweisen Kindergartenbesuch einzuführen. Und dann kommt es zu so einer Demonstration! Und siehe da, es wird zur Teilnahme an so einer Demonstration aufgefordert, eingeladen. Und man fragt sich, wie kann man gegen Bildungseinrichtungen sein, wie kann man gegen die Errichtung eines Kindergartens sein. Und nach dem, was auf dieser Kundgebung passiert ist und was inzwischen ausreichend belegt ist, hoffen wir sehr, dass alle, die zur der Teilnahme an dieser Kundgebung aufgerufen haben, inzwischen sich denken und verstanden haben, dass es ein Fehler war, das zu tun. Es kann nämlich in niemandes Interesse liegen, und schon gar nicht einer politischen Partei oder Strömung, Menschen gegeneinander aufzuhetzen, Menschen gegeneinander zu mobilisieren und so den gesellschaftlichen Frieden zu gefährden. Es gibt offensichtlich teilweise die Versuchung, aus bestimmten negativen Stimmungen politisches Kapital zu schlagen. 

Wir Grüne lehnen das entschieden ab und wir finden, alle vernünftigen Kräfte in dieser Stadt sollten das auch tun. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wir sind der Meinung, wir dürfen uns als Wiener und Wienerinnen nicht auseinanderdividieren lassen, egal, welchen Glauben oder Nichtglauben wir haben, egal, welchen ethnischen, kulturellen oder sprachlichen Hintergrund wir haben. Deshalb wollen wir eine Allianz der vernünftigen Kräfte in dieser Stadt, deshalb wollen wir eine Allianz gegen religiösen Extremismus, aber auch gegen Rechtsextremismus, gegen Rassismus, Minderheitenfeindlichkeit und Islamophobie. (GR Dr Herbert Madejski: Frauenrechte haben Sie vergessen!) 

Und es freut uns, wenn es zu dieser Allianz kommt. Wir haben auf jeden Fall diesen Vorschlag gemacht, und es freut uns, dass es möglich war und möglich ist, einen gemeinsamen Drei-Parteien-Antrag zu stellen betreffend Allianz in dieser Stadt gegen Extremismus, gegen Rassismus und gegen Islamophobie. (GR Dr Herbert Madejski: Wirklich, danke schön!) 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, unser Ziel ist das friedliche Zusammenleben und den Respekt zueinander zu fördern und mit Leben zu erfüllen, nicht nur in unseren politischen Aussagen, sondern auch in unserem Tun, auch in unserem politischen Tun tagtäglich, dem Extremismus eine ganz klare Absage zu erteilen und gegen den Rassismus, die Islamophobie und die Minderheitenfeindlichkeit ein ganz klares Zeichen zu setzen.

In diesem Sinne bringe ich den Beschluss- und Resolutionsantrag der Gemeinderäte und Gemeinderätinnen Vassilakou und Korun von den Grünen, Ulm und Wolf von der ÖVP und Schuster und Wehsely aus der SPÖ ein und bitte um Zustimmung. 

Als noch ein Letztes, weil ich persönlich mit StR Ellensohn und mit anderen Grünen Kolleginnen und Kollegen dort war, damit wir uns diese Demo anschauen: Es war erschreckend, muss ich sagen, und es war mehr als bedenklich, da zuschauen zu müssen, wie Glatzköpfe, wie Menschen in Springerstiefeln, wie Männer in HH-T-Shirts - und ich werde es nicht sagen, was es vermutlich bedeutet, aber ich denke, das wissen fast alle hier im Raum -, wenn die Parolen grölend vorbei marschieren und wenn die Menge von Anzünden redet, (GR Dr Herbert Madejski: Da müssen Sie ins Rapid-Stadion gehen!) dann könnte der soziale Frieden in dieser Stadt wirklich gefährdet sein, und da müssen wir alle an einem Strang ziehen, da müssen natürlich alle Vernünftigen an einem Strang ziehen. Da mache ich mir gar keine Hoffnungen, das wären falsche Hoffnungen, da mache ich mir gar keine Hoffnungen, dass die FPÖ da etwas daraus lernen würde. Aber wohin es geführt hat, wenn Menschen gegeneinander aufgehetzt werden und wenn Hass und Rassismus gesät werden, das hat dieses Land schon einmal erlebt. 

Wir hoffen alle, dass das nie wieder passieren wird, egal, ob im größeren Rahmen oder im kleinen Rahmen, und in diesem Sinne soll der Antrag ein Zeichen setzen für eine Allianz der Vernunft in dieser Stadt und für eine Allianz von maßgeblichen politischen Kräften, die der Ausgrenzung und dem Rassismus ein ganz klares Nein entgegensetzen. In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Mag Wolfgang Jung: Den Islam nicht vergessen!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mag Jung gemeldet.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Kollegin Korun hat vorhin von einer Demonstration von Neonazis gesprochen und scheint also mangelnden Haarwuchs automatisch mit Neonazis gleichzusetzen. Also ich dementiere, Frau Kollegin, das bin ich nicht. Ich zitiere aber hier, um Sie richtig zu stellen, amtliche Aussagen, zitiert in der Presse: „Beamte des Verfassungsschutzes waren dort, um zu prüfen, ob verbotene Symbole getragen oder illegale Parolen skandiert wurden.“ 

Auf die Anfrage der „Presse" sagte der Leiter Nevoral am Freitag Nachmittag, es habe keine Verstöße gegen das Verbotsgesetz und deswegen auch keine Anzeigen nach demselben gegeben. Sie beschuldigen hier Leute unter dem Schutz der Immunität und beschimpfen Leute, wo anscheinend gar nicht klar ist, dass derartige Vergehen vorliegen! Das ist leicht, aber es ist schäbig, Frau Kollegin! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Eine tatsächliche Berichtigung von Frau Mag Vassilakou. - Bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte tatsächlich berichtigen, dass es sehr wohl auf dieser Demonstration Neonazis gegeben hat. (StR Johann Herzog: Schauen Sie doch nach, was die gemacht haben!) Ich weiß nicht, wie Sie es werten, wenn dort Menschen nicht nur mit Glatze aufmarschieren, sondern HH-T-Shirts mit „HH" tragen und wenn darüber hinaus ein Herr drei Bier bestellt. Das haben wir fotografisch dokumentiert. Diese Geste dürfte gerade Ihrer Partei nicht unbekannt sein. (StR Johann Herzog: Sind es nicht vier Bier?) Allein das ist Beweis genug, welche Kräfte dort waren, ob Sie es wahrhaben wollen oder nicht! Bei dieser Demonstration hat es nicht nur Anrainer gegeben, die demonstrierten, sondern einen Neonazi-Aufmarsch! (StR Johann Herzog: Das ist ja unglaublich!) Da gibt es nichts zu beschönigen. Da gibt es nichts zu beschönigen, das hat es gegeben. (GR Mag Harald STEFAN: Sie behaupten das doch nur!) Wer von Ihnen dort war und es nicht wahrgenommen hat, ist nicht nur am rechten Auge blind, sondern auf beiden! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Kurth-Bodo Blind: Wenn jeder Glatzerte als Neonazi beschimpft wird, ist das ein Wahnsinn!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm. (GRin Mag Maria Vassilakou: Drei Bier für die Herren, die nichts gesehen haben!) Der Herr Kollege Ulm ist jetzt am Wort. - Bitte, Herr Kollege Ulm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr verehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren!

Vielleicht kann ich etwas zur Abkühlung der Stimmung in diesem Saal beitragen, wenn ich jetzt auf die Situation bei der Wiener Polizei zu sprechen komme und versuche, ein paar Dinge, die heute schon gesagt worden sind, ins rechte Licht zu rücken. 

800 Polizisten mehr, 1 000 Polizisten fehlen, 1 600 Polizisten fehlen, man muss sehr vorsichtig sein mit solchen Aussagen. Sie stimmen in dieser Art und Weise nicht. Man muss differenzieren, auch wenn die Sachen damit nicht einfacher werden, aber wenn wir uns hier seriös mit der Sicherheitssituation und mit der Personalsituation in Wien auseinandersetzen wollen, dann ist das erforderlich. Es ist ein ernstes Thema, wir haben Sicherheitsprobleme in dieser Stadt. Sie haben hier gewisse Dinge richtig angesprochen, andere Dinge wiederum nicht. Ich frage mich also schon sehr, warum diese Dringliche Anfrage zur Sicherheitssituation gerade in diesem Zeitpunkt kommt, wo es eigentlich eine leichte Tendenz zum Besseren gibt, aber ich werde darauf noch zu sprechen kommen.

Richtig ist, dass es insgesamt weniger Exekutivbedienstete gibt, weniger Polizeibedienstete gibt. Das hat aber einen Grund, da das in der Verwaltung passiert ist, dass es dort die Beamten nicht mehr gibt, weil sehr viele Verwaltungsangelegenheiten an die Gemeinde übertragen worden sind. Sie wissen das, das ist das Fundwesen, das ist das Meldewesen und das ist das Passwesen. Selbstverständlich hat man dort eingespart, das ist richtig.

Aber es gibt keinen einzigen Exekutivbeamten auf der Straße weniger. (GR DDr Eduard Schock: Weil gar keine da waren!) Ich darf Ihnen das auch mit Zahlen untermauern, damit es ein für allemal klar ist. Wir haben bundesweit im Außendienst in den vergangenen sieben Jahren mehr Exekutivbeamte bekommen. Das ist an sich etwas Erfreuliches, auch wenn ich mir wünschen würde, dass wir noch 1 000 oder 1 600 oder 1 800 Polizisten mehr bekommen würden. Wir hatten jedenfalls im Jahr 2000 21 901 und Ende 2006/Anfang 2007 22 974, einen Zugewinn von 1 073. 

Lassen Sie mich jetzt auf die Wiener Situation kommen. Auch im Wiener Landespolizeikommando fehlt kein einziger Polizist. Man kann sich mehr wünschen, das wäre schön, wenn wir mehr hätten, aber fehlen tut keiner. (StR Johann Herzog: Oh doch!) Alle Planstellen sind bitte besetzt. Ich sage Ihnen auch hier die Zahlen. (GR Godwin Schuster: Wer sagt denn das?) Ich sage es Ihnen jetzt, Herr Kollege. (GR Godwin Schuster: Aber das ist nicht richtig!) Ich sage es Ihnen jetzt, wenn wir 5 972 Planstellen im Soll haben, Herr Kollege, aber am 1. September 2007, vor 14 Tagen, tatsächlich 6 017 besetzt haben, dann ist das ein Plus von 45. Wo wir unter dem Planstellensoll liegen, das stimmt, ist bei der Bundespolizeidirektion. Erkundigen Sie sich, Herr Kollege, im Innenministerium. (GR Godwin Schuster: Ich habe die Zahlen da!) Ich gebe Ihnen aber gerne die Zahlen, falls Ihnen der Weg zu weit sein sollte. Insgesamt sind alle Planstellen besetzt.

Richtig ist, dass es Abkommandierungen gibt und dass auch in anderen Bereichen gearbeitet wird, neben den Wachzimmern, neben den Inspektionen und neben den Kommissariaten. Aber das liegt bitte in der Natur der Sache, das ist halt so, dass Polizistinnen in Karenz gehen und dann nicht zur Verfügung stehen. Aber das liegt im Wesen unseres Beamtendienstrechtes und ich glaube, wir sind sehr froh darüber, dass Polizistinnen Kinder bekommen. Selbstverständlich gibt es auch Wiener Polizisten, die bei der Cobra arbeiten. Aber die machen auch etwas sehr Sinnvolles für die Sicherheit. Selbstverständlich arbeiten genauso welche beim Bundeskriminalamt. Das ist auch richtig. Es gibt auch welche beim Landesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung. Aber tun wir jetzt bitte nicht so, als würden diese Polizisten fehlen und wären sie nirgendwo. Nein, es gibt genauso viele Polizisten, wie es auch Planstellen gibt. Der Einsatz bei der Cobra ist wichtig, beim Bundeskriminalamt ist es wichtig, bei Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung ist es wichtig. Erst heute hat es ein Treffen vom Innenminister Platter mit dem FBI-Chef Robert S Mueller gegeben. Da wird eine ganz wichtige Arbeit gemacht, unterschätzen wir das bitte nicht.

Der Bürgermeister hat richtig angesprochen, die Neuaufnahmen in Wien sind hoch wie noch nie zuvor. Wir haben im Jahr 2004 337 gehabt, im Jahr 2005 242, im Jahr 2006 175 und im Jahr 2007 275. Wir werden 404 Ausmusterungen im Jahr 2007 und im Jahr 2008 haben. Von einem Personalnotstand kann keine Rede sein, von Einsparungen im Sicherheitsbereich kann keine Rede sein. (GR Dr Herbert Madejski: Na geh!) Man kann sich mehr wünschen, aber es ist nicht so, dass Polizisten einfach fehlen.

Wahr ist, dass die Kriminalität zugenommen hat und dass auch ich mir wünschen würde, dass wir mehr Polizisten nach Wien bekommen könnten. Einen unmittelbaren Zusammenhang mit der Kriminalitätsentwicklung kann man nicht feststellen. Im Gegenteil, seit dem Jahr 2003 ist die Kriminalität, wenn auch auf hohem Niveau, aber immerhin rückläufig. Wir haben im Jahr 2003 einen entsetzlichen Delikthochstand von 249 000 Delikten gehabt. Das ist dann langsam zurückgegangen, im Jahr 2004 auf 235 000, im Jahr 2005 auf 215 000, im Jahr 2006 auf 211 000. Ich hoffe, dieser Trend hält an. Es ist nicht so, dass wir im Augenblick einen Höchststand bei der Kriminalität in Wien hätten, ganz im Gegenteil, die monatliche Kriminalstatistik August sagt uns etwas ganz anderes. Da hat Wien den größten Erfolg, was den Rückgang bei den Delikten betrifft (GR Mag Wolfgang Jung: Besonders bei den Banküberfällen!), nämlich um 1,5 Prozent, wenn man Rumpfjahr 2007 mit Rumpfjahr 2006 vergleicht, nämlich immer Jänner bis August. (StR Johann Herzog: Es stellt sich aber die Frage der Deliktsgruppe!)

Dass man überhaupt so trefflich streiten kann über die Delikte und über die Aufklärungsquote, ist an sich richtig, denn die Kriminalität ist auch mir selbstverständlich viel zu hoch und jeder Kriminalitätsfall und jeder überfallene Pensionist und jeder Jugendliche und überhaupt ist natürlich einer zu viel. Wir müssen unsere ganze Anstrengung hineinlegen, um eine Verbesserung der Situation zu erreichen. Aber allein dass wir Gott sei Dank darüber debattieren können, verdanken wir zum Beispiel dem Innenminister Strasser, der diese monatliche Kriminalitätsstatistik erst eingeführt hat. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist aber nur, was auch angezeigt wird!) Denn sonst könnten wir darüber überhaupt nicht debattieren und hätten gar keine aktuellen Zahlen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das ist schon lange her!) 

Lassen Sie mich der Vollständigkeit halber schon auch die Deliktsgruppen sagen, wo es einen Rückgang gegeben hat. Ich möchte nichts schönreden, überhaupt nicht. Richtig ist, dass die Wohnungseinbrüche noch immer wahnsinnig hoch sind, auch wenn die Zunahme nicht bei 10 Prozent liegt, sondern bei 1,2 Prozent, immer noch hoch genug. Auch die Banküberfälle sind natürlich etwas, was absoluten Handlungsbedarf hervorruft. Dem wird aber auch entsprochen. Auch in anderen Bereichen haben wir es Gott sei Dank mit zumindest einem leichten Rückgang der Kriminalität zu tun, wie zum Beispiel bei den Delikten gegen fremdes Vermögen, beim Raub, insbesondere beim Handy-Raub, bei den Taschendiebstählen an öffentlichen Orten. 

Was die Banküberfälle betrifft, so sage ich aber ganz klar, hier wird es auch eine gewisse Eigenleistung bei den Banken geben müssen. Ich freue mich, dass es eine neue Qualität der Zusammenarbeit zwischen Exekutive und Banken, vertreten durch die Handelskammer, gibt. Die Zusammenarbeit war schon bisher gut, sie wird noch besser. Man ist dabei, neue Strategien zu entwickeln und wir waren auch schon sehr erfolgreich. In den letzten zwei Wochen konnten ja vier Bankräuber und Posträuber auf frischer Tat ertappt werden. (GR Mag Wolfgang Jung: Erfolgreich sind wir, aber mit einem neuen Rekord bei den Banküberfällen!) - Das will ich überhaupt nicht bestreiten. Es ist richtig, bei den Banküberfällen gibt es einen traurigen Rekord. Es zeigen nur die Erfolge in den letzten zwei Wochen, dass hoffentlich und möglicherweise die Initiativen, die man gesetzt hat, schon ihre Erfolge erbracht haben. 

Wir waren insgesamt erfolgreich, was die Reformen der Exekutive in den vergangenen Jahren betrifft. Noch nie hat es so viele Reformen im Bereich der Exekutive wie in den letzten Jahren gegeben. Die Zusammenführung von Gendarmerie und Polizei ist ein Jahrhundertprojekt. Die monatliche Kriminalstatistik wurde schon angesprochen. Jeder Polizist hat auf seinem Monitor in der Früh oder am Abend, je nachdem, wann er seinen Dienst antritt, ein kriminalpolizeiliches Lagebild, sieht sofort Hotspots, wo Kriminalität auftritt und man kann sofort darauf reagieren. Wir haben Schutzzonen, wir haben Videoüberwachung, wir haben Sondereinheiten geschaffen, wir haben Schwerpunktaktionen. Ganz aktuell, in der Nacht auf heute hat erst wieder eine stattgefunden. Es finden regelmäßig Streifungen in Uniform und in Zivil bei Bahnhöfen, Einkaufszentren, überall dort, wo es erhöhtes Kriminalitätsaufkommen gibt, statt. Es sind in dieser vergangenen Nacht mehr als 90 Exe-
kutivbeamte eingesetzt worden. 12 Personen konnten aus den unterschiedlichsten Festnahmegründen heraus festgenommen werden. Es wird hier wahnsinnig viel gemacht und ich bin sehr zuversichtlich. (GR Dr Herbert Madejski: Gibt es schon ein Polizeiboot?)

Wir müssen als Politiker aber natürlich den Polizisten den Rücken stärken, müssen immer wieder durch das gesprochene Wort darauf aufmerksam machen, wie wichtig uns Sicherheit ist. 

Uns ist auch die Grenzsicherung ganz wichtig und daher können wir nicht einfach eins zu eins sagen, die niederösterreichischen Polizisten sollen ganz einfach nach Wien kommen, denn wir bekommen eh die Schengengrenze, die wird sowieso verlegt. Nein, wir werden noch eine Zeitlang die Beamten an der Grenze brauchen. Man wird nach wie vor eine Schleierfahndung machen müssen, eine so genannte Tiefenüberwachung, grenzüberschreitende, gemischte Streifen und viele andere Aktionen mehr, um sicherzustellen, dass sich die Sicherheitslage im Inland nicht verschlechtert.

Aber lassen Sie mich jetzt auf die Punkte kommen, die in den Kompetenzbereich der Stadt Wien fallen. Da kann natürlich die Stadt Wien noch mehr machen, als bisher getan wurde. Die Sicherheitspartnerschaft ist eine gute Sache, eigentlich eine Selbstverständlichkeit, die Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen zwischen dem Innenministerium und der Stadt Wien, aber es ist fast schon mein ceterum censeo. 

Überlegen Sie doch, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, von denen im Augenblick nicht sehr viele im Saal sind, ob man es nicht doch schaffen könnte, die Polizei noch mehr zu entlasten und unsere Aufgaben auf Stadtebene und auf Landesebene stärker wahrzunehmen, als wir das in der Vergangenheit gemacht haben! Die Einführung einer Stadtwache ist sicherlich ein Gebot der Stunde und ich freue mich, dass sich die SPÖ jetzt auch dieser, unserer Forderung angeschlossen hat. (StR Johann Herzog: Da waren wir bei Weitem schon die Ersten, vor langer Zeit!) - Nein, Herr Stadtrat, ich muss Sie leider enttäuschen. Das waren Sie nicht. Sie haben nach dem bayrischen Vorbild ein Freiwilligensystem gefordert. (StR Johann Herzog: Egal, nach welchem System! Überhaupt die Grundidee war von uns!) Das ist etwas anderes. Aber ich möchte da gar nicht in einen Vaterschaftsstreit mit Ihnen eintreten. Jetzt ist es so, dass wir das beide wollen und das ist etwas Erfreuliches.

Wir unterstreichen diese, unsere Forderung mit einem Beschlussantrag, indem wir die Einrichtung eines einheitlichen, kommunalen, unbewaffneten Ordnungsdienstes verlangen. (Beifall bei der ÖVP.)

Es hat sich hier auch schon die SPÖ zu einem Gutteil dieser Meinung angeschlossen. Unsere ständige Forderung trägt schon die ersten Früchte. Wir bekommen schon eine Überwachungstruppe im Bereich der Überwachung von Sauberkeit, die „Waste Watcher“. Das ist etwas Erfreuliches. Ich freue mich, dass ein sicheres, sauberes und schönes Wien offensichtlich auch der SPÖ ein Anliegen ist. Ich will ihr das überhaupt nicht abstreiten, aber man muss halt schon die entsprechenden Maßnahmen setzen. (GR Christian Oxonitsch: Darum sind wir Spitzenreiter in Rankings! Darum sind wir so gut unterwegs!) Zum Teil sind wir ganz gut unterwegs, zum Teil könnten wir natürlich noch viel besser sein. (GR Christian Oxonitsch: Hättet ihr nicht so eingespart!)

Ich darf Sie bei diesem Thema schon auch darauf hinweisen, und das scheint auch dem Bürgermeister ein bisschen entgangen zu sein, der immer sehr stolz darauf ist, dass er die Bundesverfassung so schätzt und einhält und dass das auch alle anderen machen sollten, im Artikel 118 der Bundesverfassung steht, dass die örtliche Sicherheitspolizei Angelegenheit der Gemeinde ist, die im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen ist. Örtliche Sicherheitspolizei ist Gemeindeangelegenheit, zu besorgen im eigenen Wirkungsbereich. Ich weiß schon, wir haben mit Verordnungen aus den 60er Jahren alles in diesem Bereich an die Bundespolizeidirektion übertragen. Das kann man natürlich machen, ist rechtlich einwandfrei, wird seit Jahrzehnten so vollzogen. Ich sage nur, damals waren die Verhältnisse anders, jetzt müsste man reagieren. Jetzt geht es darum, das wir kommunale Kriminalprävention dort machen, wo wir die Möglichkeit haben, dass wir einschreiten, wo wir zuständig sind und uns nicht mehr darauf verlassen, dass die Polizei das schon erledigen wird, denn sie war früher nicht so mit Kriminalitätsbekämpfung belastet, als das im Augenblick der Fall ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich behaupte, dass die Polizei zu ungefähr einem Drittel ihrer Aufgaben mit dem Vollzug von Wiener Landesgesetzen und ortspolizeilichen Verordnungen beschäftigt ist. Wenn ich jetzt sage, wir haben ungefähr 6 000 Polizisten in Wien, dann macht das vom Personalstand ungefähr 2 000 aus. Die hätte man mit einem Schlag gewonnen, wenn wir diese Angelegenheiten selbst überwachen würden. Ich glaube, Sie kennen diese zehn Landesgesetze und diese sechs ortspolizeilichen Verordnungen. Vielleicht wird es jetzt ein bisschen besser mit den „Waste Watchern“. Ich bin neugierig. Reinhalteverordnung und Grünanlagenverordnung werden jetzt zu einem gewissen Grad an Bedeutung verlieren, aber wir haben nach wie vor zehn Landesgesetze, wo die Polizei Aufgaben hat, die sicher nicht zum Kernaufgabengebiet der Polizei gehören, nämlich Fiaker- und Pferdemietwagengesetz, Naturschutzgesetz, Fischereigesetz, Jagdgesetz, Tierschutz- und Tierhaltegesetz, Kinogesetz, Jugendschutzgesetz, Wiener Landessicherheitsgesetz, Prostitutionsgesetz und Veranstaltungsgesetz. (GR Johann Hatzl: Herr Kollege Ulm, aber mit dem gleichen Argument gilt dann, wenn das Innenministerium überlegt, für den Schutz der Botschaften etwas Eigenes zu machen, bekommen wir auch 600 frei!) - Ja, wir können über all diese Dinge in die Diskussion eintreten. Da bin ich ganz offen. Was ich mir nur von dieser sicherheitspolitischen Debatte wünsche, ist, dass sie mit etwas mehr Seriosität geführt wird, als ich das bei den vergangenen Wortmeldungen hören konnte. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir haben Missstände in den Bereichen der kommunalen Kriminalprävention. Es ist nicht so, dass im öffentlichen Raum alles in Ordnung ist. Da könnte man sehr viel machen. Ich glaube, das sollte man auch wirklich tun. Man würde damit den öffentlichen Raum lebenswerter gestalten. Es entsteht der Eindruck, dass die soziale Kontrolle nicht verloren gegangen ist. Wir wollen ganz einfach gewisse Ordnungswidrigkeiten nicht im öffentlichen Raum haben. Wie kommen Passanten dazu, dass sich immer der Stärkere und Brutalere und Egoistischere auf Kosten der Lebensqualität der Schwächeren durchsetzt? Der öffentliche Raum gehört allen und da sollen sich nicht die durchsetzen, die die stärkeren Ellbogen haben.

Zuletzt möchte ich schon noch auf den Mehrparteienantrag eingehen, der erfreulicherweise zu Stande gekommen ist. Ich glaube, dass da ganz klare Worte gefunden worden sind. Selbstverständlich geht es jetzt darum, mit Vernunft an die Auseinandersetzungen, die es gegeben hat, heranzugehen. Ich bin sehr froh, dass es eine klare Absage an Extremismus jeder Art gibt. Wir müssen dem gewaltbereiten Extremismus eine Absage erteilen, ganz egal, ob es sich um einen politischen Extremismus oder einen religiösen Extremismus handelt. Gewalt und Gewaltbereitschaft haben bei uns sicherlich nichts verloren. Ich glaube, dass hier das Gespräch nicht in der Art und Weise gesucht worden ist, wie man sich das in der Brigittenau hätte wünschen können. (GR Dr Herbert Madejski: Monatelang!) Ich glaube, dass da sicherlich auch vom Bezirksvorsteher Fehler begangen worden sind. Das sieht man auch daran, dass es dann in der Bezirksvertretung eine Resolution gegen den eigenen Bezirksvorsteher gegeben hat, die schließlich notwendig war (GR Dr Herbert Madejski: Weil monatelang nichts geschehen ist!), damit dann doch der Prozess des Gespräches in Gang gesetzt wird und jetzt hoffentlich weitergeführt wird. Denn es geht darum, diesen Prozess in der Brigittenau zu begleiten, Ansprechpartner auf beiden Seiten zu haben, sich mitzuteilen, wie die Entwicklung passieren soll und einfach im Gespräch und im Dialog zu bleiben. 

Ich freue mich, wenn die Stimme der Vernunft und der Besonnenheit nun siegt. [GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Wir freuen uns genauso!] Ich glaube, es ist sehr im Interesse aller Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Kollege Mag Ebinger gemeldet. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Das Thema Islamismus ist nicht nur für uns, sondern für ganz Europa ein enorm wichtiges und existenzielles Thema, die Diskussion, wie eine weltoffene tolerante Gesellschaft auch mit Intoleranz umgeht, wie emanzipierte Frauen unter dem Titel Religionsfreiheit die Unterdrückung der Frau hinnehmen können (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wovon sprechen Sie?), wie sich die Scharia mit den Menschenrechten vereinbaren lässt. Es ist für uns das Thema existenziell, ich glaube für ganz Europa, wie ich schon gesagt habe, und es ist ein sehr emotionales Thema. 

Wenn ich mir die Zeitung anschaue und drinnen steht: „Terrorist plante Attentat auf Fußball-EM, US-Terrorspezialisten behaupten das.", und wenn ich mir im „profil" anschaue: „Mahmut war alles andere als ein Schläfer. Schon seit Längerem war er als auffälligster Propagandist in der Szene unterwegs.", dann irritiert mich das, das sage ich Ihnen ganz offen. Wenn ich darunter Ihre Stellungnahme lese: „Wir hatten mit ihm oft Schwierigkeiten", heißt „oft Schwierigkeiten", Sie kennen ihn seit Langem. Und oben steht: „Er war ein auffälliger Propagandist." Das irritiert mich zutiefst. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Was ist das für eine tatsächliche Berichtigung?)

Allerdings habe ich dann in der Emotion ein Wort verwendet, was ich auch nicht verwenden sollte, weil ich niemanden persönlich beleidigen will. Deswegen nehme ich das Wort „Terroristenfreund", auf Sie bezogen, selbstverständlich zurück. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Kollege Schuster am Wort. - Bitte.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich habe mir vorgenommen, in einer ruhigen, doch auch sehr sachlichen Form zu diesem Thema Stellung zu nehmen, weil ich glaube, dass in den letzten Tagen und Wochen in dieser Stadt sehr viel Porzellan zerschlagen wurde. 

Ich habe selbst die Demonstration mit der Gegendemonstration im 20. Bezirk nicht miterleben können, weil ich nicht in Wien war. Ich habe mir nur die Berichterstattung darüber in den verschiedenen Medien angeschaut. Ich kann dazu nur sagen, was offensichtlich auch viele Anrainer gesagt haben, zumindest ist es in den Medien so abgedruckt worden. Hätten sie gewusst, was dort passiert, hätten sie eine derartige Kundgebung nicht durchgeführt. Ich habe einer Berichterstattung im „Puls TV“ zugeschaut, die vor Ort waren und habe dann einen so genannten Live-Einstieg gesehen. Nachdem man das in diesem Programm mehrmals sieht, war das ungefähr um Mitternacht an diesem Tag. Ich habe den Redakteur gehört, der gesagt hat: „Sie ist jetzt schon vorbei, aber mir ist speiübel." Er hat es dann auch erklärt, warum ihm speiübel ist. Ich glaube, das soll uns dann doch ein bisschen zu denken geben, ob diese Form von Agitation in der Öffentlichkeit tatsächlich die richtige Form ist. (StR Johann Herzog: Ein typischer Fall von Verdrängung!) Wir sollten uns überlegen, ob wir nicht dem Klima, das wir in Wien aus tiefer Überzeugung gepflegt haben und pflegen, worum uns viele Großstädte beneiden, nämlich dem Klima der Deeskalation, den Vorrang geben gegenüber dem Klima des Schürens vom Auseinanderdividieren et cetera. (GR Mag Wolfgang Jung: Das geht bis zu einem gewissen Grad, dann ist es aus!) 

Ich sage Ihnen dazu, wenn wir wissen, dass es ungefähr 400 000 Personen in diesem Lande gibt, die sich dem Islam zugehörig fühlen, dann sollen wir zutiefst respektieren, dass unter den 400 000 Menschen existieren, die ihren Glauben auch leben wollen. Dann sollen wir auch respektieren, dass die Einrichtungen für das Leben dieses Glaubens in Frieden ermöglicht werden. Wir sollen nicht so handeln, wie es leider, sage ich dazu, passiert ist, dass es dann jemanden gab, der gemeint hat, verbieten wir diesen Glauben, dann sollen wir ganz einfach dagegen Position beziehen. Wir haben nicht das Recht, einer Glaubensgemeinschaft, die hier seit 1912 existiert und anerkannt ist, das Agieren zu verbieten. Wir haben das Recht und die Pflicht, gegen terroristische Agitationen aufzutreten, die aus diesen oder anderen Glaubensrichtungen kommen können. Wir wehren uns überhaupt gegen jede Form von Terrorismus, zu Recht, weil wir das in diesem Lande, in dieser Stadt nicht wollen! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich sage Ihnen, mich hat das persönlich schon sehr verwirrt, wenn man sagt, Gebetshäuser sind abartig. Das hat mich wirklich irritiert, weil das nicht okay ist. (GRin Nurten Yilmaz: Artfremd!) - Artfremd. Entschuldigung, ich soll wenigstens korrekt sein. Danke für den Hinweis. Also artfremd. Mich hat auch dieses pauschale Verurteilen insgesamt sehr irritiert. Das wollte ich jetzt nur für mich sagen, weil ich glaube, dass es dann sicher noch eine Wortmeldung dazu gibt. Aber ich möchte es zumindest für mich irgendwo klarstellen. 

Zur Frage der dringlichen Initiative heute sage ich ganz ehrlich, als ich dies gehört habe, habe ich mir gedacht, das kommt mir so vor, wie wenn Pyromanen zur Feuerwehr wollen. Da gibt es eine Partei, die in der Bundesregierung angeblich sehr aktiv war, die alles, was in der Zeit, wo sie mitregiert hat, mitgetragen hat und in dieser Zeit überhaupt nichts dagegen gemacht hat, was in Wien passiert ist, damals durch Minister Strasser im Besonderen betrieben. Ich sage hier auch, und ich habe das schon in einem Zwiegespräch gesagt, ich werde keine Namen nennen, aber ich habe damals FPÖ-Mandatare gebeten mitzuhelfen, dass die Zerschlagung eines wirklich guten Sicherheitssystems in dieser Stadt nicht fortgeführt wird. (StR Johann Herzog: Jetzt tun Sie Legenden weben! Das hat doch schon vorher angefangen!) - Nein! (GR DDr Eduard Schock: Vranitzky, Einem!) Ich sage Ihnen, und das ist ein bisschen im Widerspruch zu dem, was Kollege Ulm gesagt hat, da ging es darum, dass man ordentliche Sicherheitsstrukturen ausschließlich aus parteipolitischen Motiven verändert hat, höchste Experten aus parteipolitischen Motiven ausgewechselt hat. (StR Johann Herzog: Erzählen Sie doch keine Geschichten! Legenden zu weben ist etwas Schönes, aber doch nicht hier!)

Ich sage Ihnen nur eine Zahl. Kollege Ulm, ich würde bitten, das dann nachzuprüfen. Wir hatten im Jahr 2000 5 929 Sicherheitswachebeamte und wir hatten im Jahr 2000 1 156 Kriminalbeamte. Durch das Zusammenführen dieser beiden Körper haben wir heute, Stellenplan Team 04, 5 966 Mitarbeiter. Das heißt, es gibt einen Abgang nur aus diesem Titel „Stellenplanposten" von weit über 1 000 Polizisten in Wien und es hat in der selben Zeit einen Abgang in ganz Österreich von mehr als 3 000 Polizisten gegeben. Im Stellenplan, nur im Stellenplan und sonst nichts. Wenn ich jetzt zu diesem Stellenplan sage, ich respektiere ihn, er ist im Parlament so beschlossen worden, sage ich trotzdem dazu, dass wir heute, letzter Personalstand am 1.8.2007, in Wien zwar 5 962 Mitarbeiter Sollstand bei der Wiener Polizei haben sollten, aber der tatsächliche Iststand 5 371 beträgt. Der tatsächliche Iststand ist so. 

Es gibt insgesamt 632 Personen abgeordnete Mitarbeiter. Jetzt sage ich, wie Sie richtig gesagt haben, ob die bei der Cobra mitarbeiten, ob die im Bundeskriminalamt mitarbeiten, dort leisten sie auch gute Arbeit, nur wenn ich für dort Menschen brauche, die mitarbeiten, dann muss ich mich dort um die Stellenplansituation kümmern und kann nicht sagen, ich nehme mir ganz einfach aus verschiedenen Bezirken diese Menschen, weil ich sie woanders brauche. Der Personalstellenplan in den Bezirken ist ganz genau ausgeklügelt nach Bevölkerungsdichte, nach Kriminalitätsstruktur et cetera. Dieser Personalstand hat seinen Sinn, nur werden diese Mitarbeiter ganz einfach anderweitig verwendet. (GR Anton Mahdalik: Das hätten Sie verhandeln müssen! Das haben Sie verabsäumt!) Daher sage ich: Liebe Kollegen von der FPÖ, wo wart ihr während dieser Zeit? (GR Mag Wolfgang Jung: Wo seid denn ihr jetzt?) 
Kollege Jung, Sie waren im Parlament, haben ständig mitgestimmt und heute gehen Sie heraus und versuchen ganz einfach, etwas der SPÖ anzulasten, was Sie veranlasst haben! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Wo sind denn Sie heute?) 

Wo waren Sie, Herr Kollege Jung, als dieser Stellenplan beschlossen wurde? Wo waren Sie? Wissen Sie, heute ist es so, dass es zumindest für den Bereich Inneres keinen Personalstopp mehr gibt, dass die Einsparung in diesem Bereich nicht mehr für den Exekutivdienst gemacht wird. Das ist heute im Einvernehmen mit der ÖVP so. Sie haben damals genau das Gegenteil mitbeschlossen! Wo waren Sie? (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: 380 Dienstposten weniger!)
Wo waren Sie, als die Zollwache aufgelöst wurde, als den Wienerinnen und Wienern versprochen wurde, 400 Mitarbeiter vom Auflösen der Zollwache kommen nach Wien? Wissen Sie, wie viele gekommen sind? 40 Personen! 40 Mitarbeiter aus diesem Bereich, nicht 400! Und von diesen 40 sind 20 im 20. Bezirk eingeschult worden. Sonst waren sie nicht da, die anderen waren im Polizeianhaltezentrum. Wo war die FPÖ und hat dagegen gewettert? (StR Johann Herzog: Das ist doch kein Beschluss gewesen! Erzählen Sie keinen Schmäh!) Nirgendwo war die FPÖ! (StR Johann Herzog: Das war nicht Beschlusssache! Das hat mit uns nichts zu tun!) Wo war die FPÖ in Wien, als es darum ging, das Team-04-Programm umzusetzen? (GR Mag Wolfgang Jung: Wo ist die SPÖ?) - Ich habe es hier immer gesagt, das können Sie mir glauben, das können Sie nachlesen! Wo war die FPÖ, als es darum ging, das Team-04-Papier umzusetzen und wir bemerkt haben, das Gendarmeriemodell passt nicht für Wien, das Dienstzeitmodell passt nicht für Wien? (GR Mag Wolfgang Jung: Was wollen Sie denn jetzt?) Wo wart ihr? Ihr habt geschwiegen, habt mitgetan! Wir haben festgestellt und auch öffentlich gesagt, 95 Prozent der Wachzimmer in Wien sind nicht für die Umsetzung von Team 04 geeignet. (StR Johann Herzog: Der SPÖ-Innenminister hat sie zugesperrt!) Trotzdem habt ihr mitgetan! (StR Johann Herzog: Wo wart ihr, als der Herr Minister die Wachzimmer zugesperrt hat?) Wo wart ihr, als wir festgestellt haben, auf Grund dieser radikalen Personaleinsparung sind am Abend die Wachzimmer in Wien personell nicht mehr so ausgestattet, wie es notwendig ist und die ihr eigenes Wachzimmer behüten, weil sie so wenige Menschen haben? (GR DDr Eduard Schock: Ihr eigener Innenminister hat das gemacht!) Geschwiegen habt ihr, nichts habt ihr gesagt! (StR Johann Herzog: Ihr habt nichts gemacht!) Ihr habt die Glaubwürdigkeit für dieses Thema bei Weitem verloren! (Beifall bei der SPÖ.)

Wo waren Sie? Gerade Sie, Kollege Jung, haben 
überall die Hand gehoben und haben zugestimmt! Sie haben im Nationalrat all diesen Dingen zugestimmt! Wo waren Sie? Wo waren Sie, als es darum ging, dass die Zusammenlegung der gesamten Kriminaldienststellen in Wien passierte und wir gesagt haben, es ist verrückt, wenn wir aus den Bezirken Kriminalbeamte abziehen und in fünf Zentren zusammenziehen? (GR Mag Wolfgang Jung: Wo war die SPÖ in den letzten Jahren? Sagen Sie es uns!) Heute wird wieder zurückgeführt, weil es sinnvoll und zweckmäßig ist, die Kriminalität dort zu bekämpfen, wo die Kriminalität auch tatsächlich passiert. Es ist ganz einfach so. Wo waren Sie, als es darum ging, dass man für die neuen Aufnahmen auf einmal das Einkommen dieser neuen Menschen bei der Polizei um ein Drittel gekürzt hat? Sie haben bei all diesen Dingen mitgetan und stellen sich heute als Feuerwehrmann hin. Ich sage, Sie waren die Pyromanen, die damals genau dieses System unterstützt haben! (GR Mag Wolfgang Jung: Sind Sie in der Regierung oder wir?) 

Ich habe Ihnen nur gesagt, einen Spiegel vor das Gesicht zu halten, darf nicht schaden. (GR Mag Wolfgang Jung: Antworten, Antworten!) Ich wollte ihnen das nur dazu sagen, weil Kollege Ebinger am Anfang gesagt hat: „Sagen wir doch die Wahrheit!" Ich habe Ihnen jetzt die Wahrheit gesagt. (StR Johann Herzog: Wie schaut die Wahrheit in eigener Sache aus?) Das ist nachzulesen, nachzuprüfen, jeder einzelne Satz. (StR Johann Herzog: Die Wachzimmer sind unter einem sozialdemokratischen Innenminister geschlossen worden!)
Ich sage Ihnen, und der Herr Bürgermeister hat das sehr trefflich ausgeführt (StR Johann Herzog: Er hat nur laut geantwortet!), wir haben, auch nachweisbar, weil hier mitgeteilt, versucht, in der Anfangsphase mit Herrn Minister Strasser ins Gespräch zu kommen. Wir haben versucht, mit ihm ins Gespräch zu kommen und haben darum gebeten, unsere Meinung zu dieser Strukturänderung doch mitzuberücksichtigen. (StR Johann Herzog: Was war vorher, als es ein sozialdemokratischer Minister war?) Wissen Sie, was er gesagt hat? Es waren alle sozialdemokratischen Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteher-Stellvertreter damals im Innenministerium. Er hat auf die Uhr geschaut und hat gesagt: „Der Termin für die Umsetzung ist in drei Tagen. Liefern Sie mir bis morgen in der Früh um 7.30 Uhr einige Vorschläge. Wenn sie gescheit sind, werden wir sie vielleicht berücksichtigen." (GR Anton Mahdalik: War das ein Blauer?) - Von Innenminister Strasser rede ich, nur damit Sie mitkommen. - Nach zweieinhalb Stunden Versuch, ein inhaltliches Gespräch zu führen. Es hat nicht funktioniert. 

Ich vergesse nie, ich war für die Stadt Wien bei einer Veranstaltung in der Bundespolizeidirektion und habe dem Herrn Minister dort gesagt: „Herr Minister, versuchen wir doch, eine Kooperationsebene aufzubauen." Er hat gesagt: „Grüßen Sie mir den Herrn Bürgermeister, der hat eh eine schöne Stadt." Das waren seine Aussagen zu diesem Thema. Ich sage hier ganz ehrlich, ich war sehr froh, als die Frau Ministerin Prokop gekommen ist und die Möglichkeit bestand, einen Sicherheitspakt zu gestalten, eine Kooperation herbeizuführen. Es gibt auch jetzt wieder einen Sicherheitspakt mit Innenminister Platter, den der Herr Bürgermeister hier dargestellt hat. Also tun wir nicht so, als hätten wir uns nicht bemüht, genau auf dies hinzuweisen. 

Ich sage Ihnen auch, warum die Bemühungen damals so wichtig waren (GR Anton Mahdalik: Weil nichts geschehen ist!) und wo die FPÖ zugeschaut hat. Wir haben in der Zeit von 2001 bis 2003 in Wien eine Kriminalitätssteigerung von 44 Prozent gehabt, in Zahlen ausgedrückt von 180 000 auf 257 000. Ihr habt mitgespielt (StR Johann Herzog: Was heißt, mitgespielt? Haben wir Kriminalität betrieben, oder was?) und heute wollt ihr so tun, als wäre das uns anzulasten! Sie waren in der Bundesregierung und haben das mitgeduldet, was hier passiert! (StR Johann Herzog: Was soll der Vorwurf?) Sie haben keine einzige Initiative gestartet! (GR Dr Wolfgang Ulm: Sie haben diese Zahlen verschwiegen!) - Nie im Leben, diese Zahlen waren ja öffentlich, Kollege Ulm! (StR Johann Herzog: Ihr habt bei der Bekämpfung versagt! Ihr habt selbstverständlich die Kriminalität verleugnet!) Im Übrigen ist der Sicherheitsbarometer, der dann unter Strasser gewirkt hat, noch unter General Schnabl eingeführt und damals auch schon geprobt worden. Glauben Sie mir, ich bin jetzt seit 15 Jahren Sicherheitssprecher, ich kenne relativ viel, was in dieser ganzen Zeit passiert ist. 

Was mir noch wichtig ist, die Parkraumbewirtschaftung ist ein wichtiger Teil der Entlastung der Wiener Polizei. Ich bin erst vor 14 Tagen bei einer Veranstaltung der Parkraumbewirtschaftung gewesen. Im Moment sind über 100 MitarbeiterInnen der Parkraumbewirtschaftung direkt der Polizei zugeteilt. Insgesamt haben wir weit über 300 Menschen eingesetzt, die sich genau um das kümmern, was vorher die Polizei ausschließlich und alleine gemacht hat. Das ist eine erfolgreiche Kooperation zwischen Polizei und den MagistratsmitarbeiterInnen. 

Wir haben das Fundwesen übernommen. Da ist uns versprochen worden, die Exekutivmitarbeiter im Außendienst werden mehr werden.

Wir haben das Passwesen übernommen, kein einziger Mitarbeiter ist in den Außendienst gekommen, überhaupt nicht vom Stellenplan her und in der Realität gar nicht. 

Wir haben das Meldewesen und das fremdenpolizeiliche Wesen zum Teil übernommen.

Das heißt, da ist sehr viel passiert. Daher möchte ich zum Schluss kommen und uns die Zeit nicht so lange wegnehmen. Uns ist das Wichtigste in dieser Stadt, dass die Menschen in dieser Stadt in Sicherheit leben können, dass wir alles dazu beitragen, damit diese Sicherheit auch gewährleistet wird. Die Menschen haben ein Recht darauf, das Sicherheitsgefühl nicht eingeredet zu bekommen, sondern auch zu erleben. Im Moment gibt es noch immer große Probleme in dieser Hinsicht. 

Ich wünsche mir persönlich, dass nach Verschiebung der Schengengrenze Ende 2008, so wie vereinbart, nicht nur 250 von 2 500 nach Wien kommen, sondern dass der Anteil ein weit größerer ist, um die Kriminalität hier wirkungsvoll zu bekämpfen. Ich wünsche es mir deshalb, weil die Schleierfahndung, von der Sie gesprochen haben, die auch so eine Idee von Lhptm Pröll ist, sicher nicht dazu führen wird, dass die Kriminalität in Wien effizient bekämpft wird. Es fehlen die Kriminalbeamten vor Ort und es gibt keinen Menschen, der mit dem Auto nach Wien fährt und sagt: „Ich habe vor, in Wien Verbrecher zu sein." Es gibt keinen Menschen, der dort so erkannt wird. (GR Anton Mahdalik: Dann müsst ihr das ändern!) Daher müssen hier die entsprechenden Präventionsmaßnahmen gesetzt werden. Da gibt es enorm gute Programme, gibt es viele Kooperationen. Sie, Kollege Ulm, haben auf die Banden hingewiesen. Da gibt es viele Kooperationen, dass hier auch mehr gemacht wird, ob das im Wohnbereich ist und Sonstiges mehr.

Aber es ist zwingend notwendig, dass man auf die gestiegene Arbeit bei der Wiener Polizei Rücksicht nimmt. Wir alle kennen die Belastung, die Polizisten haben. Wenn alleine die Anzahl der Überstunden von 180 000 auf 380 000 in einem Jahr gestiegen ist, dann muss man sagen, da läuten die Alarmglocken. Polizisten haben, so wie wir alle, auch Anspruch auf Familienleben. Sie haben auch, wie wir alle, Anspruch auf Urlaub. Ich sage Ihnen, ich bin sehr froh darüber, dass das Engagement der Wiener Polizei so ist, wie es ist. Ohne deren Engagement wäre es unmöglich, dass wir diesen Sicherheits-Level in dieser Form, der noch viel besser sein könnte, auch haben. Das wollte ich zum Schluss sagen.

Ich möchte nicht verabsäumen, den MitarbeiterInnen der Wiener Polizei in allen Ebenen persönlich meinen Dank und den Dank meiner Fraktion auszusprechen, weil die haben es in Wahrheit verdient! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Dem stimmen wir zu!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Lasar. - Bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn ich mir jetzt die Rede vom Herrn Bürgermeister angehört habe, muss ich leider darauf zurückkommen, wie sicher unsere Stadt ist. Das hat er noch mit einem Wort, nämlich Ja, gesagt. Ich meine, Ja in dieser Art zu sagen, das mache ich bei einer Hochzeit, wenn ich heirate, aber nicht, um Wien als sichere Stadt zu nennen, wenn wir so eine Kriminalstatistik haben. Also das muss ich Ihnen ehrlich sagen, das ist mehr als zum Lachen! Sie applaudieren dann noch dazu! Am liebsten hätten Sie zum Schluss noch die Welle gemacht! Das war noch das Schönste dazu, meine Damen und Herren! Unglaubwürdiger als Sie es heute sind, kann niemand sein! (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber ich werde Ihnen vielleicht noch einige Sachen zitieren. Wir werden noch dazu kommen. Wenn wir heute von über 8 000 Wohnungseinbrüchen sprechen, spricht der Herr Bürgermeister von einer sicheren Stadt, aber gut, lassen wir das jetzt. Ich glaube, da hat sich jeder seinen Teil denken können. Ich glaube, mehr ist dem nicht mehr anzufügen. Sie sprechen in Zukunft immer alles wunderschön, es ist alles Liebe und Waschtrog in Wien, aber bitte!

Schauen wir uns zum Beispiel auch einmal die Integration an, meine Damen und Herren. Zu allem, was die Freiheitlichen punkto Integration gesagt haben, hat man eigentlich nichts anderes gesagt, als: „Böse!", „Die Rechtsradikalen!", „Furchtbar!", „Was sich die vorstellen!" Ich werde Ihnen jetzt vielleicht jemanden zitieren, den Sie nicht in unsere Ecke stellen können. Ich weiß nicht, entweder, muss ich Ihnen sagen, hat er von uns abgeschrieben oder wir von ihm. Ich werde Ihnen zum Beispiel den Herrn Präsidenten der Israelitischen Kultusgemeinde, Herrn Dr Muzicant, zitieren. Herr Schuster, drehen Sie sich bitte um! (GR Godwin Schuster, der mit dem Rücken zum Redner stand, sich umdrehend: Ja, Entschuldigung! - Heiterkeit bei der SPÖ.) Dr Muzicant sagt: „Um die Integration von jüdischen Migranten zu ermöglichen, fehlen aber noch einige notwendige Grundlagen, etwa in Bezug auf Einreisegenehmigungen und die Voraussetzungen innerhalb der Kultusgemeinde." - Das berichtet Muzicant. – „Die Schulen, die sozialen Einrichtungen müssen erst ausgebaut werden." - Meine Damen und Herren, was sagen wir? Wir sagen nichts anderes! - Erster Punkt.

„Nach dem positiven Abschluss der Restitutionsverhandlungen Ende des Vorjahres sind wir jetzt finanziell in der Lage, diese Strukturen aufzubauen. Ich brauche mindestens zwei Jahre für den Bau der Schule." - Das sagen wir auch. Wenn zugewandert wird, muss man einmal schauen, dass Schulen da sind, Deutschkurse, darauf komme ich noch. Muzicant sagt: „Nicht vor 2007/2008 sei daher mit der Neuaufnahme von Juden aus dem Osten zu rechnen. Es sollten aber nur an die 100 Leute pro Jahr sein.", beschwichtigte der Präsident. „Im Übrigen will die IKG nicht den Fehler machen, arbeitslose Zuwanderer zu holen, sondern diese sollten dann in Berufszweigen arbeiten, wo schon heute Bedarf herrscht." - Was sagen wir? Wir sagen nichts anderes als der Herr Präsident. Was ist hier so grundverschieden zur FPÖ, wenn wir mit diesem Konzept genau so kommen und sagen, für die Zuwanderung gehört auch Integration? Die haben Sie in Wien total verfehlt, meine Damen und Herren! [GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Nein, das haben wir nicht!] Das ist keine Integration! Nehmen Sie sich ein Beispiel, wenn Sie sich nicht an uns ein Beispiel nehmen wollen, dann am Herrn Präsidenten Muzicant, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sie wissen schon, was der Unterschied ist!) - Zu Ihnen komme ich auch gleich, da werden Sie eine große Freude haben!

Weiters möchte ich gleich beim Herrn Dr Muzicant bleiben, was er über die Terroristen sagt. Der Präsident der Kultusgemeinde schlägt Alarm, Terroristen in Österreich werden jetzt verstärkt rekrutiert. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das hat er zurückgezogen!) - Das hat er mir nicht gesagt, da steht es nicht! (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Das hat er vielleicht Ihnen gesagt, weil in einem Vier-Augen-Gespräch sagt man vieles anders. Aber bitte, Herr Al-Rawi, Sie werden mir jetzt zuhören: „Die Rekrutierung von Extremisten und Sympathisanten durch das Terrornetz Al-Kaida hat auch in der vergangenen Woche massiv zugenommen. Auch in Österreich schlug gestern der Präsident der Israelitischen Kultusgemeinde, Ariel Muzicant, Alarm. ‚Lippenbekenntnisse, gegen den Terror zu sein, bringen nichts.', gab Muzicant zu bedenken. ‚Wenn es zu so einer Zusammenarbeit nicht kommt, droht ein Krieg der Kulturen in Österreich.', warnte Muzicant." (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das ist nicht mehr aktuell, Herr Lasar! Wirklich, das ist peinlich! Das ist nicht mehr aktuell! - GR Godwin Schuster: Es gibt schon eine Gegendarstellung!)

Meine Damen und Herren, ich glaube, das ist jetzt punkto Integration einmal genug. Aber vielleicht werden Sie mir jetzt ein bisschen zuhören, Herr Al-Rawi, jetzt kommt etwas für Sie. Ich werde Ihnen jetzt noch den Herrn Ralph Giordano zitieren. Der wird sich Ihnen gleich auf den Magen schlagen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Der hat sich ihm schon umgedreht, als Sie Strache zitiert haben!) Er sagt, der Koran ist eine Lektüre des Schreckens. Der Schriftsteller Ralph Giordano hält die Lehren des Koran für unvereinbar mit dem Grundgesetz. Da werde ich Ihnen auch etwas zitieren: „,Nicht die Moscheen, der Islam ist das Problem.’, kritisierte Giordano. Der Koran sei eine Lektüre des Schreckens und der Fassungslosigkeit mit irr unzähligen Wiederholungen, Ungläubige zu töten, besonders aber Juden. In seinem Brief lehnt er, Giordano, eine Einladung der „DITIP“ zu einem Gespräch über den Islam und den Moscheebau ab. ‚Es könnte bei einem Gespräch nur zum Austausch bekannter Meinungen kommen.', begründete Giordano seine Entscheidung, die Einladung abzulehnen. ‚Dazu kommt, dass ich mich mit Leuten, die den Völkermord an den Armeniern 1915/16 leugnen, ebenso wenig an den Tisch setzen werde, wie mit Lügnern von der Ausschwitzlüge.' Für seine Kritik am geplanten Moscheebau hatte der Schriftsteller Morddrohungen erhalten." - Das sind Ihre Leute. Sobald man etwas gegen den Islamismus sagt, gibt es nur eines, das sind Morddrohungen! Das ist Ihre Politik! (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das ist eine Frechheit! Von uns gehen doch keine Morddrohungen aus!) - Regen Sie sich ab! Sie können herauskommen, Sie können hier auch etwas sagen!

Aber, meine Damen und Herren, ich habe von Herrn Schuster eines gehört, das war „artfremd", aber mehr habe ich nicht gehört. Sie haben sich weder über den Pröll aufgeregt noch sonst etwas. Wehe, möchte ich sagen, wenn das ein Freiheitlicher nur in den Mund genommen hätte! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Eine sehr selektive Wahrnehmung von Presseaussendungen! - StR Johann Herzog zu GR Dipl-Ing Martin Margulies: Eine selektive Wahrnehmung ist das bei den GRÜNEN!) Nehmen Sie das auch wahr! Das ist Ihre Politik! Wehe, es kommt vor einem freiheitlichen Politiker! Wehe, es kommt von uns! (Beifall bei der FPÖ.)
Da sind 14 Tage die Zeitungen voll. Da gibt es nichts anderes als Ausgrenzung, Diskriminierung und sonst nichts. Aber nur weil es die ÖVP sagt, drücken Sie schon wieder ein bisschen in die Richtung, dass Sie vielleicht doch einmal eine Koalition mit ihnen machen könnten. Da hält man schon den Mund, sagt nichts. Das ist Ihre Politik, einmal alle anzuschütten und sonst nichts! (GR Mag Rüdiger Maresch: Zuerst denken, dann reden!) - Treiben Sie es nicht zu weit, weil sonst habe ich auch etwas für Sie! (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber gerne!)
Meine Damen und Herren, es gibt auch noch etwas anderes als die Ängste in der Integration, es gibt auch andere Ängste. (GRin Mag Alev Korun: Angst vor Dummheit zum Beispiel!) Es gibt zum Beispiel Ängste im Pflegebereich, wo man heute von einer 24-Stunden-Pflege spricht. Die gibt es gar nicht, die kann sich ja kein Mensch leisten. Hier gibt es bis heute keine Anhaltspunkte, und das ist einmal etwas Wichtiges. Gerade in diesem Bereich gibt es auch berechtigte Ängste, dass sich alte Leute die Pflege nicht mehr leisten können werden, meine Damen und Herren. Das sind auch Ängste. 

Wenn man sich das ansieht, gibt es im AKH im Moment auch sehr große Probleme im Bereich OP-Verschiebungen. Warum? Es gibt auch dort einen permanenten Personalmangel. Gerade von Ihrer Fraktion sagt man großzügig, man hat dort jetzt eh wieder 20 Leute nachbesetzt, damit es besser läuft. Entschuldigen Sie, wissen Sie, wie viele Leute alleine im AKH im Bereich der Pflege nachbesetzt werden müssten? Dort müssten mindestens 200 bis 250 Leute nachbesetzt werden, aber nicht großzügig 20 Personen anzukündigen. Das sind Probleme, die Sie nicht wegleugnen können.

Wenn man jetzt zum Beispiel die Wiener Rettung hernimmt, sind einige Rettungsfahrer in der letzten Zeit überfallen oder niedergeschlagen worden und die Stadt Wien hat nachgedacht, ob man nicht eine Zweimannbesatzung fahren lassen muss. Also das ist auch wieder grotesk, eine Zweimannbesatzung! Wie soll denn das bitte vor sich gehen? Wie soll das gehen? Einer läuft zum Beispiel hinauf, der andere muss aufpassen oder einen Parkplatz suchen? 

Also ich glaube, Sie haben hier eine groß verfehlte Politik im Bereich der Integration, im Bereich der Kriminalität, im sozialen Bereich, im Krankenhausbereich, meine Damen und Herren. Wenn ich dann frage, warum man bei der Wiener Rettung einspart, habe ich im letzten Ausschuss gehört, man hat nicht so viel Budget gehabt. Aber man hat 2,1 Millionen EUR für das Ernst Kirchweger-Haus, da gibt es kein Problem! Wissen Sie, was Sie mit den 2,1 Millionen EUR alles hätten machen können? Wissen Sie, was Sie alles hätten machen können? Sie hätten zum Beispiel die ganzen jungen Mädchen unter 13 Jahren gegen Gebärmutterhalskrebs durchimpfen können, dazu hätten Sie noch die Polizei, die heute noch keine Hepatitis-A+B-Impfung erhält, die jeden Tag draußen auf der Straße steht, impfen können, anstatt Randalierer zu fördern, die sich ein Haus in Wien erpressen. Die haben es erpresst, haben es besetzt! Ich sage, das ist eine Schande für die Wiener Stadt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Eines möchte ich Ihnen auch noch sagen: Wenn das jetzt Schule macht, dass man in Wien bei einer Hausbesetzung ein Haus bekommt, bin ich schon auf die nächsten Jahre und Monate neugierig, wie es da weitergehen wird. 

Aber dann habe ich im Ausschuss noch gehört, so einfach ist das nicht, geschenkt hat man denen das Haus nicht, da hat man noch Auflagen erteilt. Da hat man gesagt, die, die jetzt dort hinkommen, müssen Miete zahlen, müssen Auflagen erfüllen. Bitte, um Gottes Willen, wie blauäugig sind Sie? Das sind Randalierer, die sich ein Haus erpressen und dann verlangen Sie von diesen Leuten, dass die dann auch noch Miete zahlen! Noch unglaubwürdiger können Sie nicht mehr sein! (Beifall bei der FPÖ. - StR Johann Herzog: Und wenn sie es nicht zahlen können, bekommen sie noch eine Mietbeihilfe!) - Ja, dann bekommen sie Mietbeihilfen auch noch. 

Aber kommen wir vielleicht noch zur Drogenpolitik, meine Damen und Herren. Da hapert es auch an allen Ecken und Enden. Meine Damen und Herren, was hat man jetzt großzügig am Karlsplatz gemacht? Bis 22 Uhr „Help U" hat man dort gemacht. Die gehen jetzt bis zehn Uhr in der Nacht dort im Kreis und wissen in Wahrheit nicht, was sie machen sollen, weil sie nichts machen können. Das Einzige, was sie machen können, ist, wenn irgendein Problem ist, die Polizei zu rufen. Da frage ich mich gleich, warum man dort keine Polizisten mehr einsetzt, das wäre ja das Einfachere. 

Das Einzige, was Sie dort erreicht haben, war diese neue Substitutionsverordnung im März. Was ist da genau passiert? Das Einzige, wenn Sie das als positiv verkaufen wollen, wobei ich nicht weiß, wie man das dann argumentieren sollte, ist, dass der Preis am Schwarzmarkt jetzt von 12 auf 20 EUR gestiegen ist. Also wenn das positiv ist, meine Damen und Herren, sage ich, das ist unglaublich! Sogar eine Universitätsexpertin hat gesagt, die Substitutionsverordnung ist furchtbar. (GR Mag Rüdiger Maresch: Bei Ihnen vergeht es mir!) Also bitte, meine Damen und Herren, ändern Sie es in Zukunft, machen Sie eine anständige Drogenpolitik in Wien!

Aber ich möchte nicht nur auf den Karlsplatz eingehen, es gibt ja noch eine harte Szene, zum Beispiel den Schottenring im Bereich Augartenbrücke/Treppelweg. Dort hat sich eine ganz harte Szene festgesetzt, weil dort steigen sich schon die schwarzafrikanischen Drogendealer mit den Tschetschenen auf die Füße. Diese Szene ist genau von 2 Uhr in der Früh bis 5 Uhr, 6 Uhr in der Früh. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wieso sind Sie so früh unterwegs?) Was hat die Stadt Wien dazu beigetragen, dass diese Szene dort nicht eskaliert? Man hat dort Schwerpunktaktionen mit Sonderstreifen gesetzt. Das Einzige, was genau dort passiert ist, ist, man hat auch noch die Wachleute verprügelt. Daraufhin hat man die Sonderstreifen wieder eingestellt und hat sich auf das Beobachten verlegt. Das muss man sich einmal vorstellen! Das ist die Drogenpolitik von Wien! 

Wenn ich mir jetzt noch, meine Damen und Herren, die letzten Statistiken anschaue, wurden 2006 3 300 Dealer festgenommen, fast jeder zweite stammt aus dem Ausland. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ein Wahnsinn!) Also da sage ich, ich weiß nicht, wovon der Herr Bürgermeister heute gesprochen hat. War er auf einem Fußball-Match Rapid gegen Austria und hat die Austria 3 : 0 gewonnen, so wie er Ja geschrien hat? Ich weiß es nicht.

Meine Damen und Herren, ich möchte zum Abschluss eines sagen, Sie werden sich heute zu einem Dreiparteienantrag zusammenschließen und wir, meine Damen und Herren, werden uns mit den Bürgern in Wien zusammenschließen! Das ist die Antwort! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Ellensohn. - Bitte.

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn man auf alles antworten würde, was in der Diskussion an Worten gefallen ist, würden wir wahrscheinlich stundenlang hier stehen müssen. Ein bisschen seriöse Sicherheitspolitik zwischendurch, ein bisschen Dammstraße, ein bisschen Nazis, ein bisschen was von allem. (StR Johann Herzog: ... aber von euch! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Ich stelle zuerst gleich einmal klar, weil Herr Lasar auch das nicht gelesen hat, nämlich die Stellungnahmen der GRÜNEN zu den Ausritten der ÖVP, die wir nicht nur bedauern. Das ist ein zu schwaches Wort für das, was Herr Erwin Pröll, Herr Hannes Missethon und Wolfgang Aigner veranstaltet haben und zum Teil immer noch tun. Denn Herr Missethon hat zumindest bis jetzt nicht erkennen lassen, dass er eine andere Position einnimmt, Herr Pröll auch nicht, und Herr Aigner hat hier auch noch nichts gesagt. Ich habe heute nichts davon gehört, dass er eine andere Position hat. Wir werden dann sehen, ob er bei der eingebrachten Resolution überhaupt abstimmt oder nicht. 

Selbstverständlich ist von den GRÜNEN jede Aussage eines ÖVP-Politikers, wenn sie rassistisch oder antisemitisch ist, genauso kritisiert worden, wie wenn das ein FPÖler macht. Das ist ja überhaupt keine Frage und ist auch dutzendfach passiert. Ich sage es noch einmal: Ich finde das eine echte Tragödie, dass das nicht nur ein Flächenbrand ist, den die FPÖ veranstaltet, mit den paar Neonazis im Schlepptau, je nachdem, wer vorn oder hinten geht (GR Mag Wolfgang Jung: Das waren die SPÖ-Wähler! Ehemalige SPÖ-Wähler!), sondern dass die Österreichische Volkspartei zum Teil - ich bin froh, dass es heute mit dem Antrag anders ist -, zum Teil genau dasselbe tut. 

Es ist ja klar, die Klientel, die WählerInnen sind an einem ähnlichen Ort beheimatet, und offensichtlich ist das wichtiger: Was glaubt der Einzelne, ist es insgesamt ein Plus oder ein Minus? Offensichtlich sind Sie jetzt zu einer neuen Rechnung gekommen: Die Politik von Erwin Pröll, Hannes Missethon, Wolfgang Aigner ist in Wien offensichtlich kein Geschäft für die Volkspartei. Darüber bin ich froh, dass die Rechnung bei Ihnen so ausgegangen ist, weil ich tatsächlich auch gerne eine Allianz der Vernünftigen hätte, und wenn das nicht alle in der ÖVP sind, aber die Mehrheit, dann ist schon einiges gewonnen.

„Speiübel" war das Stichwort für die Demonstration letzter Woche, das Herr Rottenberg verwendet hat, und speiübel hat einem werden können, wenn man sich noch einmal kurz in Erinnerung ruft, was eigentlich angesagt war: Eine Demonstration, das ist auch viel Arbeit für die Polizei - dazu komme ich noch -, und damit hängt auch zusammen, was die Polizei eigentlich zu tun hat. Abgesehen von der Quantität der Polizei geht es nämlich zwischendurch auch um die Qualität der Polizei. 

Letzte Woche sind bei den Demonstrationen - ich war ja anwesend - an die hundert Neonazis mitgegangen. Da kann man da heraußen so viele tatsächliche Berichtigungen machen, wie man möchte. Erstens kennen wir ein paar davon, zweitens waren Leute dort, die das als Spezialgebiet haben und die selbstverständlich notiert haben. Sollte Herr Lasar tatsächlich Ernst machen mit seiner Klage gegen Maria Vassilakou, werden wir das vor Gericht gerne beweisen, weil wir nämlich die Herrschaften alle vorladen werden. Dann werden wir unsere Fotos vorlegen, und dann werden sie alle wieder heimgehen müssen. (StR Johann Herzog: Sie werden nicht vorladen!)
Nicht wir. Dann werden sie vorgeladen, und dann wird man noch sagen müssen .... (GR Mag Harald STEFAN: Das sind verurteilte Neonazis, oder wie? Das ist ja eine Straftat!) Dann wird man noch draufkommen, dass die Leute bei der NVP, bei der AFP und anderen Organisationen tätig sind. (GR Mag Harald STEFAN: Neonazis - sind die verurteilt?)
Herr Stefan, Sie waren auch bei der Demonstration, und Sie kennen die Leute genauso gut wie ich. Das ist ja ungeheuerlich. (GR Mag Harald STEFAN: Wissen Sie genau, dass die verurteilt sind?) Der Herr Gudenus war auch bei der Demonstration. Es waren ja alle anwesend, der Herr Jung war dabei, der Herr Lasar auch. Wir haben uns ja gesehen, ich bin hineingewinkt worden in den Demos, habe aber natürlich ablehnen müssen. (GR David Lasar: Sie wären auch bald mitgegangen! - GR Mag Harald STEFAN: Sie behaupten ja, dass die Leute verurteilt sind!) 

Sie waren dort, Sie haben es gesehen: Es sind Neonazis. Was neu an denen ist, ist eine andere Frage, da gebe ich Ihnen recht. (GR Mag Harald STEFAN: Dass sie verurteilt sind, ist ja ein Straftatbestand!) Das sind in meinen Augen Neonazis. (GR Mag Harald STEFAN: Die müssen ja verurteilt sein!)
Diese Demonstration hat dort stattgefunden, aufgeschaukelt von der Freiheitlichen Partei, gemeinsam mit - zugegeben - einigen Bürgern und Bürgerinnen, die sich leider von Ihnen dazu haben instrumentalisieren lassen. Ich hoffe, dass dort ein paar dazulernen.

Was hat die Polizei dort gemacht? Der Herr Jung hat nämlich mit einem leider recht gehabt. Er zitiert da, dass die Polizei offiziell sagt: Wir haben nichts gesehen, wir haben nichts aufgeschrieben. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Da darf man natürlich nicht vergessen, dass der stellvertretende Bezirksvorsteher in der Brigittenau von der FPÖ, Herr Gerhard Haslinger, nicht nur stellvertretender Bezirksvorsteher ist, sondern auch bei der WEGA arbeitet. Er war ja bei der Demonstration anwesend, hat auch dem Herrn Strache auf die Schultern geklopft. Das haben wir alles auf Bildmaterial festgehalten. ("Oho"-Rufe bei der FPÖ.)
Die WEGA, die dort im Einsatz war, und die Polizei haben nach meiner Meinung tatsächlich zu einem guten Teil ihre Arbeit nicht geleistet. Das habe ich auch vor Ort kundgetan und bin einmal mehr aufgeschrieben worden. Im Gegensatz zu den einzelnen Nazis, die dort herumgerannt sind, bin ja ich dort sehr wohl erkennungsdienstlich behandelt worden - einmal mehr, ja. (GR Mag Wolfgang Jung: Werden Sie wahrscheinlich randaliert haben!) Natürlich habe ich nicht randaliert. Das hätten Sie gerne, aber meine Polizeiakte ist ja, außer dass es ein paar Einträge gibt, tatsächlich sauber, weil ich jedes Mal nett war. (GR David Lasar: Sagen Sie, welche!)
Was hat die Polizei dort gemacht? Was hat die Polizei dort tatsächlich getan? - Leider serienweise Leute aufgeschrieben, die am Rande der Demonstration, natürlich nicht als Teil der Demonstration, mitgegangen sind und den Unmut, den sie von den Demonstrierenden mitbekommen haben, irgendwie kundgetan haben. Umgekehrt haben sie nämlich gesagt: Das gefällt uns nicht, das passt uns nicht. Da ist die Polizei sofort zur Stelle gewesen und hat serienweise Leute aufgeschrieben. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Sobald einer von drinnen herausgerufen hat: „Schleich di ham" und draußen ein türkischer Jugendlicher, ein türkischstämmiger Jugendlicher - ob sie die österreichische Staatsbürgerschaft haben, weiß ich nicht in jedem Einzelfall - zurückgerufen hat, sind die alle notiert worden. Die waren alle gefährlich, bis hinunter zu einem 13-jährigen Kind, das dort, umringt von sieben Leuten der Polizei, eine halbe Stunde ans Polizeiauto gelehnt steht.

So stelle ich mir die Aufgabe der Polizei nicht vor. Ich habe mich auch beschwert, ich habe einen Termin und werde genau das durchdiskutieren. Dort bin ich bei der Aufgabe der Polizei. Heute haben wir darüber geredet, wie viele es sein müssen. Na, wie viele? Wenn sie alle gute Arbeit leisten, dann okay; wenn sie schlechte Arbeit leisten - ich sage es ganz ehrlich -, dann lieber einer weniger oder zwei oder drei. Da hier die ÖVP sagt, dass es genug sind, sage ich: Wenn Herr Ulm glaubt, dass es genug Polizei ist, muss ich nicht unbedingt nachlegen und sagen, ich möchte mehr Polizei als Herr Ulm, sondern ich kümmere mich mehr um die Qualität der Polizei.

Da gibt es die altbekannten Forderungen der GRÜNEN, die vielleicht schön langsam irgendwann erfüllt werden, nämlich mehr Polizei mit Migrationshintergrund, mehr Frauen in der Polizei, vielleicht ein bisschen weniger Überstunden, dass die nicht so überfordert sind, ein anderes Gehaltsschema und mehr Supervision. Das brauchen die Leute. Denn das, was ich schon konzediere, ist: Das ist ein schwerer Job, und der ist nicht immer angenehm. So wie er da ausgeübt wurde - von einigen, das muss man auch dazusagen, nicht von allen -, wie er von einigen ausgeübt wurde, sage ich, war das nicht die Arbeit, die sie zu leisten hatten. Es war nicht die Aufgabe, ausschließlich Gegendemonstranten und Gegendemonstrantinnen aufzuschreiben.

Den Ton der Polizei gegenüber diesen Leuten habe ich ja auch bei mir festgestellt. Richtig erschrocken ist die Polizistin, die mich notiert hat, ja erst, als ich einen Dienstausweis hingelegt habe. Dann war sie plötzlich normal und freundlich, vorher hat sie durch die Gegend geschrien. Das ist ja nicht notwendig. Das ist nicht notwendig, dass jemand, der hingeht ... (GR Mag Harald STEFAN: Was haben Sie gemacht?) Ich bin gerade dabei, das zu beschreiben. 

Ich merke also, wie da drinnen ein paar grölende - das haben wir vorher gesagt, und ich sage nicht, Freunde und Freundinnen, weil man nie wissen kann, wer von wem der Freund ist, aber Bekannte, Leute, die in ihrem Umfeld einen Meter daneben mitspaziert sind, vielleicht in der Olympia daheim, weiß ich nicht, ähnliches Gedankengut ... (GR Mag Harald STEFAN: Eine Glatze habe ich auch, wenn die Haare ausfallen!) Für den Haarausfall kann der Einzelne von uns nichts, und das könnte mir auch passieren. Das möchte ich jetzt niemandem vorwerfen.

Was ist dort passiert, dass ich mich überhaupt eingemischt habe? - Okay, die Polizei schreibt serienweise Leute auf, die nichts anders tun als hinzugehen, und die Demonstranten rufen hinaus mit „Schleicht's euch ham" und so weiter. Ich zitiere das nicht alles, weil es fast unangenehm auszusprechen ist. Dann rufen ein paar retour, die werden alle notiert, einer nach dem anderen. Alles, was ich tue, ist, dass ich hingehe und frage: Entschuldigung, fällt Ihnen nicht auf, dass man eventuell, auch als Deeskalationsstrategie, Leute von hier und dort notieren könnte?

Man könnte vielleicht zehn Leute aufschreiben, die drinnen demonstrieren. Nehmen wir die mit Springerstiefeln heraus, Nationaler Widerstand, AFP, NVP, „HH"-Leiberl - soll natürlich „Heil Hitler" und nicht „Helly Hanson" heißen -, nehmen wir doch ein paar von denen und schauen und schreiben die auf! Die kann man genauso gut aufschreiben wie die Gegendemonstranten. Das ist nicht passiert. Alles, was ich getan habe, war die Fragestellung: Warum machen Sie das nicht?

Daraufhin war in einem sehr freundlichen Polizeijargon zu hören: „Sind Sie mit der Amtshandlung vertraut?" (GR Kurth-Bodo Blind: Behinderung der Amtshandlung! Ist normal!) Sage ich: „Ich schaue Ihnen gerade zu, was Sie machen." – „Ausweis!", und nachher ein bisschen freundlicher, nachdem sie den Ausweis gesehen hat. Ich hätte aber gerne, dass nicht nur Leute freundlich behandelt werden, die hier Stadtrat, nichtamtsführender Stadtrat, Gemeinderat, Gemeinderätin sind, sondern ich hätte gerne, dass die Polizei - und das gehört bei der Qualität auch dazu - mit Menschen, die sich von außen einmischen, anders umgeht. 

Denn das Gleiche passiert natürlich eine Stunde oder eineinhalb Stunden später, als die Demonstration fertig ist, ein weiteres Mal. Da komme ich nur vorbei und denke mir: Wieso lehnt der 13-Jährige - oder, ich fürchte mich ja nicht gleich, ausgeschaut hat er, wie wenn er noch jünger wäre; herausgestellt hat sich, dass er erst 13 ist -, wieso lehnt er am Polizeiauto und schlottert? Es stehen sieben rundherum mit „Du G'frastsackl, dir sollt' ma' ane einehau'n, dir ziag i die Ohren lang"; ich sage: „Entschuldigung, ist das notwendig?", und das Erste, was der Polizist sagt (GR Mag Wolfgang Jung: Sie wissen eh ...!), ist: „Ich weise Sie hier weg, Sie stören meine Privatsphäre." (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Ich meine, ich sage es ganz ehrlich: Der Herr hat sie wohl nicht alle! Ich störe seine Privatsphäre? Ist er privat dort und nimmt 13-Jährige fest? Nein, sicher nicht! Ich habe mich auch nicht wegweisen lassen, natürlich nicht. Ich habe mir wieder alles notiert, ich habe auch die Dienstnummern von den betroffenen Leuten und habe auch deswegen einen Termin bei der Polizei. 

Die Qualität der Polizei ist mir also das größere Anliegen - das sage ich ganz ehrlich - als die Quantität. Denn was die Quantität dieser Polizisten und Polizistinnen betrifft, die dort amtsgehandelt haben, brauche ich nicht mehr von denen, das sage ich in aller Deutlichkeit. Denn die haben sehr wohl Sie geschützt, und die haben sehr wohl die Neonazis geschützt, die dort herumrennen. (GR Mag Harald STEFAN: Vor wem? Vor wem haben sie sie schützen müssen?)
Sagen wir nicht „geschützt", sagen wir, dass sie sich verbrüdert haben ... (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Na, vor ihnen gegenseitig! Wenn man ihnen lange ... (StR Johann Herzog: Das waren Anhaltungen, aber nicht im Bereich der Demonstranten, Herr Kollege!) Na, damit sie sich nicht gegenseitig verletzen. Beim Statusfechten haben sie immer Polizei dabei, die tun sich ja gegenseitig weh. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) Die tun sich ja gegenseitig im Gesicht weh. Deswegen brauchen sie zwischendurch einen Polizeischutz, und dort darf es nicht passieren. (StR Johann Herzog: Ich bekomme schon Applaus von der anderen Seite.) Das ist meine eigene Seite dort drüben. (StR Johann Herzog: ... sage ich ja!)

Ich sage auch klipp und klar dazu: Ich lehne jeden religiösen Fanatismus ab. Ich bin auch völlig unverdächtig, ich bin nämlich nicht Mitglied einer Glaubens- oder einer Aberglaubensgemeinschaft. Ich bin Atheist; das ist in Österreich, wenn man die Agnostiker und Agnostikerinnen dazunimmt, die zweitgrößte Gruppe. Manchmal hat man den Eindruck - das konzediere ich auch -, als ob man das eher nicht sagen sollte, dass man nirgends dabei ist, weil nämlich bei allen Religionen leider - und ich sage jetzt ausdrücklich: „alle" - ein paar Fanatiker unterwegs sind. Das ist ein Teil des Problems. 

Das gilt aber natürlich nicht ausschließlich für eine Religion - so wie es sich die FPÖ gerne zurechtzimmert -, sondern es gilt auch für die Religion, die das Oberhaupt vor Kurzem hier hatte: Das gilt natürlich auch für die katholische Kirche. Das gilt zum Beispiel da, ich sage, Opus Dei ist für mich ... (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Aigner.) Kein Wunder, dass der Herr Aigner sich meldet! Jetzt war ich echt überrascht; ich hätte das nicht gemacht, Herr Aigner. Ich würde mich wegen etwas anderem da heraußen melden, nämlich zum Entschuldigen für Ihre Vorgangsweise letzte Woche. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das war das Neue! Das Opus Dei!)
Auch in der katholischen Kirche gibt es natürlich radikale Tendenzen, denen es entgegenzutreten gilt. Tun wir nicht so wie: Der Islam kennt keine Gleichberechtigung von Geschlechtern, und dann tun wir so wie: Die katholische Kirche ist der Vorreiter der Gleichberechtigung. Das ist ja ein Witz! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Entschuldigung, ich möchte jetzt nicht eine einzelne Religion beleidigen, aber die Gleichberechtigung haben sie nicht erfunden, die vielen Pfarrer. Das sind nämlich nur Männer. (GR Mag Harald STEFAN: Aber die Frau zu Hause?) Gleichberechtigung ist in der katholischen Kirche nicht eben das erste Gebot (GR Mag Harald STEFAN: Aber die Frau zu Hause im Christentum ist gleichberechtigt!), sie kommt ja in den zehn Geboten auch nicht vor. (GR Mag Harald STEFAN: Ist das in Ordnung, was dort passiert? Ist das gut?)
Ich finde, dass wir gegen jeden Auswuchs einer Religion auftreten sollen. Und was wir ja leider nicht nur in Österreich, sondern vor allem in anderen Ländern haben: Wir haben in den USA Millionenklagen bei Tausenden Mitarbeitern der Kirchen - und das hat genau nichts mit dem Islam zu tun -, denen vorgeworfen wird - wobei man dort immerhin Entschädigungen in Millionenhöhe zahlt -, dass Kindesmissbrauch in einem riesigen Ausmaß stattgefunden hat. Wir haben in Irland momentan sehr erfolgreich eine Klage mit 1 Milliarde EUR - mit 1 Milliarde EUR! - wegen Missbrauchs an Zöglingen aus christlichen Erziehungsheimen.

Ich sage es also ganz klipp und klar: Jeder Auswuchs bei jeder Religion passt mir nicht! So ist es, und das gilt auch für die Religion, die Sie sich als einzigen Gegner ausgesucht haben. Ich sage im Sinne der Aufklärung, ich bin für die Aufklärung und gegen jeden Auswuchs. Ob das der Islam ist, ob das die christlichen Religionen sind oder sonst irgendeine Religion ist, ist mir an dieser Stelle einmal herzlich egal.

Zum Abschluss möchte ich noch einmal betonen, dass die GRÜNEN heute einen Schritt auf die ÖVP zugegangen sind, indem wir es eigentlich ermöglicht haben, dass man hier einen gemeinsamen Antrag macht. Was wir uns gewünscht, erwartet hätten, ist, dass irgendjemand von der ÖVP in dieser Diskussion an dieses Rednerpult, an dieses RednerInnenpult kommt und es hier klarstellt - am liebsten hätte ich gehabt, der Herr Aigner macht das selber, aber es ist mir egal, wenn es jemand anders in seinem Namen macht, und die Zeit ist ja noch nicht abgelaufen - und sich entschuldigt dafür, dass im besten Falle politische Naivität - die ich gar nicht unterstellen möchte, das heißt, ich unterstelle etwas Schlimmeres als das, aber im besten Fall politische Naivität - dazu geführt hat, dass der Herr Aigner geglaubt hat, er muss Teil dieser Demonstration sein (GR Dr Herbert Madejski: War nicht die Frau Korun auch dort?), und er offensichtlich nicht leichten Herzens darauf verzichtet hat, dort anwesend zu sein, sondern man ihn eben auch überzeugt hat, man ihn auch dazu überzeugt hat.

Im Übrigen hätte ich gerne, dass, wenn die Wiener ÖVP sich als Teil einer offenen, einer liberaleren Stadt innerhalb der ÖVP engagiert, damit die Töne von diesem Hannes Missethon eine Spur anders ausfallen und dass, weil nächstes Jahr Wahlkampf in Niederösterreich ist und vermutlich einige Personen aus diesem Haus dort mitkämpfen, mit dem Herrn Erwin Pröll wahlkämpfen werden, wer immer einen Bezug zu ihm hat, ihm erklärt, dass diese Art von Religionsverhetzung, wenn man sie bei einer anderen Religion machen würde, große Schwierigkeiten bei Ihnen auslösen würde. Ich hätte gerne, dass die Wiener ÖVP sich innerhalb der ÖVP dafür einsetzt, dass diese „Missethöne" eingestellt werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Jung. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Kollege Schuster hat hier vorhin mit dem Weihrauchfass gewedelt und die friedliche und nette SPÖ während der Zeit der Koalition zwischen ÖVP und FPÖ dargestellt. Ich kann mich da ein bisschen an etwas anderes erinnern, Herr Kollege Schuster!

Man hat damals, unter Verstoß gegen Gesetze der Republik, regelmäßig vor dem Parlament demonstriert, mit Donnerstags-Demos unter Nichtberücksichtigung der Bannmeile. Die SPÖ hat das in den Debatten dort durchaus gutgeheißen, Herr Kollege Schuster, das haben Sie vergessen. Sie haben vergessen, dass es das Lichtermeer gab. (GR Godwin Schuster: Was haben Sie gegen das Lichtermeer?) Sie haben vergessen, dass damals gegen Österreich agitiert wurde, Herr Kollege Schuster, dass sogar gegen den Bundespräsidenten agitiert wurde. Na, wo ist denn da die ganze Friedlichkeit? Das ist doch alles ein schönes Märchen. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Genauso wie das Märchen Ihres Bürgermeisters von der Sicherheit in Wien! Nur aus den letzten Tagen: „Banküberfallserie reißt nicht ab, wir haben einen Rekord.“ „73 Prozent der Straftaten nicht aufgeklärt.“ „Vandalismus puscht Kriminalitätsrate.“ „Sicherheitsgipfel“, weil die Bezirksvorsteher randalieren, mit Recht nämlich, weil es so nicht weitergehen kann bei uns in Wien! (GR Godwin Schuster: Weil Sie im Parlament mitgestimmt haben ...!) Das ist die Situation. Das sind Ihre Leute, die erkennen, dass es nicht weitergeht, weil diese Leute noch merken, manchmal recht laut und kräftig wie jetzt bei der Demonstration, wie es bei der ... (GR Godwin Schuster: Sie waren bei der Dienstposteneinsparung dabei!)

Ja, ich war jetzt bei der Demonstration dabei. (Zwischenrufe bei SPÖ, FPÖ und GRÜNEN.) Bei was war ich dabei? Langsam! (GR Godwin Schuster: Nein, Sie waren dabei, als die Dienstposten eingespart worden sind!) Ich verstehe Sie leider nicht. Die GRÜNEN schreien so laut. (GR Godwin Schuster: Ich werde es Ihnen schreiben!) Ja, gut, dann geben Sie es mir schriftlich, Herr Kollege. (GR Christian Oxonitsch: Damals waren Sie einverstanden, als die Dienstposten eingespart wurden! - Weitere Zwischenrufe.)

Bitte, da hat doch Ihr Innenminister angefangen! Ich sage, das ist ja viel früher passiert, Herr Kollege. Jetzt sind Sie in der Regierung, und Sie jammern, jammern und jammern. Tun Sie doch etwas! Tun Sie etwas, nicht Schmäh führen. (Beifall bei der FPÖ.) Nicht da herausgehen, und nicht schönreden! (GR Godwin Schuster: ... nicht verantworten!) „Schönfärber" hat der Typ, glaube ich, einmal geheißen in dieser bekannten ORF-Kabarettsendung in früheren Zeiten. 

So, jetzt kommen wir von Ihrer Märchenstunde zur Realität zurück und unterhalten uns einmal über diese Demonstration. Denn da ist etwas passiert, was Sie alle aufregt, vor allem Sie von der SPÖ. Denn wer dort marschiert ist, das war nicht diese Handvoll von kurios gekleideten jungen Männern, die Sie jetzt erwähnen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das waren Ihre Wähler, die dort gegangen sind! Das waren die Bürger des Bezirkes, das sage ich Ihnen, und das waren diejenigen, die Sie das nächste Mal nicht mehr wählen werden. Deswegen regen Sie sich so auf. (Beifall bei der FPÖ.)

Sie wundern sich, dass Unruhe unter den Bürgern herrscht? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es gibt zwei Gründe dafür, jetzt über diesen fundamentalistischen Islam zu reden. Der eine ist erst relativ kürzlich aufgetaucht und wird, glaube ich, sogar manchmal ein bisschen aufgebauscht, weil der Innenminister ein Erfolgserlebnis gebraucht hat. Aber das Risiko ist da, das stimmt. Der fundamentalistische Islam ist eine gewisse Gefahr, die nicht von der Hand zu weisen ist, und es ist ein Irrglaube zu meinen, dass wir Österreicher auf einer Insel der Seligen leben. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich darf ja, Herr Kollege, im Unterschied zum türkischen Präsidenten, Wasser trinken, wenn ich Durst habe wie zur Zeit. 

Nun, wie schaut es in Wirklichkeit aus? Dieser fundamentalistische Islam hat sich in Europa verbreitet. Wir haben in Deutschland ein Riesenglück gehabt, dass nichts passiert ist. Was in Österreich läuft, werden wir erst sehen, aber wir brauchen nicht zu glauben, dass wir auf Dauer draußen bleiben. 

Vorgestern hat eine große internationale Konferenz stattgefunden, die sich mit Risiken vor allem im Bereich der Staaten und der zwischenstaatlichen Netze befasst hat und die darauf hingewiesen hat - wortwörtlich, bitte -, dass bei uns in Österreich ein großes Risiko bei den internationalen Stromnetzen besteht, dass die OMV von solchen Anschlägen enorm gefährdet ist und dass auch unsere Wasserversorgung und vor allem unsere Kraftwerke gefährdet sind. 

Mit diesen Problemen haben wir uns seit dem - Gott sei Dank - Ende des Warschauer Pakts nicht mehr auseinandersetzen müssen. Damals waren es Specnaz-Kräfte des Warschauer Paktes, die wir fürchten mussten, heute müssen wir fürchten, dass irgendwelche Verrückte derartige Anschläge unternehmen. Das war vor nicht allzu langer Zeit noch kein Problem, und die Bevölkerung beginnt sich erst langsam damit zu befassen.

Aber das Problem, das gegenwärtig von der Bevölkerung als unangenehmer und als bedrohlicher empfunden wird, ist, dass sich ihr persönliches Umfeld verändert. Sie sehen die Migrationskriminalität, sie spüren die kulturellen Unterschiede, besonders bei Personen mit islamischer Religion, die oft eine ganz andere Werthaltung mitbringen. Und durch die große Zahl der Zuwanderer merken sie, dass unser Lebensraum nicht nur kulturell, sondern auch optisch verändert wird - siehe die Debatten, die jetzt um die Moscheen und die Minarette laufen. Unsere traditionellen westlichen Werte Demokratie, Laizismus, Stellung der Frau in der Gesellschaft, humanitäres Strafrecht, sie alle werden in Frage gestellt, ja sogar teilweise abgelehnt und abgewertet von dieser neuen Gruppierung. 

Ich zitiere den Islamisten Shaka Asym aus dem „Kurier" von vorgestern. Da sagt er ganz ungeniert: „Wir wollen das Kalifat.“ Wir wollen das Kalifat - wissen Sie, meine Damen und Herren, was das bedeutet? (GRin Nurten Yilmaz: Er kann es wollen! Aber wir wollen es nicht!) Ja, aber die wollen es! Und das sind nicht wenige. (GRin Nurten Yilmaz: „Die"? Er will es, nicht „die"!)
Wenn man heute sagt, es sind so wenige, und wenn man sagt, es sind nur 1 Prozent oder 2 Prozent, die radikal und zum Bombenlegen bereit sind: Bitte schön, dann nehmen Sie 400 000 Muslime in Österreich und rechnen Sie sich aus, wie viel 1 oder 2 Prozent sind! Das ist mehr, als die Baader-Meinhof-Bande je erreicht hat. Das ist zu viel für Österreich. Wir brauchen das nicht, meine Damen und Herren! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Was bedeutet denn das Kalifat? Was sind denn solche Staaten? (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: ... Kalifat errichten!) Das ist der Iran, das sind die ganzen Golfstaaten. Was bedeutet das in der Praxis? (GRin Nurten Yilmaz: Ein Kalifat gibt es nicht mehr!) Kein Autofahren von Frauen, kein Wahlrecht für Frauen, Dieben werden die Hände abgehackt, Untreue werden gesteinigt. Da gibt es sogar genaue Vorschriften, meine Damen und Herren, wie groß oder wie klein die Steine sein müssen oder dürfen, damit die erstens etwas spüren, zweitens aber nicht gleich tot sind, denn das darf nicht zu schnell gehen. Wenn Sie es nicht glauben, kann ich Ihnen Fotos von so etwas vorlegen, ich habe sie hier. 

Das ist nicht das Recht, das wir wollen. Zumindest wir nicht, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. - GRin Nurten Yilmaz: Wir auch nicht!)

Dieser vorhin zitierte Herr Asym ist ja nicht ganz so radikal und uns gegenüber recht großzügig. Er hat gesagt, unseren Frauen würde er keine Schleier verordnen, es würde eine angemessene Bekleidungsvorschrift genügen. Also Sie können sich schon auf so etwas einstellen, meine Damen und Herren. 

Und jetzt kommt es zum Punkt: Jetzt will man uns noch die Moscheen und die Minarette - und das ist es, was ich mit der optischen Veränderungen angesprochen habe und worauf die Leute empfindlich reagieren - aufs Auge drücken. Diese Moscheen und Minarette, die nicht nur Bauwerke, sondern Symbole sind, die diese Werthaltung ausdrücken und in der Öffentlichkeit darstellen sollen. 

Ich zitiere: „Die Moschee ist traditionell nicht nur ein Ort des Gebetes, sondern zugleich ein gesellschaftspolitisches Zentrum, teilweise auch ein Ort der Politik. In den Freitagsgebeten werden auch tagespolitische Ereignisse diskutiert. Die hohen Minarette und die Kuppel über dem Gebetsraum erinnern mit ihrer stilisierten Darstellung der Weltkugel an den globalen Herrschaftsanspruch des Islam." Das stammt von keinem bösen Freiheitlichen, auch von keinem Rechtsradikalen, sondern von Christine Schirrmacher, Islamwissenschaftlerin am Institut für Islamfragen in Bonn.

Oder noch authentischer und viel, viel schärfer: „Die Minarette sind unsere Bajonette, die Moscheen unsere Kasernen (GRin Nurten Yilmaz: Ah, ja!), die Kuppeln der Moscheen unsere Helme und die Gläubigen unsere Armee" - das sagt der jetzige türkische Staatspräsident, meine Damen und Herren! So schaut es ... (GRin Nurten Yilmaz: Nein!) O ja, das sagt er, das Zitat ist hundertfach belegt, Frau Kollegin. „Und die Gläubigen sind unsere Armee" - 400 000 Angehörige dieser Armee haben wir nach Ansicht dieser Herrschaften in unserem Land. Das wollen wir nicht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Dann wundern Sie sich, meine Damen und Herren von der SPÖ, wenn sich die „Ungläubigen“ in Österreich fürchten, oder die nicht Rechtgläubigen, um es genauer zu benennen. Ich rede jetzt gar nicht von der Belastung, die in dem konkreten Fall der Dammstraße auf die Anrainer zukommt hinsichtlich Lärm, Parkplatzmangel und so weiter. Die Klagen der Betroffenen im Umfeld dieser Veranstaltungszentren kenne ich zur Genüge, ich habe drei solche Veranstaltungszentren im Bezirk und nichts als Ärger damit, weil man sich dort an nichts hält.

Eines davon hat die Stadt Wien - mit beiden Augen geschlossen, geduldet, es war kein religiöses, aber auch ein von Türken betriebenes und besuchtes. Nichts als Ärger! Man hat die Augen zugemacht. Die haben keine Konzession gehabt, die haben gar nichts gehabt. Jedes Wochenende Veranstaltungen - man hat es ihnen verboten, und dann, als die Beamten einschreiten wollten, wurden sie zurückgepfiffen. So schaut es aus bei mir im Bezirk und in anderen Bezirken auch. Jetzt verstehe ich, dass diese Leute etwas dagegen haben und dass sie sich dagegen wehren. 

Und jetzt, was ist jetzt passiert? Jetzt haben sich einfache Bürger, eine Bürgerin - mir ist der Name dieser Dame jetzt nicht geläufig - mit anderen, die mit Politik nichts zu tun gehabt haben, überhaupt nichts zu tun gehabt haben, zusammengetan ... [Zwischenruf von GRin Mag (FH) Tanja Wehsely.] 

Es hat dort kein einziger Freiheitlicher geredet! Es ist kein einziger Freiheitlicher vorne in der ersten Reihe gegangen. Es war kein einziger Freiheitlicher, der die Plakate entworfen hat, die ich dort selber zum ersten Mal gesehen habe und die die Leute getragen haben. Das waren die Idee und der Wille der betroffenen Bürger, die Ihre Politik bis da her satt haben! (Heftige Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie waren dort, sie haben es gemerkt, deswegen regen Sie sich so auf. (Beifall bei der FPÖ.)

Wer mit einem Finger auf andere zeigt, auf den zeigen vier zurück, Frau Kollegin. [Zwischenruf von GRin Mag (FH) Tanja Wehsely.] Auf Ihre Rolle komme ich auch noch zu sprechen. Nur schön langsam, Sie kommen noch dran, Frau Kollegin. (GR Harry Kopietz: Auf der Homepage ...!) 

Diese Leute haben gesagt: Uns reicht es! Denn ihr Bezirksvorsteher und ihre Bezirks-SPÖ haben ihnen vorher versprochen - versprochen und gebrochen! -, dass sie keine Moschee in den Bezirk bekommen. Jetzt ist der Druck von oben größer geworden, Sie mussten zurückweichen. So viel ist ein Versprechen der SPÖ wert. 

In ihrem berechtigten Zorn haben sie dann Unterschriften gesammelt. Als sie diese in einem Protestzug an den Bezirksvorsteher übergeben wollten - es waren etwa 1 500 Leute, vielleicht sogar mehr, nicht 600, wie Sie geschrieben haben (GR Erich VALENTIN: 800!), so wie es auch nicht 150 Gegendemonstranten waren, sondern vielleicht 40 oder 50, denn viel mehr haben sich zu dieser frühen Tageszeit, um 17 Uhr, im Ernst Kirchweger-Haus noch nicht aufwecken lassen -, das waren diese etwa 1 500 Leute, die dort dem Bezirksvorsteher die Unterschriften übergeben wollten. 

Und der hat sich verleugnen lassen! Der wollte es nicht, der hat sich vor seinen Wählern gefürchtet, Herr Kollege! Sie waren ja auch dort, Herr Kollege Valentin. (GR Erich VALENTIN: Ich war dort!) Sie haben allerdings nicht die Flugzeuge beobachtet, wie Sie es sonst tun, sondern Sie haben die ganze Zeit auf den Boden geschaut, weil Sie sich geniert haben und Ihren Wählern nicht in die Augen schauen konnten. So ist die Situation. (Beifall bei der FPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Valentin ist gefährdet! Valentin hat eine Glatze! Kurz geschorene Haare!)

Herr Kollege Valentin! Dort haben Leute gerufen, haben Sie persönlich mit Namen gerufen, Sie sollen kommen und diskutieren. Sie haben gekniffen! Sie haben krampfhaft weggeschaut, weil Sie sich vor Ihren Wählern fürchten, Herr Kollege. Das ist die Realität. [Zwischenruf von GRin Mag (FH)Tanja Wehsely.] Und genauso Sie: Sie haben versucht, mit Journalisten zu diskutieren, lächelnd, den Rücken zu den Zuschauern, damit Sie nicht in die Verlegenheit kommen müssen, Ihre Politik zu verteidigen, die die Leute dort nicht mehr mittragen. (Heftige Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Was haben denn die Leute dort skandiert? Ich kann es Ihnen sagen, Frau Kollegin: „Der nächste Wahltag kommt bestimmt" war einer der Slogans, die die Leute dort gebracht haben. Den werden Sie merken. Deswegen regen Sie sich so auf, weil es Ihnen wehtut, weil Sie spüren, dass Ihnen die Bürger entgleiten, die Bürger, von denen Sie nicht einmal mehr wissen, welche Probleme sie haben. (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das ist die Situation: Die SPÖ fürchtet sich vor ihren Wählern. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Nein, wirklich nicht!) Das ist die Realität, und dieser Slogan „Der nächste Wahltag kommt bestimmt" hat Ihnen wehgetan. 

Die Bezirksprominenz der Partei hat sich schließlich auch dort versammelt. Bitte, warum soll ein Bezirksvorsteher sich fürchten, nicht herunterkommen und mit seinen Leuten reden? (GR Erich VALENTIN: Der war dort!) Das war das Dümmste, was man überhaupt tun kann, die Unterschriften nicht entgegenzunehmen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Nichts, verleugnen hat er sich lassen - ja, im Amtshaus ist er gesessen, oben in seinem Zimmer. Nicht einmal richtig aus dem Fenster geschaut hat er, sodass man ihn hätte sehen können. Die Leute haben ihn ja gerufen, genauso wie sie Sie, Kollege Valentin, gerufen haben. (GR Harry Kopietz: Sie sagen die Unwahrheit!)
Sind Sie zu den Leuten gekommen? Sind Sie hingegangen zu den Demonstranten? Haben Sie mit ihnen diskutiert oder Ihre Kollegin da hinten? Nichts, gedrückt haben Sie sich! Sie haben sich von der Polizei schützen lassen vor der Begeisterung Ihrer Wähler. Das war die Realität, Herr Kollege! (Beifall bei der FPÖ. - GR Harry Kopietz: Dort waren FPÖ-Wähler aus ganz Wien!)

Eine andere Situation war die, dass Heinz Christian Strache dort war. Er hat sich nicht davor gedrückt. Er hat keine Rede gehalten, er hat dort nicht agitiert. (Widerspruch von GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Er ist mitten in den Bürgern gegangen. Allerdings eines stimmt: Er wurde mit Jubel begrüßt, und er wurde zwischendurch am Zug aus den Fenstern und von überall her bejubelt, das ist richtig. Aber warum denn? Weil er nicht gegen die Bürger gestanden ist oder mit dem Rücken zu den Bürgern wie der Kollege Valentin, sondern weil er mit ihnen gegangen ist. Das ist der Weg, den wir hier in Wien gehen werden: mit den Bürgern, und wenn es sein muss, auch gegen Sie! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Hat er alte Freunde wieder getroffen?)

Es hat sich dort wirklich etwas Bemerkenswertes getan, das ist richtig, und es wird nicht das letzte Mal gewesen sein. Hier haben Bürger erkannt: Es geht zu weit, uns reicht es, und wir müssen uns organisieren. Das wird in Wien und das wird österreichweit in immer stärkerem Maß passieren, wenn Sie nicht begreifen, dass Sie auf dem Holzweg sind, dass Sie sich schon meilenweit von dem entfernt haben, was die Österreicher berührt. 

So wie der Bürgermeister mit seinem Auto kein Parkplatzproblem hat - die Wiener haben es! Und so wie der Bürgermeister kein Kleinkriminalitätsproblem hat - die Wiener haben es! Bei mir im Bezirk: 64 Autoeinbrüche in Folge und, und, und. Explodierende Zahlen bei Bankeinbrüchen - der Bürgermeister sagt, in Wien ist alles bestens. Ja, das hat er gesagt, es ist alles sicher. Bei ihm vielleicht, aber nicht bei den Bürgern! 

Sie predigen, Wien ist anders; die Bürger fürchten, Wien wird anders. Um das zu verhindern, meine Damen und Herren von der SPÖ, kämpfen wir gemeinsam mit den Bürgern! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag (FH) Tanja Wehsely. Ich erteile es ihr.

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben gewusst, es zahlt sich aus, wenn wir uns einmal anhören, was der Kollege Jung zu sagen hat. (GR Mag Wolfgang Jung: Natürlich!) Und richtig, es hat sich ausgezahlt. (StR Johann Herzog: Hören Sie schön zu!) Ich meine nicht, dass es nicht vorhersehbar gewesen wäre; in gewisser Weise muss man schon ehrlich dazu sagen, da braucht man keine Hellseherin zu sein. Aber es ist ja wurscht; okay, es ist alles gekommen. 

Mit den Anschuldigungen und den Unwahrheiten werde ich mich später noch beschäftigen. Denn es ist gut, dass ich jetzt hier für die SozialdemokratInnen reden kann und dass ich bisher nicht wirklich damit beschäftigt wurde, was Sicherheit eigentlich ausmacht. Es ist natürlich bezeichnend, dass das eine Vertreterin der Sozialdemokratie hier erläutert und ausführt und dass Sicherheit für uns selbstverständlich weit mehr ist als die Polizei und das Polizeisicherheitsgesetz. Keine Frage, bisher ist relativ wenig ... (GR Mag Harald STEFAN: Haben Sie unsere Reden gehört?) 

Ich rede jetzt einmal bisschen, und dann machen wir so weiter. Bisher ist nicht wirklich darüber gesprochen worden. (GR Mag Harald STEFAN: Sie haben nur Jung gehört!) Natürlich, der Kollege hat gesagt, das ist alles Blödsinn (StR Johann Herzog: Nicht nur dem Kollegen, dem Rest hätten Sie auch zuhören sollen!), es funktioniert alles nicht, wieso machen wir das und nicht gleich selber Polizei? 

Faktum ist, die SozialdemokratInnen in Wien haben sich dem Dialog verschrieben, der Sicherheit, die mehr ist als nur Polizei, sondern eine soziale Sicherheit. (Beifall bei der SPÖ.) Eine Sicherheit besteht aus weit, weit mehr als dem, Menschen anzuhalten, Menschen abzustrafen, Menschen zu verurteilen und, wie in Ihrem Fall, natürlich vorzuverurteilen. Das ist gar keine Frage.

Ich kann ihnen sagen, bei uns ist Sicherheit eine Querschnittsmaterie. Querschnittsmaterie - ich hoffe, Sie verstehen das: In jedem Ressort wird etwas für die Sicherheit getan. Das ist nicht nur bei der Polizei beheimatet, sondern das ist auch - gehen wir es der Reihe nach durch - im Umweltressort beheimatet. 

Was wollen denn die Wienerinnen und Wiener? Wir nehmen auch, nämlich mit der absoluten Mehrheit hier, in Anspruch, dass wir dabei mitreden dürfen, was die Wienerinnen und Wiener wollen. Denn sie haben uns so legitimiert. Wir sind sehr dankbar dafür, und deswegen arbeiten wir auch für sie, zum Beispiel im Umweltressort. Die schönen Gärten, die schönen Parks, die „Waste Watcher“, die wir jetzt haben (GR Mag Wolfgang Jung: Das hat sich massiv verändert!), das bringt Sicherheit für die Leute. Das bringt Sicherheit für die Leute in den Bezirken und in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das ist das, was schön ist, wenn man sich Gedanken darüber macht, wie man eine Umwelt gestaltet, wie man Grünraum gestaltet. (GR Mag Harald STEFAN: ... wie das Müllmonster!) Sicherheit bedeutet, dass man eine schöne Stadt mit über 50 Prozent Grünanteil hat. (StR Johann Herzog: Die ganze Aktion wäre nicht nötig!) Aber das sind Sachen, über die Sie sich keine Gedanken machen. Das ist bei uns so. Die gute Kooperation mit der MA 48, dass es sauber in der Stadt ist, dass man sich wohl fühlt, das bringt Sicherheit. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Wohnressort: Was glauben Sie denn, wofür wir Gebietsbetreuungen haben? Was glauben Sie denn, wofür wir KonfliktschlichterInnen haben? Was glauben Sie denn, wofür wir KOVOR-Projekte haben, KonfliktvermittlerInnen im öffentlichen Raum? (Anhaltende Zwischenrufe bei der FPÖ.) Was glauben Sie denn, liebe KollegInnen, wofür wir mit den Leuten verhandeln? Vor Ort sind Gebietsbetreuung-neu, Gebietsbetreuung für die Stadtentwicklung. Das sind doch alles Maßnahmen, wodurch wir mit den Wählerinnen und Wählern, mit den Bürgerinnen und Bürgern in dieser Stadt ins Gespräch kommen, den Dialog führen, gemeinsam diese Stadt entwickeln. Das ist der Punkt, und darauf kommt es an. 

Es wird investiert, Soziales grundsätzlich großgeschrieben. Hohe Ausgaben, gute Gesundheitsversorgung, gute Versorgung für Menschen in dieser Stadt, das ist das soziale Gewissen. Aber es ist uns ohnehin klar, dass wir das sind, dass das niemand anderer außer uns ist und dass wir das aufrechterhalten. (Beifall bei der SPÖ.) Wir werden es hundertprozentig verteidigen gegen jede Art dieser - na ja, wie auch immer - Angriffe. 

Wenn wir weitergehen ... (GR Mag Wolfgang Jung: Kommen Sie wieder auf den Teppich herunter!) Bitte? (GR Mag Wolfgang Jung: Kommen Sie wieder auf den Teppich!) Ich stehe ohnehin auf einem Teppich. Da unten ist alles tapeziert, also komme ich vom Teppich gar nicht herunter. (GR Kurth-Bodo Blind: Ein bisschen weniger schreien!)
Frauenstadträtin/Integrationsstadträtin Sandra Frauenberger - vielleicht ist es Ihnen noch nicht untergekommen, das weiß ich nicht; ich weiß nicht ganz genau, wie sehr Sie dem Geschehen folgen: Die Unterstützung der MA 17, Diversitätsangelegenheiten, für die Wiener Polizei beispielsweise, um hier gemeinsam das Diversitätsanliegen zu vertreten und gemeinsam zu schauen, mehr MigrantInnen, mehr Menschen der zweiten und dritten Generation zum Beispiel in den Polizeidienst zu bekommen. Eine sehr sinnvolle, sehr gute Maßnahme, die sicherlich auch noch zu mehr Dialog und mehr Verständigung beiträgt und natürlich auch der Sicherheit dient. Also mehr ZuwanderInnen und Menschen der zweiten und dritten Generation in unserer Polizei, um diesem Diversitätsgedanken sozusagen ein Gesicht zu verleihen, das ist ganz sicher eine hervorragende Sache.

Was glauben Sie, was die Investitionen in den Wirtschaftsstandort Wien bringen? Was glauben Sie, was die Investitionen in den Arbeitsmarkt bringen? Was glauben Sie, was die ganzen Maßnahmen für Fort- und Weiterbildung für die Wiener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bedeuten? Das bedeutet soziale Sicherheit. Das bedeutet Sicherheit, nicht Anhalten, Polizei und Abstrafen einzig und allein. (Beifall bei der SPÖ.)
Das ist nicht unser Verständnis von Sicherheit. Unser Verständnis von Sicherheit ist, sich der Jugend zu widmen, ist eine gute Bildung, ist, vor Ort mit den Menschen und mit Profis im Dialog zu arbeiten, sich kennen zu lernen, sich zu respektieren und nicht pauschal zu verurteilen, so wie Sie das machen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das ist ja lächerlich, wenn Sie sich hier herausstellen und 400 000 Menschen pauschal dem Terror und dem Terrorismus zuordnen. Das ist verwerflich! (StR Johann Herzog: Wir haben von 2 Prozent gesprochen! Haben Sie das nicht gehört?)

Jetzt komme ich auch schon zum nächsten Punkt, und ich werde jetzt einige Sachen richtig stellen. Denn glauben Sie mir, ich bin aus der Brigittenau, und ich war dort. Ich habe mich natürlich nicht, genauso wenig wie der Kollege Valentin, vor den Wählerinnen und Wählern, vor den DemonstrantInnen versteckt. (GR Mag Wolfgang Jung: Hinter der Polizei versteckt!) 

Aber ich kann Ihnen etwas sagen. Die Frau Schuster von der Bürgerinitiative will nichts mehr, aber auch schon gar nichts mehr, mit Ihnen zu tun haben! Denn was Sie gemacht haben, ist: Sie haben sie vereinnahmt (GR Mag Wolfgang Jung: Wo?), Sie haben sie verhetzt, und Sie haben sie in Wirklichkeit der Lächerlichkeit preisgegeben. Sie sind aufgetaucht mit Ihrem Bundesparteiobmann HC Strache, haben sich natürlich an den Zug gestellt. (GR Mag Wolfgang Jung: In den Zug, nicht an den Zug!) Wir sind ja nicht blind, und wir waren genauso dort wie Sie. 

Was ist denn passiert, als die Medienvertreter gekommen sind? War die Aufmerksamkeit noch bei der BürgerInneninitiative, die sich natürlich zu Recht darum kümmert, wie die Parkplatzsituation ist, wie die Situation mit der Lärmbelästigung ist? (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das war natürlich der Punkt, warum sich diese BürgerInneninitiative zusammengeschlossen hat, das ist total okay. 

Sie wissen genauso gut wie ich - und natürlich wissen es die Kollegen von der ÖVP und insbesondere Kollege Aigner auch -, dass seit dem Frühjahr mit dieser BürgerInneninitiative geredet und verhandelt wird, dass die MA 17 eingeschaltet war für einen Dialog und für eine Mediation (StR Johann Herzog: Mit durchschlagendem Erfolg!), dass mehrere Gespräche mit Bezirksvorsteher Karl Lacina stattgefunden haben, der sich immer bemüht, wobei man Ihre Verunglimpfungen nicht hinnehmen muss.

Sie brauchen gar nicht so zu lachen. Es ist niedergeschrieben, es ist aufgeschrieben, und es gibt Aktenvermerke darüber in der Bezirksvorstehung, dass keine der Parteien, weder ÖVP noch FPÖ, es jemals angesprochen hat - so viel zu Ihrem „BürgerInnenvertreter" und „Die Wähler werden zu Ihnen kommen". Wann haben denn die KollegInnen von Ihren Parteien in der Bezirksvertretungssitzung irgendwann einmal in diesem Jahr möglicherweise eine Problematik Dammstraße angesprochen? (GR Christian Oxonitsch: Nie!) Na, wann war das? (GR Christian Oxonitsch: Schweigen im Walde!) Habt ihr die Belege? Wann habt ihr in einer Präsidiale gesprochen? Wann habt ihr in einer Bezirksvertretungssitzung gesprochen? Wann ist das Thema Dammstraße und Aufstockung jemals von euch auch nur hinterfragt worden? Wann war das? (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Null, niemals!

Erst als es dazu gekommen ist, dass die Bürgerinnen und Bürger gesagt haben, gut, wir marschieren zum Amtshaus - was ihnen natürlich absolut freisteht -, um die Unterschriften zu überreichen, da sind die Einschaltungen im „Heute" und sonst noch wo losgegangen: HC Strache bei der überparteilichen BürgerInneninitiative. (GR Harry Kopietz: Selber bringen sie nichts zusammen! Sie brauchen eine Bürgerinitiative!) Ihr habt euch draufgesetzt! Ihr habt euch draufgesetzt auf die Armen, die naiv das Geld genommen haben. (GR Harry Kopietz: Kollege Aigner sitzt zu nahe bei den Freiheitlichen!) Ich glaube das auch. 

Ihr habt euch auf diese BürgerInneninitiative, die ihre legitimen Rechte vertreten hat - keine Lärmbelästigung, Parkplatzsituation - draufgesetzt und habt sie vereinnahmt, habt sie in Wirklichkeit missbraucht. Die Frau Schuster will, wie gesagt, nichts mehr mit euch zu tun haben, rein gar nichts! (StR Johann Herzog: ... im Stich gelassen! Nicht gekümmert! Außer Blabla nichts!) 

Ich kann es euch auch ankündigen: Nächster Termin ist der 3. Oktober, es ist bereits mit der BürgerInneninitiative vereinbart, wieder die Gespräche aufzunehmen, was heißt, aufzunehmen, sie natürlich weiterzuführen, so wie sie schon geführt wurden (StR Johann Herzog: Ohne Ergebnis!), und zu einer Einigung zu kommen. Es werden nur die Baubehörden dabei sein, es wird natürlich der Verein dabei sein, die „ATIB“, und so wird dann sinnvoll gesprochen werden. 

Die BürgerInneninitiative - erkundigt euch, redet mit ihnen - will nichts mehr mit euch zu tun haben. So schaut die Unterstützung für die Bürgerinnen und Bürger bei euch aus! (StR Johann Herzog: Schauen wir uns einmal an, wer was mit wem zu tun haben will! Wer was mit Ihnen zu tun haben will!) So schaut das aus: Vereinnahmung, Verhetzung, sich darzustellen und natürlich auch Rechtsradikale in eurem Zug dulden. Natürlich ist auch gesehen worden, wie ihr ihnen freundlich die Hand schüttelt. (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Lehnt das nicht ab, sagt nicht, dass es nicht so war, weil es natürlich gesehen wurde. Das ist ja lächerlich, was ihr da alles verbreitet. Natürlich hat HC Strache noch vor Ort gesagt, der Bezirksvorsteher nimmt die Unterschriften nicht an. Alles nicht wahr, die BürgerInneninitiative war natürlich dort, hat mit ihnen gesprochen, und es ist schon ein nächster Termin ausgemacht. (StR Johann Herzog: Aber nicht am Demonstrationstag!) So ist das. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Nur ganz kurz noch zur ÖVP, denn ich kann es mir nicht verkneifen: Bei uns ist es eben so, bei den Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, und ich glaube, darauf können wir mit Recht stolz sein: Bei uns heißt es nicht Zahn um Zahn. Bei uns heißt es auch nicht: Wenn die anderen nicht so sind und wenn sie nicht die Kirchen bauen - was übrigens nicht stimmt -, dann werden wir aber auch nicht die Gebetsräume und die Minarette ... 

Was ist denn das für eine Art, bitte? Ist das eine Art, wie man politisch verantwortlich mit Fragestellungen, die die Menschen bewegen, umgeht? Ist das wirklich eine Art? Ich kann es nicht fassen, das ist unverantwortlich! Da darf man kein öffentlicher Mandatar oder Mandatarin sein, wenn man sich so verhält. Das geht einfach nicht! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Das beurteilen aber nicht Sie!)
An die KollegInnen von der ÖVP gerichtet: Aufpassen, dass Sie nicht vom Teppich fallen. (StR Johann Herzog: Nicht Sie beurteilen das! Gott sei Dank!) Wir reichen euch die Hand, wir machen einen gemeinsamen Antrag. Ich glaube, das ist an sich schon zuvorkommend von uns, das muss ich ehrlich sagen nach den Sachen, die passiert sind und die auch in der Brigittenau passiert sind. Ich finde das in Ordnung, dass man sagt: Okay, zurück ins Boot, wir machen das jetzt gemeinsam, und wir rufen sozusagen alle demokratischen Kräfte und alle Kräfte, die sich dem widmen wollen, dazu auf, gemeinsam diese Sachen sinnvoll zu diskutieren. 

Wir sollten auf jeden Fall Sachen, die in Nachbarschaftskonflikten liegen, wo es um Lärmproblematik geht, wo es um Parkplätze geht, wo es ums alltägliche Leben geht, trennen von einer Diskussion über Religion, über Islam, und nicht daraus noch den Terror ableiten. Das ist unzulässig, und ich bitte Sie wirklich, diesen Weg nicht weiterzubeschreiten. Denn das ist unverantwortlich den Menschen gegenüber, das wird Ihnen nicht gerecht, und das löst auch die Probleme nicht, die sie gelöst haben wollen. Das ist der Punkt: Es löst ihre Probleme nicht. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Sie lösen keine Probleme, Sie schaffen Probleme!)
Die Probleme werden gelöst, indem man genau hinschaut und sie so identifiziert, wie sie sich darstellen. (GR Mag Wolfgang Jung: Die Probleme haben Sie geschaffen ...!) Wenn es um Lärmproblematik und Parkplatz geht, dann ist es unverantwortlich, daraus ein Islamisierungs- ist gleich, weiter in Ihrer Diktion, Terrorismusproblem zu machen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das ist unzulässig, das ist einfach unzulässig! Sie werden uns da sicher niemals dabeihaben. 

Wir sind auch der Überzeugung, wir werden unsere Wählerinnen und Wähler nicht verlieren. Aber wir werden ja sehen, für wen der Wahltag der Zahltag ist. Darauf sind wir gut vorbereitet, in der Regel sind es nicht wir. Bitte, der gemeinsame Dialog, die Probleme dort lassen, wo sie sind, nicht aus allem eine Islam-, Einwanderungs- und sonstige Debatte machen! (StR Johann Herzog: Genau, die Probleme lassen, wo sie sind!) 

Das ist - noch einmal - nicht angebracht, nicht am richtigen Ort, es hilft den Menschen überhaupt nicht. In Wirklichkeit verdeckt es ihre Probleme. Denn was ist auch in der Dammstraße passiert? Reden wir jetzt ganz viel über die Parkplätze, und reden wir ganz viel über die Lärmbelästigung? Nein, wir reden die ganze Zeit darüber, dass ihr dazu aufgerufen habt und der armen Bürgerinitiative zum Trotz sich Rechtsradikale und sonstige Leute noch angeschlossen haben. So ist das nämlich, ja. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich war dort, ich habe es mit meinen eigenen Augen gesehen. Ich kann nur noch einmal sagen, probieren wir gemeinsam … (GR Kurth-Bodo Blind: Was haben Sie gesehen?) Ich habe Sie gesehen, Herrn Mag Jung in der ersten Reihe, und ich habe die Rufe gehört: „Moschee anzünden", das habe ich auch gehört. Ich habe das alles gehört. (StR Johann Herzog: Von wem denn?) Ich habe es gerade gesagt. Ich rede ohnehin so laut, Sie müssen es ja hören, oder? 

Ich bitte wirklich darum, dass wir im Rahmen der Gesetze, im Rahmen der Demokratie, basierend auf unseren gemeinsamen Werten, die ich doch annehme, dass sie da sind (StR Johann Herzog: Da müssen sich alle Gruppen unterordnen! Dafür müssen Sie Sorge tragen!), diese Phalanx gegen Rassismus, gegen Verhetzung und gegen Panikmache schließen und uns wirklich den Problemen der Menschen widmen. Und die heißen Arbeitsmarkt, die heißen Bildung, die heißen eine gute Zukunft für die Jugend. Das sind die Probleme der Leute, und denen müssen wir uns widmen, nicht der Verhetzung und der Inanspruchnahme einer Bürgerinitiative, die am Anfang das noch wollte. So schaut das aus. 

Also, bitte, einfach zurücksteigen, wieder mit an Bord kommen, sofern das überhaupt noch möglich ist, und einfach gemeinsam für die Menschen in dieser Stadt arbeiten! Und für Sicherheit, die, wie gesagt, mehr ist als nur Polizei. Soziale Sicherheit hat ganz viele Faktoren. 

Ich habe einige aufgezählt; ich weiß nicht, wie weit Sie sich bei Ihnen gesetzt haben. 

Aber so kann es nicht gehen. (GR Mag Wolfgang Jung: Da haben Sie recht!) So kann es nicht gehen, dass man sich auf Leute draufsetzt und etwas ganz anderes daraus macht, als sie wollen. Es ist wirklich nicht dienlich, es ist verwerflich, wir lehnen das ab. (GR Mag Wolfgang Jung: Es ist verwerflich, gegen die SPÖ zu sein!) Mit uns SozialdemokratInnen sicher so nicht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir können zur Abstimmung über die fünf Beschluss- und Resolutionsanträge kommen. Alle fünf sind zur sofortigen Abstimmung vorgesehen. 

Wir stimmen zunächst ab über den Antrag der Freiheitlichen betreffend Opferhilfe für Senioren.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit Zustimmung. - Dies findet nicht die notwendige Mehrheit, es wird nur von Freiheitlichen und ÖVP unterstützt und ist somit abgelehnt.

Der nächste Antrag kommt ebenfalls von den Freiheitlichen und betrifft einen Entschädigungsfonds. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag wird nur von den Freiheitlichen unterstützt und ist somit abgelehnt.

Der dritte Antrag stammt wiederum von den Freiheitlichen, betreffend den Bau von Moscheen in Wohngebieten. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Auch dieser Antrag wird nur von den Freiheitlichen unterstützt und somit von einer überwiegenden Mehrheit abgelehnt.

Der vierte Antrag ist ein gemeinsamer Antrag der GRÜNEN, der ÖVP und der Sozialdemokraten betreffend Allianz gegen religiösen und Rechtsextremismus, Rassismus, Minderheitenfeindlichkeit und Islamophobie. 

Wer dafür ist, bitte ich um Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist mehrheitlich angenommen, gegen die Stimmen der Freiheitlichen.

Der fünfte Antrag ist ein Antrag der ÖVP betreffend Einrichtung eines kommunalen - in Klammer: unbewaffneten - Ordnungsdienstes/Stadtwache. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist nur von der ÖVP unterstützt und somit abgelehnt.

Diese Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 18.49 Uhr.)
